
Beilage 377/1993 zum kurzschriftlichen Bericht des o.ö. Landtages,
XXIV. Gesetzgebungsperiode

Bericht des Ausschusses für Verfassung
und Verwaltung betreffend das

Landesgesetz über das Dienstrecht der
Beamten des Landes OÖ.

CO.o. Landesbeaatengesetz 1993 -0.0. LBG)

jLandtagsdirektion: L-215j15-XXIVj

A. Allgemeiner Teil

I. AnlaS und Inhalt dieses Landesgesetzes:

1. Die Regelung des Dienstrechtes der Beamten der allgemeinen Verwal-
tung des Landes Oberösterreich findet sich im Landesbeamtengesetz
(Gesetz vom 9. April 1954 betreffend das Dienstrecht der Beamten
des Landes Oberösterreich LBG). Dieses normiert in § 2 die sinnge-
mäße Anwendung der im Zeitpunkt der Beschlußfassung dieses Gesetzes
für das Dienstrecht einschließlich des Besoldungs- (Pensions)
Rechtes maßgebenden Bundesgesetze und der als Gesetze des Bundes in
diesem Zeitpunkt geltenden sonstigen Vorschriften.

Auf dieser Grundlage basiert das geltende Dienstrecht im wesent-
lichen auf der Dienstpragmatik aus dem Jahr 1914, entspricht jedoch
teilweise nicht mehr modernen Anforderungen.

Mit dem Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BOG 1979), BGBl.Nr. 333,
stellte der Bund das Dienstrecht auf eine neue Grundlage. Das Land
Oberösterreich hat im Gegensatz zu anderen Bundesländern dieses Ge-
setz jedoch nicht übernommen, sondern die Dienstpragmatik weiterhin
als Grundlage beibehalten. Wegen der im Landesbeamtengesetz enthal-
tenen statischen '-Verweisung auf"das" Bundesdienstrecht erforderten
,die jeweils im Bundesrecht ergehenden. Novellen auch eine entspre-
chende Anpassung des Landesrechtes, insgesamt ergingen bisher 29
Ergänzungen zum Landesbeamtengesetz (zuletzt LGBl.Nr. 63/1993).
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Mit dem O.Ö. Landesbeamtengesetz 1993 soll nun das Dienstrecht der
o.ö. Landesbeamten im engeren Sinn, also noch ohne Besoldungsrecht
und Pensionsrecht, auf. eine eigenständige Grundlage gestellt wer-

·den. Dies ist ein wesentlicher Schritt zur Kodifikation des
Landesbeamten-Dienstrechtes.

2. Für das Dienstrecht (ohne Besoldungs- und Pensionsrecht) kann das
BOG 1979 als Vorbild herangezogen werden, da es sich - nach einigen
Novellen - grundsätzlich bewährt hat. So wurden folgende Para-
graphen im wesentlichen dem BOG 1979 entnommen: §§ 5 bis 10, 14,
15, 28 bis 30, 40 bis 43, 45, 71 bis 75, 78 bis 80, 85, 86, 89 bis
96, 106 bis 112. Gleichzeitig soll jedoch den Besonderheiten der
Organisationsstruktur der Landesverwaltung und den Bedürfnissen des
Landesdienstes Rechnung getragen werden.

3. Einige Bereiche werden aus dem bisher für 0 •ö . Landesbeamte gel-
tenden Dienstrecht übernommen, so etwa entspricht der 3. Abschnitt
dieses Landesgesetzes dem Landesgesetz über die Dienstausbildung
und Fortbildung sowie über die Dienstprüfung für Landesbedienstete,
LGBl.Nr. 80/1978, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl.Nr.
48/1992; der 10. Abschnitt dieses Landesgesetzes über die Dienstbe-
urteilung (§§ 97 bis 104 O.ö. LBG) entspricht im wesentlichen dem
Art. X der 27. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz , LGBl. Nr._
112/1991.
Weiters werden aus der 29. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz,
LGBl.Nr. 63/1993, 11. Abschnitt, Art. I, folgende Bereiche übernom-
men: Die Dienstpflichten des Beamten (6. Abschnitt, §§ 46 bis 63),
Teile des 7. Abschnittes über Dienstzeit und Urlaub (§§ 64 bis 70,
76 und 81 bis 84), die Bestimmungen über befristete Funktionen
(§ 93 Abs. 4 und 5) und das Disziplinarrecht (13. Abschnitt, §§ 114
bis 150).

4. Im wesentlichen beinhaltet dieses Landesgesetz folgende Neuerungen:
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- Veränderter Zugang zum pragmatisierten Dienstverhältnis aufgrund
der EWR-Anpassung,

-~,ausdrückliche Regelung, daB die Dienstbehörde die Begutachtung
durch einen Facharzt anordnen kann,

- Entfall des zusätzlichen Urlaubstages bei einem Samstagfeiertag,
- erstmalig Anspruch auf Erholungsurlaub breits während der ersten

sechs Monate des Dienstverhältnissess im aliquoten Verhältnis zu
der bereits zurückgelegten Dienstzeit,

- Anpassung des noch nicht verbrauchten UrlaubsausmaBes an das ge-
änderte BeschäftigungsausmaB während eines Urlaubsjahres,

- gestaffelter Verfall des Urlaubsanspruches,
- Verwendungs änderung ist nicht mehr der Versetzung gleichztihalten,

wenn sie lediglich einer langdauernden und umfangreichen Einar-
beitung bedarf,

- Möglichkeit, den Beamten zu öffentlichen und privaten Einrich-
tungen im In- und Ausland zu entsenden,

- die positive Rückmeldung nach Mitteilung der Dienstbeurteilung
entfällt,

- die Häufigkeit der Dienstbeschreibung wird verringert, Schaffung
jedoch der Möglichkeit in besonderen Fällen eine halbjährliche
Dienstbeschreibung durchzuführen,

- Entlassung wegen mangelndem Arbeitserfolg,
-,Entfall. der. Differenzierung. zwischen zeitlichen und dauernden

Ruhestand,
Möglichkeit einer Ruhestandsversetzung auf Antrag bei Organisa-
tionsänderungen,

- Beschwerderecht des Disziplinaranwaltes an den Verwaltungsge-
richtshof.

5. In § 3 Abs. 5, § 20 Abs. 9, § 99 Abs. 6, § 119 Abs. 2 und § 127
Abs. 5 sind Verfassungsbestimmungen enthalten.

6. Die Mitwirkung von Bundesorganen ist nicht vorgesehen.
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\ ..11. Kompetenzgrundlagen:

GemäB Art." 21 Abs. 1 B-VG obliegt den Ländern _die Gesetzgebung und
Vollziehung in den Angelegenheiten des Dienstrechts der Bediensteten
der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände.

Diese Kompetenz ist derzeit verfassungsrechtlich mehrfach einge-
schränkt. Insbesondere dürfen die in Angelegenheiten des Dienstrechtes
erlassenen Gesetze und Verordnungen der Länder von denen des Bundes
nicht in einem AusmaB abweichen, daS ein Wechsel des Dienstes zwischen
dem Bund, den Ländern, den Gemeinden und Gemeindeverbänden wesentlich
behindert wird (Art. 21 Abs. 1 letzter Satz B-VG). Darauf nimmt der
vorliegende Entwurf Rücksicht.

...
111. Finanzielle Auswirkungen:

-'<.'

Da im wesentlichen bereits in Geltung stehendes Dienstrecht übernommen
wird, ist mit keinen Mehrkosten zu rechnen.

Zusätzliche Dienstzeit wird durch den Wegfall des zusätzlichen Erho-
lungsurlaubstages je "Samstagfeiertag" (vgl. § 72) gewonnen.

IV. EG-Konformität:

Die EG-Konformität wird durch dieses Landesgesetz hergestellt. Die
Regelung lehnt sich eng an entsprechende Entwürfe des Bundes
(EWR-Dienstrechtsanpassungsgesetz) an.

1. Freizügigkeit der Arbeitnehmer:

Art. 28 des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts raum (EWRA),
der Art. 48 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (in der Folge "EWGV")'nachgebildet ist, ist die
Grundlage für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer.
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Die Verordnung (EWG)Nr. 1612/68 über die Freizügigkeit der Arbeit-

nehmer innerhalb der Gemeinschaft vom 15.10.1968 (ABI. L 257/2,

.ber. Nr . L 295/12) ("Freizügigkei tsverordnung"), geändert durch va
Nr. 312/76 vom 9.2.1976 (ABl. L 39/2) Und durch va Nr. 2434/92 vom

27. Juli 1992 (ABl. L 245/1), rezipiert durch Art. 28 Abs. 5 i Vm

Anhang V EWRA)enthält das in diesem Zusammenhang einschlägige Se-

kundärrecht.

Das Recht auf Freizügigkeit umfaBt vier Aspekte:

a) das (hier nicht weiter interessierende) Einreise- und Aufent""

haltsrecht,

b) das Recht auf Zugang zur Beschäftigung,

c) das Recht auf Gleichbehandlung und

d) das (hier nicht näher interessierende) Verbleiberecht nach Be-

endigung der Beschäftigung im Hoheitsgebiet eines Mitglied-

staates.

Zu b):

Das Recht auf Zugang zur Beschäftigung ("das Recht, sich um tat-

sächlich angebotene Stellen zu bewerben") beinhaltet, daB jeder

Staatsangehörige eines Mitgliedstaates ungeachtet seines Wohnortes

berechtigt ist, eine Tätigkeit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis ...im

Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates nach den für die Ar-

beitnehmer dieses Staates geltenden Rechts- und Verwaltungsvor-

schriften aufzunehmen und auszuüben.

Zulässig ist jedoch eine Beschränkung des Zuganges zur Beschäf-

tigung dahingehend, daB die Aufnahme der Beschäftigung von Sprach-

kenntnissen abhängig gemacht wird, die in Anbetracht der Beson-

derheit der zu vergebenden Stelle erforderlich sind .(Art. 1 und 3

Abs. 1 der Verordnung Nr. 1612/68).
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Zu cl:

Der Gleichbehandlungsgrundsatz verbietet jede auf der Staatsangehö-

rigkeit beruhende unterschiedliche Behandlung der Arbeitnehmer der

Mitgliedstaaten in Bezug auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige

Arbeitsbedingungen .

2. Ausnahmeyo. Grundsatz der freizügigkeit:

Die Bestiaaungen über die freizügigkeit finden keine Anwendungauf

die "8eschäftiqunq ia öffenUichen Dienst" (Art. 28 Abs. 4 EWRA)

bzw. auf die "8eschäftiqung in der öffenUichen Verwaltung"

(Art. 48 Ahs. 4 EWGV).

(Es gibt keinen Anhaltspunkt dafür, daS ait der unterschiedlichen

Wortwahl in Art. 28 Abs. 4 EWRAia Vergleich zu Art. 48 Aba. 4 EWGV

unterschiedliche inhaltliche Vorstellungen verknüpft worden sind.)

Die Reichweite dieser Ausnahme ist das zentrale Anpassungsproblem.

Aus der Judikatur des Gerichtshofes der Europäischen Geaeinschaften

(EuGH) lassen sich ZUII Begriff "öffentliche Verwaltung" folgende

Grundsätze ableiten:

- der Begriff ist eng auszulegen,

- es handelt sich UII einen GeJaeinschaftsbegriff (Auslegung nicht

nach national .. ReCht),

- es 1st bedeutungslos, wea das Dienstverhältnis zugeordnet ist

(Gebietskörperschaft, Unternebaen usw.),

- die Rechtanatur des Belchäftigungsverhältnisses ist ebenfalls

kein Abgrenzunqskriteriua (Beaater, Vertragsbediensteter, Ar-

beiter, Angestellter),

- "Beschäftigung 1D der öffenUichen Verwaltung" UllfaBtjene Stel-

len, die eine una1ttelbare oder aittelbare '1'eilnahae an der Aus-

tibu.nq hoheitlicher 8efuqnille und an der WahrnehauDqsolcher Auf-

9aben ait sich briDgen, die auf die Wahrunq der allq .. eiDn Be-

lanqe cles Staates oder anderer öffenUicher Körperschaften ge-

richtet sind und die deshalb ein Verhältnis besonderer Verbun-

denheit des jeweiligen Stelleninhabers zum Staat sowie die
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Gegenseitigkeit von Rechten und Pflichten voraussetzen, die dem

Staatsangehörigkeitsband zugrundeliegen. Dabei ist zu beachten,

daß sich in einer jüngeren Entscheidung eine Passage findet, die

eine Deutung dahingehend zuläßt, daß die beiden oben genannten

Elemente bloß alternativ vorliegen .üssen.

3. Anpassung:

Die oben dargelegte restlegung jener Bereiche des öffentlichen

Dienstes, die zulissigerweise Inländern vorbehalten bleiben dürfen,

ist ait den geltenden Dienstrechuvorschriften nicht vereinbar.

Diese legen ohne Differenzierung nach Verwendung die österreichi-

sche Staatsbürgerschaft als Zugangserfordernis zwingend fest. Diese

Vorschriften widersprechen daher dem EWR- bzw. EG-Priaärrecht

(Art. 28 EWRA, Art. 48 EWGV)und der bereits erwähnten, als

EWR-Verordnung rezipierten Verordnung Hr. 1612/68 und verlieren

(aangels besonderer Übergangsvorschriften) ait du Inkrafttreten

des EWRAfür Staatsangehörige anderer EWR-Länderihre rechtliche

Wirksaakeit (aaterie1le Derogation). I. Interesse der Klarheit der

Rechtslage ist eine Bereinigung der dem EWR-Rechtwidersprechenden

Regelungen vorgesehen.

Hach dem vorliegenden Entwurf sollen daher jene abstrakten Kriteri-

en zur Abgrenzung des Bereiches "Beschäftigung in der öffentlichen

Verwaltung" (ZUlässigkeit des Inländervorbehaltes) und des übrigen

öffenUichen Dienstes, in de. die freizQgigkeit der Arbeitnehller zu

qewährleisten ist, in die dienstrechtlichen BesUuWlgen über den

ZUgang zur Beschäftigung und der Verwendung (11 S, 14, 28 und 96)

eingebaut werden.

licht berührt vo. EWR-bzw. EG-Recht 1st das Rechtsinstitut des

pragut1lchen Dienstverhältnisses an 'ieb. Wo dieses vorgesehen

ist, aus es jedoch auch Staatsangehörigen anderer EWR- bzw.

Ba-Länder zugänglich qeaacht werden, sofern nicht eine "Beschäf-

tigung in der öffenUichen Verwaltung" in dea von der Judikatur

vorgegebenen engen Sinn vorliegt.
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Staatsangehörigen anderer EWR-bzw. EG-Länder die Beschäftigung

ausschließlich ill privatrechtlichen Dienstverhältnis zu eröffnen,

wenn Inländer in derselben Verwendung in pragmatische Dienstver-

hältnisse übernoaaen werden, widerspräche deli Gleichbehandlungsge-

bot (siehe dazu der EuGH in der RS 307/1984, EuGRE 1986, 1725

<1739> Rz 16).

Einen weiteren Schwerpunkt des vorliegenden Entwurfs bildet die Um-

setzung der RichUinie über eine allgeaeine Regelung zur Anerken-

nung cler Hochschuldiploae, die eine aindestens c:lreijährige Berufs-

ausbildung abschlieSen (lüchUinie 89/48/EWG, ABL L 19 vom

24. Jänner 1989, S. 16; Art. 30 iVa Anhang VII EWRACEWR/Anh. VII:

389 L 0048) für den Bereich des Landesdienstes. Diesbezüglich wird

auf die Erläuterungen zu I 28 hingewiesen.

B. Besonderer teil

1. ABSCHNITT

lllgeaeine Bestiaaungen

Zu § 1:

Der Anwendungsbereich cles O.ö. LBG uafaSt alle Landesbeaaten, ausgenoaaen

sinc:l die i.a I 1 cles Landeslehrer-Dielistrechtsgesetzes - LOG 1984 - uncl die

111 I 1 des Land- \md forstwirtschafUichen Landeslehrer-

Dienstrechtsgesetzes - LLDG 1985 - genannten Personen, deren Dienstrecht

geaäS Art. 14& B-VGin die ZUStändigkeit des Bundes fällt.

ZUr ItJ.antellung wird hinsichUich der Bestiaaungen betreffend Dienst-

postenplan (I 3) I I.usbilc:lunq \md fortbildung <11 16 bis 25) I funktionatitel

(I 38) sowie l.uBerdienststellunq (11 110 bis 113) darauf verwiesen, daS

ctiese Bestiaaungen auch die in ein .. privatrechtlichen Dienstverhältnis zua

Land Oberösterreich stehenden Bec:li.ensteten betreffen. I. Entwurf des

Landes-Vertragsbedienstetengesetzes ist eine entsprechende Verweisung ent-

halten.
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Zu § 2:

§ 2 soll die sprachliche Gleichbehandlung sicherstellen.

Zu A 3:

AhS. 1 und 5: GeaäB Art. 5S Abs. 3 O.ö. Landes-Verfassungsgesetz 1991 be-
schlieBt der Lanc1tag jährlich den Voranschlag. Die auf der Grundlage des
§ 16 Aba. 1 rinaDz-Verfaasungsgesetz 1948 erlassene Voranschlags- und Rech-
nungsabschluBverordnung - VRV, BGB1.Nr. 159/1983, i.d.!. BGB1.Nr. 440/1986,
bestiJlJlt ia § 5 Abs. 1, daB bei der Veranschlaqung der Ausgaben die Aus-
gaben, welche Leistungen für Personal betreffen, von den Sachausg'aben zu
trennen sind. cea.äB § 5 Abs. 3 VRV ist die Grundlage für die Veranschlaqung
der Ausgaben für die Dienstbezüge der Beaaten, der Vertragsbediensteten und
der ständigen sonstigen Bediensteten der Dienstpostenplan. Dieser ist gemäß
§ 9 Z. 7 VRV als Beilage de. Voranschlag anzuschlieBen. Er hat die im Vor-
anschlagsjahr erforderlichen Dienstposten der Beamten, der Vertragsbedien-
steten und der ständigen sonstigen Bediensteten auszuweisen.

Somit bildet Art. 55 Abs. 3 L-VG 1991 i.V ••• § 16 Abs. 1 F-VG 1948 und §§ 5
und 9 Z. 7 VRV die verfassungsrechtliche Grundlage für den Beschluß des
Landtages über den Dienstpostenplan.

Organisationsänderungen während eines Jahres können jedoch die inderung des
Dienstpostenplanes erforderlich _chen, wie etwa die Streichung oder Schaf-
fung von Dienstposten aber auch eine geänderte ZUweisung. Es soll daher die
Höglichkeit geschaffen werden, die Landesregierung zu eraächtigen, den
Dienstpost.enplan ia unbedingt erforderlichen AusaaB an die geänderten Ver-
hältnisse anzupassen. Da wie oben dargelegt, der Beschluß über den Dienst-
postenplan eine verfassuogsrechUiche Grundlage hat, ist auch die Ausnahlle-
eraächtiqung als Verfaaaunqsbesu-unq zu erlaaaen (eine ihnliche Regelung
enthält Art. SS Abs. S Z. 1 L-VG 1991 für Budgetüberschreitungen).

Abs. 3: Unter den "der Verwaltung des Landes obliegenden Aufgaben" sind
auch die Privatwirtachaftaverwaltung und die in aittelbarer Bundesverwal-
tung besorgten Aufgaben zu verstehen.
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2. ABSCHNITT
Beginn und Ende des Dienstverhältnisses der Beaaten

Zu § 4:

Den bewährten Sprachgebrauch entsprechend
"Pragaat.isierung" in das Gesetz aufgeno.. en werden.

soll der Begriff

Ab.. 1 stellt die für die Beqründungdes öffentlich-rechUichen Dienstver-
hältnisses notwendige Verknüpfunqvon Ernennungund Dienstposten her.
Es besteht kein Rechtsanspruch auf Ernennung(Pragaatisierung).

Zu § 5:

I 5 entspricht im wesentlichen I 4 BOG1979 in der Fassung des Gesetzesent-

wurfes für ein Dienstrechtsanpassungsgesetz.

Abs. 1: Die allqeaeinen Ernennungserfordernisse sind in ihrer Gesaatheit
unter dea Aspekt der qrundleqenden Nora des I 5 Abs. 5 zu sehen. Die An-

führunq foraaler Erfordernisse oder unbestiaater Gesetzesbegriffe, wie z.B.
"ehrenhaftes Vorleben", wurde daher weitgehend veraieden.

Abs. 1 Z. 2: Voneiner ErnennungzumBeaaten sind Personen ausgeschlossen,
für die qeaäB 1 273 ABGBein Sachwalter bestellt worden oder deren Minder-

jährigkeit qeaäS den 11 173 bis 175 oder 251 ABGBverlängert worden ist.

Abs. 1 Z. 3: Der Begriff "persönliche, insbesondere qesundhe1tliche, und
fachliche Eignung" bezieht sich sowohl auf die ausbildunqsaäSiqe als auch
auf die allgeaeine geistige, körperliche und charakterliche liqnung. Diese

lCriterien sind 1a Hinblick auf die für den Bewerbervorgesehene Verwendung
.zu prüfen.

Eine Itörperbehi.nderunq oder eine Gefihrdunq der Gesundheit darf nicht ZWl

AnlaS geno.. en werden, von vornherein die volle IigriWlg zur ErfUl1Wlgder

Dienstoblieqenheiten in Zweifel zu ziehen. Diese Frage ist anhand jener

Aufgaben zu beurteilen, die der Aufnahmewerberia konkreten Fall verrichten
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5011. So wird ~. B. ein Blinder oder schwer Körperbehinderter die körper-

liche Eignung für Telephonvermittlungsdienste, nicht aber als Amtsbote er-
bringen.

Zur Feststellung der gesundheitlichen Eignung des Bewerbers bedient sich

die Dienstbehörde eines a.tsärztlichen Gutachtens. Die Kosten dafür trägt

das Land Oberösterreich.

Der ärzUiche Sachverständige hat sich darauf zu beschränken, der Dienstbe-

hörde bei der Feststellung des sachverhaltes (Tatsachen, aedizinische Er-

fahrungssätze) geschulte Hilfe zu leisten. Er hat zu beurteilen, welche Be-

tätigungen der Bewerber nach seiner körperlichen und geistigen Verfassung

zu verrichten imstande oder nicht iastande ist. Diese Beurteilung kann sich

entweder auf Betätigungen allgemein wuchriebener Art beschränken (z.B.

"alle Arbeiten, die sitzend verrichtet werden können" oder "leichte Ar-

beiten, sitzend ohne Ruhepausen, stehend ait kurzen Ruhepausen") oder sie

kann auf konkrete Erwerbsgelegenheiten des Arbeitsaarktes verweisen.

Die Frage der körperlichen oder geistigen Eignung für die für den Bewerber

in Betracht gezogene Verwendung stellt jedoch eine Rechtsfrage dar, die

ausschlieBlich von der Dienstbehörde zu beurteilen ist.

Abs. 1 Z. 4: Während nach dem BOGein öffentlich-rechtliches Dienstver-

hältnis.chon ait VollendW1g des 18. Lebensjahres des Bewerbers beginnen

kann, soll hier das 19. Lebensjahr vorgesehen werden. Eine Nachsicht von

diese. Erfordernis des Kindestalters ist ausgeschlossen. GeaäB Abs. 6 kann

die Landesregierung abweichend davon ein höheres Hindestalter festsetzen.

Da. Höch.stalter von 4S Jahren ist schon darin begrtlndet, daS durch eine

kurze Aktivzeit bereits eine relativ hohe Pensionsanwartachaft begründet

werden kann, der in keiner Weise ausreichende OberweisW1gsbeträge der Sozi-

alversicherungsträger gegenüberstehen.

Ein weiteres Erfordernis stellt ait dea 40. Lebensjahr auf das Höchstalter

für den Eintritt in den Landesdienst ab, der auch in eine. anderen Dienst-

verhältnis erfolgen kann.
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Das Uberschreiten der oberen Altersgrenzen kann jedoch gemäß § 5 Abs. 7 aus

dienstlichen Gründen nachgesehen werden, z.B. wenn ein gleichgeeigneter Be-

werber, der allen Erfordernissen entspricht, nicht vorhanden ist.
4'

Aba. 2: Zu dea Uafang der "Inl.ändern vorbehaltene Verwendungen" ist auf

die Erläuterungen zu I 96 zu verweisen.

GeJläS Aba. 3 uafaSt das Erfordernis der fachlichen Eignung (§ 5 Abs. 1

Z. 3) auch die Beherrschung der deutschen Sprache in Wort und Schrift. Die

ausdrückliche !'estlegung dieser Bedingung steht iII Zus... enhang ait der.

grundsätzlichen Öffnung des Dienstverhältnisses für Angehörige anderer EWR-
bzw. EG-Länder.

Nach Art.. 3 Abs. 1 der Verordnung des Rates der EWG Kr. 1612/68 ist eine

Beschränkung des ZUganges zur Beschäftigung dahingehend zulässig, daS die

Aufnahae der Beschäftigung von Sprachkenntnissen abhängig gemacht wird, die

in Anbetracht der Besonderheit der zu vergebenden Stelle erforderlich sind.

Die Beherrschung der deutschen Sprache ist im Hinblick auf die Aufgaben-

stellung des öffentlichen Dienstes und die Bedürfnisse des Dienstbetriebes

zweifellos dea Grunde nach erforderlich. Das Niveau der Sprachkenntnisse,

das im einzelnen als erforderlich anzusehen ist, wird jedoch je nach Ver-

wendung unterschiedlich sein. So wird der KaSstab etwa für die Verwendung

:La Unterricht ein anderer sein als für den Einsatz bei .anuellen Tä-

tigkeiten.

Der zweite satz sieht daher vor, daS bei Verwendungen, für deren Ausübung

die Beherrschung der deutschen Sprache in geringerea Uafang genügt, ihre

Beherrschung in dea für diese VerveDdung erforderlichen AusaS nachzuweisen

l.st.

Keine verallgeaeinerungsfähige Aussage zua Problea der Erforderlich.keit von

Sprachkenntnissen dürfte die auf Besonderheiten der irischen Situation be-

zogene Entscheidung des EuCHin der Rechtssache C-379/1987 bieten: Danach

l.st die Vollzeitdauerplanstelle eines Dozenten an einer öffentlichen Be-

rufsbildungseinrichtung eine Stelle, deren Besonderheit es iJI Sinne von

Art. 3 Ahs. 1 Unterabs. 2 der Verordnung Kr. 1612/68 rechtfertigt, Sprach-
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kenntnisse zu verlangen, sofern dieses Verlangen Teil einer Politik zur

Förderung der Nationa1- und ersten Amtssprache ist und verhältnismäßig und

ohne Diskriainierung durchgeführt wird (EuGHE1989, 3967 <3995».

Abs. 4 Z. 4: Durch diese BestiJl.llung soll eine nochaalige PragJIatisierung

für den Fall ausqeschlossen werden, daS an das erste öffentlich-rechtliche

Dienstverhältnis ein privatrechUiches Dienstverhältnis ZUJI Land Oberöster-

reich oder zu eiDea privaten Dienstgeber anschlieSt. Von diesea soll keine

Rückkehr ins Beaatenverhältnis eröffnet werden, UJI nicht das Ausnützen von

Vorteilen aus dea jeweiligen Dienstverhältnis zur freien Wahl zu stellen.

Unter den Institutionen der Europäischen Geaeinschaft(en) sind insbesondere

die Institutionen des EWRund der EGzu verstehen.

Abs. 7: Die Nachsicht wird von der Dienstbehörde erteilt.

Auf das Hitwirkunqsrecht der Personalvertretung gea.

O.ö. L-PVGwird hingewiesen.
§ 8 Abs. 1 lit. d

Zu § 6:

§ 6 entspricht § 5 BOG1979.

Geaä8 § 10 des Dienstrecht&verfahrensgesetzes 1984, BGBl.Nr. 29, (DVG)be-

dürfen Ernennungen, Verleihungen von AIIt&t1teln, Verständigungen über

solche Ernennungen und Verleihungen sowie die ait Ernennungen und Verlei-

hungen von AIItstiteln zuaauenbingenc1en und gleichzeitig getroffenen Fest-

stellungen und Verfüqungen weder der Bezeichnung als Bescheid noch einer

Beqründung noch einer Rechtsnttelbelehrung. All Bescheidcharakter wird da-
durch nichts geändert.

GeaäS Abs. 2 sind ia Pragutisierungsdekret u ••• anzuführen:
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1. der Dienstposten; dieser wird durch folgende Daten ausreichend um-

schrieben:

a) Verwendungsgruppe,

b) Verwendung, Dienstklasse

2. der Aat.st.it.el des Bea.t.en; dieser ist auch dann anzuführen, wenn das

O.ö. LBGait. Rücksicht auf eine bestiaat.e fUnktion des Beut.en vorsieht,

da8 er als deren Inhaber einen Funktionstit.el führen kann;

3. der tag an du die PragaaUsierung wirksu wird; wird ein solcher nicht.

angeführt. oder erfolqt. die ZUSt.ellung des Ernennungsbescheidesan den

Beuten ged8 I 6 Abs. 3 nicht rechtzeitig, so wird die Ernennung .it.

dea tag der ZUst.ellung wirksam.

Pragaatisierungsdekrete sind gemäß § 11 Abs. 1 DVGzu eigenen Handen zuzu-

stellen. GemäB§ 5 DVGsind die Vorschriften des ZUst.ellgesetzes, &GB1.Ur.

200/1982, Ober die ZUSt.ellung zu eigenen Banden ait der llaSgabe anzuwenden,

da8 die dort angeführt.e Hint.erlegung von Schriftstücken auch bei.JI Leit.er

der Dienstst.elle des Bedienst.eten oder beia Stellvertret.er des Leiters zu-

lässig ist..

Ist die Zust.ellung des Pragaatisierungsdekret vor Ablauf des ia Bescheid

angeführten tages der Wirksaakeit. der Ernennung aus Gründen, die Ilicht. VOR

.... ten zu vertreten sind, nicht .öglich, so wirkt der Ernennungsbescheid

dennoch auf diesen '7:ag zurück, wenn innerhalb von zwei Wochennach Wegfall

ctieses ZUst.ellhindernisses eine nach den angeführten Best.i.JIaungen des DVG

und des ZUSt.ellgesetzes gült.ige ZUStellung erfolqt..

Abs. 3 zweiter Satz saniert lediglich die verspätete zustellung, Dicht aber

ctie verspät.et.e Ausfertigunq des Bescheides und i.st daher auf Bescheide, die

erst nach du '7:ag der a Bescheid angefUhrt.en Wirksaakei.t. der Ernennung

auagefertiqt. wurden, Dicht. anzuwenden.
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Zu § 7:

§ 7 entspricht § 6 BOG1979.

Die WirksaJlkeit der PragJIatis1erung einer Person, die nicht bereits in

eine. Dienstverhältnis zu. Land steht, setzt den Dienstantritt durch den

Beaaten voraus.

Wird der Dienst iII lalle des AbIS.2 erst nach du iII Bescheid angeführten

Tag des Wirksaakeitsbeqinnes der Ernennung - jedoch innerhalb eines Monates

- angetreten, 80 bewirken die KaSnahJlennach Abs. 2 letzter Satz lediglich,

daS das Pragaatisierungsdekret nicht rückwirkend aUSer Kraft tritt. Das be-

treffende Dienstverhältnis beginnt jedoch in diese. lall nicht ait dem im

Bescheid angeführten Tag, sondern erst ait dem Tag, an dem der Dienst ef-

fektiv angetreten wurde.

Eine abweichende Sonderregelung enthält Abs. 3 für den Dienstantritt an

eine. Monatsersten, der kein Arbeitstag ist.

Ist jedoch der BeaJIte WlJIittelbar vor seiner Aufnaluae in das Beamtenver-

hältnis bereits in eine. Dienstverhältnis ZUR Land gestanden, wird die Er-

nennung ausschlieSlich nach I 7 Abs. 1 wirksam. Die Frage des Dienstan-

trittes ist in einem solchen Fall nicht zu prüfen.

Zu § 8:

An die Stelle der Pflichtenanqelobung des provisorischen Beaaten und der

Leistung des Diensteides dei definitiven Beaaten wird eine einaalige

ADqelobung .. Beginn des Dienstverhiltni .. es vorgesehen.

für die BeurkuD4ung in den Personalakten ist die Wiedergabe des'1'ertes der

geleisteten Angelobung Dicht erforderlich. EI genügt der Veraerk "All ••••.

gemäBI 8 O.ö. LBGangelobt".
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Zu § 9:

§ 9 enthält Regelungen aus § 11 und § 12 BOG 1979.

Wie bisher soll das pragaatische Dienstverhältnis - im Gegensatz zum Bund -
18 Regelfall bereits als definitves begonnen werden. Solange der Bedienste
die Voraussetzunqen biefür nicht erfü11t, wird er iJI Regelfell iJI Vertrags-
bedienstetenverhältnis verbleiben.

E'ür die Definitivstellung sind nicht nur der zeitablauf , sondern auch die
Erfü11ung aller Ernennungs- und Definitivstellungserfordernisse Vorausset-
ZUDg. Der Beaate hat einen Anspruch auf bescheidaäSige Feststellung der
Definitivstellung. Dieser Bescheid ist rechtsfeststellend und nicht rechts-
begründend. UnterläSt ein provisorischer Beaater den Antrag, so kann vor-
erst die Definitivstellung nicht eintreten. Wird der Antrag jedoch später
gestellt, so ist festzustellen, daS das Dienstverhältnis ait Wirksamkeit
vo.Zeitpunkt des Antrages (des Einlangens bei der Behörde) definitiv ge-
worden ist.

Der iJI Gesetz angeführte vierjährige ZeitraWl bezieht sich auf die tatsäch-
liche Dauer des Dienstverhältnisses. Der Fristenlauf wird daher durch eine
Heaaung der Vorrückung (§ 10 des Gehaltsgesetzes 1956 in der für Landesbe-
.. te geltenden Fassung) nicht gehemmt.

Auch ein allfälliger Wechsel der Verwendungsgruppe (Uberstellung in eine
höhere oder in eine niedrigere Verwendungsgruppe) ist auf den Fristenlauf
ohne EinfluB. Das gleiche gilt für den Präsenzdi.enst und den Zivildienst.

Die Definitivstellung des provisorischen Dienstverhältnisses tritt weiters
Dicht ein während eines laufenden Disziplinarverfahrens und bis zu drei Mo-
nate nach dessen rechtskräftigen AbachluB.

Abs. 6 rÄuat jedoch der Dienstbehörde die Köglichkeit ein, innerhalb der
drei Konate Dach du rechtskriftiqen AbschluB des Disziplinarverfahrens
trotz SchuldsPruchs die Definitivstellung bei Vorliegen berücksichtigungs-
würdiger Gründe vorzunebaen. Ein Rechtsanspruch auf Definitivstellung kout
dem Beamten innerhalb dieses dreiaonatigen Zeitraumes jedoch nicht zu.



17

Abs. 3 und 4: la Rahmendieser Kürzungsaöglichkeit darf aber eine Verkür-

zung der provisorischen Dienstzeit nur SO weit stattfinden, als durch die

angerechnete Vordienstzeit Gewähr für die fachliche und persönliche Eignung

für die in Betracht gezogene Verwendunggeboten wird.

DeIIgeaäB wird eine volle Nachsicht der Dienstzeit von vier Jahren grund-

sätzlich nur dann gerechtfertigt sein, wenn der Bewerber :La öffenUichen

Dienst bereits ausreichend erprobt wurde (Pragu.tisierung von Vertragsbe-

diensteten, Übemablle von BundeS-I Landes- oder GeaeindebeaJlten). Bei

Pragaatisierung von Personen ait längerer anrechenbarer Dienstzeit auBer-

halb des öffentlichen Dienstes wird zu erwägen sein, daS durch die Vor-

dienstzeiten in der Regel lediglich die fachliche Eignung für den Landes-

dienst als erprobt gelten kann, weshalb in solchen Fällen eine volle Nach-

sicht .eist nicht in Betracht ko.. en wird.

AhS. 7 stellt hinsichUich der Nachsicht von

Definitivstellungserfordernissen das Gegenstück zu dem die Nachsicht von

den PragJlatisierungserfordernissen regelnden § 5 Ahs. 7 dar. Auf die Aus-

führungen zu diesen Bestiaaungen wird verwiesen.

Zu § 10:

A 10 entspricht § 10 BOG1979.

Wie bereits zu G 9 ausgefübrtl koaat ein provisoriach-pragaatisches Dienst-

verhältnis nur dann in Betracht, wenn ZUII Zeitpunkt der Pragu.tisierung

noch nicht alle Voraussetzungen des I 9 Abs. 1 erfüllt sind.

Ein Kündigungsrecht koaat nur der Dienstbehörde, Dicht aber dea Beaaten zu.

Der Beaate kann jedoch aus dea Dienstverhältnis austreten. Das Kündi,gungs-

recht der Dienstbehörde besteht unabhängig von einer allfälligen Durchfüh-

rung eines Disziplinarverfahrens.

Die Kündigungsfrist wird ait der ZUstellung des Kündigunqsbescheides in

Lauf gesetzt. Das l.usaaB der lW.ndi.gungsfrist richtet sich nach der Dauer

des Dienstverhältnisses :La Zeitpunkt der Zustellung des Kündigungsbe-
scheides.
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Bei Kündigungen durch den Dienstgeber wird gellä8 § 12 Abs. 1 des

Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes, BGBl.Nr. 154/1956, der Lauf von Kündi-

gungsfristen, die iJI Zeitpunkt der Zustellung des Einberufungsbefehles an

einen provisorischen Bea.ten oder bei Bekanntgabe des allgelleinen Einberu-

fungsbefehles bereits laufen, durch den Präsenzdi.enst geheut. Die Heuung

beqinnt ai.t de. Tag, für den der provisorische 8eaIlte zur Leistung des Prä-
aenz:di.enstes einberufen ist und endet ai.t du Tag der Entlassung aus deli

Präsenz:di.enst. Gleiches gilt geaäS I 3S Zivildienstgesetz: (ZOO) für Zivil-

dienstleistende.

AbS. 3 geht davon aus, daS z.B. ein der Aufnahae in das Beaatenverhältnis

unaittelbar vorhergehendes Vertragsbedienstetenverhältnis ZUII Land dann

eine Probezeit entbehrlich aacht, wenn der betreffende Bedienstete während

dieses gesallten Jahres in einer Verwendungstand, die der nunllehrigen Ver-

wendung als Beaater zumindest gleichwertig ist.

Die Kündigungsgründe sind iII Gesetz beispielsweise angeführt. Zu den ange-

führten Kündiungsgründen ist zu beIIerken:

1. Nichterfüllung von Definitivstellungserforderni.ssen: Die Definitivstel-

lungserfordernisse sind 111I 9 bzw. der auf dieser Grundlage ergehenden"

Verordnung geregelt.

2. Mangel der körperlichen oder geistigen Eignung: Die Einholung eines

ärzUichen Gutachtens ist nicht .ehr vorgeschrieben. Dennoch wird es

auch künftig nötig sein, zur Beurteilung .edizinischer !'ragen ia Erai.tt-

lungsverfahren ein ärztliches Gutachten einzuholen. Bezüglich der Beur-

teilung des ärztlichen Gutachtens durch die Dienstbehörde und der

'rragung der Kosten des Beweisverfahrens wird auf die Ausführungen zu I S

Aha. 1 Z. 3 verwiesen.

3. Unbefriedigender Arbeitserfolg: Die DurchfOhrunq eines Dienstbeurtei-

lungsverfahrens ia Sinne der I§ 97 bis lOS und eine Hitteilunq der

Dienstbehörde 111Sinne des I 103 an den Beuten, daS er eine nicht zu-

aindest gute Dienstbeurteilung aufweist, sind für die Durchführung einer---

Kün4igung wegen unbefriedigenden Arbeitserfolges nicht Voraussetzung und

daher auch nicht erforderlich. Hat jedoch ein Dienstbeurteilunqsverfah-
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ren stattgefunden und %u einem negativen Ergebnis (einer nicht min-

destens auf "gut" lautenden Dienstbeurteilung) geführt, so ist der Tat-

bestand des Aba. 4 Z. 3 ebenfalls erfüllt. Auf die Berichtspflicht des

Vorgesetzten wird hingewiesen.

4. Pflichtwidriges Verhalten: Sowohl ein dienstliches als auch ein

aUSerdienatliches Verhalten, ait de. die Dienstpflichten verletzt wer-

den, erfüllt den anqeführten ltündiqungsqrund. !'ür eine ltündiqung wegen

pflichtwidrigen Verhaltens ist die Durchführung eines Disziplinar-

verfahrens nicht erforderlich.

s. Bedarfsaangel kann besonders bei "seltenen" Verwendungenauftreten.

Ein besonderer Kündigungsschutz, der auch für die Lösung des öffentlich-

rechtlichen Dienstverhältnisses gilt, ist in folgenden Rechtsvorschriften

vorgesehen:

1. Weibliche BeaJIte können während der Schwangerschaft und bis ZWII Ablauf

von vier Monaten nach der Entbindung bzw. bis ZWI Ablauf von vier Wochen

nach Beenc1iqung des Mutterschutz-Karenzurlaubes rechtswirksa. nicht ge-

kündigt werden.

2. Provisorische BeaJIte, die ZWi Präsenzdienst einberufen sind, dürfen ab

diese. zeitpunkt bis zu. Ablauf einer bestiaaten Zeit nach Beendiqung

des Präsenzdienstes nicht gekündigt werden. Die näheren Bestaaungen

hierüber sind du I 6 des Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes, BGBl.Hr.

154/1956, zu entnebaen. Gleiches gilt geaäB I 35 ZiVOGfür Zivildienst

leistende Personen.

3. Begünstigte Behi.Dderte U 2 lbs. 1 Behinderteneinatellungsgesetz) dürfen

geaäB I 8 Abs. 2 BehEG nur gekündigt werden, wenn der Behindertenaus -

schUS beia Landesinvalidenaat der ItUndiqung zuqestilult hat.

4. Auf die ltünd1gunq von Inhabem von Aatsbescheiniqunqen oder Opferaus-

weisen ist geaäB I 6 Z. 4 des Opferfür&orqeqesetzes I 8 BehEGebenfalls

anzuwenden.
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Zu § 11:

Abs. 1 definiert die Beförderung. Abs. 3 deckt die im Landesbereich bisher

festgelegte Praxis ab.

Zu I 12:

Die Uberstellung wird als dienstrechtliche HaBnabaedefiniert, wobei die
besoldungsrechUichen KonsequenzeniII I 34 Cehaltsgesetz 1956 in der für

Landesbeaate geltenden Fassung (GG1956) geregelt sind.

Die Uberstellung war bisher iII I 20 Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBl.Nr.
22/1974, in der als landesgesetzliche Vorschrift geltenden Fassung gere-

gelt.

Zu I 13:

Das Personalstandsverzeichnis dient der ordnungsgeaäSenPersonalwirtschaft

W\d der Inforaation der einzelnen Beuten.

Zu § 14:

I 14 entspricht 1-. wesentlichen I 20 BOG1979.

Die 1-. I 14 aufgezählten Auflölungsgründe sind allgeaeiner Natur, sie gel-
ten qrundsätzlich für jeden Beuten (I 14 Abs. 3 für jeden Ruhestandsbe-
.. ten). Die Aufzählungdieser allgeaeinen Auflösunqsgrl1Dde1st erschöpfend.

AbIS.1 Z. 1 erfaSt vor allea fälle, in denen die tlöqlicbkeiten einer Teil-
zeitbeschäftigung 1-. öffenUich-rechUichen Dienstverhältnis bereits ausge-

schöpft sind. U. eine darüber hinausgehende Verlängerunq der Herabsetzung
der Wochendienstzeit zu eraöglichen, kann ein Vertraglbedienstetenverhält-

nis abgeschlossen werden. Dadurch endet das Beutenverhältnis , ohne daS

dies einen Austritt darstellt.
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Der Austritt ist im § lS geregelt. Die Kündigung des provisorischen

Dienstverhältnisses ist im § 9 geregelt.

Entlassungstatbestände stellen sowohl § 105 (Entlassung wegen lIangelnden

Arbeitserfolges) als auch § 115 Abs. 1 Z. 5 (Disziplinarstrafe der Entlas-

sunq) dar.

Bei Z. 6 handelt es sich UII einen kraft Gesetzes eintretenden Sonderfall

der Entlassung. GemäS§ 27 Abs. 1 StGB ist bei eine. Be.. ten ait der durch

ein inländisches Gericht erfolqten Verurteilung weqen einer oder .ehrerer

ait Vorsatz beqangener Handlungen zu einer .ehr als einjährigen Freiheits-

strafe der Verlust des Amtes verbunden. Es tritt nur der Verlust des Amtes

ein, nicht auch (wie nach deli alten Strafgesetz) die Unfähigkeit, das Amt

wieder zu erwerben.

AIItsverlust kann nur bei Verurteilung durch ein inländisches Gericht ein-

treten.

Der Besitz der österreichischen Staatsbürqerschaft ist nicht nur ein Erfor-

dernis für die Beqriindung des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältniues,

sondern auch für seinen Bestand; daher bildet ihr Verlust gemäS § 14 Abs. 1

Z.7 ~it. a einen Auflösungsqrund dann, wenn nicht die Staatsanqehörigkeit

eines anderen VOll§ 5 Abs. 2 erfaSten Staates geqeben ist. Dies insbesonde-

re auch desha~, da in bestiallten Bereichen die Aufnahlle in ein Beallten-

dienstverhältnis auch für Staat&angehöriqe anderer Länder .öqlich ist, und

daher ein genereller Endiqunqsqrund "Verlust der österreichischen Staats-

bürgerschaft" nicht .ehr sachgerecht ist.

I 14 abIS. 1 Z. 7 llt. b reqelt den Fall, daS eine Person auf Grund ihrer

Staatsbürqerschaft eines EWR-lütqliedstaates in das Beaateadienstverhältnis

aufgenoaaen wurde und diese Staatsbürgerschaft verliert. In diesea Fall ist

ein AuflösunqsgruDd. dann qeqeben, trenn Dicht die Staatsbürqerachaft eines

anderen EWR-lütqliedataates oder die österre1ch1sche Staatsbürqerschaft
vorliegt.

Aba. 2: Andererseits besteht bei Verwendunqauf Inländern vorbehaltenen

Arbeitsplätzen (I 96) der Bedarf nach einea Auflösungsqrund bei Verlust der

österreichischen Staatsbürqerschaft, wenn keine Zuweisunq eines anderen In-
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ländern nicht vorbehaltenen Arbeitsplatzes erfolgt . Auf diesen Fall nimmt

Abs. 2 Bedacht.

Ia Zusaaaenhang ait , 14 Abs. 3 wird nochaals darauf hingewiesen, daB die
'-

Versetzung und der Übertritt in den Ruhestand zwar eine Veränderung, aber

keine Auflösung des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses ZWi Land

darstellen.

I 14 Abs. 3 Z. 2 stellt eine Ergänzung zu I 14 Abs. 1 Z. 5 (Aatsverlust)

dar. Diese ist notwendig, weil der Beaatenbeqriff des , 74 Z. 4 StGB nur

Beaate des Dienststandes, nicht jedoch Beaate des Ruhestandes erfaBt ("Be-

aater ist jeder, der bestellt ist, iJI RahJlendes Landes •••• als dessen Or-

gan •••• Rechtshandlungen vorzunehJlen, oder sonst ait Aufgaben der Bundes-

verwaltung •••• betraut ist"). Siehe iII übrigen auch I 11 lit. f des Pen-
sionsgesetzes 1965 in der Fassung des Landesbeaaten-Pensionsgesetzes (PG).

Us Beispiele für den i.JI I 14 Abs. 4 enthaltenen Gesetzesvorbehalt sind et-

wa die Abfertiqunqsfälle des I 26 Abs. 3 Gehaltsgesetz 1956 in der für Lan-

desbeute geltenden Fassung, das BUndesgesetz BGBl.Ur. 174/1963 Ld.E'.

BGBl.Ur. 22/1964, über die GewährUngvon Oberbrückungsbeihilfen in der für

LandesbeaJIte geltenden Fassung, und die nach deli pe allenfalls in Betracht

kOllllendenUnterhaltsbeiträge anzusehen.

Zu I 15:

G 15 entspricht I 21 BOG1979, ait der Abweichung, daß die Austrittserklä-

runq ait dea Ablauf des Tages (Bund : !lonat) der Einbringung wirksall wird,

UJI den Beaaten nicht zu einea Verbleib iII Dienststand zu zwingen.

Die Dienstbehörde kann den &1ntritt der Bolgen einer schrifUichen Aus-

trittserklirunq nicht verh1Ddern. I'ür eine "Innablle" der Austrittaerklärung

durch die Dienstbehörde liSt näallch das Gesetz keinen RaUII. Die Erklärung

wird kraft zw1Dgen4enRechtes (I 15 Abs. 2) ait Ablauf des Tages wirksu,

den der Beaate besu.-t, frühestens ait Ablauf des Tages an dea sie deli

Vorqel5etzten überreicht wurde oder bei der Dienststelle eingelangt ist.

Diese Regelung gilt auch für Erklärungen, die keinen oder einen früheren
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Wirksamkeitsbeginn enthalten. Geldverbindlichkeiten, die im Zeitpunkt des
Austrittes bestehen, sind auf dem Rechtsweg geltend zu aachen.

Oie Austrittserklärung geaäB I IS ist eine einseitige Willenserklärung des
Bea.ten. Ein Widerruf dieser Erklärung ist bis ZUJI Zeitpunkt ihres Wirk-
sa.werdens _öglich.

3. ABSCHNITT

Dienstausbildung und fortbildung

Dieser Abschnitt gilt für Beaate und sonstige Bedienstete, die nicht Beamte
sind (z.B. Vertragsbedienstete oder Personen, für deren Dienstverhältnis
die Geltung eines Kollektivvertrages vereinbart wurde).

Oie Dienstausbildung und Fortbildung ist derzeit durch das Gesetz über die
Dienstausbildung und Fortbildung sowie über die Dienstprüfungen von Landes-
bediensteten, LGBl.Hr. 80/1978 i.d.F. 48/1992, geregelt. I. Zuge der vor-
liegenden Kodifikation wird dieses Gesetz als 3. Abschnitt iD wesentlichen
unverändert in den vorliegenden Entwurf eingearbeitet.

Die Zuständigkeit zur Durchführung des Prüfungsverfahrens aUSer der Prüfung
selbst soll in der Regel der Landesregierung - als Dienstbehörde bzw. 1a

Falle privatrechtlicher Dienstverhältnisse als zuständiges Organ des
Dienstgebers - zukouen.

Zu I 17:

Die erfolgreiche Ablequnq der DienstPrüfung ist einerseits als Erfordernis
für die PragaaUsienmg, andererseits etwa als Erfordernis für die
Höherreihung Von Vertrag.bediensteten noraiert.

I. Zusauenhalt ait I 1 Abs. 3 ergibt sich, daS sich die Bestiaaung über
Dienstprüfungen nicht nur auf die in eine. öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis stehenden Bediensteten (Beaaten), sondern auch auf die in eineIl
privatrechtlichen Dienstverhältnis stehenden Bediensteten bezieht. Damit
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wird dem Umstand Rechnung getragen, daß - anders als beim Bund - vorwiegend

Vertragsbedienstete, aber auch Privat8ngestellte zu Dienstprüfungen antre-

ten.

Wie in den Erläuterungen zu § 1S ausgeführt, ist das zuständige Organ des

Dienstqebers bei privatrechtlichen Dienstverhältnissen die Landesregierung.

Zu I 18:

Die allgeaeine inhaltliche Uaschreibung des Zieles von Dienstprüfungen im
Abt;. 1 gehört zu den zentralen BestiaJlungen. Es soll - unbeschadet des

Abs. 2 - gewährleistet werden, daS sich Dienstprüfungen weitgehend an den

praktischen Anforderungen der Verwendung des Bediensteten orientieren und

vor allem dem Nachweis der Fähigkeit dienen, die erworbenen Kenntnisse an-

zuwenden, ohne jedoch ein spezielles Fachwissen zu fordern, das zur Erfül-

lung bestiaater Aufgaben benötigt wird. Dieses Prüfungsziel stellt hohe pä-
dagogische Anforderungen an die Prüfer.

Eine Verwendung, in dem aehrere Verwendungsarten (E'achrichtungen) ia Sinne

des dritten Satzes zusa .. engefaBt sind, ist vor alle. der wissenschaftliche

und höhere wirtschaftskundige Verwaltungsdienst, in de. Bedienstete z.B.

folgender Fachrichtungen tätig sind: Psychologen, Historiker, Volkskundler,

Ifwaisaati.ker, Geologen, Biologen, Soziologen, Sozialwirte, Betriebswirte.

Da nicht alle Bedienstete Kenntnisse des Verwaltungsverfahrensrechtes haben

aüssen (z.B. wissenschaftlicher Dienst in Anstalten, Köche,

ICraftwagenlenker), überlanen es Abs. 3 und 4 den Prüfungsordnungen festzu-

legen, ob und welche ltenntnilSe in diesea Gegenstand nachgewiesen werden

aüssen.

Die Abs. 3 und 4 eraöqlichen eine aöqlichst flexible Cestaltung des Prü-

fungsstoffes.
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Speziell zu Abs. 3 Z. 3 ist festzuhalten:

Die Uaschreibung des Prüfungszieles ia Abs. 1 bezieht sich unter anderem

auf eine aögliche künftige Verwendungdes Prüfungswerbers. Da sich die Auf-

gaben der Landesverwaltung laufend erweitern, können sich aöglicherweise

Verwendungen ergeben, an die bei der Festlegung der Prüfungsgegenstände in

der Prüfungs ordnung nicht gedacht werden konnte. UII in solchen Fällen nicht

soqleich die Prüfungsordnung ändern zu IlÜSsen, wird die ErIIächtigung der

Dienstbehörde vorgesehen, anstelle einzelner vorgesehener Fachgebiete an-
dere einschlägige festzusetzen.

Zu § 20:

Die PrüfungskoJlJllissionen sind iJI vorliegenden Entwurf nicht Behörden, da

sie keinen Anteil an der Befehls- und Zwangsgewalt haben. Insbesondere ist

es der Dienstbehörde vorbehalten, über die Zulassung zur Prüfung zu ent-

scheiden (f 21. Abs. 5).

Die PrüfungskollDissionen sind Organe des Landes, deren Aufgabe die Erstel-

lung von Gutachten ist (vgl. Funk, Die rechtliche Qualität von Prüfungsent-

scheidungen, in: Die EntWicklung der österreichischen Verwaltungsgerichts-

barkeit, 1976, S. 175 ff), an die sich allerdings ex lege - aufgrund an-

derer dienstrechtlicher Vorschriften - Rechtswirkungen knüpfen.

Abs. 8: Es ist nicht in jede. Fall erforderlich, innerhalb der Prüfungskoll-

aiasion Senate zu bilden; dies soll nur bei Bedarf geschehen.

Zu , 21:

zu lbs. 2 und 3: I. Interesse der Dienstbehörde und der Prüfungskandidaten

soll die Möglichkeit zu einer relativ reqellläSigen, gleichwohl aber flexi-

blen Teraingestaltunq geschaffen werden.

Die (insbesondere ia Hinblick auf gesetzliche Feiertage und RücksichtnahAen

auf die Haupturlaubszeiten sich ergebenden) Notwendigkeiten zur TerJIinge-

sta1tung könnten zu unbilligen Härten für jene Bediensteten führen, die
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Prüfungen oder Prüfungsteile nicht bestanden haben. Die Festsetzung der

Wiederholungsfrist auf vier Monate soll daher sicherstellen, daß jedenfalls

jene Bediensteten, die zum Regelterain (Halbjahrestermin) angetreten sind,

schon zum nächsten Halbjalu-esterain die Möglichkeit zur Wiederholung der

Prüfung haben.

zu I 22:

Ahs. 1: Es wird vorgesehen, daS praktische Prüfungen auch in Verbindung ait

einer schriftlichen Prüfung abgehalten werden können, etwa so, daS das Er-

gebnis einer praktischen Prüfung schriftlich dargelegt und ausgewertet wer-

den aUS.

Ahs. 2: Es erscheint unzweckJläSig, als einzige Alternative der Klausurar-

beit die Hausarbeit vorzusehen. Es ist denkbar, daS eine sinnvolle prak-

tische Prüfung etwa durchaus ia Dienstqeschehen ohne lUausuranordnung er-

folgen kann. Als Noraalfall wird die Themenstellung durch den Fachprüfer im

Einvernehaen ait dem Vorsitzenden vorgesehen, UD eine gewisse Gleichaä-

Sigkeit zu fördern.

Ahs. 6: Die gesetzliche Verautung des Abs. 6 ist zur Hintanhaltung spekula-

tiver Überlegungen notwendig; in diesem ZUsaJUenhang ist darauf hinzu-

weisen, daS die Ges.. tprüfung trotz des Nichtbestehens eines Teiles bestan-

den werden kann.

Abs. 8: Sinn einer Dienstprüfung ist es, die allgeaeine dienstliche Eignung

festzustellen. Dieser Sinn ko.. t in der Hotengebung durch eine Koaaission

und die aes .. tnote zua Ausdruck. Daher sollte eine "Auszeichnung" auch kon-

sequent nur bei insges .. t ausgezeichneter Leistung gegeben werden.

Abs. 11: Ia Gegensatz zu einea Prüfungszeugnis ist diese Hitteilung nicht

s teapelpflichtig. Sie wird gelegentlich in AnsPrUchgenouen.
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Zu § 23:

Die Hauptgegenstände sollen auf jeden Fall koaJlissionell geprüft werden
(Ahs. 2 zweiter und dritter Satz); Einzelprüfungen sind ia Rahaen der
koamissionellen Prüfung zu wiederholen (&bs. 3 Z. 3); dies liegt sowohl im
Interesse der Verwaltungsökonoaie als auch i.JI Interesse des
Prüfungswerbers, der dadurch den Prüfungstenain wahren kann; das Prüfungs-
ergebnis soll auch bei ~eilprüfungen durch eine aes.. tnote ausgedrückt Wer-
den (Ahs. 3 Z. 4).

Zu § 24:

Ahs. 1 ist zweckaäBig, da für eine Reihe von Verwendungen,in denen sich
lediglich eine kleine zahl von Bediensteten befindet, keine eigene Dienst-
prüfung eingerichtet werden soll, sofern der Inhalt der Prüfungsvorschrift
des Bundes ait dem im I 18 gesteckten Prüfungsziel übereinstimmt.

Die Ahs. 2 und 3 sollen auch den Wechsel des Dienstes zwischen Körper-
schaften öffentlichen Rechtes erleichtern.

Zu § 25:

Die Ahlegung der Dienstprüfungen nach den für Landesbedienstete geltenden
Rechtsvorschriften soll nicht dazu lli.8braucht werden können, eine im

Dienstrecht des Prüfungswerbers vorgesehene Dienstprüfung zu Ullgehen. I 2S

,dient vielaehr in der Reqel den Geaeinden (Gelleindeverbänden)dazu, ihren

Bediensteten die &blegung einer DienstprO.fungvorzuschreiben, die der Ver-
wendungder Bediensteten besser entspricht all die sonst vorgesehenen und
nicht nach Verwendungendifferenzierenden Prüfungen.

Die Zulassung soll aus diesen Gründenauch nur auf Vorschlag der Dienstbe-

hörde des Prüfungswerbers bzw. des zuständigen Dienstqebers erfolgen. Der
Dienst.qeber soll auch wesenUichen EinfluB auf den Inhalt der Prüfung ha-

ben, soweit die Prüfungsordnung diesbezüglich cestaltungsaöglichkeiten vor-
sieht.



28

4. ABSCHNITT
Besondere Besti .. ungen für Bea.te der

1l1qe.einen Verwaltung

Zu § 26:

I 26 enthält eine Verorclnungseraächtigung der. Landesregierung zur Festle-
gung allgeaeiner und besonderer Erfordernisse für einzelne Verwendungen,
die in einer Verordnung geaeins .. qeregelt werden können. Diese e:inzelnen
Verwendungen waren schon bisher als sogenannte Dienstzweige in der
Landesdienstzweigeverorclnung der o.ö. Landesregierung geregelt, die gemäß
Art. 2 des Gesetzes LGBl.Hr. 41/1967 als Landesgesetz gilt und durch § 154

aufgehoben wird.

Zu § 27:

Diese Best1aaung noraiert, daS für Beaate der
sprechende Nachweise über die für Ernennungen
und Prüfungen zu erbringen sind. § 40 Abs. 1

wendungfür Lehrer.

allgemeinen Verwaltung ent-
erforderlichen Ausbildungen
noraiert die sinngemäSeAn-

Zu § 28:

I 28 entspricht I 235a BOG1979 in der Fassung des Gesetzesentwurfes für
ein EWR-Dienstrechtsanpassungsgesetz.

Die RichUinie des Rates voa 21. Dezeaber 1988 über eine aUge.eine Rege-
lung zur Anerkennungder Hochschuldiploae, die eine aiDdestens dreijährige

Berufsausbil.d\.m9 abschließen (98/48/EWG, btsblatt L 19 vo. 24.1.1989,
S 16 - in der I'olge "Richtlinie"), ist geaäS Art. 30 in Verbindung ait An-

hang VII des EWRAWlZusetzen. Die RichUinie gilt (abgesehen voa Bereich

jener Berufe, die Gegenstand einer EinzelrichUinie Ober die gegenseitige
Anerkennungder Dip10ae sind) für alle Angehörigen eines Kitq1iedstaates,
die als Selbständige oder abhängige Beschäftige einen reg1eaentierten Beruf

in eine. anderen Hitgliedstaat ausüben wollen (Art. 2 der Richtlinie). Die
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UlisetZ\,lIlgder Richtlinie erfordert legistische Maßnahmenauch ill Bereich

des Dienstrechtes, weil sich die besonderen Ernennungserfordernisse, so-

ferne sie (auch) auf Diplolle iA Sinne der Richtlinie abstellen, als die be-

rufliche Tätigkeit reqlementierende Bestiaaungen darstellen. Als reqlellen-

tierte berufliche Tätigkeit gilt nämlich gelläß Art. 1 Buchstabe d der

RichUinie eine berufliche Tätigkeit, deren Aufnahae oder Ausübung oder

eine ihrer Arten der Ausübung in eineIl Mitgliedstaat direkt oder indirekt

durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften an den Besitz eines Diploaes ge-

bunden ist.

Grundreqel der Richtlinie ist es, daS der Aufnahaestaat, der den Zugang zu

eineIl reqleaentierten Beruf VOllBesitz eines Diplolles abhängig aacht, einem

Angehörigen eines anderen tütgliedstaates den Zugang zu einem Beruf nicht

weqen aangelnder Qualifikation verweigern darf, wenn der Betreffende ein

Diploll besitzt, das in einem andern Mitgliedstaat für den Zugang zu diesem

Beruf erforderlich ist und dieses DiploJl in einem Mitgliedstaat erworben

worden ist (Art. 3 der Richtlinie). DaJlit ist die zentrale Bedeutung des

Diploabeqriffes angesprochen. Als Diplolle iA Sinne der Richtlinie gelten

geaäS deren Art. 1 Buchstabe a:

"Alle Diploae, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise bzw.

diese DiploJle, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise insge-

saat,

die in einea tütglied.staat von einer nach seinen Rechts-und Verwaltungs-

vorschriften bestiaaten zuständigen Stelle ausgestellt werden,

- aus denen hervorqeht, daS der Diplollinhaber ein llindestens dreijähriges

Studiua oder ein dieser Dauer entsprechendes Teilzeitatudiua an einer

Universität oder einer Hochschule oder einer anderen Auabildungseinrich-

tunq llit qleichwertigea Ifiveau absolviert· und qegebenenfalls die Ober das

Studiua hinaus erforderliche berufliche Ausbildung abgeschlossen hat, und

- aus denen hervorqeht, daS der Zeuqnisinhaber über die beruflichen Voraus-

setzungen verfüqt, die für den ZUgangzu eine. regleaentierten Beruf oder

dessen Ausübung in diese. tütgliedstaat erforderlich sind,

wenn die durch das Diplo., das Prüfungszeugnis oder einen sonstigen Befähi-

gungsnachweis bescheinigte Ausbildung überwiegend in der Geaeinscbaft er-

worben wurde oder wenn dessen Inhaber eine c1reijährige Berufserfahrung hat,

die von dea tütgliedstaat bescheinigt wird, der ein Diplom, ein Prüfungs-
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zeugnis oder einen sonst.igen Befähigungsnachweis eines Drit.t.landes aner-

kannt hat."

Aus dieser Beqriffsbildung ergibt sich zunächst., daS die Richtlinie nur

.ol.che Berufe erfaSt, für die eine aindestens dreijährige hochschul.aäSige

Ausbildung erforderlich ist. Eine einheitliche Definition des Hochschulbe-

reiches besteht nicht.

Weiters ergibt sich, daS ein Diploll eine Mehrzahl von Befähigungsnachweisen

uafassen kann und ia S:Lmre--des--Abstellens auf die WUl1t.t.elba-re-8.~U\l"'-- -------

gangsberechtigung ("Endprodukt") nur dann vorliegt, wenn auch die gegebe-

nenfalls über das StudiUJI hinaus erforderliche Ausbildunq abgeschlossen

ist. Der DiploDbegriff der Richtlinie unterscheidet sich von einem

Diploabegriff, der bloS an den Nachweis eines bestiamten Studienabschlusses

anknüpft. Ist i.JI Herkunftsland anders als iJI AufnahJlel.and neben der

bochschulJläSigen Ausbildung keine weiter (etwa berufspraktische) Ausbildung

für den UIUIittelbaren Berufszugang erforderlich, liegt - 111Falle der Er-

fül.lung der übrigen Voraussetzungen - ein Diploll 111Sinne der Richtlinie

vor. Auf diesen V.stand, der aus der Sicht des Aufnahaestaates eventuell

als !!anko eapfunden wird, könnte i.JI RahJIen von AusgleichsaaBnahJIen nach

Art. 4 der Richtlinie (siehe unten) Bedacht genollllen werden.

Eine weitere E'olgerung aus deli Diplollbegriff (Berufszugangsberechtigung)

besteht darin, daS die Richtlinie nur anwendbar ist, wenn das Berufsbild in

Herkunfts- und Aufnahaestaat zUlli.ndest weitgehend übereinst.1Jult.

Es gibt kein v~bindliches Verzeichnis der auf der Basis der Richtlinie an-

zuerkennenden Diploae oder der in den einzelnen lütglie4staaten regluen-

Uerten Berufe. Die Richtlinie bildet Vielaehr die Basis für eine Prüfung

1a Einzelfall auf der Grundlage des gegenseitigen Vertrauens auf die Qual.i-

tät der Ausbildung in den Kitqliedstaaten und auf eine g-lobale Vervleich-

barkeit der Ausbildungsniveaus (Erl. zu Art. 30 EWRA, 460 481g.,

XVIII. GP).

Richt in allen Fällen ist gewährleistet, daS der Inahber eines Diploaes,

der .einen Beruf in einu anderen lütgliedstaat als deli Herkunftsland aus-

üben will, zu einer sachgerechten Berufsausübung in der Lage ist. De. trägt
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die Richtlinie dadurch Rechnung, daß bei Defiziten im Bereich der Ausbi1-

dungsdauer oder der Ausbildungsinhalte die Anerkennung des Diplomes Von der

Erfüllung zusätzlicher Voraussetzungen (AusgleichsJlaBnahaen) abhängig ge-

aacht werden darf. Bei den in Art. 4 der Richtlinie vorgesehenen Aus-

gleichsaaBnahJaen handelt es sich WI

a) den Nachweis von Berufserfahrung (bei einem Ausbildungsdauerdefizit von

lliDdestens einea Jahr; Art. 4 lbs. 1 Buchstabe a der Richtlinie) oder

b) die Absolvierung eines höchstens dreijährigen Anpassungslehrqanges oder

die Ablegung einer Eignungsprüfung (bei näher uaschriebenen inhaltlichen

Diskrepanzen; Art. 4 Abs. 1 Buchstabe b der Richtlinie).

Der AufnahJaestaat kann von den ftaSnahaen nach lit. a oder b nur alternatiV

Gebrauch Bchen (Art. 4 Abs. 2 der RichUinie).

Bei MaBnahJaennach lit. b steht deli Aufnahaewerber die Wahl zwischen deli

Anpassungslehrqang und der Eignungsprüfung zu; lediglich in Berufen, deren

Ausübung eine genaue Kenntnis des nationalen Rechtes erfordert und bei

denen die Beratung oder der Beistand in Fragen des innerstaatlichn Rechts

ein wesentlicher und ständiger Bestandteil der beruflichen Tätigkeit ist,

kann der AufnahJlestaat vorschreiben, ob ein Anpassungslehrgang oder eine

Eignungsprüfung zu absolvieren bzw. abzulegen ist.

Wesentliche inhaltliche Ausbildungsunterschiede im Sinne der Richtlinie

werden dann anz:unehJlen sein, wenn die Ausbildung im Herkunftsland Bedenken

an der zufriedenstellenden Ausübung des Berufes ia Aufnahllestaat weckt,

weil bestiaate Fächer nicht von ihr erfaßt sind.

Unter Berufserfahrung ist die tatsächliche und rechtaäSige Ausübung des be-

treffenden Berufes in einealütgliedstaat zu verstehen (Art. 1 Buchstabe e
der RichUinie).

Ist die Ausbilduaqsdauer ia Herkunftsland WI aiDdestens ein Jahr kürzer als

a Aufnahaestaat, so kann di.ser zusätzlich zum Diplom Berufserfahnmg ver-

langen: Die Dauer der verJ.anqt.en Berufserfahrung darf das Doppelte der feh-

lenden Ausbildungszeit nicht Uberschreiten, wenn sich diese auf ein StudiWi

und/oder eine unter Aufsicht absolvierte und ait Prüfung abgeschlossene Be-

rufs praxis bezieht; sie darf die fehlende Ausbildungszeit nicht überschrei-

ten, wenn sich diese auf eine ait Unterstützung eines qualifizierten Be-
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rufs angehörigen erworbene Berufspraxi 5 bezieht. In keinem Fall darf die
Dauer der verlangten Berufserfahrung vier Jahre überschreiten (Art. 4

Abs. 1 Buchstabe a der Richtlinie).

..

..

Unter einea Anpassungslehrqang versteht die Richtlinie die Ausübwlgeines
regleaentierten Berufes, die in dea Aufnahaestaat unter der Verantwortung
eines qualifizierten Berufsangehörigen erfolgt und gegebenenfalls ait einer
ZUsat.zausbildungeinhergeht. Der Lehrgang ist Gegenstand einer Bewertung.
Die Einzelheit.en des &.apassungslehrgangeswerdenvon der zuständigen Stelle
des AufnahJlestaates festgelegt (Art. I Buchstabef der RichUinie).

Eine Eignungsprüfung i.a Sinne der Richtlinie ist eine ausschlieSlich die
beruflichen Kenntnisse des Antragstellers betreffende und von den zustän-
digen Stellen des Aufnahaestaat.es durchgeführte Prüfung, ait der die Fä-
higkeit des Antragstellers, in diesea Hitgliedstaat einen reglementierten
Beruf auszuüben, beurteilt werden soll. Für die Zweckedieser Prüfung er-
stellen die zuständigen Stellen des AufnahJaestaates ein Verzeichnis der
Sachgebiete, die aufgrund eines Vergleiches zwischen der in ihrem Staat
verlangten Ausbildung und der bisherigen Ausbildung des Antragstellers von
deJI Diplomoder dea bzw. den Prüfungszeugnissen, die der Antragsteller vor-

legt, nicht abgedeckt werden.

Die Eignungsprüfung aUS demV.stand Rechnungtragen, daS der Antragsteller

in seine. Heiaat- oder Herkunftsaitgliedstaat über eine berufliche QUali-
fikation verfügt. Sie erstreckt sich· auf sachgebiete, die aus den in dem
Verzeichnis enthaltenen Sachgebieten auszuwählen sind und deren Kenntnis
eine wesenUiche VoraussetzUDgfür die Ausübungdes Berufes i.a Aufnahlle-
staat ist. Diese Prüfung kann sieb auch auf die Kenntnis der sich auf die
betreffenden Tätigkeiten i.a Aufnahaestaat beziehenden berufsständischen Re-
geln erstrecken. Die IIodalitäten der Eignungsprüfungwerdenvon den zustän-

digen Stellen des Aufnahautaates unter Wahrunqder Best1.Dunqendes Ge-
aeinachaftsrechtes festgelegt. I. Aufaahaestaat wird die Rechtslage des

Antragstellers, der sich dort auf die Eignungsprüfungvorbereiten will, von

den zuständigen Stellen dieses Staates festgelegt.

Die Uuetzung der RichUinie für den Bereich des Landesdienstrechtes soll

durch § 28 erfolgen.
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Abs. 3 verweist hinsichtlich der Diploadefinition auf die Richtlinie. Diese

Begriffsbestiaaung ist abschließend.

Bei der ia Ahs. 4 vorgesehenen Entscheidung ("Anerkennung") ist zunächst zu

eraitteln, ob der durch Diplom nachgewiesene berufsqualifizierende Abschluß

ia wesenUichen dea Verwendungsbild der vorgesehenen Verwendungentspricht.

Dabei ka_t es wesentlich auf das lIa8 an Kenntnissen und Fähigkeiten an,

die das Diplom -unter Berücksichtigung von Art und Dauer des Studiuas und

gegebenenfalls einer koapleaentären praktischen Ausbildung - bei seinem Be-

sitzer ver.uten lä8t. Eine Entsprechung ia wesentlichen wird in der Regel

dann anzunehJIen sein, wenn die erai.ttelten Ausbildungsdefizite (inhalt-

licher und zeitlicher Art) ait den allein zugelassenen AusgleichsaaßnahJIen

(Art. 4 der Richtlinie) sachgerecht ausgeglichen werden können.

Beia zweiten Schritt, der Festlegung der Ausgleichsu8nah11en, ist auf die

oben wiedergegebenen Bestiaaungen der Richtlinie über die Berufspraxis, den

Anpassungslehrgang und die Eignungsprüfung Bedacht zu nehmen.

Die Richtlinie und die vorgesehene Regelung zur Umsetzungbetreffen nur die

fachlichen Voraussetzungen für den Berufszugang.

Nicht berührt werden etwa Bestiaaungen über die AufnahJlle,wie sie insbeson-

dere dasO.ö. Objektivierungsgesetz 1990 oder § 5 Ahs. 5 vorsehen. In

diesea ZUsaaaenhang ist auf Protokollerklärung Nr. 12 hinzuweisen:

"Der Rat und die Koaaission erklären, daS die vorliegende RichUinie hin-

sichUich der abhängigen Beschäftigten es du Arbeitgeber unbeno.. en lä8t,

ungeachtet der Staatsangehörigkeit des Bewerbers besondere Einstellungsbe-

dingungen vorzuschreiben, wie z.B. die ~eilnahae an einem Auswah1verfahren

"

Un'bhängig von der Anerkennung eines Diploas aus einem anderen

EWR-Hitgliedsland ist auch die !'rage der erforderlichen Sprachkoapetenz,

auf die ia I 5 Abs. 3 Bedacht qeno_en wird. Auch diesbezüglich lieqt. eine

Protokollerklärung vor:
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"Rat und KOlaJlission stilaJlen darin überein, daß der Bewerber die Sprach-

kenntnisse besitzen .uß, die für die Ausübung seines Berufes erforderlich

sind."

Zum Spracherfordernis siehe ia übrigen die Erläuterungen zu I 5 Abs. 3 und

den Hinweis auf die Rechtssache C-379j1987, lnita Groener/Minister for

Education and the City of Dublin Educational ColIJIittee, EuGHE 1989, 3967.

In verfahrenarechUicher Hinsicht bestiaat Art. 8 Ibs. 2 der ltichtlinie,

daS das Verfahren zur Prüfung eines Antrages auf Ausübung eines reglellen-

tierten Berufes so rasch wie .öglich durchgeführt und ait einer ait Gründen

versehenen Entscheidung der zuständigen Behörde des Aufnahaestaates späte-

stens vier Monate nach Vorlage der vollständigen Unterlagen des Betref-

fenden abgeschlossen werden .uB. Gegen diese Entscheidung oder die Unter-

lassung einer Entscheidung kann ein gerichtlicher Rechtsbehelf nach inner-

staatliche. Recht eingelegt werden.

Abs. 4 und 5 sehen daher eine bescheidlläBige Erledigung des Antrages vor,

wobei eine gegenüber deli AVGauf vier Monate verkürzte Entscheidungsfrist

festzulegen ist.

Die Entscheidung über die Anerkennung des Diploll. ist von der Entscheidung

über die Begründung des Dienstverhältnisses, bezüglich der auch künftig

keine Parteistellung des in- oder ausländischen Aufnahaewerbers - .ag er

die Ernennungserfordernisse unaittelbar oder nach entsprechender Anerken-

nung des Diplo.s und der Erbringung der allenfalls auferlegten Ausgleichs-

aaSnabaen erfüllen - bestehen soll, streng zu unterscheiden. Deaentspre-

c:hend 1st auch die PArteistellung des Anerkennungswerbers auf die Entschei-

dung über die Anerkennung beschränkt und betrifft Dicht das Verfahren zur

Verleihung einer Planstelle.

Die Entscheidung über die Anerkennung ist auch abzugrenzen von der !'rage,

ob es sich bei ein .. bestiuten Arbeitsplatz UR einen Inländern vorbehal-

tenen Arbeitsplatz (I 96) handelt.

Diese !'rage ist anläBlich der Besetzung einer Planstelle an Hand der vorge-

sehenen Verwendung vorweg VOll Dienstgeber zu entscheiden und in der Aus-
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schreibung anzugeben, ohne daß einem Anerkennungs- oder Aufnahmewerber

Parteistellung zukommt.

Spruchinhalt eines Bescheides ia Sinne des § 26 ist nicht die generelle An-
erkennung eines ausländischen Studienabschlusses im Sinne einer

Nostrifizierung nach § 40 des Allge.einen Hochschul-Studiengesetzes. Gegen-

staad der Entscheidung ist vielaehr, ob bzw. ait welchen Zuaatzerfordernis-

sen ait eine. Diploa ia Sinne der Richtlinie - daS dieser Begriff nicht ait

eine. ausländischen Studiena.bschlUS oder akadeai.schen Grad deckungsgleich

ist, wurde bereits erwähnt - die besonderen Emennungserfordernisse für

eine bestiamte Verwendung erfüllt werden.

Wird i. Zuge der Bewerbung um eine ausgeschriebene Stelle - nur in diesem

Zusaaaenhang soll ein Anerkennungsverfahren ausgelöst werden können - ein

Anerkennungsantrag gestellt, ist dieser unabhängig von der Zuständigkeit

für die Durchführung des Ausschreibungs- oder Aufnahaeverfahrens und ohne

-diese zu Wlterbrechen, der Dienstbehörde vorzulegen. Solange eine Anerken-

nung nicht ausgesprochen ist oder die in der Anerkennung festgelegten zu-

sätzlichen Erfordernisse nicht erbracht sind, wird de. jeweiligen beson-

deren Ernennungserfordernis nicht entsprochen. Eine weitere Teilnahae

dieses Aufnahme- und Anerkennungswerbers .. laufenden Ausschreibungs- oder

AufnahJleverfahren wird daher - abgesehen von Sonderfällen, in denen eine

rasche Anerkennung ohne festlegung zusätzlicher Erfordernisse erfolgen kann

- nicht .öglich sein. Hit einer positiven Entscheidung über die Anerkennung

und du Nachweis der in der Anerkennung zusätzlich verlangten Erfordernisse

kann jedoch in eine. späteren Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren für

eine gleichartige Verwendung die Erfüllung des entsprechenden Ernennungser-

fordernisses nachgewiesen werden.

Hinsichtlich der Anwendbarkeit des AVGwird darauf verwiesen, daS dieses

auch nach der entsprechenden Bestiaaunq ia BOGanzuwenden ist.
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Zu den §§ 29 bis 35:

In diesen Best~ungen werden die ganz allgeaein für die jeweiligen Verwen-

dung.gruppen geforderten Ernennungserforderni.se, wie etwa Hochschulstudi-

um, Reifeprüfung, Meisterprüfung etc. festgelegt.

'.

Aufgrund der 111 I 26 enthaltenen Verordnungseraächtigun9 der Landesregie-

rung können darüber hinausgehende besondere Erfordernisse für einzelne Ver-

wendungen festqelegt werden.

S. ABSCHNITT

Besondere Bestiaaunqen für Lehrer

Zu den §§ 39 ff:

Unter den S. Abschnitt fallen Lehrer in folgenden Schulen: Bruckner-

Itonservatoriwa Linz, Schule für Altenbetreuung, Textilschule des Landes

Oberösterreich, HTLfür Lebensaitteltechnologie und Getreidewirtschaft.

Zu § 39:

Die in Abs. 1 angeführten Ausnahaen beruhen darauf I daS es iJI Bereich der

Lehrer kein Dienstklassensystea gibt. Aus diese. Grund koaat auch eine Be-

förderung nicht in Betracht.

zu § 40:

Ab!. 1 verweist auf die 8eibringung von Nachweisen und die Verordnungs er-

aiichtigung zur Erlassunq besonderer Emennungserfordemisse. Beide BestiJI-

aungen sind ebenso wie I 28 auch für das Dienstverhältnis betreffend Lehrer

unverzichtbar.

Abs. 2 bis 4 entsprechen I 202 Abs. 1 bis 3 BOG.
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Zu § 41:

Die Aha. 1 bis 3 entsprechen § 209 BOG.

Mit Ahs. 4 soll die Dienstbehörde in die Lage versetzt werden, Lehrer aus

wichtigen dienstlichen Gründen ohne deren ZUstiaaung auch an einer anderen

Schule zu verwenden. Ia Gegensatz zu I 210 800 ist diese Verwendung ait

der Dauer eines Seaesters begrenzt (ill 800: "vorübergehend"). Al.s "wich-

tiger dienstlicher Grund" wird vor allo anzusehen sein, daS ein Lehrer an

einer anderen Schule nicht die volle Lehrverpflichtung erfüllt.

Zu § 42:

Ahs. 1 entspricht § 220 Abs. 1 Z. 1 BOG.

I 215 BOG.
Die Abs. 2 und 3 entsprechen

Zu § 43:

Abs. 1 entspricht I 211 BOGund niaat auf die Besonderheiten des Schulbe-

triebes Bedacht. Daraus ergibt sich, daS der Lehrer nicht nur zur regelaä-

Sigen Unterrichtserteilung und zur Einhaltung der vorgeschriebenen Unter-

richtszeit, sondern auch zur Erfüllung der sonstigen sich aus seiner lehr-

aaUichen StellWlg ergebenden Aufgaben verpflichtet ist.

Ahs. 3 entspricht I 212 Abs. 2 BOG. Die AbI. 4 bis 10 entsprechen I 213
BOG.

zu I 44:

Analog I 26 soll auch für Lehrer die resUegung von AIItstiteln einer Ver-

OrdnWlgder Landesregierung vorbehalten bleiben.
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Zu § 45:

Die Ahs. 1 bis S entsprechen den Ahs. 1 bis S des § S6 LOG 1984.
entspricht I 219 Ahs. 6 BOG.

Ahs. 6

6. ABSCHRIfT

Dieutpfllc:htu. d...... tu.

Dieser Abschnitt steht neben seiDea priaären Zweck,die Grundsätze für das
persönliche Verhalten des aeaaten iD bezug auf .eiD Dienstverhältnis fest-
zulegen, auch in enge. Zus... eDhangait des Disziplinarrecht. Dieses stellt
näalich keine konkreten strafbaren Tatbes~e auf, sondem bestiJlJlt' nur ,
daB Beaate, die schuldhaft ihre Dienstpflichten verletzen, disziplinär zur

Verantwortung zu ziehen sind.

Ia Gegensatz zur Dienstpragaatik (DP), die die Verletzung von "Amts- und
Standespflichten" unter dizsziplinäre Sanktion stellte, ist nach dieses Ent-
wurf - wie bereits nach der 29. Ergänzungzua Landesbeaatengesetz, LGB1.Nr.
63/1993, - nur .ehr die Verletzung von Dienstpflichten disziplinär zu
ahnden. Der in der DP enthaltene Gesetzesbefehl zur Wahrungdes Standesan-
sehens führte häufig zu eiDer Veraenqungder dienstlichen ait der Privat-
sphäre des Beaaten. Das .011 in Hinkunft qrund.sätzlich nicht .ehr .öglich

sein.

Dies bedeutet jedoch nicht, daS sich der Bereich der Dienstpflichten aus-

schlleBlich auf das Verhalten des BeaJlten in Ausübungseines Dienstes be-
schränkt und die Diszipl1Darbehörde nicht in be.0a4en krassen E'ällen auch

eiD außerdienstliches Verhalten zu beurteilen hätte.

Der Begriff "Dienstpflichtverletzung" geht soait über Pflichtverletzungen
während der AusW:xmqdes Dienste. hinaus. Andernfalls könnte z.B. auch ein

VerstoB ;eqen die btsvenchwieqenheit nicht verfolgt. werden, wenn er nach

DienstschluB begangen wurde.

Die IG 46 bis 63 sind ait Ausnahaeder 11 53, 55, 58 und 62 fast wörtlich

der 29. Ergänzung ZUA Landesbeaatengesetz, LaBl.Nr. 63/1993, entnommen.



39

Zu § 46:

Der erste Satz stellt für den Beamteneine grundsätzliche Leitlinie für die
Erfüllung der ihJI übertragenen Staatsaufgaben dar. Die Worte "aus eigenem"
weisen auf die Bedeutung hin, die einer von Eigeninitiative getragenen
btsführung jedes einzelnen Beuten beizuaessen ist.

"Hit den iha zur Verfügung stehenden Kitteln" bedeutet die subjektive Ver-
pflichtunq des Beuten, sein Bestes zu geben.
Unter "diensUichen Aufgaben" sind die ait dea Arbeitsplatz des Beamten
verbundenen Aufgaben (§ 89) zu verstehen.

Der zweite Satz überträgt die der Verwaltung von der Bundesverfassung
auferlegte Verpflichtung zur Beachtung des Grundsatzes gröStmöglicher
ZweckmäSigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis in das Beamten-
dienstrecht .

Zu § 47:

Wer Vorgesetzter ist, bestiJult sich nach den innerorganisatorischen Vor-
schriften. Der Begriff des Vorgesetzten uafaSt sowohl den ait der Dienst-
aufsicht betrauten Vorgesetzten als auch jenen, demder Beamtefachlich zur
Besorgung bestimmter btsgeschäfte zugeordnet ist. Ferner umfaSt er auch
die ia Art. 19 B-VGgenannten obersten Organe der Vollziehung.

Die Lehre versteht unter "Weisung" eine generelle oder individuelle, ab-
strakte oder konkrete NOß, die an einen oder an eine Gruppe von (deli Wei-
sunglgeber) untergeordneten VerwaltuDgsorganwalter(n) ergeht. Sie ist ein
interner Akt 1JI Rahaen der Verwaltungsorganisation.

Der Nebensatz "soweit verfassungsgesetzlich nicht anderes bestilUlt ist"
verweist auf die zahlreichen Weisungsfreistellungen verfassungsrechtlicher
Natur (vql. z.B. Art. 20 Abs. 1 B-VG).

Aus I 47 Abs. 2, der inhalUich nur eine Wiederholung des Art. 20 Aba. 1

letzter Satz B-VGdarstellt, 1st ableitbar, das eine rechtswidrige Weisung

(den krauen Fall der Strafgesetzwidrigkeit ausgenommen)grundsätzlich zu
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befolgen ist. Dies darf aber nicht zu dem UmkehrschluB führen, daB der Vor-

gesetzte zur Erteilung rechtswidriger Weisungen berechtigt ist. Er würde

damit gegen § 46 Abs. 1 verstoBen. Im Falle einer strafgesetzwidrigen Wei-

sung wird dea Beamten ausdrücklich die Pflicht auferlegt, diese Weisung ab-

zulehnen.

,

Der Verwaltung.gerichtshof hat in den Erkenntnissen voa 17. Dezeaber 1979,

Zl. 555/78 (51g. 9995/&), und vom 15. Dezeaber 1982, 21. 09/2480/80 (Slg.

10 924/A), zur frage der Befolgung von Weisungen auführlich Stellung genom-

aen.

Unter den Begriff "strafgesetzliehe Vorschriften" im Sinne des Art. 20

Abs. 1 zweiter Satz B-VG und der entsprechenden beaatenrechUichen Vor-

schriften fallen - nach dieser Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes

- auch die sogenannten "echten Beaatendelikte" des Strafgesetzbuches, wie

z.B. HiBbrauch der btsgewalt (§ 302 StGB), GeschenkannahJIe durch den Be-

_ten (I 304 StGB), Verletzung des btsgeheianisses (§ 310 StGB). In

diesem ZUSaaaenhanq hat der Verwaltungsgerichtshof in seines Erkenntnis vom

15. Dezember 1982, Zl. 09/2480/80 (Slg. 10 924/1), ausgeführt, daS es sich

bei den btsgeschäften ia Sinne des § 302 StGBum Rechtshandlungen, aber

auch um Verrichtungen tatsächlicher Art handeln kann, vorausgesetzt, daS

letztere wie Organhandlungen zu werten sind, wie z.B. das Vorerledigen

einer Entscheidung, das Vorlegen von Akten und dgl. (vgl. Bericht des

Justizausschusses zum StGB, 15). Organhandlungen setzt, wer Urteile fällt,

Beschlüsse faSt, Bescheide erläSt, Verfügungen trifft, Beurkundungen vor-

niaat, VerhaDdlungen leitet, aaUiche Erhebungen pflegt, Entscheidungen

vollstreckt UBW. tatsächliche Verrichtungen,. die wie organbandlungen zu

werten sind, können ia Vorerledigen von Akten, ia Abfassen von Entschei-

dungsentwürfen, ia ICalendieren von Akten, ia Aufnehmen von Anträgen lli.t

Parteien und dgl. bestehen.

Weder orqanbandlungen noch solchen gleichwertig (und du1t nicht von 1302

StGB erfast) sind das Abtragen von Akten, überhaupt der ZUstellclienat in-

nerhalb des Astes bzw. zur Post oder von der Post, das Befördern von Post-

sendungen innerhalb des Astes, das Verladen von Paketen und ähnliches (vgl.

Leukauf - Stein.inger, Kouentar ZUJI Strafgesetzbuch, 2. Auflage, S. 1547,

1549 und 1550).
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Für den Mißbrauch der Amtsbefugnisse im Sinn des § 302 SteB ist Wissent-
liehkeit gemäß § 5 Abs. 3 leg.eit. vorausgesetzt. Der Beamte darf es nieht
bloS für aöglieh halten I daß er gesetzwidrig vorgeht, sondern auß davon
überzeugt sein (es für gewiß halten). Hält sieh ein Beamter innerhalb des
ihm eingeräumten Eraessensspielraumes, 50 kann im allgemeinen ein Mißbrauch
der btsgewalt nicht angeno_en werden. Entscheidet er aber innerhalb
dieses Spielrauaes wissentlich nach UDsachlichen Kriterien (Zu- oder Abnei-
9\Ulg, parteipolitischen Erwägungen), so liegt bei Schädigungsvorsatz MiS-
brauch der btsgewalt (EniessensaiSbrauch) vor.

Dies bedeutet, daS die Gehorsaaspflieht des Beamten gegenüber Weisungen,
bei deren Befolgung er gegen § 302 StGB verstoSen würde, nur dann nicht be-
steht, wenn er sicher ist, daS die Weisung rechtswidrig ist. Als weitere
Konsequenz aüBte ait Rücksicht auf § 84 StrafprozeSordnung 1975, BGBI.Nr.
631/1975, i.d.F. BGBl.Nr. 526/1993 (StPO) gegen denjenigen, der eine Wei-
sung erteilt, deren Befolgung einen MiSbrauch der Amtsgewalt bedeuten wür-
de, eine Anzeige erstattet werden, weil die Hichterstattung der Anzeige in
dies .. Fall selbst wieder das Delikt des MiBbrauches der btagewalt dar-
stellen würde. Auf die Ausführungen zu § 54 wird hingeWiesen.

Es wird sich in solchen Fällen ia Interesse des Beamten als zweckmäSig er-
weisen, alle rechtlichen Uberlegungen, die zur Frage der Gesetzwidrigkeit
des durch Weisung angeordneten Verhaltens angestellt wurden, in einem
Aktenveraerk festzuhalten.

Folgendes läSt sich zusaaaenfassen:
Ist der Beaate ganz sicher, daS die Befolgung der Weisung einen Mißbrauch
der btagewalt bedeuten würde, so aUS er die Befolgung der Weisung
verweigern. Ist der Beute Dicht. sicher, daS die Befolgung der Weisung
einen Mißbrauch der btgewalt bedeuten würde, hält er dies jedoch für .ög-
lieh oder die Weisung in anderer Weise für rechtawidrig, so aus er geaäS
I 47 AbIS. 3 noch vor Befolgung der Weisung dea Vorgesetzten seine Bedenken
aitteilen, die Weisung aber befolgen, wenn der Vorgesetzt.e sie schriftlich
wiederholt.

Der Begriff "Gefahr ia Verzug" i.a Abs. 3 ist den I§ 4 Abs. 3, 7 Abs. 2 und
57 Abs. 1 AVG nachgebildet. Die diesbezügliche Judikatur (z.B. VwGH, Slg.NF
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5057 I 6027) hat den Begriff eindeutig klargestellt. "Gefahr im Verzug" ist

die Wahrscheinlichkeit eines unmittelbaren Schadens bei Unterlassung einer

Ka8nahme. f

Zu § 48:

Die iIl I 48 aufgezählten Pflichten sind allgeaeiner Natur. Hinzu treten

zahlreiche, in verschiedenen Rechtsvorschriften enthaltene, spezielle

Pflichten für Vorgesetzte.

Zu § 49:

§ 49 Abs. 1 enthält eine Definition der Amtsverschwiegenheit, die der Auf-

fassung folgt, da8 der Gesetzesvorbehalt des Art. 20 Abs. 3 B-VGdem ein-

fachen Gesetzqeber nicht die Befugnis gibt, die Amtsverschwieqenheit auch

auf Tatsachen zu erstrecken, deren Geheiahaltung nicht im Interesse einer

Gebietskörperschaft oder einer Partei geleqen ist oder die dem Staatsorgan

nicht ausschlie81ich aus seiner aatlichen Tätigkeit bekanntg'eworden ist

(siehe Erk. des VfGHSlg. 6288).

I 49 Abs. 2 stellt fest, daS die Pflicht zur AmtsverschWiegenheit auch nach

Beendigung des Dienstverhältnisses fortbesteht. Eine Nichtbeachtung dieser

Bestillmung kann zwar keinea Disziplinarrecht unterlieqen, doch enthält

I 310 StGBeine Strafbestiuung.

E'ür den BeUlten des Ruhestandes besteht die Pflicht zur Aatsverschwie-

CjJenheitgeaäB I 63 Abs. 1 als Dienstpflicht weiter. Eine Verletzung dieser

Pflicht ist disziplinär zu ahnden.

Je nacb4ea, wo der BeUlte auszusagen hat, erqeben sich aus I 49 die nach-

stehend beschriebenen rechtlichen I'olgerungen:

Die Aussage des Beaaten vor Gericht, gleichgültig ob als Zeuge oder als Be-

schuldigter, 1st keine aaUiche Kitteilung im Sinne des § 49 Abs. 1, da der

Beaate sie nicht in Ausübung seines Dienstes ablegt. Es besteht daher für
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ihn die Pflicht z.ur AJltsverschwiegenheit. Die Stpo trägt diesem Umstand

Rechnung, indeJl sie im § 151 Z. 2 bestiamt, daß Staatsbeamte, wenn sie

durch ihr Zeugnis das ihnen obliegende Aatsgeheianis verletzen würden, bei

sonstiger Nichtigkeit ihrer Au•• age nicht als Zeugen vernoaaen werden dür-

fen, sofern sie nicht von dieser Verschwiegenheitspflicht entbunden sind.

Für die Vernehaung eines Beaaten als Beschuldigten enthält die StPO keine

entsprechende Bestiaaung. Für den rall, daS ein Beaater als Beschuldigter

yon seine. Schweigerecht Gebrauch acht, ko_t eine Entbindung yon der

Aatsverschwiegenheit von vornherein nicht in Betracht. Will sich ein Be-

aater als Beschuldigter verantworten und glaubt er, dabei ein AatsgeheiJlnis

eröffnen z.u aüssen, so bedarf es gleichfalls der Entbindung von der Aats-

verschwiegenheit. Abs. 3 wurde I 46 Abs. 3 BOGnachgebildet; iII übrigen

ist die Entbindung von der btsverschwiegenheit ia o.ö. Landesbereich in

innerorganisatorischen Vorschriften (OSO-A,OBO-B)geregelt.

GemäBI 48 Z. 3 AVGdürfen Organe des Bundes, der Länder, Bezirke und Ge-

aeinden, wenn sie durch ihre Aussage das ihnen obliegende Amtsgeheimnis

verletzen würden, nicht als Zeugen verno_en werden, soweit sie von der

Pflicht zur Geheiahaltung nicht entbunden sind. I 51 AVGdehnt diese Be-

stiaaung auf die Vernehllung von Beteiligten ZWi Zwecke der Beweisführung

aus.

In diesen Fällen gelten die für Aussagen vor Gericht angegebenen Grundsätze

sinngellä8.

lütteilungen an den Rechnungshof sind utUche Mitteilungen. Der Beaate ist

bei Gebarungsprüfungen nicht berechtigt, organen des Rechnungshofes gegen-

über die Aatsverschwiegenheit einzuwenden.

Abs. 4 geht davon aus, daS es ia Disziplinarverfahren zwischen Beuten, die

alle der Aatsverschw1eqenheit unterliegen (z.B. Kitglieder des

Diszipli.naraenates, Disz1pliDaranwalt) , keine Verpflichtung zur Aatsver-

schwieqenheit geben kann.
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Zu § 50:

Befangenheit ist die HeJIDungeiner unparteiischen Entschließung durch un-

sachliche, psychologische Motive. Geaä8 Art. II EGVGgelten die Verwal-

tungsverfahrensgesetze nur für bestiaate Verwaltungsorgane, soweit sie be-

hördliche Aufgaben besorgen, ihnen soait behördlicher Charakter im
funktionellen Sinn zuko.. t, nicht aber auch, soweit sie eine sonstige Tä-

tigkeit ausüben, insbesondere eine Gebietskörperschaft als 'l'rigerin von

Privatrechten vertreten. Da aber auch hier Befangenheit auftreten kann,

war die ia § SO enthaltene Regelung erforderlich.

Ein Befangenheitsgrund kann sich stets nur auf individuelle Verwaltungsor-

gane (Organwalter) , nicht aber auch auf eine Behörde als solche beziehen

(VwGH,Erk. VOll 22.1.1971, Z1. 66/70). zu. Begriff "Gefahr ia Verzug" sie-

he die diesbezüglichen Ausführungen zu § 47.

Zu § 51:

Da die Verwaltung VOll Vertrauen der Allgeaeinheit in die Sachlichkeit bei

der Wahrnehaung ihrer Aufgaben getragen wird, ist deli Beuten iII Abs. 1

aufgetragen, sich dieses Vertrauen zu erhalten. Es handelt sich grundsätz-

lich UII ein auf das diensUiche Verhalten des Beuten gerichtetes Gebot,

das aber in besonders krassen Fällen auch das aUSerdienstliche Verhalt~n._

betreffen kann. Ein korrektes Verhalten des Beuten gegenüber Vorge-

setzten, !!i.tarbeitern und Parteien gehört zu den unabdingbaren Notwen-

digkeiten eines geordneten Dienstbetriebes. Ebenso ist korrektes Verhalten

aUSerhalb des Dienstes unerläSlich. Die Verpflichtung zu einea korrekten

Verhalten trifft sowohl Beaate des DienststaDdes als auch Ruhestandabeute.

I 51 Alls. 2 enthält Vorschriften zur Verv1.rkl1chung des Gnmdgedankens, daS

Verwaltung Dienst an der öffentlichkeit bedeutet und daS der rechtsuchenden

Bevölkerung der ZUgangzua Recht IlÖqlichst erleichtert werden soll (Verwal-

tungsservice). Die gegenständliche Unterstützungspflicht darf nicht so

weitgehend aufgefaSt werden, daS die Gefahr der Parteilichkeit entsteht.

Sie ist eine Beaatenpflicht, aus der der Partei kein subjektives Recht auf

Beratung erwächst. Der hier verwendete Parteibegriff ist nicht der 111Ver-
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waltungsverfahren geltende, sondern etwa im Sinne des Parteienverkehrs ver-
wendete umfassendere Begriff.

Zu § 52:

Eine Dienstverhinderung aus lIanderen wichtiqen Gründen" liegt z. B. bei

AuBerdienststellung, Präsenzdienst, Zivildienst, Voraussetzungen für die

Gewährung eines Sonderurlaubes oder eines ltarenzurlaubes oder Inanspruch-

nahae einer Pflegefreistellung vor.

§ 52 folgt grundsätzlich der bisherigen Praxis (bei Krankheit bis zu drei

Tagen einfache Meldung, bei einer länger dauernden Krankheit eine ärztliche

Bescheinigung), wobei aber durch I 52 Abs. 4 klargestellt wurde, daS es

sich um Arbeitstage handelt.

Umjedoch ein individuelles Vorgehen bei Beuten, die überaäSig oft kürzere

Krankenstände aufweisen, beibehalten zu können, wurde in das Gesetz der

Halbsatz "oder der Vorgesetzte oder der Leiter der Dienststelle es ver-

langt" .ufgeno_en.

Unter "Vorgesetztem" ist hier der unaittelbar zur Führung der Dienstauf-

sicht über den Beamten berufene Organwalter zu verstehen.

Als Sanktionen gegen Zuwiderhandelnde stehen wie bisher die

disziplinäre Verfolgung und bei eingenaächtigea Fernbleiben der

Bezugsentfall geaäS I 13 Abs. 3 Gehaltsgesetz zu Gebote, wobei der

Bezugsentfall auch dann angedroht wird, wenn sich der Bea.te einer ZWlut-

baren Krankenbehandlung entzieht oder die zuautbare Mitwirkung an einer

ärzUichen Untersuchung verwe1qert (vql. I 358 A.SVaund I 129 Beuten-

Kranken- und Unfallversicherunqsqesetz).

"Zuautbarkeit" ist jedenfalls dann nicht .ehr qegeben, wenn für einen be-

sti.aaten Fall eine in der Schulaed.izin uutr1ttene Behandlungsaethocle ange-

wendet werden soll oder die aed.izinischen Sachverständigen uneinig sind.

Auch eine objektiv hohe Schaerzintensität oder Lebensgefahr überschreiten

die Zuautbarkeit.
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Ia Rahmender Überprüfung, ob die Abwesenheit gerechtfertigt ist, steht es

der Dienstbehörde zu, über die vorgelegte privatärztliche Bescheinigung

hinaus einen aatlichen Sachverständigen zu bestellen. Wennnun das amts-

ärztliche Gutachten dem privatärztlichen widerspricht, obliegt es de. zu-

ständigen Organ des Landes zu befinden, welcheIl Gutachten die höhere Be-

weiskraft zukout. In besonders schwierigen Fällen (z.B. bei psychischen

Leiden), wird es sich bei widersprüchlichen Gutachten eapfehlen, ein fach-

ärztlichen Gutachten einZuholen. Weiters kann nach I 53 eine ärztliche

Untersuchung veranlaSt werden. In diesem Zusuaenhang wird auf die Er-

kenntnisse des VwGH Slg. A 339/1948 und 51g. A 1213/1950 verwiesen. Aus

diesen Erkenntnissen ergibt sich: Wenneinem ia Berufungsverfahren abgege-

benen ärztlichen Gutachten besonderer Beweiswert zukollllen soll, dann mUSes

entweder in sachlicher Beziehung überzeugender oder in fachlicher Beziehung

überragender sein. Bei eineIl Widerspruch der Gutachten eines privaten und

eines aatlichen Sachverständigen kann nicht schon die aatliche Eigenschaft

des einen Sachverständigen, sondern nur der innere Wahrheitswert des Gut-

achtens den Ausschlag geben.

Es kann nicht davon ausgegangen werden, daS jede Krankheit eine gerechtfer-

tigte Abwesenheit vom Dienst darstellt. Zwar ist es sehr problematisch, den

Begriff "Krankheit" zu definieren, doch wäre die Abwesenheit VOll Dienst we-

gen Krankheit dann als gerechtfertigt anzusehen, wenn

1. durch die Krankheit die ordnungsgelläSe Dienstleistung verhindert würde

oder

2. die Dienstleistung die Gefahr der Verschliallerung llit sich bringen würde

oder

3. die Dienstleistung für. den Beuten eine objektiv unzuautbare Unbill dar-

stellen würde.

Umeine weitgehende GeheiJlhaltung der in den ärztlichen Gutachten enthal-

tenen Art der lCrankheit 111berechtiqt.en Intereaae des erkrankten Beaaten zu

vewihrleisten, darf diese Heldung 111Sinne des I 56 Aba. 2 direkt an die

Dienstbehörde gerichtet werden. Diese hat darüber zu entscheiden, ob und

inwieweit der fachlich Vorgesetzte von der Art der lCrankheit zu informieren

ist. Die ärztlichen Gutachten sind ebenso wie die sonstigen Unterlagen, in

denen die Art der Krankheit feslgehalten wird, unter VerschluB zu halten.

Grundsätzlich ist der Kreis der Bediensteten, die von der Art der Krankheit
..
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dienstlich Kenntnis erlangen, aöglichst klein zu halten. Alle diese Bedien-

steten sind zur Geheillhaltung der Art der Krankheit im Interesse des Be-

amten verpflichtet.

In dieseJI Zusaaaenhang wird - ausgehend von Fällen, in denen sich Ärzte

unter Berufung auf die ärztliche Verschwiegenheitspflicht geweigert haben,

die Art der Krankheit bekanntzugeben - auf das Erk. des VwGHVOll 12.3.1968,

Zl. 868/66, verwiesen. Nach diesea Erkenntnis ist dea Arzt die Offenbarung

des Geheianisses nicht nur dann erlaubt, wenn ihn die hiedurch betroffene

Person von der GeheilIhaltung entbunden hat, sondern auch, wenn sie nach Art

und Inhalt durch ein öffentliches Interesse, insbesondere durch Interessen

der öffentlichen Gesundheitspflege und der Rechtspflege, gerechtfertigt

ist.

Zu § 53:

§ 53 stellt - in Ergänzung zur bisherigen Rechtslage - ausdrücklich klar,

daS sich der BeaJIte in den angeführten Fällen einer Untersuchung durch

einen buarzt oder einen Vertrauensarzt der Dienstbehörde zu unterziehen

hat. Zu Abs. 1 Z. 1 wird auf die lousführungen zu § S verwiesen, zu Abs. 1

~ auf § 52, und zu Abs. 1 Z. 4 zu § 107.

AnlaS einer Untersuchung nach Z. 2 wird ia Regelfall nicht eine einzelne

Dienstverhinderung sein, sondern eine Folge aehrerer Dienstverhinderungen.

§ S2 reicht nicht aus, UII einen Beamten, an dessen körperlicher oder gei-

stiger Eignung für seine dienstlichen Aufgaben berechtigte Zweifel beste-

hen, ärzUich unterauchen zu lauen. Dies wird durch § 53 Abs. 1 Z. 3 er-
.öqlicht.

Abi. 2 stellt lediglich klar, daS die ntsärztliche Untersuchung durch die

Dienstbehörde zu veranl.auen iat.

AbsI 3; Bach Ifotwendigkeit steht es der Dienstbehörde ia Rahaen der Über-

prüfung auch zu, uUiche oder nichtaaUiche sachverständige zu bestellen,

und allenfalls zur Abklärung dei Sachverhaltes (zIB, behauptete lbnUtzungs-

erscheinungen oder Schaerzzustände, z.B, neurologische oder orthopädische

Untersuchungen) eine stationäre Untersuchung auf Kosten des Landes anzuord-
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neo. Liegen bereits Befunde vor, die anläBlich eines stationären Aufent-
haltes erstellt wurden, so ist darauf - soweit sie zur Klärung des Falles
beitragen können - Bedacht zu nehmen.

Zu § 54:

Die Anzeigepflicht der Behörde oder öffentlichen Dienststelle gegenüber der
Staatsanwaltschaft oder Sicherheitsbehörde ist ia I 84 StPo i.d.!'. des
Bundesgesetzes BGBl.Rr. 526/1993 geregelt. I 54 dieses Landesgesetzes ent-
hält hingegen die Regelung der innerdienstlichen Heldung des Beamten an den
Vorgesetzten.

Die Heldepflicht ist auf jene Verdachtsaoaente eingeschränkt, die dea Be-
_ten WUlittelbar aus seiner dienstlichen Tätigkeit bekannt werden ("bei
der Ausübung seines Dienstes").

Zu I 55:

Als Beispiel für den Verlust einer für die Ausübung des Dienstes erforder-
lichen Berechtigung oder Befähigung wäre der Verlust der Lenkerberechtigung
für einen Beamten, der als Lenker eines Kraftfahrzeuges verwendet wird, zu
nennen.

Die Heldung des Besitzes einel Bescheidei nach I 14 Aha. 1 oder 2 BEinstG
1st erforderlich, ua de. Land die korrekte Erfüllung der Meldepflicht nach
dea BEinstG zu erwöglichen. Bei unvollstäD4i.ger Meldung entsteht du Land
ein erheblicher finanzieller Schaden.

Der Entwurf aelblt enthält weitere Meldepflichten in den I§ 49, 52, 58 und
61. Auf weitere Keldepfllchten nach I 5 ~. 5 Gehaltagesetz 1956 in der
für Landeabeaate qeltenden ra ..ung (lnderung der Haushaltazul.age), nach
I 20b Aba. 7 Gehaltagesetz 1956 in der fUr Landesbe.aate geltenden rassung
(in4erung des rahrtkoltenzuschuases) und nach I 38 Pension.aqesetz in der
für Landesbeaate geltenden Fassung wird hingewiesen.
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In Ergänzung zur bisherigen Rechtslage wurde normiert, daS der Verlust

bagatellwerter Sachbehelfe nicht zu lIelden ist.

Zu § 56:

Unter "Anliegen" sind Anträge, Gesuche, Anzeigen, Beschwerden und sonstigen

Hitteilungen (13 Abs. 2 AVG) zu verstehen. Beziehen sich diese auf das

Dienstverhältnis dea 8eaaten oder handelt ea sich WI Aufgaben seines Ar-

beitsplatzes, so ist grundsätzlich der Dienstweg einzuhalten. Es wird ellp-

fohlen, auf Verlangen des Beaaten zu. Zweck der Beweissicherung eine Emp-

fangsbestätigung (z.B. StAapiglie oder Durchschlag) auszustellen.

Die Einhaltung des Dienstweges bedeutet, daS das Anliegen beim unmittel-

~ren Dienstvorgesetzten einzubringen ist, der zur Weiterleitung an die zu-

ständige Stelle verpflichtet ist. "Zuständige Stelle" kann die zuständige

Dienstbehörde oder ein "Zwischenvorgesetzter" sein.

"Unzuautbarkeit" ia Sinne des I 56 Abs 2 wird z.B. vorliegen, wenn sich das

Anliegen auf den zur Weiterleitung verpflichteten Vorgesetzten bezieht.

Die Ausnahaen von der Einhaltung des Dienstweges sind ia Abs. 3 geregelt.

Zu § 57:

Die grundlegende Definition des Begriffes "Wohnsitz" ist iII I 66 Aba. 1 der

Jurisdiktionsnora enthalten. Danach ist der Wohnsitz einer Person an dem

Ort beqründet, an welchu sie sich in der erweislichen oder aus den U.sUn-

den hervorgehenden AlMicht niedergelallen hat, daselbst ihren bleibenden
Aufenthalt zu nebllen.

Dieser Definition wohnt soait ein tatsächliches Ho.ent - die Niederlassung

an einu Ort - UDd ein psychisches Ho.ent - die Absicht, an du Ort der

Ifiederlaasunq bleibend Aufenthalt zu nehaen inne (VwGH, Erk. VOll

25.11.1965, Zl. 1518/65).
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Will der Beamte seinen Wohnsitz verlegen und würde -er infolge der Lage

seines neuen Wohnsitzes bei der Erfüllung seiner dienstlichen Aufgaben be-

einträchtigt, so hat die Dienstbehörde ein Untersagungsrecht. Verlegt der

Beaate den Wohnsitz dennoch, so liegt eine Dienstpflichtverletzung vor.

Zu I 58:

I 58 entspricht iJI wesentlichen der Reqelung der Nebenbeschäftigung in der

29. Ergänzung ZWI Landesbeaatengeseu, WB1.Nr. 63/1993. Es wurde nunaehr

kl.arqestellt, daB der Beute die Verautung der Befangenheit "in Ausübung

seines Dienstes" (Abs. 2) nicht hervorrufen darf. Weiters wurden die geneh-

aigungspflichtigen Nebenbeschäftigungen (Abs. 4) erweitert.

Die Nebenbeschäftigung ist jede Tätigkeit des Beuten, die weder zur Erfül-

lung der Dienstpflichten zählt noch eine Nebentätigkeit U 90) darstellt.

Sie kann, aUS aber nicht erwerbsaäBig sein. Es kann sich soait WI erwerbs-

aäBige unselbständige Tätigkeiten handeln (privatrechtliehe Verträge),

ferner WI wirtschafUich selbständige Tätigkeiten und schlieBlich auch um

nicht erwerbslläBige Tätigkeiten.

Für Befangenheit genügt deren Verautung. Der Beweis der Befangenheit ist

nicht erforderlich. Befangenheit ist z.B. zu verauten, wenn der Beaate

einer Baubehörde eine Nebenbeschäftigung als Versicherungsvertreter ausübt

und während oder ia Anschluß an Bauverhandlungen ait Bauwerbem Versiche-

rungsverträge abschlieBt.

Abs. 3 verpflichtet den Beuten, jede erwerbtsüBige Nebenbeschäftigung, die

die Wertgrenze des Abs. 3 Obenteigt, unverzQgllch seiner Dienstbehörde zu

aelden. Die Dienstbehörde kann gegebenenfalls die Unzulänigkeit· dieser Ne-

benbeschäftigung feststellen. In Zweifelsfällen kann der Beaate die Ent-

scheidung der Dienstbehörde Ober die ZUlässigkeit einer Ifebenbeschäftiqung

herbeiführen (Erlassung eines feststellungsbescheides, Irk. des VwGHvoa

23.10.1956, Slq. IrE' 4175). "ErwerbsüSiqkeit" 1.JI Sinne der Definition 1.JI
Abs. 3 setzt nicht voraus, daS die Tätigkeit wiederholt ausgeübt werden

aUS. Es fallen daher z.B. auch Werkverträge darunter.
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Das iJl Abs. 4 normierte Erfordernis der GenehJaigung einer Nebenbeschäf-
tigung durch die Dienstbehörde soll die Ausübung einer Nebenbeschäftigung
verhindern, die iA Widerspruch ZUJI Grund der ausgeführten MaBnahJlen steht.
Die zweifache Ausführung des Mutterachutzgesetzes (MSchG bzw. O.ö. MSchG)
ist notwendig, weil der Entwurf eines O.ö. MSchG vorliegt, der jedoch nicht
für Bedienstete in Betrieben anwendbar ist.

Ab&. 5 stellt kein Verbot für eine Tätigkeit iA Vorstand, Aufsichtsrat,
Verwaltungsrat oder in eine. sonstigen Organ einer auf Gewinn gerichteten
juristischen Person des privaten Rechts auf, sondern knüpft an die Ausübung
einer solchen Nebenbeschäftigung eine Meldepflicht auch dann, wenn sie im
Sinne der vorstehenden Ausführungen nicht als "erwerbsJläBig" anzusehen ist.
Zur Nebentätigkeit siehe G 90 und die Ausführungen zu dieser BestiaaUng.

Zu § 59:

Sachverständige sind Personen, die aufgrund eines besonderen Fachwissens
über Tatsachen aussagen, die sie iA Verfahren und für Zwecke des Verfahrens
wahrgenoaaen haben. Dadurch werden sie von den Zeugen, vor alle. aber von
den sachverständigen Zeugen, unterschieden.

Unter "Abgabe" eines Gutachtens ist sowohl dessen alleinige Herstellung als
auch die Mitarbeit in einer Arbeitsgruppe zu verstehen. GemäB G 59 erster
Satz bedarf der Beamte für die aUSergerichtliche Abgabe eines Sachverstän-
digengutachtens über Angelegenheiten, die ait seinen diensUichen Aufgaben
iII zuaaaaenhang stehen, der Genehai.gung seiner Dienstbehörde. Als "ait den
diensUichen Aufgaben iII zuaaaaenhang stehend" sind sowohl konkret anhän-

gige Angelegenheiten als auch solche anzusehen, die ohne konkrete Anhän-

gigkeit zum Aufgabenbereich des Beaaten gehören.

Ein gerichUiches sachverständigengutachten liegt dann vor, wenn ein erken-
nendes Gericht 111 Sinne des I 351 ZPO oder des I 118 StPO einen Sachver-
ständigen bestellt. Das sachverständigengutachten eines Beaaten Wlterliegt
in dieseJI Fall nicht der Genehaigungspflicht des G 59, weil es sich hier
nicht um aUSergerichtliche Gutachten (sogenannte Privatgutachten) handelt.



Durch I 60 wird für den BeaJllten die Dienstpflicht statuiert, an einer Aus-

und E'ortbildungsveranstaltung teilzunehmen, wenn dies iJa dienstlichen In-

teresse erforderlich ist. Dies wird z.B. iJa AnschluS an wafassende

Heukodifikationen von Rechtskoaplexen erforderlich sein, wenn hiedurch der

Aufgabenbereich eines BeaJllten einschneidend berührt wird.

"
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Die Bestillllungen der ZPO über die Beiziehung von Sachverständigen (§§ 351

und 353 ZPO) decken sich ia wesentlichen ait § 52 AVG,der gemäß § 24 VStG

auch auf das Verwaltung5strafverfahren anzuwenden ist. In dieser Gesetzes-

bestiaaung wird grundsätzlich die Beiziehung von Aatssachverständigen und

ausnahasweise - wenn solche nicht zur Verfügung stehen oder es mit Rück-

sicht auf die Besonderheit des !'alles geboten erscheint - von anderen ge-

eigneten Personen vorgesehen. Für diese !'älle wird daher eapfohlen, die Ab-

gabe solcher sachverständigell9Utachten vor einer Verwaltungsbehörde zu ge-

netuaigen.

Zu § 60:

Die Aus- und !'ortbildungsveranstaltungen sollen grundsätzlich während der

Horaaldienstzeit stattfinden. Die Verpflichtung zur TeilnahJle - insbesonde-

re an längerdauernden Veranstaltungen - auS dem Beamten zuautbar sein.

Zu § 61:

I 304 StGB noraiert als Tatbestand, daS der Beaste für ~e pflichtwidrige

oder auch pflichtgeaäSe Vornahae oder Unterlassung eines bestiaaten Aatsge-

schäftes einen Veraögensvorteil annja-t. Diese Bestiaaung bezieht sich auf

eine ganz beatiaate Rechtshandlung oder Verrichtung tatsächlicher Hatur

(z.B. zuaaaaenstellung von Unterlagen). I 61 hi.Dqegen ist eine Verbots-

IlOra, die losgelöst von einer konkreten latahandlung, !'älle betrifft, in

denen zwecks Schaffung eines "günstigen lClillas" oder Erhaltung von "Gewo-

genheit" dea Beasten ZUwendungengeaacht werden, die er nie e~lten hätte,

wenn er nicht Beaater wäre. I 61 Abs. 1 wurde sprachlich an das StGB ange-

paSte Umeiner allzu engen Interpretation vorzubeugen, die den Beamten von

jeder Einladung durch Freunde, z.B. auch durch befreundete Beamte, aus-
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schlösse, sei auf die Wendung "ill Hinblick auf seine amtliche Stellung"

hingewiesen. Eine solche Einladung erfolgt nicht "im Hinblick auf seine

aatliche Stellung". Es soll auch hier die Privatsphäre von der Bealltenfunk-

tion getrennt werden. Orts- oder landesübliche Aufaerksaakeiten von ge-

ringell Wert sind z.B. Reklaaeartikel einfacher Art ait Firaenaufdruck, wie

Kalender, Kugelschreiber, Schreibblöcke und ähnliche Gegenstände.

Zu I 62:

"Dienstliche Rücksichten", die das 'fragen einer Dienstkleidung (z.B. Uni-

fOrJI) oder eines Dienstabzeichens erfordern, sind z.B. die Notwendigkeit

der Kennzeichnung von Bediensteten bei Wahrnehmungbestiallter Aufgaben,

Unterscheidung gegenüber Zivilpersonen, gegebenenfalls protokollarische An-
lässe.

Zu § 63:

Bei den auch dea Beaaten des Ruhestandes auferlegten Pflichten handelt es

sich ua die Wahrung der Aatsverschwiegenheit und UD die Meldepflichten hin-

sichtlich Haaensänderung, Standesveränderung, Verlust der österreichischen

Staatsbürqerschaft und inderung des Wohnsitzes. Die ia § 63 Abs. 2 er-

wähnten Pflichten sind die Meldepfl1chten bei erwerbsaäSigen Nebenbeschäf-

tigungen und bei auBerqerichtlicher Abgabe von Gutachten. Diese Tätigkeiten

können in eine. Verfahren betreffend die Wiederaufnahme in den Dienststand

u.U. ein Indiz für die Wiedererlanqung der Dienstfähigkeit darstellen.

7. &.BSCHHI'n'

Dieut.aeit, Urlaub

Die IG 64 bis 70 sowie 81 bis 84 dei 7. Abschnittes entsprechen den Rege-

lungen in der 29. Ergänzung zu. Lande.~tenqe.etz, taBl.Kr. 63/1993.
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Zu den §§ 64 bis 66:

Der öffentliche Dienst ist vomGeltungsbereich des Arbeitszeitgesetzes aus-

geno_en, weil Verhältnisse vorliegen, die sich wesenUich von jenen in der

Privatwirtschaft unterscheiden. Weiters überlä8t das Arbeitazeitgesetz die

Berücksichtigung der Belange einzelner Gruppen der kollektiwertraglichen

Sonderregelung • DelI Prinzip der eesetzllä8igkeit der Verwaltung folgend hat

aber die Arbeitazeitregelung für die öffenUich Bediensteten auch alle

Detailregelungen gesetzaä8ig zu erfassen.

Die Regelung trägt einerseits den Bedürfnissen des öffenUichen Dienstes,

andererseits deli auch für öffentlich Bedienstete geltenden Schutzprinzip

Rechnung.

Der Beamte kann nach § 6S dazu verhalten werden, seine Tätigkeit über die

.:ich aus deli Dienstplan ergebende Dienstzeit hiDaus auszudehen, und hat

einen Anspruch auf Zeitausgleich bzw. finanzielle Abgeltung dieser Dienst-

leistungen als Überstunden.

Der in den §§ 64 bis 66 enthaltene Begriff "Dienstplan" ist eine Dienstan-

weisung, in der angeordnet wird, während welcher Zeit der Beaate grundsätz-

l:ich und generell Dienst zu versehen hat.

folgende Arten von Dienstplänen sind vorgesehen:

1. der iJI § 64 Abs. 2 geregelte Horaaldienstplan (llÖglichst bleibende Auf-

teilung der 40 WochenstWldenauf die Tage'der Woche),

2. der iJI I 64 Abs. 3 vorgesehene Dienstplan, der eine 9leitende Dienstzeit

ZWI Inhalt hat (ohne Rücksicht darauf, ob 1ha eine 40stündige oder eine

geaä8 I 64 Abs. 6 verlängerte Wochendienstzeit zugrunde liegt),

3. der 111 I 64 lbs. 4 und 5 vorgesehene Sch1cht- oder Wechseldienstplan,

4. der verlängerte Dienstplan nach I 64 &b&. 6, in du unter Berücksich-

tigung von Dienstbereitachaft und Wartezeiten eine liDgere als die iJI

I 64 AbIS. 2 und 4 vorgesehene Dienstzeit feltgelegt Wird.

Auf I 8 AbIS. 1 lit. S 0.0. L-PVG, wonach bei der lrltellung und lnderung

({es Dienstplanes die Mitwirkung der Persona1vertretung vorgesehen ist, wird

hingeWiesen.
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Zu § 64:

Abs. 1: "VOllDienst befreit oder enthoben" ist der Beallte in allen Fällen

des Urlaubes, der AuBerdienststellung, der Dienstfreistellung nach deli O.Ö.
L-PVGund des Kuraufenthaltes • Auf die Sonderbestiaaungen über den Präsenz-

dienst (WehrG) und über die Schutzfrist nach de. MSchGwird hingewiesen.

Sonstige Abwesenheiten des Beaaten bedürfen der Rechtferti9'ung (I 52). "VOll

Dienst befreit oder enthoben" ist der Beaate aufgrund einer konkreten ge-

setzlichen BestillJllung, "gerechtfertigt VOll Dienst abwesend" aufgrund einer

als Rechtfertigunqsgrund anzuerkennenden Tatsache.

Abs. 2: Wo kontinuierlicher Dienst zu leisten ist oder sich der Dienst

nach den Bedürfnissen der Wirtschaft zu richten hat, wird mit der Fünf-

Tage-Woche nicht das Auslangen gefunden werden können und auf eine der

weiteren Dienstplanforaen des I 64 zurückzugreifen sein.

Da der Noraaldienstplan seit je her bei vielen Dienststellen des Landes

keine gleichmäBige Verteilung der Wochendienstzeit auf die Tage der Woche

vorsieht, war diesbezüglich eine Veränderung erforderlich.

Auf die Bedeutung des Begriffes "Dienstplan" ist bereits oben hingewiesen

worden. Der i.JI Abs. 2 zweiter Satz ausgesprochene Grundsatz für die Gestal-

tung des Noraaldienstplanes gilt für alle Arten von Dienstplänen (aOglichst

bleibende Aufteilung unter Berücksichti9'ung der dienstlichen Erfordernisse

und berechtigter Dienstnelulerinteressen). "lföglichst bleibend" soll die Wo-

cbendienstzeit sowohl bei Fünf- und Sechs-Tage-Woche als auch bei Schicht-

und Welchseldienst aufgeteilt werden.

Abs. 3; Gleitende Dienstzeit 1st jene Fora der Dienstzeit, bei der der Be-

ute den Beqinn und das lade seiner täglichen Dienstzeit innerhalb festge-

setzter Grenzen (Gleitzeit) selbst besti.llaen kann und während des übrigen

Teiles der Dienstzeit (Blockzeit) jedenfalls Dienst zu versehen bat. We-

sentlich für die gleitende Dienstzeit ilt die Freiwilligkeit und die grund-

sätzlich freie Belt;a-barkeit der Dienstzeit durch den Bediensteten. Ia Ge-
gensatz dazu stellt die "gestaffelte Dienstzeit" in allen ihren Variationen

keine "gleitende Dienstzeit" dar. Diese Fora der Dienstzeitregelung hält am

starren Beginn und Ende der Dienstzeit fest, es verschiebt sich nur die La-
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ge der Dienstzeit innerhalb eines Tages (z.B. 7.00 Uhr bis 15.00 Uhr oder

8.30 Uhr bis 16.30 Uhr).

..

Durch Abs. 3 wird sichergestellt, daS die gleitende Dienstzeit nur dann

eingeführt werden darf, wenn diese Fon der Diensueit.regelung nicht ait

dienstlichen oder sonstigen öffentlichen Interessen in Widerspruch gerät.

&ufgrund dieser Bes~ung können daher voD der gleitenden Dienstzeit so-

wohl Dienststellen als auch Dienstst~llenteUe, besU-te Abteilungen, Be-

utenqruppen oder einzelne Beute auagenoaaen werden, aofern die Vorausset-

zungen des Abs. 3 vorliegen. Es werden je Dach den besonderen Gegebenheiten

einer Dienststelle unterschiedliche Auanahaeregelunqen zu treffen sein

(z .B. Boten, Portiere, Kraftfahrer, telefonzentrale, !'ernschreibstelle,

Hausdienste u.a.).

Es wird darauf hingewiesen, daS die Einführung der gleitenden Dienstzeit

.ittels Zeiterfassungsgerät vorgesehen ist.
..,

Abs. 4 setzt nicht voraus, daS eine ganze Dienststelle Schicht- oder

Wechseldienst versieht. Es werden auch seaatengruppen (Dienststellenteile)

oder einzelne BeaJIte erfaSt. Entscheidend ist, da8 an eiDer oder .ehreren

Arbeitsstätten, nachdea ein Beallter seinen Dienst versehen hat, ein anderer

Beallter einen weiteren Dienst und nach diesea u.U. ein dritter Beallter

aberaals einen Dienst versieht. Beu gewöbDl1chen Sch1chtdienst werden

Sonn- und Feiertage dienstfrei gehalten, bea kontinuierlichen Schicht-

dienst läuft der Dienst auch während der SoaD- und I'eiertage weiter.

Durch die ia Abs. 4 enthaltene Legaldef1n1.Uon der Begriffe "Schichtdienst"

und "Wechseldienst" wurde eine dea bisherigen Recht angelnde narstellung

dieser Begriffe erreicht. Der zweite satz eathllt eine Verdeutlichung da-

hingehend, da8 durch einen Sch1cht- oder Wecbse141eastplan keine Bevorzu-

gung oder Benachteilunq von Bediensteten eiDt.z'eteIldarf, die einea Iforaal-

dienstplan oder eine. anderen Schicht- oder .ecbseW. ... tplan unterliegen.

Der ia Abs. 4 enthaltene Begriff "lrbeitastltu- ..18t, 111organis.torischen

Sinn, nicht ia funktionellen Sinn zu verstehen.
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Abs. 5: Die Einteilung zur Dienstleistung an eine. Sonntag oder gesetz-

lichen Feiertag sowie die Festsetzung der Ersatzruhezeit ist ia Dienstplan,

allenfalls in einea besonderen Sonn- und Feierugsdienstplan, zu regeln.

Aba. 6: Bei Beuten, in deren Dienstleistungen regelaäSig oder in erheb-

lichea Uafang Dienstbereitschaft (Wartezeit) fällt, vähreDd der keine

vollen DiensUeistung erbracht werden aus, sondern lediglich die Anwe-

senheit gefordert Wird, UJI für etwaige Dienstleistungen bereit zu sein, be-

steht nach Abs. 6 die Höglichkeit, eine Ober das ia Abs. 2 und Aha. 4 fest-

gesetzte MaShinausgehende Dienstzeit vorzusehen.

Zu I 65:

Aba. 1; Die Anerkennung einer Hehrleistung als Überstunde setzt voraus:

1. die Dienstleistung aUS über die sich aus du Dienstplan (auch wenn

dieser geaäS I 64 Abs. 6 verlängert ist) ergebende Dienstzeit hinaus er-

bracht werden und

2. die Uberstunde aus angeordnet sein oder iJI Sinne der nachfolgenden Aus-

führungen als angeordnet gelten.

Wie der VWGHin seinen Erkenntnissen Slg. HF 8861 und voa 3.10.1977,

Zl. 1383/77, ausgeführt hat, aus die Anordnung von Überstunden das Wort

"Überstunde" nicht ausdrücklich enthalten; eine derartige Anordnung liegt

vielaehr auch dann in einer einen Anspruch auf Überstundenvergütung recht-

fertigenden Weise vor, wenn sie auf die Ausführung von Arbeiten bestiaaten

AusaaSes innerhalb eines bestUaten Zeitrauaes gerichtet war und 111Zeit-

punkt ihrer Erteilung (und nicht infolge von Uaständen, die erst nachträg-

lich eingetreten s1Dd und daher bei Erteilung des Auftrages nicht vorher-

sehbar waren) von vornherein feststand, daS die Erfüllung des Auftrages die

Leistung von ObentUDden WlUIIgänglich notwendig aacht.

Der Grundsatz, daS nur angeordnete Oberstunden vergQtet veNen, bedurfte

für den Bereich des seut.enrechtes einer Ergänzung. Eine Anordnung kann

begrifflich Dur vor der Leistung der Oberstunde erfolgen. Es gibt aber

auch Fälle, in denen die Leistung einer Überstunde unbedingt und ohne Ver-

.schulden des betreffenden Beuten notwendig ist,. sich dies aber erst in

eine. Zeitpunkt oder in einer Situation herausstellt, in der ein
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angordnungsbefuqter Vorgeset.zt.er nicht. erreichbar ist.. Ia Bereich freier
Lohngestaltung (privatrechtlicher Dienst.verhältnisse) führt. dies zu keinen
Schwierigkeit.en, da hier nachträglich Gleichst.ellungsvereinbarungen erfol-
gen können. Ia streDgeren Recht. für das öffentlich-rechtliche Dienst.ver-
hältnis lIU8auch fürdieaen lall vorgesorgt werden. Dies erfolgt. ait. den ill

zweiten satz des ~. 1 UllSchriebenenEinschränkungen.

,
···1

Sind die VoraussetzuDgendes zweites satzes des &bs. 1 erfüllt, ist eine
solche ObentuDde wie eiDe aDgeordnete ObentuDde zu behandeln. Diese
Gleichaetzung ait angeordneten OberatuDdengilt nicht. für Beute ait glei-
tender Dienstzeit, weil der gleitenden Dienstzeit die Selbatbest.i.aaungdes
Beaaten Ober die Dauer der AnwesenheitiDanent. ist und eine Oberstund.enur
dann vorliegt, wennsie ausdrücklich angeordnet.wird. Handelt es sich hin-

gegen ua aUSerhalb der Rahaenzeit liegende Dienstverrichtuagen eines Be-
aat.en, der eine. Gleitzeitdienstplan unt.erliegt., so ist die hiefür aufge-
wendete Zeit bei Vorliegen der Voraussetzungendes Abs. 1 zweiter Satz wie

angeordnete Überstunden zu behandeln.

...

Die Setzung einer Irist zur Geltendaachunggeleisteter OberstuDdensoll die
Dienstbehörde in die Lage versetzen, das Vorliegen der Voraussetzungender
Z. 1 bis 3 ohne zeitlichen Abstand beurteilen und auch einen in erst.er Li-
nie in Betracht zu ziehenden I'reizeitausgleich anordnen zu können.

In Abs. 2 ist der ·GruDdaatznoraiert, daS Oberstunden je nach Anordnung
durch Gewährungvon I'reizeit auszugleichen oder nach besoldungsrechtlichen

Vorschriften abzugelten wird. Die Regelung über die finanzielle Vergütung
:Lst in den I' 16 und 17 Gehaltsgeset.z 1956 (in der für Landesbeute gel-

tenden lassung) enthalten.

Bis 31.12.1992 waren bei Beuten und Vertragsbediensteten geleistete tJber-

atuDden.ia VerbältDia 1 I 1 in freizeit auszugleichen. In der Privatwirt-
achaft und in e1D1genItollekt1vvertrigen, die auch für privatrechtliche

Dienstverhältlliase zua Land gelten, besteht seit lingerer Zeit die qün-

.tigere Ausgleicharegelung 1 I 1,5.

AUßer dieser UngleichbehaDdlungführen diese unterschiedlichen Regelungen

auch zu Schwierigkeiten bei der Gestaltung einheit.licher Dienstpläne . Da
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Überstunden besoldungs rechtlich ait Überstundenzuschlägen - und damit bes-

ser als 1 : 1 - abgegolten werden, ist auch ein vorrangiges Interesse der

Bediensteten an einer finanziellen Abgeltung festzustellen. Eine finan-

zielle Abgeltul1g belastet aber den Personalaufwand und" verhindert die lnan-
apruchnabwe der - aus arbeitsaed1z1n1scher Sicht zu bevorzugenden - Abgel-

tung durch Freizeit.

Die vorllegende Regelung sieht nun drei grundsitzlich gleichwertige Höq-

llcbke1ten zur Abgeltung qeleisteter Oberatunden vor:

1. I'reizeiuusgleich 111 Verhältnis 1 : 1,5,

2. finanzielle Ibgeltung wie bisher nach den 1I 16 uM 17 des Gehaltsge-

setzesl956, also GrundvergQtung und Uberstundenzuschlag,

3. Itoabination eines I'reizeitawsgleichs 111 Verbiltnis 1 : 1 ai.t einea Über-

stuDdenzuschlag nach den besoldungsrechUichen Vorschriften (ohne Grund-

vergQtung) .

Die du Bundesrecht entsprechende Übergangsregelung bis Ende 1994 enthält

1 153 Abs. 2.

Ahs. 3: Welche Abgeltunqsart für geleistete Uberstunden zum '!'ragen ko_t,

hat der Dienstgeber zu entscheiden. Er hat dabei in erster Linie

dienstliche Interessen zu beachten (z.B. ArbeitsanfaU, zur Verfügung ste-

hendes Personal). Soweit es aLt diesen diensUichen Interessen vereinbar

ist, kann auch auf die Wünsche der Beaaten (z.B. bei der datuulläSigen

I'es Uegung des Freizei tawsgleichs) eingegangen werden.

Eine Abgeltung durch I'reizeitausgleich ist geaäS Abs. 6 bis ZWI Ende des

sechsten ISonates zulissig, der auf den Honat folgt, in du die betreffende
Überstunde geleistet wurde.

U. jedoc:h rechtze1tiq Klarheit darllber zu schaffen, auf welche Art. die

Oberatunde abgegolten wird, hat der Dienstqeber die von 11m gewihlte Abgel-

t.ungsart dea Beuten spätestens bia ZUIl Ende des ItaleDderaonates lli.tzu-

teilen, der auf die Leistung der Uberstunden folgt. Dies verhindert, daS

eine allfillige finanzielle Abgeltung bis zu einu halben Jahr hinausgezö-

gert wird.
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Wennes zweckaäBig erscheint, können für .ehrere in einem Kalendermonat ge-

leistete Überstunden verschiedene Abgeltungsarten gewählt werden.

,.t;

Hit der Entscheidung über die Art der Abgeltung .üssen noch nicht Datua und

Uhrzeit der tatsächlichen Itonsuaierung des Ireizeitausgleichs festgelegt

"erden. Der Dienstgeber bat jedoch - "ie bereits oben angeführt - sicherzu-

stellen, daS der heizeitausgleich jedenfalls vor du Ablauf des sechsten

IIoaates durcbgefOhrt wird, der auf den HoDat folgt, in du die Oberstunde

ge1e1stet wurde.

Ab!. 4: ZUsätzliche D1ensUeistuDgen, die die :La I 64 Abs. 2 festgesetzte

rege1aä8ige WocheDdienstze1t nicht überschreiten (z.B. 1a lall einer Teil-

ze1tbeschäftigung nach dell HSchGbzw. nach du 0.5. HScbGoder des 0.5.
l1tUG oder einer Berabtsetzung der Wochendienstzeit bis zur Bilfte), si.nd so

wie bisher Dur 1a Verhältnis 1 : 1 in Ireizeit oder durch bl08e Grundverqü-

tung (ohne Überstundenzusch1ag) abzugelten.

Abs. 5: Die VorrangbestiJlaung des Besoldungsrechtes betreffend den Frei-

ze1tausgieich bei Überstunden auBerhalb der Nachtzeit wird in das Dienst-

recht transferiert, da diese Regelung Dunaehr bei der Entscheidung des

Dienstgebers, welche Abgeltungsart für geleistete Oberstunden gewählt wird,

zu Grunde zu legen 1st.· Diese Vorrangbesti.aaung gilt sowohl für den aus·

schlle811chen !'reizeitausgleich nach Abs. 1 Z. 1 als auch für die kollbi-

nierte Abgeltung nach lbs. 1 Z. 3.

Wie bisher ist ein !'reizeitausgleich für an Sonn- und leiertagen geleistete

Uberatun4en nicht vorgesehen. Auch die kollbinierte Abgeltung geJIäB Abs. 1

z. 3 ist in diesen !'ällen nicht anzuwenden.

Abs. 6: Bisher Ilu8ten alle Oberstunden, die nicht bis zua Ablauf des auf

die Leistung der ObentuDden folgea4en IIoaates in freizeit ausgeglichen

wurden, nach den besoldungs rechtlichen Vorschriften abgegolten "erden. Die

l1uuehr verbesserte Regelung des !'reize1tausgle1cbs .. eht eine Verlängerung

dieser !'rist bis zua Ablauf des sechsten IoDates notwendig, der auf den Ho-

Dat der Leistung der Oberstunden folgt. Dallit werden die DispositionsllÖg-

lichkeiten des Dienstgebers ausgebaut, und er kann viel besser als bisher

einem periodisch unterschiedlichen Arbeitsanfall Rechnung tragen.
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Andererseits muß der Dienstgeber gemäß Abs. 3 vor Ablauf des ersten auf die

Leistung der Überstunden folgenden Monates dem Beamten verbindlich mit-

teilen, welche Abgeltungsart er wählt. Der Bea.te erfährt daher ia gleichen

ZeitraUII wie bisher, auf welche Art seine Oberatunclen abgegolten werden.

Ist z.B. aus diensUichen Gründen ein rreizeitauagleich nicht aöglich, so

bat dies der Dienstgeber du Beuten bis ZUII EDde des I'olquonata aitzu-

teilen und die Abgeltunq nach den beso1duDqsrechUichen Vorschriften unver-

zQql1ch zu veranlassen.

Teilt der Dienstgeber ait, daS er sich für die koabinierte Abgeltung ent-

schieden bat, so ist die Auszahlunq des Oberstundenzuschlags unverzüqlich

zu veranlassen, während der I'reizeitausgelich bis zu. Ende des sechsten auf

die Leistunq der Überstunde folqenden Monates .öglich ist.

Ein Freizeitausgleich (auch als Teil einer koabinierten Abgeltung) nach dem

Ende des sechsten 1'01qeDonats ist nur dann zu!ässiq, wenn der Beamte aus-

drücklich damit einverstanden ist.

Abs. 7 i Die verbesserte Regelung des rreizeitausgleichs acht eine schär-

fere AbgreI1Zunq zwischen ttberatunclen und anderen DiensUeistunqen notwen-

diq, die der Beamte aUSerhalb des Noraaldienstplans erbringt. !'ür alle

Dienstleistungen, die nicht als Obersbmden gewertet werden können, gilt

wie bisher ein I'reizeitausgleich ia AusaS 1 : 1.

Somit sind alle Dienstleistungen, die vom Beaaten aUSerhalb des Horaal-

dienstplans erbracht werden und zwar vom Dienstgeber genehlligt sind, aber

überwiegend auf ein Interesse des Beaaten oder eines Dritten (letzteres ia

l'a11e eines Diensttausches) zurückgehen, keine Oberstunden.

Ebenso sind zeitquthaben, die ia lahaen der gleitenden Dienstzeit bis zu

der nach du Dienstplan zulässiqen Iröhe in den rolgeaonat UbernollJlen wer-

den, keine ttberstunden und daher ia Verhältnis 1 I 1 auazuqleichen. zeiten,

ait denen die ia Dienstplan für die Obertragung in den I'olguonat zulässige

Höhe überschritten wircl, sind nur dann als Oberstunden zu werten, wenn sie

den Voraussetzungen des I 65 Abs. 1 (Anordnung oder Gleichhaltung unter den

Voraussetzungen des I 65 Abs. 1 Z. 1 bis 4) entsprechen.
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Zu § 66:

I. Abs. 1 wurden wegen ihres c:lienstrechUichen Inhalts Definitionen der in

den 11 17a und 17b Gehaltsgesetz 1956 in der für LandesbeaJlte geltenden

r.ssung geregelten aUSerc:lienatp1anJlä8igen Dienstverrichtungen übernouen.

Das Wort "fallweise" :La Ibs. 2 bindert Dicht, daS der 8eaate rege1llä8ig,

nach einea vorgegebenen 8ere1tschaftsplan, zur Ruf'bereitacbaft eingeteilt

v:1rd; es soll daait nur eine dauernde Einteilung zur Rufbereitachaft ohne

Unterbrechung verhindert werden.

4

Zu 1I 67 bis 70:

Die 11 28a und 28d DienatpragJliltik in der Fassung der 24. Ergänzung zum

LaDdesbeaatengesetz, WBl.llr. 64/1985, c:lie früher c:lie Teilbeschäftigung für

LaDdesbeute regelten, haben sich als zu eng erwiesen, weshalb Ili.t der

29. Ergänzung ZWI Landesbeaatengesetz, WBl.llr. 63/1993, folgende groSzü-

gigere Teilzei tbescbäftigungsJlÖglichkeiten eingeräwat wurden:

_ Anstelle einer Herabsetzung der Wochenc:lienstzeit auf die Hälfte wurde

eine Herabsetzung der Wochenc:lienstzeit bis zur Hälfte eraägUcht.

- Der Zeitrawa der Teilzeitbeschäftigung nach I 67 Abs. 1

(Kinderpflegetatbestand) wurde von sechs auf sieben Jahre ausgedehnt.

- Da für die Herabsetzung der Wochenc:lienstzeit iaaer wieder gesundheitliche

Gründe geltend geaacht werden, soll clurch I 67 Abs. 2 Z. 2 eine Auswe.i:-.....

tung der Teilzeitbeschäftigung UJI weitere fünf Jahre eraöglicht werden,

wenn dies aus gesundheiUichen Gründen notwenc:lig ist.

Die Regelung ist inagesaat das Haxiaua clessen, was voa 8ild des

Berufsbeaatentuaa her noch vertretbar ist. Eine Herabsetzung auf welliger

a1.a die Hälfte der Wochenc:liensueit - wie bei Vertragsbediensteten - ko_t

daher nicht in frage.

DaS die Regelung Festsetzungen der Wochenatundenanzahl in der vollen Band-

breite zwischen 20 und 40 Wochenstunden zulä8t, ko_t nicht nur den Wün-

schen der 8eaaten entgegen, soD4ern auchdea Bild des 8erufsbeaatentwas (je

.ehr Stunden, desto unqeteilter kann sich der 8eute d.. Dienst widaen).
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I. § 70 Abs. 2 werden die erforderlichen Regelungenüber die vorzeitige Be-
endigung der Herabsetzung der Wochendienstzeit geschaffen.

Zu I 71:

Abs. 1t l5a8gebend für die Urhut.ansprQche des Beuten ist das Kalender-
jahr - das Kalenderjahr ist ~er auch Urlaubsjahr.

Ab.. 2 übenU.a.t die Besu..mgen der sog. "BeschäftigunqssicherungsDovelle
-------------L993~,-BGBl_..r-.-5-021_1993.-Die-UDter--Artikel-VII;-DOl'Ili.erte--lnderung-des-U~------

laubsgesetzes, BGBl.Nr. 360/1976, sieht vor, daS bereits in den - ersten
sechs Honaten des Dienstverhältnisses ein Anspruch auf Erholungsurlaub be-
steht. Allerdings ist geaä8 I 74 Abs. 1 dieses Landesgesetzes . ein ds
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis unaittelbar vorangegangenes Ver-
tragsdienstverhältnis zu. Land Oberösterreich zu berücksichtigen. Ein
solches Vertragsdienstverhältnis ist dea öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis voranzusetzen, sodaS eine Aliquotierung je nach Dauer des Vertrags-
bedienstetenverbältni •• es unter uaständen nicht aehr in Betracht ko_t.
Der zweite satz i..a Abs. 2 stellt klar, daS der Anspruch auf allfällige zu-
sätzliche Urlaubstage erst nach einer Dauer des Dienstverhältnisses von
sechs Honaten entsteht.

Zu I 72:

Abs. 1: Das Ausaa! des Erholunqsurlaubes wird unter andere. durch das

"Dienstalter" besti.aat. Es ist dies qeaäS Aha. 7 jene %eit, "die für die
Vorrückung in höhere BezÜCJeaaBgebend ist". I'ür den Zweckder Eraittlung
des Urlaubsaus.. Ses r.äh1enzu. Dienstalter auch Zeiten, die vor ds 18. Le-
bensjahr in einu Ausbildungs- oder Dienstverhältnis zu einer inlindischen
Gebietskörperschaft zurilckgeleqt wurden.

Das Urlaubsrecht der o.ö. LaDdesbeaatender AUgeaeinen Verwaltung beruht
auf den Beschlüssen der o.ö. Landesregierung vo. 24.4.1978 (verlautbart ait

ErlaS PersR-50/11-1978/Gl vo. 30.5.1978), vo. 16.11.1981 (verlautbart ait
ErlaS vo. 19.11.1981, PersR-S/14-1981/0b), vo. 9.5.1983 (verlautbart .1t
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Er1.aBVOll18.5.1983, PersR-50/7-1083/0b), VOll17.10.1983 (verlautbart ait
Er1.aBVOll2S.10.1983, PersR-SO/13-1983/0b), VOll9.7.1984 (verlautbart .it
Er1.aS VO. 17.7.1984, PersR-50/14-1984/0b), va. 24.6.1985 (verl.autbart .it
Er1.aS va. 5.7.1985, PersR-50/10-198S/0b), va. 20.12.1985 (verl.autbar ait
Erl.aS VOll14.1.1986, PersR-SO/21-198S/0b)und va. 16.7.1990 verl.autbart ait

vo. 27.7.1990, PersR-230011/6-1990/Bua). Durch diese aescbl.asse der Landes-
req1enmg wurde sichergestellt, daS die buDdesrechtl.1che Verbesserung in

cUesu Bereich auch fQr den Landesbereich virbu verden. Dies var in

cUeser I'om deabalb geboten, vei1 die schon läDgere zeit beabaichtiqte wa-
fassende lfeuJcodifi.kation des Landesbeaatenrechta eben erst jetzt in I'ora
eines Te1l.schrittes durch das O.ö. Landesbeaatengesetz 1993 in Angriff ge-

no_en werden kann.

AbI. 1 Z. 2 1it. c: RuhegenuBfähigeZUl.agensind nur so1.che ZUl.agen,die
ausdrücklich als ruhgenuSfähig erkl.ärt sind. Dies sind z.B. die Verwal-
tungsd1enstzul.age, Leistungszul.age, verwendungszul.age(nicht aber die Ver-
wendungsabgeltung), die Pflegedienstzul.age und die Pflegedienst-
Cbarqenzul.age. Die Zulagen, die einen Anspruch auf eine ZUl.ageZWI Ruhege-
nuB begründen, sind i..a I 12 Abs. 1 pensiODSgeaetz taxativ aufgezählt. Es

ist dies z.B. die Erzieherzul.age. Nebengebühren,vie z.B. die Überstunden-
vergütung , die Journaldienstzulage oder die Erachwerniszul.age, sind bei der

I'estsetzung des UrlaubsausaaSes keinesfalls zu berücksichtigen.

Ab!. 2: Es besteht der gesetzliche Auftrag, bei jenen Beuten, für welche
die l'ünft.agewochegilt, das UrlaubsausuS von Werktagenauf Arbeitstage wa-
zurechnen. Bei Beuten, denen geaäS I 80 eine Erhöhungdes Url.aubsausaaBes

zusteht, ist so vorzugehen, daS du in Werktagenausgedrückten AUSABdes
ErholungsUrlaubes (I 72) das in Werktagen ausgedrilckte AuaaaBder Erhöhung

(I 80) zugeschl.agen und erat dann auf Arbeitstage Wlgerecbnet wird.

Ab!. 3 regelt in Entsprechung zu I 71 (Anspruch) das Url.aubsauaaaB.

Ab!. 4: Diese Regelung ist darauf zurückzufOhren, daS Teize1tbeachäftigte

ihre Dienstzeit auch etwa nur auf zwei oder drei Tage pro Wocheverte1l.en
bzw. 1JI Anstaltsbereich eine stundenweise Urlaubsfestlegung nicht .öglich

ist.
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GemäBAhs. 5 ist der Erholungsurlaub zu aliquotieren, wenn in das Kalender-
jahr (gemäBI 71 Abs. 1 ist das Kalenderjahr ~er auch Urlaubsjahr) Zeiten
eines Karenzurlaubes U§ 82 und 83), einer Suspendierung oder einer unge-
rechtfertigten Abwesenheit vom Dienst fallen. Zu beachten ist, daS die
Aliquotierung des Erholungsurlaubes nur soweit in Betracht ko_t, als er
vorher noch nicht verbraucht wurcle.Wird er vorher voll in Anspruchgenom-

aen, kOBt eine Aliquotierung nicht in !"rage.

Ab!. 7: Weist der Beaate .in abgeschlossenes Hochschulstudiumauf und ge-
hört er einer Verwendungsgruppe an, für die das Hochschulstudium Ernen-
nungserfordernis ist, so ist bei der Bra1ttlung des UrlaubsausaaSes die
Zeit dieser Studiums bis zu einem KöchstausaaBvon fünf Jahren voll anzu-
rechnen. Ist die Studienzeit ohnehin schon beill Dienstalter berücksichtigt
worden (weil sie näalich bei der restsetzung des Vorrückungsstichtages ganz
oder zumTeil zu berücksichtigen war), so ist die Zeit des Studiumnun mehr
insoweit anzurechnen, als sie über den bereits im Dienstalter enthaltenen

Zeitraum hinausgeht.

Zu § 73:

Ia Gegensatz zumBOG besteht die Möglichkeit, den Erholungsurlaub nicht nur
in Stunden, sondern auch in Bruchteilen davon festzuleqen, um eine flexi-

blere Gestaltung des Erholungsurlaubes zu eraöglichen.

Zu I 74:

Abs. 1:' Aus du Gebrauchdes Wortes "UIUlittelbar" ia Aba. 1 ergibt sich,
daS das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis an das Vertragadienstver-
hältnis ZUII Land Oberö.terreich nahtlos anschl1eBen au.B. Ifur dann kann die
zeit des V.rtragsdienstverhiltniss.s beriicUichtigt werden. Es 1st jedoch
auch nur in di .... rall zulässig, den bereits 111Vertragsdienstverbältnis
verbrauchten Erholung.urlaub von d.. Urlaub abzuziehen, der du Bedienste-

ten aus d.. öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zusteht.

Abs. 2 noraiert, daS der Beamte den aus dem unaittelbar vorhergegangenen
Vertragsdienstverhältnis noch zustehenden Erholungsurlaub im öffentlich-



66 -

rechtlichen Dienstverhältnis verbrauchen darf, und zwar so lange, bis der
Erholungsurlaub auch ~ Vertragsdienstverhältnis verfallen wäre.

Zu I 7Si

Abts. 1 sieht vor, daS Brbolunqsurlaub auch stundenweise gewährt und ver-
braucht werden kann. EiDe besondere Regelungdarüber, in welchen I'ällen der

stuDdenweise Verbrauch des Erholungsurlaubes aöglich ist, scheint entbehr-
lich, da ohnedies Ibs. 2 eine Handhabe bietet, ein Ausufern des stunclenwei-

sen Urlaubsverbrauches hintanzubalten.

zu I 76:

I 76 entspricht I 9 der 29. Ergänzung ZWI Lanclesbeaatengesetz, LGBl.Nr.

63/1993.

Ab!!. 1i Eine Anordnung, daS ein schon bewilligter Urlaub nicht angetreten
oder nicht fortgesetzt werden darf, und daS der Antritt oder die I'ortset-
zung des Urlaubes aufzuschieben ist, ist auf die I!'älle zwingender
dienstlicher Rücksichten zu beschränken. Wenneine solche Anordnungnicht
zu veraeiden ist und dea Beuten dadurch nachweisbar unveraeidliche Aus-
lagen erwachsen (z.B. durch zahlung einer Stornogebühr bei einea Reisebü-

ro), wären dea Beuten diese AualagengeJläSI 20 GGin der für Landesbeute
geltenden E'assung zu ersetzen. Ia übrigen wird auf die Landesreiseqe-

bührenvonchrift (derzeit als Entwurf vorliegend) verwiesen.

Ab.. 2: Die vorliegende aegelung soll generell einen Ersatzanspruch für
alle durch RichtaDtritt oder Rückberufungvoa Erholungsurlaub entstandenen
lIehraufweDduDgen.chaffen, die Ober die aeisekosten des Beuten h1Dauage-
ben. Dies betrifft iDabeacmdereauch die lIehraufwendungenaufqrund aitrei-

sender naher E'aailierumgehöriger.
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Zu I 77:

Abs. 1; Der Zeitrau. für den Verbrauchdes Erholungsurlaubes ist iJI Gegen-
satz zu I 69 BOG verlängert und gestaffelt: Die Hälfte des noch nicht ver-
brauchten Urlaubsanapruches verfällt nach Ablauf von zvei Jahren ab de. En-
de des Urlaubsjahres, .in de. er entstanden ist. Die zweite Hälfte ab du
Ablauf von drei Jahren. Diese Regelung verbessert die bisherige Situation
für 8eaJlte, die u.a. aus d1ensU1chen Gründenden Urlaub nicht verbrauchen
konnten. Durch die Verlängerung e1nes 'le11s des Verbraucbszeitrau.es sollen
unbillige Härten veraieden werdensoll,.

Zu !S 78:

t 78 entspricht t 70 BOG 1979.

Der Vorqriff auf künftige Urlaubsansprüche soll sich auf Ausnahaefälle be-
schränken. Ein Rechtsanspruch 1st du Beuten nicht eingeräu.t. Bei Vorlie-
gen der iJI I 78 genannten Voraussetzungen ist die Gewäb.n.mqde. Eraes.en
der Dienstbehörde überlassen. Die· Zustiuung zu einu Urlaubsvorqriff darf
aber jedenfalls dann nicht erteilt werden, wenndie Gefahr besteht, daS iJI

nächsten Kalenderjahr kein Urlaubsanspruch entsteht (z.B. wenn zu erwarten
ist, daS der Beaate in den Ruhestandversetzt wird).

zu !S 79:

I 79 entspricht iIl wesentlichen I 71 BOG1979.

Abs. 1; Ia Unterschied zu I 71 Abs. 1 BOGsind alle auf Werktage (Arbeiu-
taqe) fallenden 'lage der Erkrankung von der Anrechnung auf das Urlaubs.us-
us ausgeno_en.

Abs. 3: Eine behördliche Bestätigung 111Sinne des I 71 Abs. 2 BOG1979 ist
nicht vorgesehen.
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Zu § 80:

I 80 entspricht I 72 BOG1979, zusätzlich wurde die Bestiaaung des Abs. 2

Z. 1 eingeführt.

Da es sich bier WI keine eigene Urlaubaart, sondern lediglich WI eine Erhö-
hung des Ausu8es des Erbol\m9surlaubes handelt, teUen die Dach I 80 zu-

.t.eheDden Urlaubstage das rechUiche SChickaal du Dach I 72 9ebübreDden

Erbolunqsurlaubes. Die BrhöbuDg du Urlaubsauslla8es 9ebührt ausschließlich
bei Vorliegen einer der 1a Aba. 1 taxativ aufgezählten Voraussetzungen.
Diese gelten auch für die ErbcihunggeaäS &ba. 2 uDd 3. Das Vorliegen einer
KiDderung der Erwerbsfähigkeit von 30 v.H. allein führt daher noch zu
keiner Erhöhung des UrlaubsausuSes, es aUS zusätzlich eine der in Abs. 1
angeführten Voraussetzungen gegeben .ein. Die Tatsache, daS die in den
Abs. 2 und 3 anqeführten AusaaSelediglich eine Erböb\m9auf eine bestiJlJlte
Anzahl von Werktagen darstellen, bat Uberdies zur Jolge, daS sich bei Er-

fül1ung der ia Abs. 1 in VerbindungII1t Abs. 2 oder 3 anqeführten Vorauset-
zungen das AusaaS des geaä8 I 72 zustehenden Erholungsurlaubes ua insgesamt

drei, vier, fünf oder sechs Wertageerhöht.

Zu I 81:

I. Gegensatz ZWI Rarenzurlaub (I 82) 'behält der Beute wäbrendder Zeit

eines SoDderurlaubes den Anspruchauf 'die vollen BezUge.

Ein Sonderurlaub darf nur aus wichtigen persönlichen oder faail1ären Grün-

den oder aus einea sonstigen besonderen ADlaB uDd nur dann gewährt werden,
WenD keine zwingenden diensUicben Erfordernisse entgegenstehen. Die Dauer
des SoDderurlaubes aus ciea AnlaS anqeaessen .ein. Das Vorliegen dieser

Voraussetzungen ist in jedea Einzelfall zu prüfen.
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Zu § 82:

Der Karenzurlaub ist ein Urlaub unter Entfall der Bezüge. Wenn der
Karenzurlaub während eines Kalenderaonates beginnt oder endet, so sind die
Bezüge zu aliquotieren. I 13 Abs. 4 Ga in der für LandesbeaJIte geltenden
rassunq bestiJlat, daS für den I'all eines lCarenzurlaubes bis zu Tag des
Wiederantrittes des Dienstes ein Dre18igstel des IIoDatesbezuges abzuziehen
ist. UafaBt der lCarenzurlaub einen ganzen Kalenderaonat, entfällt für den
betreffeD4en !Ionat der Anspruchauf !Ionatesbezug.

So Wieder Sonderurlaub darf auch der ICarenzurlaubnur auf Ansuchenund nur
clann gewährt werden, wennkeine zwingendendiensUichen Gründe entgegenste-

hen.

Grundsätzlich ist die Zeit des ICarenzurlaubes für Rechte, die von der Dauer
des Dienstverhältnisses abhängen, nicht zu berücksichtigen. GeJläS I 10
Abs. 4 Ga in der für Landesbeaate geltenden I'assung wird dieser H9aungs-
zeitraum aber ait du Tage des Wiederantrittes des Dienstes zur Hälfte für

die Vorrückungwirksam.

Sind für die Gewährungeines Karenzurlaubes geaäB I 82 andere als private
Interessen des Beaaten aaBgebend oder liegen berücksichtigungswürdige Grün-
de vor (das Vorliegen beider Voraussetzungen ist 1a Einzelfall zu prüfen),
so kann die Dienstbehörde verfügen, daS die Zeit des Karenzurlaubes für
einzelne oder für aUe Rechte berücksichtigt Wird. Eine Verfügung, daS für
die Zeit des Karenzurlaubes die Bezüge oder ein Teil dieser weiterzuzablen
sind, ist nicht zulässig. Wurdeein lCarenzurlaubauf diese Weise geaäS I 82
Abs. 3 als rubegenuBfäbige Landesdienstze1t berücksichtigt, so bat der Be-
ute geaäS I 22 Abs. 3 Ga in der für Landesbeute geltenden I'a.. unq für die
Zeit dieses ltarenzurlaubes den aonaUichen Pensionsbeitrag zu entrichten.

Keine Heaaungtritt geaä.8I 10 Abs. 1 Z. 3 Ga in der für LaDdesbeute gel-
tenden Fassung ein, wenn der ltarenzurlaub nach I 15 tISchGbzw. I 10 O.ö.
IISchG oder 0.5. guc; gewährt wurde. Der 111 bestehenden öffentllch-
rechUichen Landesdienstverhältnis zurückgelegte Karenzurlaub nach du
HSchGbzw. O.ö. tISchGbzw. O.ö. EKUGgilt überdies ge.äS I 6 Abs. 2 Pe in

der für Landesbea.te geltenden Fassung als ruhegenuBgähigeLandesdienst-
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zeit. GeaäS § 22 Abs. 4 Z. 2 GG in der für Landesbeaate geltenden Fassung

ist für Zeiten eines Karenzurlaubes nach I 1S MSchGbzw. § 10 O.ö. MSchG

oder O.ö. EKUGkein Pensionbeitrag zu leisten.

Zu I 83:

Dieser Sonderfall des Karenzurlaubes wurde aus sozialen Cründen geschaffen.

ll1Dzuweisen ist darauf, daS - selbstventiDdlich - dann, wenn c!i.e erhöhte

!'aailienbe1hilfe nicht .ehr gewährt wird, ein ltarenzurlaub wegen Wegfaliens

eiDer Voraussetzung auch dann nicht .ehr beansprucht werden kann, wenn die

A1tersgrenze noch nicht erreicht ist.

Zu I 84:

Der Entwurf überni.ut die Neuregelung der 29. Ergänzung ZUll Landesbea-ten-

gesetz.

Der Anspruch besteht bis ZUII lf'öchstausaaS einer weiteren Woche, wenn der

Bedienstete wegen der Pflege eines noch nicht zwölfjihrigen Kindes neuer-

lich an der Dienstleistung verhindert ist.
Dies kann jedoch nicht dazu führen, daS für einen Verhinderungsfall zu-

näChst Pflegefreistellung nach Abs. 1 und ia Anschluß daran die neugeschaf-

fene Pflegefreisteilung nach Abs. 4 des I 84 beansprucht wird und so eine

zua ... enhängende Pflegefreistellung von 2 Wochen erreicht wird.

Der AnsprUch nach Abs. 4 (auf c!i.e weitere Woche) steht vielaehr erst dann

zu, wenn der Anspruch nach Abs. 1 aus einu der dort genannten Dienatver-

hindenmgsgrQnde ausgeschöpft und ein neuerlicher VerbiDderungsfall (aus

du Bereich der Pflege eines erkrankten Kindes unter 12 Jahren) innerhalb

eines Kalenderjahres eingertreten ist.
Es ist daher nicht zulässig, für denselben VerhiDderungsfall uruaittelbar

anschließend an die erste Woche eine zusaaaenhängende Pflegefreistellung

bis ZUII HöchstausaaS von 2 Wochen in Anspruch zu nehaen.
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Die vorliegende Regelung schafft weiters die Möglichkeit, Pflegefreistel-

lung auch dann in Anspruch nehmen zu können, wenn die Person, die das Kind

des Bediensteten betreut, an der Betreuung verhindert ist.

Wennder Anspruch auf Pflegefreistellung erschöpft ist und ein noch nicht

zwölf jähriges Jtind des Bediensteten erkrankt, so soll der Bedienstete einen

Erholungsurlaub zur Pflege des ltiD4es antreten kÖlmen, ohne vorher den Ur-

laubsantritt ait dea Dienatgeber zu vereinbaren. Bin solcher Urlaub darf

jedoch den Zeitraua der notwendigen Pflege Dicht überschreiten.

Zu I 8S:

I 85 entspricht I 79 BOG1979 und regelt die Dienatbefreiung für

1. den Kuraufenthalt (Abs. 1) und

2. die Unterbringung in eine. Genesungsheill (Abs. 3).

AbS. 2 aoll sicherstellen, daS der Beaate, dea die Wahl der Kurperiode ge-

lläB AbIS.1 offensteht, nicht zu einer Zeit die Kur absolviert, während der

er dienstlich dringend benötigt wird. Ia Gegensatz ZWi Kuraufenthalt

(Aba. 1) duldet die Unterbringung in eine. Genesungsheill nach einea chirur-

gischen Eingriff oder nach einer schweren Erkrankung in der Regel keinen

Aufschub. Daher braucht in diese. Fall auf Dienatrückaichten nicht Bedacht

genouen werden. Die Gleichstellungsbestiuung des Abs. 5 bedeutet, daS

auch die gegenatänd] iche Dienstbefreiung eine Abwesenheit vo. Dienst geüS

I 107 Abs. 1 Z. 2 und AbIS. 3 nicht unterbricht.

Die Gewährung eines Zuschusses zua Landaufentbalt und die ZUerkennung eines

Kuraittelbeitrages bilden keine Grundlage für die Gewährung einer Dienstbe-
freiung.
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..
8. ABSCHNITT

Rechte des B... ten

Zu § 86:

Durch I 86 wird der zuauaenbang zwischen den drei Teilen des BeaJIten-
rechts, näalich du Dienstrecht ia engeren Sinn (0.8. LBG), du Besoldungs-
recht (00 in der für Landesbeute gelteDden Bassung) und du pensionsgesetz

(PO in der fQr LaDdesbe.-te gelteDden lassung) aufgezeigt..

Zu ts 87:

Die lCrankenfiiraorgefür 0.6. Landesbeute ist eine Einrichtung 1Jl Sinne des
f 2 Beuten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz. Sie hatte ihre Rechts-
grundlage ursprünglich 1Jl I 8 des Landesbeutengesetzes • Durch LGBLHr.

5/1983 und zuletzt durch LGB1.Hr.63/1993 (29. Ergänzung ZWI LandesbeaJIten-
gesetz) wurde die Regelung entsprechend den Reuerungen 1Jl Leistungsrecht
der Sozialversicherungsträger , zuletzt 21. B-KUVGBovelle, BGBLHr.

679/1991 angepaSt.

Zu § 88:

AbIS.1 entspricht inhalUich deJI bisherigen I 23 Gehaltsüberleitungsgesetz

BGBl.Nr. 22/1947, in der als landesgesetzlicher Vorschrift geltenden Fas-
sung, bringt aber Klarstellungen in der Foraulierung. Bach dea bisherigen

Gesetzestext wurde einerseiu die Beqriffsbest:.iaaUnq, ob eine Wohnungeine
Dienstwohnung oder eine Raturalwohnunqist, von du Zweckabgeleitet, zu
du eine Wohnungdu Beuten ia Rahaen seines Dienstverhältnisses "beige-

stellt" oder "Gberlassen" wird, aDdererseita war nicht klargestellt, daS
cUe "Gewährung des BenOtzerrechtes" an einer Dienst- oder .aturalwohnun9

eines hoheitarechUichen Aktes, nblich den der "ZUWeisunq"der Wohnungbe-

darf. Die lassunq des lbs 2 brinqt diese IC1aratellunq, wobei Cilleichzeitig
die Definition des Begriffes der Dienstwohnungdea Wortlaut des I 57 Abs. 2

angepaSt wurde.
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Neu ist die Regelung, daS jede bauliche Veränderung der Wohnung, die sich

nicht aus dea gewöhnlichen Gebrauch ergibt, der Zustiamung der Dienstbehör-
de bedarf.

Die Dienstwohnung kann aUSerclea entzogen werden, wenn ihre Benützung zur

Erfülluag der diensUichen Aufgaben des Beuten nicht .ehr erforderlich

ist.

Nach Abs. 6 gelten die Vorachriften über Dienst- und Naturalwohnungen ainn-

ged8 für GrundstOcke, Hausgärten, Garagen und Abstellplätze, doch wird

klargestellt, daS diese a1nDgeaä8e Anwendungnur dann zu erfolgen hat, wenn
nicht für die Benützung von Grundstücken, Hausgärten, Garagen und

Abstellplätzen eine privatrechUiche Vereinbarung aaBgebend ist.

9. ABSCHNITT

Verwendung d•• Beut.en

Zu 1ft 89 bis 96:

An die Bestiaaungen des I 89 über die Aufgaben achlieSen sich nach einer

Regelung der NebeDtätigkeit eine Reihe yon BesU-ungen an, die einen Wech-

sel des Arbeitsplatzes ZUII Gegenstand haben. E'oraen des

Arbeitaplatzwech.sels unter gleichzeitige. Dienststellenwech.sel sind die

Verset&Wlg (I 92) und die Dienstzuteilunq U 91). Ein Arbeitsplatzwechsel

ohne gleichzeitigen Dienststellenwechael 1st die Verwendungsänderung

(I 93). Der 9. lblIclm1tt endet ait Best.1.aunqen über Verwendungsbeschrän-

kungen '(I 95) allgeaein und VerweDduDgsbeschränkungen für EWR-Bürger
(I 96).

Zu I 89:

I 89 lehnt 8ich an die Regelung des I 36 BOG1979 an.
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Die iJI Abs. 3 nonaierte Verpflichtung ist nur eine vorübergehende. Damit

sollen vor alle. Vertretungen während eines Urlaubes oder Krankenstandes

gesichert werden.

zu I 90:

Die Abs. 1 bis 3 entsprechen a wesentlichen I 37 BOG1979.

Das O.ö. LBGenthält kein Verbot für eine 'rätigkeit 1Jl Vorstand, Aufsichts-

rat, Verwaltungs rat oder in ein .. sonstigen Organ einer juristischen Person

des öffentlichen doer privaten Rechts. Wird eine solche ~ätigkeit vo. 8e-

.. ten auf Veranlassung seiner. Dienstbehörde bei juristischen Personen des

privaten Rechts, deren Anteile ganz oder teilweise 1Jl tigentwl des Landes

stehen oder bei juristischen Personen des öffenUichen Rechts, ausgeübt, so

stellt sie eine Hebentätigkeit dar.

Die Hebentätigkeit ist von der a I 58 geregelten Nebenbeschäftigung zu un-

terscheiden.

I 91 entspricht I 39800 1979 ait der Ausnaluae, daS 1Jl Abs. 3 eine zeit-

liche Beschränkung von ein .. Jahr eiDgefOqt. wurde.

Die durch Abs. 3 vorgeschriebene Genehai.qung einer lIebentätigkeit durch die

oberste Dienstbehörde während der Dauer der Berabaetzung der Wochendienst-

zeit nach I 67 soll verhindem, daS der Beute, dessen Wochend1enstzeit

herabgesetzt wurde, eine lIebentätigkeit ausübt, die a Widerspruch ZWI

Grund der Herabsetzung der WocheDd1enstzeit steht. Wenn z.B. die Wochen-

dienstzeit einer Beutin zur Pflege eines lUeinJcindes herabgesetzt wurde,

dann darf eine lIebentätigkeit dann Dicht geneha1qt werden, wenn sie die

Pflege des lCindes beeinträchtigen würde.

zu I 91:

Bei der Dienstzuteilung handelt es sich ua ein der Versetzung verwandtes

Rechtsinstitut (vorübergehende Zuweisung zur Dienstleistung an eine andere
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Dienststelle und Wahrn~ung von Aufgaben eines Arbeitsplatzes dieser
Dienststelle). Die Dienstzuteilung unterscheidet sich von der Versetzung in

.ehrfacher Hinsicht: Materiell handelt es sich ua eine vorübergehende MaS-
nahae (ohne schrifUiche zuatbaung des Beuten höchst.ens 90 Tage in eine.
Kalenderjahr; keine endgültige orqan1satorische E1nqliederung). Es fehlt
das für die Versetzung' vorqesehene Erfordernis des VorUegens "wichtiger
diensUicher Intere .. en" (die Dienatzuteilung 1st DUr "aus dienaUichen
Gründen" zulässig). In fOl'1leller Hinsicht liegt. der Unt.erschied darin, daS
die Dienstzuteilung Dicht durch Bescheid, scm4ern durch Dienstauftrag er-

folgt.

Bei der Dienstzuteilunq handelt es sich ua einen Dienstauftraq, für den die
Erlassung eines Bescheides Dicht in Betracht ko_t. Ein Bescheid ist nur zu
erlassen, wennes darWI geht, die Verpflichtung zur Befolgung eines Dienst-

auftrages festzustellen.

Eine gesetzliche Verpflichtung, aUSerauf die bisherige Verwendungdes Be-
aaten und auf sein Dienstalter auch auf seine persönlichen, faailiiren und
sozialen Verhältnisse Bedacht zu nehaen, besteht nur bei einer Dienstzutei-

lung an einen anderen Dienstort .

Zu § 92:

I. I 92 werdenzu. Teil Regelungenaus I 38 BOG1979 überno_en.

Als Konsequenz seines Eintrittes in den öffenUichen Dienst aUS sich der
Beute bevuBt sein, daS er sich ait diesea Schritt. freiwillig best1aaten
Beschränkungen unterwirft, die sich aus der Eigenart. des öffenUichen
Dienstes ergeben. So ist der Beute grundsitzUch vel-pfUchtet, seinen
Dienst überall dort. zu versehen, wo es i.a Interesse des LaDdeserforderUch
1st. Die Best.i.aaungendes, 92 haben den ZWeck,bei Aufrecht.erhalt.ung des

erwähnt.enGrunc1aatzesalle vel'1leidbarenHirten bei Inderung der Dienst.ver-
wendungzu veneiden und dea Beuten die tlögl1chkeit. zu geben, berechtigte
persönliche, insbesondere faJli.liäre Gründe bei der Versetzung gelt.end zu
aachen.
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Die Regelung der Versetzung bezieht sich auf alle Versetzungen, somit auch

auf jene, die auf Antrag des BeaJIten eingeleitet werden. Für aatswegig ein-

geleitete Versetzungen werden in den Abs. 2 bis 5 spezielle Vorschriften

vorgesehen, die der Hintanhaltung veraeidbarer Härten dienen.

",

Durch den zweiten Satz des I 92 Abs. 3 ist die Dienstbehörde v~rpflichtet,

vor aat.awegigen YersetzUDg'en an einen anderen Dienstort zu prüfen, bei

welchen Beuten durch eine den Anforderungen des Dienstes entsprechende

Versetzung die geringste soziale Härte eintritt.

Durch Abts. 4 wird dem Beuten die Höglichkeit eingeräWlt, noch vor der Ent-

scheid\ml} über seine in Aussicht gene_ene Versetzung alle gegen diese HaB-

nahae sprecheDden diensUichen \md persönlichen Einwände gelteDd zu aachen.

Erst nach Binlangen der Einwendungen, nach ungenütztem Ablauf der frist für

die Einwendungen oder nach Zustiaaung zur geplanten Versetzung kann über

die Versetzung entschieden werden. In den beiden zuletzt genannten Fällen

~ der Versetzungsbescheid keiner Begründung.

Bin Bescheid nach Abs. 5 wird, soweit er iJI Bereich des inneren Dienstes

des ABtes der Landesregierung, der Bezirkshauptaannscbaften und Agrarbe-

zirksbehörden et'9eht, vom LandesaJIudirektor erlassen (I 152 Abs. 1 Z. 2).

Zu § 93:

I 93 Aha. 1 bis 3 entspricht iJI wesentlichen I 40 BOG1979. Anders als im

BOG1979 ist die Verwendungsänderung dann nicht einer Versetzung gleictlzu-

balten, wenn J.ecl1glich die neue Verwendung einer J.aDga.n4auernden und um-

fangreichen B1narbeitung bedarf (I 40 Abs. 2 Z. 3 BOG1979). Diese Regelung

wurde vetroffen, weil jede etwas anspruchsvollere Tätigkeit;. einer Einarbei-

t.uDg bedarf ..

Unter Verwendungsänderung ist die ZUweisung einer Deuen Verwendung in der

Dienststelle des BeuteD nach Abberufung VODseiDer biaherigenVerwendung

zu verstehen.
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GemäßAbs. 1 sind Verwendungsänderungeninnerhalb der Dienststelle, die in
ihrer Auswirkungeinen der Versetzung ähnlichen Eingriff in die Verhältnis-
se des Beaaten darstellen, einer Versetzung qleichzuhalten. Somit wurde die
Unterscheidung zwischen der einfachen und der sogenannten qualifizierten
Verwendungsänderungaus I 67 DP ins O.ö. LBG Gberno_en. Die Tatbestände,
die eine einfache Verwendunqsändenmgzu einer qualifizierten .. ehen, aind
ia Abs. 1 Z. 1 und 2 aufgezählt.

Die Gleichbaltung hat aowohl in aaterieller als auch in fomeller Hinaicht
Bedeutung: In .. terieller Hinsieht bedeutet aie, daS solche Verwendungs-
änderungen ein "wichtiges dienstliches Interesse" voraussetzen. In for-
.eller Hinsicht bedeutet die Gleichhaltung, daS qualifizierte Verwendungs-
änderungen ia Sinne des Abs. 1 Z. 1 und 2 nur nach vorheriger Verständi9Ung
(I 92 Abs. 4) zulässig une! alt Bescheid zu verfügen aind (I 92 Abs. 5),

während aonstige Verwendungsänderunqendurch Dienstauftrag (Weisung) erfol-
gen.

Abs. 1 gilt qe.aäSAbs. 3 dann nicht, wennein Beuter höchstens drei Monate
vorübergehend zu einer anderen Tätigkeit herangezogenwird.

Der zweite Satz des Abs. 3 enthält zwei weitere AusnahJlenZUJI Abs. 1. Da-

durch soll einerseits veraieden werden, daS ein etwa durch länger dauernde
Krankheit an der Ausübungseines Aates verhinderter Beaater durch den in
der Zwischenzeit tätig gewordenen"Vertreter" aus seiner Funktion verdrängt
wird.

Hit den Abs. 4 und 5 soll für die ia O.ö. Objektivierung.gesetz 1990 vorge-
aehenen.befristeten !'unktionen die erqänzende dienatrechUiche RegelWlgfür
den I'all der Ilichtweiterbestellung getroffen werden.

Dallit aoll aichergestellt werden, daS der Beute nicht achlechter gestellt
wird als vor der Betrawng ait einer voa Objektivierungsgesetz erfaBten
Leiterfunktion.
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Zu § 94:

I 94 entspricht iJI we.enUichen I 31a in der 29. Ergänzung zua Landesbe-
aatenge.etz, LGB1.lfr.63/1993, ait der lbweichWlg, daS Beute nicht nur zu
Einrichtungen, die 1a Rahaender europäischen Integration oder der OECO tä-
tig .ind, entsandt werden kÖDnen,.ondern auch zu Vertretung.behörden i.JI

AualaDdz.B. zur Oaterreich1.chen ti ••iODbei den Europäi.chen GelIeinschaf-
ten, zu den Gerichtshöfen des öffentlichen Rechta, zua 8uDde.kanz1eraat .0-
wi.e zu .onatigen Inatitutionen 1a Inland, aber auch zu allen in Frage kOIl-
.enden privaten Rechtstrigem 1a In- und AuslaDc1(Untemehaen, Rechtsträger
privater ltraDkenanata1ten, etc.). Dadurchwird die Ausbildung der Dienst-
nehaer forciert und es kÖDnenprakti.che Brfahrunqen ge.... e1t werden.

Die be.oldungsrechtlichen Be.u-ungen befinden .ich in I 21 Gebaltagesetz
1956 in der fassung der 29. Ergänzung BUa Landesbeutengesetz, LGB1.lfr.

63/1993.

Unter nationalen Experten .ind insbesondere jene Bediensteten zu verstehen,
auf die die Defi.n1tion des Art. I Abs. 1 des Beschl.usses der EG-Itollllission
vo. 26. Juli 1988 zutrifft. Es .ind dies die zu den Dienstatellen der ItOIl-
ai.sion abqeordneten nationalen Sachverständigen (Experten) .owie die na-
tionalen Beaaten, die 111 RahIIendes Beaatenaustausches vorüberqehend der
ltoaa1asion zur Verfügunggestellt werden. Ausgeno_en sind nach diese. Be-

.chl.~ jedoch
- die nur zu kurzfristigen ltonsulationen einberufenen Experten ("Sitzungs-

.achverständige") ia Sinne der "Regelungüber die Erstattung der Reise-,
Aufentha1ts- und fahrkosten verwaltuDg.frellder Personen, die a1. Sachver-
.tändige einberufen werden"(ltot!(74)P 309, ••V. C2049/74, zuletzt geän-
dert durch Be.chlUS SElt(83)501), .owie

- die Experten 1a Sinne der "ID.temen Regelungder ltolllli.s1on über die Stu-
dien- und facbberater" (ltot!(87) P 868).
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Zu § 95:

§ 9S entspricht G 42 BOG 1979.

Abs. 1 stellt auf dea Sektor der Verwendungeine loqische Ergänzung zur Be-

st.ilulung des I 5 Abts. 7 betreffend den Ausschlu8 der Nachsicht von der
Ifichterfüllung eines Ernennungserfordernisses dar. Auf die Ausführungen zu
dieser Bestiaaung wird verwiesen.

Zu § 96:

I 96 wurde demGesetzesentwurf für ein EWR-Dienstrechtaanpassungsgesetz an-
geglichen und erfüllt eine. zweifache !'unktion. ZWa einen wird eine Verwen-
dungsbeschränkung norJliert: Beute, die die österreich1sche Staatsbürger-
schaft nicht besitzen, dürfen auf den ia I 96 uaschriebenen Arbeitsplätzen
nicht verwendet werden. zu. aDderenwird ait der Uaschreibung iJl § 5 Abs. 2
das Ernennungserfordernis der österreich1scben Staatsbürgerschaft durch die
Staatsangehörigkeit eines Landes, dessen Angehörigen österreich auf Grund

eines Abkommensia Rahaen der europäischen Integration dieselben Rechte für
den Berufszugang zu gewährenbat wie Inländern, ersetzt.

WenniJl I 96 eine generell-abstrakte Uaschreibung der Inländern vorbehal-
tenen Verwendungenvorgesehen ist, so liegt dies - neben der erheblichen
Probleaatik einer Auflistung - vor allea darin begründet, daS eine auf den
konkreten Arbeitsplatz abstellende Prüfung den Bedürfnissen der Praxis wie
auch der Judikatur des EuGH besser entsprechen dürfte, die regelJläSig auf
Stellen .(Arbeitsplätze) und die ait ihnen verbundenen 'tätigkeiten, nicht
etwa auf Berufe 1nsqes.. t, aht5tellt (Hochbau, Die Aktion der EG-ltolUli.ssion
zur Liberalisierung des öffenUicben Dienstes, ZBR2/1989, 33 <37,39>.

Es wird ia Einzelfall anläBlicb der 8eaetzung einer Planstelle an Hand der
vorgesehenen Verwendungzu entscheiden sein, ob eine Inländern vorbebaltene

Verwendungvorliegt, und dies Veqebenenfalla bei der Ausschreibunq zu be-
rücksichtigen sein.
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I·

Nachstehend sind jene Tätigkeiten angeführt, zu denen Aussagen in der
Judikatur des EuCH vorliegen:

Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung
(= ZUlissigkeit des IAlindervorbebaltes)

SKca (Belgisehe StaatsbahDen) (1)
- Rangierarbeiter
- Ladearbeiter
- Lokoaotivführer
- Gleiabauarbeiter
- Stellwerkarbeiter

SKCV (Belg1sc:he Lokalbahnen) (1)
- Büroreinigungsarbeiter
- Malerqehilfe
- Polatererqehilfe

Arbeiter für Batterieinstandhaltung
Vorbereiter von Feldwicklungen
Vorbereiter von Ankern
Nachtwächter
Reinigung.arbeiter

- ltantinenarbeiter
Werkstatthilfsarbeiter

Stadt &rüssel (2)
- Tischler
- Gärtnereihilfe
- 1CraDkenschwester
- SäugliDga- UDc1 ltinderschwester
- Kachtwichter
- Leiter der Technischen ~ontrolle
- Hauptkontrolleur
- Arbeitskontrolleur

nein
nein
nein
nein
nein

't

nein .

nein
..

nein
nein
nein
nein
nein
nein
nein
nein

nein
nein
nein
nein

ja
ja
ja
ja
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Inventarkontrolleur ja
Aufseher nein

- Architekt ja

Ge.einde ~uderqha. (1)

- lrchitekt ja
- Säuglings- und Kinderschwester nein
- Krankenschwester in Kinderkrippen nein
- Gärtnereigehilfe nein
- Tischler nein
- Elektriker nein
- Installateur nein

I'ral1Jl:reich
- Krankenpfleger und Krankenschwestern (2) nein
- Lehraat an höheren Schulen (7) nein

Deutschland
- Studienreferendar (3) nein

Italien
forschungstätiqkeiten (4) nein

- staatl. Leitunqs- und Beratungs-
funktionen in wissenschaftl.
und technischen Fragen (4) ja

Freadsprachenlektoren (5) nein

Irland
Kunstdozentin .. College of tlarketinq nein

and Design (6)

(1) RS 149/1979, Koaais.ion/Belgien, EuGHE 1980, 3881 (Zwischenurteil) und
IuGHE 1982, 1845 /Endurteil)

(2) RS 307/1984, Ko..ission/rranzösische Republik, IuGHE 1986, 1725
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(3) RS 66765, Deborah Lawrie~Blum/Land Baden-WürtteabergJ EuGHE 1966, 2121
(4) RS 225/1965, KoamissionJItalienische Republik, EuGHE 1967, 2625
(5) RS 33/1988, Pilar Allue und C8rael Mary Coonan/universita degli studi

di Venezia, EuGHE 1989, 1591
(6) RS C-379/1987, Anita GroenerJKinister for Education and the City of

Dublin Educational Oo.-ittee, EuGHE 1989, 3967
(7) RS C-4/1992, Annegret Bleis/Ministere de 1 Education nationale

Die Interpretation wird teilweise dadurch erschwert, daS Tätigkeitsbilder,
die i.JI einZelnen für das Verständnis der Argwientation aaBgeblich wären,
nicht iaaer evident und tw. auch aus den Begründungen nicht erschlieSbar
sind (dies gilt z.B. für die genannten Kontroll- und Aufsichtstätigkeiten).
Ia ZUsaaaenhang ait jenen Nachtwächterstellen, die als Inländern vorbehalt-
bar angesehen werden, verwendet die Kommission eine präzisierende formulie-
rung: ••• Nachtwächter, soweit sie sich aufgrund der Tätigkeit als Aufseher
über bewachungsbedürftige Gebäude oder Gelände leicht Zugang zu Geheianis-
sen der betreffenden Einrichtung verschaffen könnten (RS 149/1979, EuGHE
1962, 1845 <1848>.

Ob i.JI Bereich des Schulwesens nach Ansicht des EuGHneben der Unterrichts-
tätigkeit auch andere Agenden, insbesondere Leitungs- und
Inspektionstätigkeiten, Angehörigen anderer Mitgliedstaaten zugänglich zu
aachen sind, läSt sich nicht Ilit Sicherheit beantworten. Es ist denkbar,
daS derEuGH bei diesem Theaenkoaplexden "Überlegungen des Generalanwalt.u.=~
in der RS 66/85 folgt, wonach Tätigkeiten, die etwa Ilit der grundlegenden
pädagogischen Orientierung des Unterrichtes oder dessen allgeaeiner Ausge-
staltung zu tun haben, sowie die Aufstellung der Grundsätze für die Noten-
gebung und die Erteilung von Zeugnissen gemäS Art. 48 Abs. 4 EWGV Inländern

"-vorbehalten bleiben dürfen.

Der Generalanwalt stellt diesen Agenden (neben der generellen Erteilung des
Unterrichtes) die Aufrechterbaltung der Disziplin, die Erteilung von
Einzelnoten oder die Verhängung von einZelnen DisziplinaraaBnahaen gegen-
über, llÖqen diese (ia übrigen nicht den !tern der Lehrtätigkeit ausaa-
chenden)'fätiqkeitenauch'nachnationaleaRecht -als··hoheitliches ._HandelrL_.

bzw. als Verwaltungs akte angesehen werden (EuGHE 1986, 2121 <2135f».
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In der RS 147/1986 (Kommission/Griechenland, EuGHE1988, 1656) hat der EuGH
die Tätigkeit eines Privatschuldirektors nicht als ausnahmefähige
hoheitliche Aufgabe anerkannt. Ob daJait eine entsprechende Beurteilung
auch für das öffentliche Schulwesen vorgegeben ist, bleibt offen (Ruhs,
Freizügigkeit für Lehrer in der EGund ia EWR,Econo.y Fachaagazin 12/91,
313 <315».

Die bloSe Möglichkeit, daS ein Bewerber, der die österreichische Staatsbür-
gerschaft nicht besitzt, 111Zuge seiner zu erwartenden Laufbahn ei.nllal Tä-
tigkeiten übernehaen wird, die zu Inländern vorbehaltenen Tätigkeiten gehö-
ren, rechtfertigt nicht, ihn von der Beschäftigung überhaupt auszuschlie-
8en. In diese. Zusaaaenhang sieht der EuGHdie unterschiedlichen Laufbahn-
.öglichkeiten für Inländer und Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten als
die geringere Einschränkung der Freizügigkeit und daher als akzeptablere
Lösung an: Das Geaeinschaftsrecht verbietet es seinen Mitgliedstaaten
nicht, seinen eigenen Staatsangehörigen innerhalb einer Laufbahn diejenigen
Aufgaben vorzubehalten, die Teil der Ausübunghoheitlicher Befugnisse oder
der Wahrungder allgelleinen Belange des Staates sind (RS 225/1985, EuGHE
1987, 2625 <2639> Rz 10, ähnlich RS 149/1979, EuGHE1980, 3881 <3904> Rz
21.

Die EG-Koamissionhat ia Jahre 1988 eine Aktion auf den Gebiet der Anwen-
dung von Art. 4S Abs. 4 EWGVbeschlossen (ABI. C/72, S. 2 vom 18. März
1986; zur, Probleaatik der Aktion siehe Hochbaum. Die Aktion der

EG-Ko_ission zu Liberalisierung des öffenUichen Dienstes, ZBR 2/1989,
33). Die Ko~ssion hat darin ihre Rechtsansicht zur Reichweite des Aus-
nahaetatbestandes "Beschäftigung in der öffenUichen Verwaltung" zum Aus-
druck gebracht, wobei sie eine bereichsbezogene und nicht - wie der EuGH-
eine titigkeitsbezogene Abgrenzung verwendet hat. lIach dieser Sicht der
Jto~ .. ion fallen unter die Ausnahaedes Art. 48 Ab•. 4 EWGVund können In-
lindern vorbehalten bleiben:

"die Streitkräfte, die Polizei und sonstige Ordnungskräfte; die
Rechtspflege; die Steuerverwaltung und die Diploaatie. AußerdelI

9ilt'die Ausnahaefür'Stellen, die in ',die ZUständigkeit der 'staat.-
lichen Hini.sterien, der Regionalregierungen, der Gebietskörper-

schaften und sonstiger gleichgestellter Organe sowie der Zentral-
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banken fallen, soferne es sich um Personal handelt (Beaate und son-

stige Bedienstete), das Tätigkeiten im Zusammenhang mit

hoheitlichen Befugninen des Staates oder einer sonstigen juri-

stischen Person des öffentlichen Rechts wie der Ausarbeitung von

Recht.akten, die Durchführung dieser Rechtsakte, die tJberwachung

ihrer Anwendungund die Beaufsichtigung der nachgeordneten Stellen

ausübt."

Bereiche, die nach Ansicht der Koaaission Inländern nicht vorbehalten blei-

ben dürfen und auf die sich die Aktion der KolIJI.i.ssiondaher vorrangig be-

ziehen soll, sind folgende:
"_ Einrichtungen, ~e llit der Verwaltung und Erbringung koaaerzieller

Dienstleistungen betraut sind (beispielsweise: öffentliches Verkehrswe-

sen, Strom- und Gasversorqung, Luftverkehrsunternehaen und Reedereien,

Post- und Fernaeldewesen, Rundfunk- und Fernsehanstalten);

- Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitswesens;

- der Unterricht an staatlichen Bildungseinrichtungeni

- zivile Forschung in staatlichen Forschungsanstalten ."

10. ABSCHNITT

Dienstbeurteilung

Allgemeines:

Der Uafang und die Wertigkeit der Leistungen des Beamten sind in Begriffen

zu beschreiben, die sich auf das Arbeitsergebnis , nicht aber auf die Eigen-

schaften (Befähigungen) von Menschen beziehen.

Die Dienstbeurteilung dient dazu, die Eignung der Beaaten für ihren Dienst

sowie ihr Verhalten verläSlich und in .öglichst objektiver Weise zu beur-

teilen.

Als nähere Merkaale für die Beurteilung der dienstlichen Leistungen des Be-

_ten nach Uafang (Quantität) und Wertigkeit (Qualität), kouen insbesonde-

re in Betracht:
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1. Fachliche Kenntnisse,
2. Fähigkeiten und Auffassung,

3. FleiB, Ausdauer, Gewissenhaftigkeit, Verläßlichkeit, Verantwortungsbe-
wuBtsein und Arbeitsteapo,

4. Bewährungia Parteienverkehr und AUSendienst,
S. Ausdrucksfähigkeit,
6. Verhalten ia Dienst,

7. bei Beuten, die sich auf einea leitenden Dienstposten befinden oder de-
ren Berufung auf einen solchen Posten in Frage kOllJlt, die Eignung hiezu,

8. Bewährungals Vorgesetzter,
9. Erfolg der Verwendung.

Zu § 97:

Die Abs. 1 bis 4 Wlschreiben den Personenkreis der zu beurteilenden Be-
aaten, wobei Beurteilungszeitrawa grundsätzlich das abgelaufene Kalender-
jahr ist.

Abs. 6: Werdendienst- und besoldungsrechtliche Vorschriften geändert, so
kann der Beute innerhalb von 3 Monatennach Inkrafttreten dieser lnderung
eine Dienstbeurteilung beantragen, wenn diese für die Anwendungder ge-
änderten Dienst- und besoldungsrechtlichen Vorschriften auf den Beamtenvon
Bedeutung ist (I 96 Ab6. 6). Diese Bestiaaung soll verhindern, daß Beaate

nicht in den GenUSdienst- und besoldungsrechtliche Verbesserungen koaaen
können, weil die !'rist für den Antrag auf Durchführungeiner Dienstbeurtei-
lung bereits abgelaufen ist.

Abs. 7 sieht abweichendvon den Abs. 1 bis 6 auch die Möglichkeit vor, ein
Dienstbeurteilungsverfahren bei Vorliegen eines besonderen Anlasses auch
für ein Ralenderhalbjahr einzuleiten.

I.1s besondere lnlisse sind etwa die beabsichtigte Betrauung ait einer Lei-
terfunktion, dienst- und besoldunqsrechtliche KaSnahaen (Beförderungen)
aber auch Dienstpflichtverletzungen anzuaehen.
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Zu § 98 bis 103:

In diesen Best~ungen ist die Durchführung der Dienstbeurteilung I ein-
schließlich der Einrichtung der Dienstbeurteilungskoaaission und der
Dienatbeurteilungsoberko .. ission und des Verfahrens geregelt.

Diese Regelung entspricht den BestiaaUngen der 1I 14 bis 20a der
Dienstpragaatik in der fassung der 27. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz.

Mitteilung der Dienstbehörde an den Beaaten:
Die Gesaatbeurteilung wird von der Dienstbehörde dea Beamten mitgeteilt.

Antrag/Rechtsmittel:
Ist der Beaate ait der von der Dienstbehörde aitgeteilten Gesaatbeurteilung
nicht einverstanden, so steht iha das Recht zu, binnen zwei Wochen nach Zu-
stellung dieser Mitteilung bei der Dienstbeurteilungskoaaission einen An-

trag auf !'estsetzung der Ges ..tbeurteilung einZubringen (I 103 Abs. 3).
Gegen die Bescheide der Dienstbeurteilungskoaaission können sowohl der Be-
aate als auch die Dienstbehörde Berufung an die Dienstbeurteilungsoberkoa-
aission erheben. Gegen Bescheide der Dienstbeurteilungsoberkollllission ist
kein ordentliches Rechtsmittel zulässig (I 104).

Durchführung der Dienstbeurteilung :
Die Dienstbeurteilung wird grundsätzlich von der Dienstbehörde festgelegt
(I 98 Abs. 1).
Die Dienstbeurteilungskollll1s.ion wird nur dann eingeschaltet, wenn der Be-
ute ait der von der Dienstbehörde festgesetzten Gesutbeurteilung nicht
einverstanden oder wenn die Dienstbehörde ait der festsetzung der GesaJItbe-
urteilunq säuaig ist (I 103 Abs. 3 und Abs. 4).

Verfassung der Dienstbeschreibung: (I 101)

1. Bedeutung der Dienstbeschreibung :
Die Dienstbeschreibung ist das wesentliche Element der Dienstbeurtei-
lung.
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Erfolg und Sinnhaftigkeit des Beurteilungswesens hängen entscheidend von
deli Engagellent ab, lIit dem die Verfasser der Dienstbeschreibung ihre
Aufgabe erfüllen.

2. Sachverhalts ermittlung, Einbindung von Vorgesetzten:
Die Dienstbeschreibung ist unter Beachtung des Grundsatzes gröSter Sach-
lichkeit zu erstellen und aUS auf einer sorgfältigen ErIIittlung des
Sachverhaltes beruhen. Die Dienstbeschreibung aUS so abgefaSt sein, daS
die Dienstbehörde die Beurteilung ohne weitere Sachverhaltseraittlung
vomehaen kann. Das .acht es ia Reqelfall erforderlich, daS beim Ver-
fassen von ZWischenvorgesetzten Auskünfte eingeholt werden sollen.

3. Beurteilungsgespräch:
Das für die Dienstbeschreibung zuständige Organ hat vor Weiterleitung
der Dienstbeschreibung an die Dienstbehörde diese in Durchschrift dem
Beaaten zur Kenntnis zu bringen, sie ait ihm zu besprechen und ihm Gele-
genheit zu geben, binnen einer Woche zur Dienstbeschreibung Stellung zu
nehaen. Es eapfiehlt sich, diesem Gespräch den oder die ZWischenvorge-
setzten beizuziehen.

Für das BeUrteilungsgespräch U 101 Abs. 7) können grundsätzlich keine
allgemein gültigen Regeln aufgestellt werden. Es empfiehlt sich, sowohl
auf positive als auch auf neqative Leistungen hinzuweisen.

Für das Beurteilungsgespräch wird eapfohlen:
Das Theaa soll VOll Vorgesetzten leidenschaftslos behandelt werden, wobei
der Vorgesetzte auf die besondere Belastung Rücksicht nehaen sollte, die
das Gespräch für den Mitarbeiter insbesondere dann bedeutet, wenn die in

Aussicht geno_ene Beschreibung hinter den Erwartungen des Hitarbeiters
zurückbleibt. Dabei sollte gleichzeitig aufgezeigt werden, wie die be-
anstandete Leistung geindert verden kann. Wichtig ist, daS nur die Lei-
stung gewertet (geqebenenfalls kritisiert) wird und nicht auch die Per-
son des Beuten.

Ergeben sich aus deaBeurteilungsgespräch neue Ges1chtpunkte ,'-so"'icann
der Vorgesetze die Dienstbeschreibung sogleich vor Weiterleitung ent-
sprechend ändern.
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Gegen die Beiziehung einer Person des Vertrauens des Mitarbeiters bzw.
eines Personalvertreters bestehen keine Bedenken.

Ober die Kenntnis durch den Beamten ist entweder auf der Dienstbeschrei-
bung ein Einsichtsveraerk .it Datum anzuschlieSen oder ein sonst geeig-
neter Nachweis anzuschlie8en.

4. Stellungnahae des Bea.ten:

Dea Beamten ist Gelegenheit zu geben, binnen einer Woche zur Dienstbe-
schreibung Stellung zu nehmen. Die allfällige Stellungnahme des Beamten
(I 101 Abs. 7) ist der Dienstbeschreibung beizulegen.

5. Einzelheiten der Beschreibung:

Hinsichtlich der Angaben auf der Dienstbeschreibung ist zu beachten:
a) Soweit .ehrere Haupttätigkeiten vorliegen, ist die Beschreibung für

jede getrennt anzugeben.
b) Als Grundlage für die Beschreibung in den einzelnen Punkten kann der

Beschreibungsspiegel dienen.
c) Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kann die Gesamt-

beurteilung nur dann "ausgezeichnet" lauten, wenn der Beamte während
der Zeit, auf die sich die Beurteilung erstreckt, nicht nur das zu
einer erfolgreichen Verwendung erforderliche Durchschnitts.a8 über-
stieg, sondern zudem auch auBergewöhnliche hervorragende Leistungen
des zu Beurteilenden vorliegen.

Wenn daher aus der Dienstbeschreibung eine Gesutbeurteilung .it
"ausgezeichnet" resultieren soll, ist eine besondere Beqriindung zu
geben, in der insbesondere die ia Vergleich zu anderen gleichartigen
Beuten erbrachten auBergewöhnlichen Leistungen anzuführen sind.

d) Eine besondere Begründung 1st auch cSaDn zu qeben, wenn aus der Be-
schreibung eine Gesutbeurteilung ait "nicht entsprechend" resultie-
ren soll.
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e) Der Veraerk "unter dem Durchschnitt" trifft zu, wenn das zur ord-
nunqsqeaäSen Versehunq des Dienstes unerläBliche MindestmaBan Lei-
stunq atändiq erzielt wird, jedoch nicht den Durchschnitt erreicht.
Das ist der fall, wenn die Anforderunqen ait gewissen Mänqeln und
Schwächenerfüllt werden, wennStörunqen ia Arbeitsablauf vorkoamen.

6. Eraahnung des Beuten:

Nach I 101 Abs. 11 hat das zur Dienstbeschreibung zuständige Organ den
Beuten, denen Dienstleistunq in einer die Dienstbeschreibunq beein-
flussenden Weise nachqelassen bat, nachweislich zu eraahnen. Eine

solche Eraahnunq hat unverzüglich zu erfolgen, sobald die Dienstleistung
nachgelassen 'hat. Keinesfalls ist dem Gesetz genüge getan, wenn eine
solche Eraahnunq erst am Ende des Beurteilungszeitraumes (z.B. anläSlich
der Besprechung der Dienstbeschreibung ait dem Beuten) ausqesprochen
wird.
Die nachweisliche Eraahnunq soll den Beamten über seine mangelhaften
Leistunqen in Kenntnis setzen, um ihm noch Gelegenheit zur Leistunqsver-
besserunq zu qeben.

Zu § 103:

Die Dienstbehörde hat aufqrund der Dienstbeschreibunq und nach allfälliqer

Durchführung eines Eraittlungsverfahrens keinen Feststellunqsbescheid zu
erlassen, sondern dem Beuten binnen zwei Monaten schriftlich aitzuteilen,
welche Gesutbeurteilunq sie für gerechtfertigt hält. Diese Mitteilung gilt
in folqenden fällen als endqültige Dienstbeurteilunq:

1. wenn die Dienstbehörde der vom Beuten beantragten Gesutbeurteilung
Rechnungträgt,

2. in den übrigen rällen, wenn der Beute nicht die Dienstbeurteilungskoll-
aission anruft.

Die bisher vorqesehene Rüclaleldung bei ZUStiJulungzur Dienstbeschreibung
ist entfallen, UII unnötigen Verwaltungsaufwandzu veraeiden.
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Zu § 105:

Diese Bestta-ung ist § 22 BOG1979 nachgebildet. Da das O.ö. Landesdienst-
recht 5 Beurteilungsstufen vorsieht, das Bundesdienstrecht jedoch nur 3,

soll die Sanktion bereits nach zweiaaliger Beurteilung ait dem

schlechtesten Kalkül eintreten (beia Bundnach dreiaaliger).

Durch den letzten Satz des § lOS wird klargestellt, daS die letzte von zwei
aufeinanderfolgenden, auf "nicht entsprechend" lautenden Dienstbeurtei-
lungen auch dann eine Beendigungdes Dienstverhältnisses bewirkt, wenn sie
nicht in Bescheidfora, sondern in fora einer Mitteilung der Dienstbehörde
ergangen und endgültig gewordenist. Dies ist dann der fall, wennder Be-
aate es verabsäumt, innerhalb von vier Wochenab der Zustellung der Mittei-
lung des Beurteilungsergebnisses die Leistungsfestatellungskoaaission anzu-

rufen.

11. ABSCHNITT

Ruhe. tand

Die Bestta-ungen dieses Abschnittes sind ia wesentlichen den §§ 13 bis 16
BOG1979 nachgebildet. Eine eigenständige Regelung enthält § 107 Abs. 5 und

6 (siehe dort).

Zu I 106:

Das öffentlich-recbUiche Dienstverhältnis wird grundsätzlich auf Lebens-
zeit des Beuten begrl1ndet. Durch den Übertritt und die Versetzung in den
Ruhestand tritt nur eine VeriDderung ia Dienstverbiltnia dergestalt ein,

daS der Beute des Dienstatandes mmaehr Beuter des Ruheltandes wird.

Der Entwurf unterlcheidet nicht _ehr zwischen zeitlichea und dauernde.
Ruhestand, sondern enthält nur _ehr einen einheiUichen Begriff dei Ruhe-
standes. Der Beute, der vor dea Inkrafttreten dieses Gesetzes in den zeit-

lichen Ruhestand versetzt wordenist, befindet sich nWUlehria Ruhestand.
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Der Beamtedes Dienststandes:wird Beamterdes Ruhestandes durch:
1. Übertritt in den Ruhestand kraft Gesetzes (I 106),
2. Versetzung in den Ruhestand durch rechtagesta1tenden Bescheid der

Dienstbehörde (I 107),

3. Versetzung in den Ruhestand durch rechtsgestaltende Erklärung des Be-
uten (I 108).

Zu I 107:

Die Voraussetzungen für die Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfä-
higkeit sind ia Ahs. 1 Z. 1 und 2 erschöpfend aufgezählt.

Der VwGHversteht in seiner ständigen Judikatur unter "Dienstunfähigkeit"
die durch körperliche oder geistige Unzulänglichkeit bedingte Unfähigkeit
des Beuten, den Dienstobliegenheiten ordnungsgeaäBnacnzukoaaen; vernünf-
tigerweise kann darunter nicht die Unfähigkeit zu jeglicher Art von Dienst-
verrichtungen, sondern nur die Unfähigkeit des Beuten, seine ihm aufgrund
seiner dienstrechtlichen Stellung zuko.. enden Aufgaben ordnungsgeJläBzu
versehen, verstanden werden. "Dienstunfähigkeit" UllfaBt daher alles, was
die Eignung des Beamtenzur Versehungdes Dienstes aufhebt, also nicht nur
Gesundheitsstörungen, sondern auch habituelle Charaktereigenschaften und
geistige Hängel, welche die ordnungsaäBige rührung der dea Beaaten übertra-

genen Geschäfte ausschlieBen (VwGH,4.12.1958, Zl. 1402/57; 9.7.1959,
Zl. 2141/58; 24.5.1962, Zl. 1272/60; 25.10.1962, Zl. 1922/61).

Der Entwurf wuchreibt den Begriff der Dienstunfähigkeit in Ahs. 2. Ir be-
rücksichtigt die vorerwähnte Judikatur des VwGH,indea er eine Begriffsum-

schreibung wählt, die sowohl die Fälle der Krankheit, der körperlichen Be-
schädigung, sonstiger Gebrechen oder Unfallsfolqen einschließt, aber auch
die auf keiner Gesundheitsstörung beruhenden "habituellen Charaktereigen-
scbaften UDdqeistigen liäDgel" ("Psychopathien") uafaBt. Die vorerwähnten
ZUstände wurden ait "körperlicher oder geistiger Verfassung" waschrieben,
die die Erfüllung seiner diensUichen Aufgabenverhindert.

für den Begriff der Dienstunfähigkeit enthält I 107 Abs. 2 noch weitere Be-
dingungen (Fehlen eines gleichwertigen Arbeitsplatzes, dessen Aufgabe der
Beute erfüllen kann und der iha ait.Rücksicht auf.seine persönlichen, fa-
ailiären und sozialen Verhältnisse billigerweise zumutbar ist).
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Der Begriff der Dienstunfähigkeit ist ein Rechtsbegriffi er unterliegt da-
her der rechtlichen Beurteilung. Daraus folgt, da8 nicht der ärztliche
Sachverständige die Dienstunfähigkeit festzustellen hat, sondern die zur
Lösung von Rechtsfragen berufene Dienstbehörde (siehe die Ausführungen zu
I 5 Abs. 1 Z. 3 über den Inhalt ärztlicher Gutachten).

Die "dauernde Dienstunfähigkeit" ist eine ia Zeitpunkt der Ruhestandsver-
aetzung bereits bestehende und von der Dienstbehörde festgestellte rechts-
erhebliche 'l'atsache, ein bleibender und nicht besserungsfähiger Zustand.
Sobald die "dauernde Dienstunfähigkeit" festgestellt wurde, hat die Dienst-
behörde bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen des Abs. 3 den Bescheid
über die Ruhestandsversetzung zu erlassen.

Die ordnungsgeaä8 festgestellte Dienstunfähigkeit verpflichtet die Dienst~
behörde dazu, den Beaaten unverzüglich in den Ruhestand zu versetzen (I 107
Abs. 1 Z. 1). Wegen Krankheit, Unfalls oder Gebrechens ohne dauernde
Dienstunfähigkeit darf der Beaate erst dann in den Ruhestand versetzt wer-
den, wenn er ein Jahr vo. Dienst abwesend ist und seine Dienstunfähigkeit
ordnungsgelläS festgestellt wird(§ 107 Abs. 1 Z. 2).

Heben der einjährigen Abwesenheit vo. Dienst ist unabdingbares Tatbestands-
erfordernis die Dienstunfähigkeit ia Zeitpunkt des Ablaufes dieses Jahres.
Für die Beurteilung der Dienstunfähigkeit reicht eine ärztliche Bestätigung
des Inhaltes, der Beaate sei ein Jahr wegen Krankheit, Unfalls Qder Gebre-
chens zur Erfüllung seiner diensUichen Aufgaben nicht in der Lage gewesen,
nicht aus. Der ärzUiche Sachverständige lIU8 zunächst feststellen, zu
welchen diensUichen Verrichtungen der Beute noch in der Lage ist. Die
Dienstbehörde bat in der !'olge zu prüfen, ob sie de. Beuten einen anderen
Arbeitsplatz in 1hreII Wirkungsbereich zuweisenkaDn, und zu untersuchen, ob
der Beaate auf einer solchen Stelle verwendbar ist. Erst nach Vemeinung
diner ~ge liegt Dienstunfähigkeit vor, und es 1st die Versetzung in den
Ruhestand geaäS I 107 Abs. 1 Z. 2 zu verfüqen.

Ia I 107 sind keine besonderen Verfahrensbest.1Julungen vorgesehen, sodaS auf
das Verfahren zur Versetzung in den Ruhestand das DVG uneingeschränkt anzu-
wenden ist. Dies bedeutet, daS die Tatbestandserforderni ••eder Z. 1 und 2
des § 107 Abs. 1 und die des Abs. 2 (dauernde Dienstunfähigkeit, einjährige
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Abwesenheit vom Dienst infolge Krankheit und Dienstunfähigkeit, kein geeig-
neter Arbeitsplatz) jeweils in einem nach den Bestimmungen des DVG durchzu-
führenden Eraittlungsverfahren unter Wahrung des Parteiengehörs festzustel-
len sind. Bescheide über Versetzungen in den Ruhestand von Amts wegen ge-
aäS I 107 Abs. 1 und 2 sind auch dann zu begründen, wenn der Beaate ia Rah-
aen des Parteiengehörs keine Einwendungen erhoben hat.

Abs. 3 stellt i.II wesentlichen bisher geltendes Recht dar. Klargestellt
wurde, daS auch eine ungerechtfertigte Abwesenheit vom Dienst die einjäh-
rige Dauer der Abwesenheit voa Dienst nicht unterbricht.

Nach Abs. 4 kann ein Beaater, auf den die I§ 110 oder 112 anzuwenden sind,
jederzeit die Ruhestandsversetzung beantragen. Diese Möglichkeit steht je-
doch dem Beamten, dem geaäS I 111 die erforderliche freie Zeit zu gewähren
ist, nicht offen.

Zu Abs. 5: Wenn sich die Aufgaben der Landesverwaltung ändern, aUS oft so
rasch wie aöglich die Organisation des Dienstes entsprechend geändert wer-
den. Daraus ergeben sich häufig personelle fragen. Wird beispielsweise die
Organisation vereinfacht, werden etwa Organisationseinheiten zusallllenge-
legt, so kann dies bewirken, daS leitende funktionen überflüssig werden.

Sicherlich wird in solchen Fällen praar versucht, einen bisherigen funk-

tionainhaber in entsprechender Verwendung einzusetzen. Wenn dies aber nicht
aöglich ist und der bisherige !'unktionsinhaber einen diesbezüglichen Antrag
stellt, so aoll die Höglichkeit bestehen, ihn in den Ruhestand zu verset-
zen. Auch andere wichtige c1i.ensUiche Uastände von vergleichbarem Gewicht
können ein solche Lösung auf Antrag in Ausnahmefällen zweckaäSig erscheinen
lassen.

Zu Ab,. 7; Diese Regelung entspricht I 80 Aba. 1 DP in der als landesge-
aetzliche Vorschrift geltenden "a"\mg.

Zu lbs. 8 und 9; Die Abs. 8 und 9 entsprechen I 79 Abs. 3 und 4 DP in der
als lande.gesetzliche Vorschrift geltenden fassung. Das Vorliegen der
Voraussetzungen de, Abs. 9 bt durch eine Untersuchung durch den AIItsarzt
oder Vertrauensarzt der Behörde zu belegen.
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Zu § 108:

Während in den Fällen des I 107 die Versetzung in den Ruhestand von
'Dienstbehörde verfügt wird, bewirkt dagegen in den Fällen.des I 108 der

.. te durch .eine eigene rechtsgültige Erklärung seine Versetzung in
Ruhestand. Der Entwurf läSt für eine "Annahlle"der Erklärung durch

Dien.tbehörde keinen RaUJI.

der i?

Be-

den
die

Voraussetzung für das Wirkauwerden die.er Ruhestandsversetzung ist die
Vollendung des 60. Lebensjahres des Beuten (I 108 Abs. 1). Abs. 3 ist iJI

Zu.... enhang ait lbs. 1 zu •ehen: Der darin genannte Zeitpunkt (Ablauf des
Monates, der der Abgabe der Erklärung folgt) darf keinesfalls vor dem ill
Abs. 1 genannten Zeitpunkt (Vollendung des 60. Lebensjahres des Beamten)
liegen. Unter dieser Voraussetzung kann der Beute den Tag des Ausscheidens

aus dea Dienststand bestiaaen.

Abs. 3 gewährleistet, daS in der Zeit zwischen der Abgabe der Erklärung und
dem Wirk.uwerden der Ruhestandsversetzung eine geordnete Obergabe der
Alltageschäfte erfolgen kann. BestiJlJlt der Beaate keinen oder einen zu
frühen Zeitpunkt seines Ausscheidens aus demDienststand, so wird die Ver-
.etzung in den Ruhestand ait Ablauf des der Abgabe der Erklärung folgenden

Monates wirksaJI (wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 gegeben .ind). Da der
Zeitpunkt des Wirksuwerdens einer Ruhestandsversetzung für die Beurteilung
aller weiteren dienst- und pensionsrechtlichen Angelegenheiten des Beuten
und .einer Hinterbliebenen von ausschlaggebender Bedeutung ist und daher
a1ctenJläSigbesonders sorgfältig erfaSt werden aUS, wird eine Mitteilung der
Dienstbehörde an den Beuten ait allen aBgeblichen Daten eapfohlen.
Abweichenddavon regelt lbs. 2 das Wirksuwerden des Antrages 1112'alle, daS
der aeaate eine !Unktion innehat, die nach dea 0.0. Objektivierungsgesetz

1990 auszuschreiben ist. Die 6-Konatefrist ist wegendes durchzuführenden

Auswahlverfahrens D9tweDdig.

lIeinungsverach1edenheiten zwischen dea Beuten und der Dienstbehörde über
das Wirltsuwerden der Versetzung in den Ruhestand werden a1t dea Beuten zu
besprechen und allenfalls aufzuklären sein. rührt dies zu keinea Er'ge1Xus,

wird die Erlassung eines Feststellungsbescheides erforderlich sein.
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Abs. 5 regelt den Widerruf einer bereits abgegebenen Erklärung über die

Versetzung in den Ruhestand. Durch die Bindung an die ei.nJllonatige bzw.

dreiaonatige Frist soll eine ordnungsgelläSe Personalbewirtschaftung und

Ausschreibung nach dea O.Ö. Objektivierungsgesetz 1990 sichergestellt wer-

den. Ein Widerruf nach Eintritt dieser Fristen ist nur in Ausnahmefällen

und ait Zustiaaung der Dienstbehörde IlÖglich. Solange keine rechtskräftige

bescheidaäSige Zustiaaung der Dienstbehörde vorliegt, ist die vom Beamten

abgegebene Erklärung über die Versetzung in den Ruhestand rechtsgültig.

Aus dem Gebot der Sparsaakeit der Verwaltung ergibt sich, daS eine solche

Ruhestandsversetzung nur in seltenen Ausnahaefällen erfolgen soll.

Zu § 109:

Die WiederaufnahJle in den Dienststand (früher "Reaktivierung") stellt ei.ne

der Arten der Ernennung dar. Es besteht kein Rechtsanspruch auf eine der-

artige KaBnahae. Durch den Ernennungsbescheid wird für den Beamten die
Pflicht zur Wiederaufnahme der DiensUeistung begründet.

Ahs. 2: Zu dem iJI zweiten satzteil verwendeten Begriff der Wahrschein-
lichkeit wird auf folgende Aussagen verwiesen:

1. Wahrscheinlichkeit ist die Erweckung des Glaubens der Behörde an die

Richtigkeit einer Behauptung, ohne die volle Überzeugung der Behörde von

der Richtigkeit herbeizuführen (Wahracheinlichkeitsurteil als proble-

aatisches Urteil geringem Grades ia Gegensatz zu. GewiSheitsurteil).

2. Der Begriff der Wahrscheinlichkeit, also dessen, was einen .ehr oder

ainder groSen Anspruch auf Wahrheit aufweist, aber keine objektiv fest-

stehende Wahrheit ist, .tellt einen Rechtsbegriff dar. Er unterliegt da-

her der rechUichen Beurteilung. Daraus folgt, daS nicht der ärztliche

SachverstäDdi.ge die Wahrachetalichkeit der ordnungsgeaäBen Versehung der

diensUichen Aufgaben durch lliDdestens fünf Jahre hindurch festzustellen

hat, sondern die zur Lösung von Rechtsfragen berufene Dienstbehörde.
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12. ABSCHNITT
AuBerdienststellung

Zu 10 110 bis 113:

11 110 bis 112 entsprechen den 1I 17 bis 19 BOG1979.

Beaaten ist gelläS Art. 59a B-VGwährendder Ausübungeines solchen Mandates
die biezu erforderliche freie Zeit zu gewähren, ia übrigen haben sie jedoch
grundsätzlich ihre berufliche tätigkeit fortzusetzen. Der Anspruch auf die
erforderliche freie Zeit besteht darüber hinaus für die Zeit der Bewerbung
ua das Amtdes Bundespräsidenten oder ua ein Handat i. Nationalrat oder im

Landtag ab der Einbringung des Wahlvorschlages bei der zuständigen Wahlbe-

hörde. Die Ausübung eines tsandates erstreckt sich nicht nur auf die
Wahrn~ungparlaaentarischer teraine. Mandatare haben darüber hinaus auch
noch zeitliche Verpflichtungen gegenüber ihren wahlbewerbendenGruppen, der
Wilhlerschaft und allgellein ia Interesse der "Hitwirkung an der politischen
Willensbildung" ill Sinne des 'arteiengesetzes wahrzunehlIen. Aus Art. 56
B-VGerqibt sich, daS die Mitglieder des Nationalrates und Bundesrates und
gell. Art. 96 Abs. 1 B-VGauch der Landtage "bei der Ausübungdieses Be-

rufes an keinen Auftrag gebunden" sind. Der jeweils zuständigen Dienstbe-
hörde kOllJlt daher nicht das Recht zu, eineIl Handatar die erforderliche
freie Zeit zur Wahrnehllungeiner politischen Verpflichtung zu verweigern.
Vielaehr erqibt sich unaittelbar aus der Verfassung für Beaate während der
Ausübungeines solchen Handates das Recht zur Inanspruchnahae der zur Han-

datsausübung notwendigen erforderlichen freien Zeit, ohne daS es biezu

einer gesonderten Genehlligungder zustindigen Dienstbehörde bedürfte.

llingegen hat ein Beuter während der Ausübungeines solchen Handates wie

jeder andere den beabsichtigten Antritt eines Erholungsurlaubes zu .eldeni
das UrlaubsausuS ateht in voller B"öllezu. Desgleichen haben aolche Beute

in gleicher Weise wie alle Ubrigen eine Abwesenheit vo. Dienst infolge

einer Erkrankung zu .elden.

Wie bereits oben ausgeführt, hat der Beute während der Ausübung e1.nes

Nationalrats-, Bundesrats- oder Landtagsaandates seine Berufstätigkeit

fortzusetzen. Liegt jedoch einer der in § 110 Abs. 2 genannten Gründe vor,
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die eine Fortsetzung der Berufstätigkeit aa bisherigen Arbeitsplatz unmög-
lich erscheinen lassen, so hat ilua die jeweilige Dienstbehörde "einen
seiner bisherigen Verwendungaindestens gleichwertigen, zuautbaren Arbeits-
platz zuzuweisen". Diese Zuweisung eines neuen Arbeitsplatzes hat unter
AUSerachtlassung der §§ 91 und 92 zu erfolgen. Kann für einen Beuten wäh-
rend der Ausübungeines solchen Handates kein entsprechender Arbeitsplatz
gefunden werden, so ist er "für die Dauer der KandatsausübungaUSer Dienst
zu stellen". Sowohlbei der Zuweisungeines neuen Arbeitsplatzes wie auch
bei der AUSerdienstatellung hat die jeweils zuständige Dienstj;)ehörde vor-
erst bestrebt zu sein, nach Möglichkeit llit dea betroffenen Beaaten das
Einvernehaen herzustellen.

Sowohl bei der Zuweisung eines Arbeitsplatzes gea. § 110 Abs. 2 wie auch
bei der AUSerdienststellung gea. § 110 Abs. 3 hat die Dienstbehörde, wie
bereits ausgeführt, bestrebt zu sein, ia Rahaen der gesetzlichen und admi-
nistrativen Möglichkeiten im Einvernehmenllit dea betroffenen Beuten vor-
zugehen. Kann ein solches Einvernehaen jedoch nicht erzielt werden, so ist
dies unverzüglich der jeweiligen obersten Dienstbehörde aitzuteilen. Diese
hat nach Prüfung des Sachverhaltes vorerst gea. § 110 Abs. 4 dem Präsi-
denten des Nationalrates bzw. dea Vorsitzenden des Bundesrates den Sachver-
halt unter Abgabe jener Gründe llitzuteilen, die dafür ausschlaggebend wa-
ren, daS zwischen der Dienstbehörde und dea betroffenen Beamtendas Einver-
nehmennicht erzielt werden konnte. In weiterer Folge ist der Präsident
des Nationalrates bzw. Vorsitzende des Bundesrates im Sinne von § 110

Abs. 4 ua die Abgabe einer Stellungnahae zu ersuchen. Ia Lichte dieser
Stellungnahae hat die oberste Dienstbehörde nochaals zu prüfen, ob ait dem

betroffenen Beuten nicht doch eine einvernehaliche Lösung getroffen werden
kann. Ist dies nicht der Fall, so hat sie ait Bescheid die Zuweisungeines
anderen Arbeitsplatzes bzw. die AUSerdienstatellung zu verfügen. In glei-
cher Weise ist bei der Zuweisung eines lliDdestens gleichwertigen, zumut-

baren Arbeitsplatze. oder bei der Au8erdienststellung von Beuten vorzuge-
hen, die Abgeordnete zu einea Landtag sind. Voraussetzung ist jedoch, daS
der jeweilige Landtag gea. Art. 9S Abs. 4 B-VGin der Fassung der Novelle
BGBl.Nr. 611/1983 eine dem Art. 59a B-VGentsprechende Regelung getroffen
hat (siehe Art. 41 O.ö.Landes-Verfassungsgesetz 1991).
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Die Frage I ab wann ein Beaater als Bewerber UII ein Mandat zu betrachten
ist, wird ia Gegensatz zu früheren Regelungen durch I 111 erster Satz ein-
deutig beantwortet (ab Einbringung des gültigen Wahlvorschlages bei der zu-
ständigen Wahlbehörde). Ob der Wahlwerber ia Wahlvorschlag an aussichts-
reicher oder an nicht aUlSichtsreicher Stelle steht, ist nicht ent-

scheidend.

Gleiches gilt für die Kitglieder des unabhängigen Verwaltungssenates des

Landes Oberösterreich.

13. ABSCHNITT

Disziplinarrecht

In diesen Abschnitt wurden die Regelungen der 29. Erqänzung zum Landesbe-
.. tengesetz, LGBl.Hr. 63/1993, überno_en. Zusätzlich wurde das Beschwerde-

recht des Disziplinaranwaltes (I 124 Abs. 4) noraiert.

Zu § 114:

Das StGBgeht davon aus, daS für BeaJIte ein eigenes Disziplinarrecht be-
steht und die Verletzung von Dienstpflichten durch Disziplinarbehörden ge-
ahndet wird. Lediglich bei Begehung.besonders schwere Delikte, die eine
Weiterverwendungdes Beaaten untragbar erscheinen lassen, sieht das Straf-
gesetzbuch vor, daS ait der ausgesprochenen Strafe der lataverlust eintritt
(I'reiheitastrafe über ein Jahr für eine Vorsatztat) •
Voraussetzung für die disziplinäre Verantwortlichkeit ist die schuldhafte
Verletzung der Dien.stpfllchten. WelcheDienatpfllchten der Beaate zu erfül-
len hat, ergibt sich aus eS.. 6. Abschnitt (11 46 bis 63). Auf die Ausfüh-

rungen zu diesen Best.1aaungenwird verwiesen.
Unter "Schuld" versteht aan die Vorwerfbarkeit der Tat ait Rückaichtauf
die darin ZUII Ausdruck ka_ende, zu aiSbilJ.iqencle Gesinnungdes Täters. Der
koaplexe Schuldbegriff hat nach neuerer Auffassung drei ItoIIponenten:
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1. das biologische Schuldeleaent, d.h. der Täter auS zurechnungsfähig sein;
2. das psychologische Schuldeleaent, d.h. der Täter mUS vorsätzlich oder

fahrlässig gehandelt haben und
3. das noraative Schuldeleaent, d.h. dem Täter aUS zugemutet werden können,

daS er sich rechtaäBig verhält.

Daraus, daS ein "schuldhaftes" Begehen der Dienstpflichtverletzung verlangt
wird, folgt, daS nur dann, wenn die Dienstpflichtverletzung dem Beamten zum
Vorwurf geucht werden kann, seine Handlung (Unterlassung) strafbar ist.

Zu § 115:

Bemessungsgrundlage für die Geldbuße bzw. die Geldstrafe ist der Monatesbe-
zug . Nach 1 3 Abs. 2 ce in der für Lanc1esbeaate geltenden Fassung besteht
der !!onatesbezug aus dem Gehalt und allfälligen Zulagen (Dienstalterszu-
lagen, Verwaltungsdienstzulage, Verwendungszulage, PflegedienstZulage,
Pflegedienst-Chargenzulage, Ergänzungszulagen, Haushaltszulage, Teuerungs-
zulage, Leistungszulage und Gehaltszulage). Von diesen Zulagen ist ledig-
lich die in den 1I 4 bis 6 Ga in der für Landesbeaate geltenden Fassung ge-
regelte HaushaltSZulage bei der Eraittlung des der Strafe zugrunde zu le-
genden !!onatesbezuges auszuscheiden.

GeaäB Abs. 2 ist in den Fällen des Abs. 1 Z. 2 und 3 von dem Monatesbezug
auszugehen, der dem Beaaten aufgrund seiner besoldungsrechtlichen Stellung
im Zeitpunkt der fällung des erstinstanzlichen Disziplinarerkenntnisses ge-
bührt. Allfällige Kürzungen des !fonatesbezuges, etwa aufgrund ein Suspen-
dierung, bleiben bei der Berechnung des Betrages der Strafe aUS er Bedracht.
CeIIäB 1134 Aha. 11 ist das Erkenntnis saat den wesenUiehen Gründen aünd-
lieh zu verkünden. Kit der aüDdlichen Verkündung gilt das Urteil als ge-
fällt.
Die Diszipllnarverfügung ist hingegen von der Dienstbehörde schriftlich zu
erlassen (I 146). Die DiszipUnarverfügung' ist daher nicht schon lli.tdem
Tag der Unterfertigung, sondern erst lli.tder ZUstellung als verhängt anzu-
sehen.
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Zwischen Geldstrafe und Entlassung wird die Disziplinarstrafe der Verset-
zung in den Ruhestand ait gemindertem Ruhebezug noraiert. Diese Strafe soll
dort zur Anwendung kommen, wo eine Geldstrafe nicht dem Unrechtsgehalt der
Tat entspricht, eine Entlassung aber eine untragbare Härte darstellen wür-
de; dies könnte vor allem bei älteren Beamten der Fall sein.

Die Disziplinarstrafe der Entlassung wird dann auszusprechen sein, wenn der
8eaate für den öffentlichen Dienst untragbar geworden ist. Ist ein Beamter
nur in seiner bisherigen Verwendung untragbar geworden, dann besteht für
die Dienstbehörde die Möglichkeit, dem Beamten im Rahmen einer OrdnungsmaB-
nahae andere Aufgaben zuzuweisen oder ihn auf eine andere Planstelle zu
versetzen. Das Vorliegen eines solchen Grundes ist als "wichtiges
dienstliches Interesse" im Sinne des I 92 Abs. 2 anzusehen. Durch eine
Bolche MaBnahae kann sich eine disziplinäre Entlassung erübrigen.

Die Dienstbehörde hat im Falle einer disziplinären Entlassung für den ent-
lassenen Beamten an den Sozialversicherungsträger einen Uberweisungsbetrag
zu leisten (I 311 ff ASVG). Dadurch bleibt dem entlassenen Beamten nicht
nur der sozialversicherungsrechtliche Schutz gewahrt, sondern er hat auch
die Möglichkeit, weitere Anwartsschaftszeiten auf eine Pension nach dem
ASVG zu erwerben. Bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen besteht
auch Anspruch auf Überbrückungshilfe nach dem Bundesgesetz BGB1.Nr.
174/1963 i.d.F. BGB1.Nr. 22/1964, in der für Landesbeaate geltenden Fas-
sung.

-.

Zu § 116:

Abs. 1; Die Disziplinarstrafe soll der Schwere der Dienstpflichtverletzung
enuprechen. Es werden bei der Strafbeaessung daher das Gewicht der Tat,
der Grad des Venchuldens, die dienstrechUiche Stellung und Verantwort-
lichkeit sowie der Uafang der verletzten Dienstpflicht zu berücksichtigen
Bein. licht ia Vordergrund steht die Spezialprivention.
Darüber hinaus Bind die nach du StGB für die Strafbeaessung aaBgebenden
Gründe (11 32 bis 35 StGB) zu berücksichtigen, deren Inhalt sinngelläB auf
die Dienstpflichtverletzungen umzustellen ist.
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Die BedachtnahJlleauf die per&önlichen Verhältnisse des Beamten bedeutet,
daß insbesondere der Familienstand, die Einkünfte und die Vermögensverhält-
nisse des Beamtenbei der Strafbemessung zu berücksichtigen sind.

Abs. 2: Der Entwurf enthält kein Typenstrafrecht, sondern kennt als ein-
zigen allge.einen Straf tatbestand nur "die achuldhafte Verletzung von
Dienstpflichten" • Trotzdem können durch eine Tat (Idealkonkurrenz) oder

durch aehrere selbständige Taten (Realkonkurrenz) aehrere Dienstpflichtver-
let.zungen begangen werden, wobei die Strafe nach der schwersten Dienst-
pflichtverletzung zu beaessen ist und die weiteren Dienstpflichtverlet-
zungen als Erschwerungsgrundzu werten sind.

Zu § 117:

Abs. 1 sieht zwei Verjährungsfristen vor:

In Z. 1 diejenige, die innerhalb von sechs Monaten, gerechnet von demZeit-
punkt, zu dem der DisziplinarkollJlission die Dienstpflichtverletzung zur
Kenntnis gelangt ist, zu laufen beginnt, und in Z. 2 die absolute Frist von
drei Jahren, die an die Beendigungder Dienstpflichtverletzung anknüpft.
Auf die ~öglichkeit der Verlängerung dieser Frist durch Abs. 3 wird hinge-
wiesen.

Aufgrund des Verhältnisses der Z. 1 zur Z. 2 ergibt sich, daß die
DisziplinarkollJlission in demZeitpunkt, in demsie von einer Dienstpflicht-
verletzung Kenntnis erlangt, zunächst zu prüfen hat, ob gemäßZ. 2 die Ver-
jährung eingetreten ist. Ist dies der Fall, kommt eine
Disziplinarbestrafung nicht .ehr in Betracht.

Eine besondere Vorgang.weise erfordert jedoch ein atrafgerichtliches Ver-

fahren. GeaäBAb!. 2 wird nämlich der Lauf der ia Abs. 1 genannten Fristen
für die Dauer des strafgerichtlichen Verfahrens geheut. Insbesondere we-
gen der aehr kurzen sechs.onatigen Frist (I 117 Abs. 1 Z. 1) zur Einleitung
eines Disziplinarverfahrens ist es erforderlich, den Zeitraua "Dauer eines
atrafgerichtlichen Verfahrens" genau abzugrenzen. Dazu bedarf es der Fest-

legung des Beginns bzw. des Endes eines strafgerichtlichen Verfahrena, für
die die StfO heranzuziehen ist, deren § 83 die Gerichte verpflichtet, von
der Einleitung und von der Beendigungdes Strafverfahrens gegen Personen,
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die in eine. Bundes- oder andere. öffentlichen Dienste stehen, deren vorge-

setzter BehördeMitteilung zu aachen.

:Ei..nstrafgerichtliches Verfahrenlieqt jedenfalls ab -de.Zeitpunkt vor, in
dea ein sog. ProzeSrechtsverhältnis begründet erscheint, das ist ait der
Einleitung der Voruntersuchung, der Verfliqung auf Zustellung der Anklage-
schrift oder des Strafantrages 1a Verfahren vor dem Einzelrichter des Ge-
richtshofes erster Instanz, 1a bezirksgerichtlichen Verfahren ait der
enten gerichUichen Verfügung aufgrund des Verfolgungsantrages eines be-
rechtigten Anklägers (Foregger-Serini, StrafprozeSordnung 2, &Da. I zu I 83
StPO). 1. Einklang ait der Regelung, die I 58 Abs. 3 Z. 2 StGBfür die
Heamungder Verjährung gerichtlich strafbarer Handlungengetroffen hat, und
der hiezu ergangenen Rechtssprechung, wird aber darüber hinaus das Vorlie-
gen eines strafgerichtlichen Verfahrens bereits dann anzunehJIensein, so-
bald irgendeine strafgerichUiche MaBnahJIe(Verfügung) gegen den Verdäch-
tigen getroffen wird, d.h. insbesondere auch bei gerichtlichen Vorerhe-

bungen (Leukauf-Steiniger, I 58 StGB,RZ21 bis 24).
Ein atrafgerichtliches Verfahren endet und die Verjährungsfrist im Diszi-

plinarverfahren läuft weiter, wenn:
1. der Staatsanwalt nach AbschluS der gerichtlichen Vorerhebungenerklärt,

keinen AnlaS zur Verfolgung zu haben,
2. das Gericht die Einstellung des Strafverfahrens verfügt oder

3. das Urteil rechtskräftig wird.

GeJläSI 32 Abs. 1 vstG ist Beschuldigter die 111Verdacht einer Verwaltungs-
übertretung stehenden Person vo. Zeitpunkt der ersten von der Behördegegen
sie gerichteten Verfolgung.handlung bis zua AbscbluS der Strafsache. Ver-
folgungshandlun9 ist geaäS I 32 Abs. 2 VStG jede von einer Behörde gegen
eine bestiaate Penon als Beschuldigter gerichtete Aatshandlung (Ladung,
Vorführbefebl, Vernehaung, Irsuchen ua Vernebaung, Auftrag zur Ausfor-
schung, Strafverfliqung u.dql. ) , und zwar auch dann, wenn die Behörde zu
dieser Aatsbandlung nicht zuständig war, die Aatshandlung ihr Ziel nicht

erreicht oder der Beschuldigte davon keine Kenntnis erlangt hat.

Die strafrechtliche Verjährungsfristen sind in den 11 57 und 58 StGBgere-
gelt. Für den Bereich des VStGbesteht keine dem§ 83 StPOanaloge Verstän-

digungspflicht.
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Zu § 118:

Wurdeein Beaater wegen einer gerichtlich oder verwaltungsrechtlich straf-
baren 'Handlung rechtskräftig verurteilt, dann ist -qeaäB Abs. 1 von der
disziplinären Verfolgung nur abzusehen, wenn

1. die Dienstpflichtverleuung sich in der Verwirklichung des gerichtlich
(verwaltungsbehördlich) strafbaren Tatbestandes erschöpft und

2. die Verbinqung einer Disziplinarstrafe nicht erforderlich ist, UII den
Beaaten von der Begehungweiterer Dienstpflichtverletzungen abzuhalten.

Eine gesonderte, disziplinäre Verfolgung ist daher dann einzuleiten, wenn
der Sachverhalt,' auf den sich die gerichtliche oder verwaltungsbehördliche
Strafe bezieht, auch eine Dienstpflichtverletzung enthält, die vomstrafge-
richtlichen Tatbestand nicht erfaBt ist (disziplinärer Uberhang).

In dieseJI Zusaaaenhang wird auf das Erk. des VwGHvom 14. Jänner 1980,
Zl. 2073/79, verwiesen, in dem der VwGH die Verhängung der
Disziplinarstrafe der Entlassung neben einer strafgerichtlichen Verurtei-
lung nicht für rechtswidrig erklärt hat. Aber auch in den Fällen, in denen
ein disziplinärer Uberhangnicht vorhanden ist, hat eine disziplinäre Ver-
folgung dann stattzufinden, wenndie Verhängungeiner Disziplinarstrafe für
erforderlich angesehen wird, UII den Beuten von der Begehung weiterer
Dienstpflichtverletzungen abzuhalten (Abs. 1). In diesem Fall sowie auch
be18 disziplinären Uberhangist aber 18 Disziplinarverfahren gemäBAbs. 3

eine Strafe nur auszusprechen, wennund soweit dies zusätzlich erforderli~h
ist, UII den Beuten von der Begehungweiterer Dienstpflichtverletzungen ab-
zuhalten.

Durch Ab.. 2 wird die Bindungder Disziplinarbehörde an die Tatsachenfest-
stellung des Strafgerichtes (nur inländisches Gericht) oder der Verwal-

tungsbehörde Doraiert. Diese Bindungdient Dicht nur der Rechtssicherheit,
sondern ist auch darin beqründet, daBden Gerichten ein gröBerer Erhebungs-
apparat und besonders geschulte Organe zur Verfügung stehen. Es kann je-

doch der 'all eintreten, daBdas Gericht zwar feststellt, daB ein (gericht-
lich) strafbarer Tatbestand Dicht vorliegt, der Tatbestand jedoch eine
Dienstpflichtverletzung darstellt, die disziplinär zu ahnden ist.
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Sollten erst i. Disziplinarverfahren neue Tatsachen oder Beweis.ittel

hervorkoaaen, die bei. strafgericht11chen (Verwaltungsstraf-) Verfahren

noch nicht bekannt waren, dann hat die Disziplinarbehörde diese neu hervor-

gekoaaenen Tatsachen und Beweis.ittel dea Gericht (der Verwaltungsbehörde)

a1tzuteilen. Zweckaä8igerweise wird in eine. solchen Fall die

Di.szipUnarbehörde das Verfahren so lanqe unterbrechen, bis feststeht, ob

das Gericht (die Verwaltungsbehörde) eine ViederaufnahJle des Verfahrens

verfügt. tcach AbschluB des wiederaufgenoaaenen Verfahrens bzw. ab du Zeit-

punkt, in de. das Gericht (die Verwaltungsbehörde) aitteilt, da8 die neuen

Tatsachen und Beweisllittel nicht hinreichend sind, das Verfahren wieder

aufzunetmen, ist das Disziplinarverfahren fortzusetzen.

Zu § 119:

Abs. 1 behält die bewährte zweistufige Aufbauorganisation der

Disziplinarbehörden bei, wie sie derzeit das Landesbea.tengesetz vorsieht.

Die Mitglieder der Disziplinarbehörden sind schon nach der derzeitigen

Rechtslage in Ausübung ihres Aates selbständig und unabhängig.

Im Abs. 2 sollen die Mitglieder der Disziplinarkoamission und

Disziplinaroberkoaaission ve~fassungsrechtlich weisungsfrei gestellt wer-

den. Die ZUlässigkeit der Weisungsfreistellung durch landesverfassungs-

rechtliche Bestiaaungen ist durch die Rechtsprechung des Verfassungsge-

richtshofes eindeutig geklärt (E vo. 14.12.1992, G 117/92).

Zu § 120:

Ia AbI. 2 ist c1ie IuDktionsperiode der Disziplinarkoa1ssion .it fünf

Jahren festgelegt; auch das BOO1979 sieht i.a I 98 Abs. 3 eine fünf jährige

Funktion. periode vor.

Die ia AbIS. 3 und 4 genannte zustindige Dienstnetmervertretung ist für die

Landesanstalten und Betriebe der Zentralbetriebsrat und für das bt der

Landesreqierung, die Bezirkshauptaannschaften und die ··Agrarbezirksbehörden

der LandespersonalausschuB.
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Der Modus für die Bestellung der Mitglieder der Disziplinarkommission
(Abs. 3 und 4) ist dem Modell des § 98 Abs. 3 und 4 BOG 1979 nachgebildet.

Zu I 121:

Abs. 2: Die Tätiqk~it all Koamislionsaitqlied zählt zu den Dienltpflichten
eines Beaaten. Die Bestellung zu. Koaais.ionsaitqlied kann daher nicht ab-
gelehnt werden.
Die Aufzählung in Abs. 3 ist erschöpfend. Daher stellt die Dienstfreistel-
lung eines Personalvertreters (ge•. ·1 28 Abs. 5 O.Ö. L-PVG) keinen.Ruhens-
grund der Mitgliedschaft zu den Disziplinarkoamislionen dar.

Durch den Klaaaerausdruck "(vorläufige)" in Abs. 3 ist klargestellt, daS
die Mitgliedschaft zur Disziplinarkoaaission auch während einer vorläufigen
Suspendierung ruht (10 auch § 100 Abs. 3 BOG 1979).

Abs. 6 noraiert überdies besondere Pflichten für die zur Mitwirkung an
eine. Disziplinarverfahren berufenen Personen.

Zu § 122:

Abs. 1 übemiaat die bewährte Einrichtung der Disziplinarsenate aus dem
Landelbeutenqesetz. Ia Gegensatz zu I 101 Abs. 1 BOG 1979, der drei Se-
natsaitqlieder vorsieht, soll der Disziplinarsenat weiterhin aus fünf Mit-
gliedern bestehen.

Nach Abs. 3 liegt es ia Eraessen der Landesregierung, wieviele Senate sie
bildet und wie sie die Geschäfte auf diese verteilt.
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Zu § 123:

Der Verfassungs gerichtshof hat im Erkenntnis vom 14. Oktober 1987, G 181/86
u.a. ausgesprochen, daS die Garantien des Art. 6 KRK iamer dann zum Tragen
ko_en, wenn Strafen von bestiamter Schwere vorgesehen sind, also auch
dann, wenn sie 111 Disziplinarbereich verhänqt werden. 1m Erkenntnis
VfSlg.Rr. 7099, I VOR 29.6.1973, G 15/73, hat der Verfassungsgerichtshof
darauf verwiesen, daS nach I 13 Abs. 4 Z. 1 lit. a Tiroler Grundverkehrsge-
s.tz 1970 der Landesgrundverkehrsbehörde als sti.-berechtigtes Hitqlied und
Vorsitzender das für Angelegenheiten der Landwirtschaft zuständige Mitglied
der Landesregierung angehört. Daait hat der Gesetzgeber eine personelle
Verflechtung der Landesgrundverkehrsbehörde ait der Exekutive in "einer Art
geschaffen, die dem erwähnten Grundsatz des Art. 6 Aba. 1 MRK wider-
streitet. Es ist ein Widerspruch in sich, die Unabhängigkeit von einem
Exekutivorgan anzunehJIen, wenn dieses selbst an der Willensbildung teil-
niaJlt.

Die zuaaaaensetzung der Disziplinaroberko .. ission wurde der zitierten
Judikatur insoweit angepaSt, als ihr nur noch Landesbeaate angehören, wobei
zwei Hitglieder vom LandespersonalausschuS nominiert werden.

Zu § 124:

lhnlich wie die Staatsanwälte ia strafgerichtlichen Verfahren berufen sind,
den Straf anspruch des Staates zu vertreten, obliegt es den
Disziplinaranwälten ia Disziplinarverfahren, die dienstlichen Interessen
wahrzunehaen .
Ia Gegensatz zu den Hitgliedern der Diszipl1narkoaaissionen und der
Disziplinaroberkollll1ssion, 41e durch die Verfassungsbe.tiamung iJa I 119
Abc. 2 ausdrücklich weisung. frei gestellt wurden, sind die
Disziplinaranwälte so wie bisher an Weisungen gebunden. Die Bestellungsdau~
er des Disziplinaranwaltes soll ait der Funktion.periode der
Disziplinarkollll1.sion gekoppelt werden.

Die Tätigkeit der Disziplinaranwaltes ist dem Bereich des inneren Dienstes
zuzuordnen.
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Zu § 125:

Von der Anwendbarkeit des AVG ausdrücklich ausgenommen sind iD Disziplinar-
verfahren die SI 2 (sachliche Zuständigkeit), 3 (örtliche Zuständigkeit), 4
(konkurrierende Zuständigkeit), 12 (die Bestiaaungen über Beteiligte bezie-
hen sich auch auf gesetzliche Vertreter und Bevollaächtigte), 42 Abs. 1 und
2 (folgen der Anberau.ung einer Verhandlung durch Anschlag an der Aatstafel
oder durch Verlautbarung), 44 (Verhandlungsschrift) , 51 (VemehJIung von Be-
teiligten), 57 (Kandatsverfahren), 63 Abs. 1 (Instanzenzug, Berufung) und
Abs. 5 erster Satz zweiter Halbsatz (Einbringung der Berufung bei der Be-
hörde, die über die Berufung zu entscheiden hat), 64 Abs. 2 (Ausschluß der
aufschiebenden Wirkung einer Berufung), 64a (Berufungsvorentscheidung), 67a
bis 67g (Verfahren vor den unabhängigen Verwaltungssenaten), 68 Ahs. 2 und
3 (Aufhebung oder Abänderung von Bescheiden), 75 bis 79a (Kosten der Behör-
den) und 80 (Schlu8bestiJulungen) AVG.

§ 44 Ave wurde in den Katalog der im Disziplinarverfahren nicht anzuwen-
denden Bestiaaungen aufgenoaaen, weil der Entwurf für Niederschriften über
JlÜndliche Verhandlungen vom AVG abweichende, eigene Bestiaaungen enthält
(§ S5 Abs. 12 und 13). I 51a und 53a wurden nicht in den Katalog aufgenom-
men, UD die einfachere Regelung des AVG über Gebühren für Zeugen, Sachver-
ständige und Dolaetscher anwenden zu können.

Zu § 126:

Die Aufzählung der Parteien ist taxativ.
Die Parteien haben das Recht, zur Klarstellung des aBgebenden Sachver-
haltes die ihnen notwendig scheinenden Beweisanträge zu stellen. Der
Diaziplinarsenat ist verpflichtet, auf das bezügliche Parteienvorbringen,
soweit .s für die feststellung des Sachverhaltes von Bedeutung ist, einzu-
gehen. Der Diaziplinaranwalt hat die Stellung einer ronaalpartei ait Beru-
fungsrecht.
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Zu § 127:

Eine Verpflichtung zur Ubernahae der Verteidigung besteht nur für den von
der Dienstbehörde bestellten Verteidiger.
Die Verschwiegenheitspflicht des Verteidigers geaäß Abs. 4 ist eine lex
_pezialis gegenüber der Meldepflicht des I 54.

Ein zua Verteidiger bestellter Landesbeaater kann diese funktion Dur sinn-
voll aaUben, wenn er bei dieser Tätigkeit keinen Weisungen unterliegt. Da-

für sorgt. Abs. 5.

Zu I 128:

Da säJItliche Schriftstücke nicht nur dea Beschuldigten, sondern auch seinem
Verteidiger zu eigenen Randen zuzustellen sind, bedurfte es einer Aussage
darüber, an welche der beiden Zustellungen Rechtsfolgen geknüpft sind. Die
Zustellung an den Verteidiger ist für Rechtsfolgen nur dann relevant, wenn
der Verteidiger zustellungsbevollaächtigt ist.

Zu § 129:

Nicht jede Dienstpflichtverletzung soll zu einer Disziplinaranzeige führen.
Geringfügigere Dienstpflichtverletzungen sollen durch Belehrungen oder Er-
aahnungen geahndet werden. ferner ist auf die trdglichkeit der
Disziplinarverfügung (I 146) Bedacht zu nehaen.

zu I 130:

Durch die 8esti.allungüber die Selbstanzeige wird dea Beaaten die Höglich-
keit gegeben, durch Anrufung der .Oisziplinarkoaaission d.er wahrheitswid-
rigen Behauptung, er habe eine Dienstverpflichtung begangen, entgegenzutre-
ten.
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Zu § 131:

Die BestiaaWlgen über die Suspendiel"Wlgsind dem I 112 BOG1979 nachge-
bildet. I. wesentlichen 8011 nur 111folgenden Punkt abgewichen werden:
I 112 Abs. 5 BOG1979 sieht vor, daS bei Wegfall der Uastände, .die für die
Suspendierunq des Beuten aaSqebendgewesen sind, die Suspendiel"Wlgvon der
Disziplinarkoaaission (Disziplinaroberko-.ission), bei der das Disziplinar-
verfahren anhänqig 1st, Wlverzüqlich aufzuheben ist. Diese Regelung weist
eine Lücke für den rall auf, daS es überhaupt nicht zu einea Disziplinar-
verfahren ko_t. Der Entwurf sieht daher 111Abs. 4 vor, daS bei Weqfall der
Uastände, die zur Suspendiel"Wlq geführte haben, qrundsätzlich die
Disziplinarkoaais sion zur Aufhebung der Suspendiel"Wlq zuständig ist,
gleichgültig, ob ein Disziplinarverfahren anhänqig ist oder nicht. Fallen
die für die Suspendierunq aa8qeblichen Uastände zu eineIl Zeitpunkt weg, zu
deli ein Disziplinarverfahren bei der Disziplinaroberkouission anhänqiq
ist, soll diese verpflichtet sein, die Suspendierung unverzüglich aufzu-
heben.

Die KürZWlgdes Monatesbezugesdes Beuten - unter AusschlUSder Haushalts-
zulage - auf zwei Drittel für die Dauer der Suspendierunq tritt qelläS § 131
Abs. 3 bereits unaittelbar aufgrund des Gesetzes ait der Verfügung der Sus-
pendiel"Wlgdurch die Disziplinarkoaaission (Disziplinaroberkoaaission) ein.
Den Disziplinarbehörden wird jedoch die KOq1ichkeitqegeben, auf Antrag des

Beuten oder von Aats wegendie lCürzunqzu veraindem oder aufzuheben, wenn

und soweit dies zur Aufrechterhaltunq des notwendiqen Lebensunterhaltes des
Beaaten und seiner Faailienanqehöriqen, für die er sorqepflichtig ist, un-
bedingt notwendig ist. Hi.ebei sind neben du raailienstand insbesondere die
Einkünfte und die VeraOqenaverhältnisse des Beaaten und seiner unterbalts-
berechtiqten FaII11ienanqehöriqenzu berücksichtiqen.

Geqen die Entscheidung über die Verainderunq (Aufhebunq)der Bezugskürzung
1st eine Berufung (ohne aufschiebende Wirkung) zulässiq, über die die
Disziplinaroberkoaaission ohne IIÜDdlicheVerhandlunqzu entscheiden hat.

Von der 111I 131 lbs. 5 vorqesehenen Berufung gegen eine Entscheidung über

die VerJlinderunq (Aufhebung) der Bezuqskürzunq1st der 1Il I 131 Abs. 6 an-
geführte Antraq des Beaaten auf VerJlindel"Wlqoder Aufhebungder Bezugskür-
zung zu unterscheiden. Währenddie Entscheidung über die Berufung auf den

Tag des Wirksaawerdens des angefochtenen Bescheides zurückwirkt, wird die
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iJa § 131 Abs. 6 vorgesehene Verfügung über die Verainderung oder Aufhebung

der Bezugs~ürzung auf Antrag des Bea.ten ait dea Tag wirksa., an dem der

Antrag gestellt worden ist. Eine Verfügung nach I 131 Abs. 6 wird z.B. dann

in Betracht kouen, wenn die rortdauer des vollen AusaaSes der Bezugskür-

zung ait Rücksicht auf geänderte finanzielle, persönliche oder soziale Ver-

hältnisse des Beaaten als Bärte anzusehen wäre.
lIiIuIichUich der AuswirkuDgen der Bezugskürzuaq bei der Suspen4ierung wird

auf I 13 Abs. 1 GG in der ra .. ung der 40. GG-lIovelle, BGS1.Kr. 49/1983, in

der für Landesbeute geltenden rassung, hingeWiesen.

Zu I 132:

Von der Disziplinarkoaaission für notwendig erachtete Sachverhaltsfe$tstel-

J.ungen sollen grundsätzlich von der Dienstbehörde durchgeführt werden. Die-

se sachverhaltsfeststellungen haben in eine. EraitUunqsverfahren geJläS den

Bestiaaungen der U 37 ff AVGzu erfolgen.

Zu , 133:

GeaäB I 133 kommt die Einstellung des DisziplinarVerfahrens nur bis zur

aündlichen Verband1ung in Betracht. Wurde eine Disziplinarverhandlung

durchgeführt, so ist nach I 136 vorzugehen.

Als Gründe, die nach &bs. 1 Z. 1 die Strafbarkeit ausschJ.ieSen, kouen in

Betracht: !langel der Zurechnungsfähigkeit, unverschuldete unkenntnis der

Verwaltungsvorschriften, unverschul.deter Irrtua, lotatand, Ifotwehr. Die

dea Beschuldiqten zur Last ;ele9te 'rat ist dann als nicht erwiesen anzuse-

hen (Aba. 1 Z. 2), wenn die Disziplinarkoaaission den Tatbestand der

Dienstpflichtverletzung nicht festatellen kaDn; wegen eines bloSen Ver-

dachtes darf die Disziplinarkouission keine Disziplinaratrafe verhängen.

Die Verfolgung 1st aus;eschJ.ossen (Abs. 1 Z. 3), wenn Verfolvungsverjihrung

eingetreten ist (siehe I 117) oder wenn berufliche oder aUSerberufliche Ia-

.unität von Mitgliedern des Ifationalrates, des Bundesrates oder der Land-

tage vorlieqt..
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Die Z. 4 des Abs. 1 ist deli § 42 Abs. 1 StGBnachgebildet. Die Einstellung
des Disziplinarverfahrens durch die Disziplinarko .. ission lIit Bescheid we-
gen aangelnder Strafwürdigkeit der Tat setzt voraus, daS die Schuld gering
ist, was nur dann der Fall ist, wennder Unrechts- und Schuldgehalt der Tat
unter dea Niveau des Strafwürdigen liegt. tJberdies darf die Tat keine oder
nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen haben. Unter "Folgen" sind nicht
nur die unaittelbaren TaUolgen, sondern alle Auswirkungenzu verstehen.
SchlieSlich aUSdie Bestrafung sowohl aus dea Gesichtspunkt der Vorbeugung
als Strafzweck (Spezialprävention) wie auch der Wirkungauf ~dere BeaJIte
(Generalprävention) entbehrlich sein. Es aüssen säatliche Erfordernisse der
Z. 4 vorlieqen.

Währenddie Einstellung des Disziplinarverfahrens bei Vorliegen der in den
Z. 1 bis 4 des Abs. 1 genannten Gründennur Rittels Bescheid erfolgen darf,
genügt i.a Falle des Abs. 2 ein Aktenveraerk, in deli festgehalten wird, daS
weqen der Beendigung des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses das
Disziplinarverfahren als eingestellt gilt.

Aus der Parteisteilung des Disziplinaranwalts (I 126) und deli normierten
Bescheidcharakter der Einstellung ergibt sich, daS deli Disziplinaranwalt
ein Berufungsrecht gegen die bescheidaäSige Einstellung des DiSZiplinar-
verfahrens gemäSAbs. 1 zusteht.

Zu § 134:

Das Recht des Beschuldigten, ein Mitglied des Senates ohne Angabevon Grün-

den abzulehnen, erstreckt sich auch auf den Vorsitzenden des Senates und
besteht auch i.a Rechtsaittelverfahren vor der Disziplinarkouission bzw.
Rechtaittelverfahren vor der Diaziplinaroberkouission. Da es sich, bei
Dienstpflichtverletzungen WI dienaUiche Vorgänge handelt, konnte deli
Grundsatz der ÖffenUichkeit der Verhandlungnur beschränkt dadurch Geltung
verac:bafft werden, daS wie bisher I auf Verlangen des beschuldigten Beuten
bei der aündlichen Verhandlungbis zu drei Beute als Vertrauensperson an-
wesend sein dürfen.

In Abs. 12 und 13 ist abweichendvon' 124 Abs. 13und14BDG .1979fUr ..die
Abfassung der Ifiederachrift über eine lIÜndliche Verhandlung eine Regelung

vorgesehen, die sowohl den Anforderungen der Praxis als auch dem Recht-
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schutzinteresse der Parteien des Disziplinarverfahrens gerecht wird. Ein
Veto der Parteien gegen die Aufnahmeder Verhandlungsschrift in Kurzschrift
oder auf Schalltriger (wie in I 124 Abs. 13 BOG1979 enthalten) würde be-
deuten, daS die Verhandlungsschrift während der Verhandlung in Vollschrift
aufzunehaen wäre. Dies würde zu beträchtlichen Schwierigkeiten führen. Die
bewährte Praxis der Ibfassung der Verhanc:Uungsschrift in Kurzschrift soll
daher beibehalten werden; hiezu ko_t DOchdie Iföqlichkeit der Aufnahaeauf
Scballtriger. Da sich eine kurzschriftlich aufgeno.. ene Verhandlungsschrift
in der Regel Dicht für eine Verlesung vor der Beratung des Senates, d. h.
unaittelbar nach ihrer Aufnahae, eignet und das Abspielen einer auf Schall-
träger aufgeno_enen Verhandlungsschrift nicht sinnvoll erscheint, sieht
der Entwurf kein Recht der Verfahrensparteien vor, eine Verlesung der Ver-
handlungsschrift bzw. ein Abspielen des Schallträgers vor der Beratung des

Senates zu verlangen. Die rechtlichen Interessen der Betroffenen werden
aber durch die Iföglichkeit gewahrt, gegen die Vo11schrift übertragene Ver-

handlungsschrift Einwendungenzu erheben.
,.

Zu § 135:

AllS HöchstaaS der Unterbrechung einer Verhandlung anerkennt die Literatur
zur StrafprozeBordnung (BERTEL,GrundriS des österreichischen StrafprozeS-
rechtes, 1975) 24 Stunden und betrachtet jede längere Unterbrechungszeit

als Vertagung.

Zu § 136:

Es hat ferner die Bezeichnung der Disziplinarkomaission

(Disziplinaroberkoaaission), die Haaen der Mitglieder des Senates, den Ha-

Da das AVCi.JI DisziplinarVerfahren gilt, sind auf das Disziplinarerkenntnis
die Vorschriften Ober den Bescheid (11 56 ff AVC) anzuwenden. Jedes
DisziplinarerkenntDis ist als solches zu bezeichnen, hat auf Schuldspruch

oder l"re1spruch zu lauten und ia falle eines Schuldspruches die Straf e
festzusetzen, wennDicht nach I 118 Abs. 3 von eins Strafausspruch abgese-

hen wird.
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.en, den Amtstitel und die Dienststelle des Beschuldigten sowie eine Ent-
scheidung über die Kosten (§ ~41) zu enthalten.

I. Spruch des Erkenntnisses sind sütliche ia VerhandlungsbeschluB ange-
führten Anschuldigungspunkte (I 134 Abs. 1 und 2) zu erledigen. Wird der
beschuldigte Beaate nicht in allen Punkten für schuldig erklärt, so ist er
in den übrigen Punkten ausdrücklich freizusprechen. In der Beqründung sind
die Ergebnisse der lIÜndlichen Verhandlung, die bei der Beweiswürdigung aB-

gebenden Erwägungen und die darauf gestützte Beurteilung der Rechtslage
klar und übersichtlich zusaaaenzufassen. Es sind ferner die für die Straf-
be.es.unq aaSgebenden Gründe (I 116) der sinnqeaäB anzuwendenden U 32.bis
35 StaB anzuführen und darzulegen, inwieweit auf die persönlichen Verhält-
nisse und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Beaaten Bedacht genom-
aen worden ist.

Da die Dienstbehörde nach Eintritt der Rechtskraft des Erkenntnisses dieses
zu vollstrecken hat (I 144), ist ihr ebenfalls eine schriftliche Ausferti-
gung des Disziplinarerkenntnisses, dies falls ait Rechtskraftklausel verse-
hen, zuzustellen.

Zu § 137:

Das aus d.. Strafrecht bekannte und bewährte Institut der bedingten Straf-
nachsicht (11 43 ff StaB) soll auch ia Disziplinarrecht einqeführt werden.

zu I 138:

Das Verbot der reforaatio in peius gilt auch ia Disziplinarverfahren.
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Zu § 139:

Abs. 1 soll ausdrücklich klarstellen, daS für das Verfahren vor der
D~sziplinaroberkoaaission die Verfahrensvorschr~ten für die

D~sziplinarkoaaission stnngeaäS gelten.

Ein Beschluß der D~szipliDaroberko..u.ion über die Durchführung e~er
atlndlichen Verhandlung ist entbehrlich, da die Anschuldigungspunkte bereits
1.11 VerhandlungsbeschlUSder Disziplinarkoaaission enthalten sind und sich
die AnberaUllung der atindlichen Verhandlung vor der
D~sziplinaroberkoaaission daher auf die re.tsebung des Verhandlungster-

ai.nes beschränkt (Ab•• 4).

Zu § 140:

Grundsätzl~ch gelten für die WiederaufnahJledes Verfahrens und die W~ede-
reinsetzung ~ den vorigen Stand die Bestiaaungen der U 69 bis 72 AVG.
I 140 enthält jedoch für das Disziplinarverfahren notwendige Sonderrege-

lungen.
Nach Abs. 1 sind vor der Entscheidung über die Wiederaufnahae des Verfah-
rens oder die Wiedere~setzung ~ den vorigen Stand die Parteien - das s~d

der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt - zu hören.
ltit der Erstreckung der E'r~sten von drei auf zehn Jahre durch den Abs. 2

folgt der Entwurf dea I 14 Abs. 4 DVG.
lIach Abs. 3 darf das Verfahren ZUII Nachteil des Beschuldigten nur innerhalb
der in I 117 festgelegten Verjährungsfristen wiederaufgenoaaen werden. Bei

der Wiederaufnahae auf Antrag des Beschuldigten und bei der Wiedereinset-
zung in den vor~qen Stand darf keine strenqere als die bereits verbänqte

Strafe ausqesprochen werden (lusschlUS der refonatio in peius).
lIach dea Aba. 4 wird die Parteieigenschaft auch Personen zuerkannt, die
nach dea bestraften Beu~ einen Versorgungsanspruch nach dea 0.0.
Landesbeuten-Pensionsgesetz besitzen oder besäSen, wenn der Beaate nicht

enUassen worden wäre (das könnendie Witwe, die Waise und die frühere Ehe-

frau e~es aus dea D~enststand entlassenen Beuten sein).
Da das sofortige AUSerkrafttreten des erlassenen Bescheides ait der Verfü-

gung der Wiederaufnahae des Verfahrens oder der Bewilligung der Wiedere~-
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setzung in den vorigen Stand oft zu einem ungeregelten Zustand führen wür-

de, sieht Abs. 5 ähnlich wie § 14 Abs. 1 DVG vor, daS der frühere Bescheid

nicht schon .it der Wiederaufnaluae (Wiedereinsetzung) aUSer Kraft tritt.

Erst .it der Beendigung des so fortgesetzten Verfahrens tritt der neue Be-

scheid an die StelLe des früheren Bescheides.

Zu I 141:

Zu den Kosten des Verfahrens zählt auch der de. Diaziplinaranwalt aus AnlaS

einer iJI Disziplinarverfahren erforderlichen Dienstreise erwachsene Mehr-

aufwand. Auch die Disziplinarkoaaission kann dem Beschuldigten die Kosten
des Verfahrens auferlegen.

Abweichend vom § 117 Abs. 3 BOG wird jedoch die Gebührenregelung für Zeu-

gen, Sachverständige und Dolaetscher in I 125 inkludiert (§ Sla und I 53a
AVG).

Zu § 142:

Zur Entscheidung über einen Antrag auf Ratenbewilliqung soll nach Abs. 1

und 2 aus verfahrensökonoaischen Gründen nicht die Disziplinarko_ission,

sondern deren Vorsitzender zuständig sein. Häufig wird ein Ansuchen UJI-Ra-

tenbewilliqung erst nach AbachluB des Disziplinarverfahrens gestellt wer-

den; es .üBte dann eigens für diesen Zweck wieder die Koaaission einberufen
werden.

Zu I 143:

Die VeröffenUichung des Inhaltes des rechtskräftigen Erkenntnisses durch

den Beuten, auf den sich dal Disziplinarverfahren bezogen hat oder durch

dealen Hinterbliebene iat grundaätzlich zuläslig: die Disziplinarkoaaission

hat jedoch (ia Spruch des Erkenntnisses) 'diejenigen Teile des Erkenntriisses

zu bezeichnen, die deshalb von der Veröffentlichung ausgeschlossen sind,

weil sie der Verschwiegenheitspflicht unterliegen.
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Unter den Hinterbliebenen, die ebenfalls berechtigt sind, den Inhalt eines
rechtskräftigen Disziplinarerkenntnisses unter den oben genannten Voraus-
setzungen zu veröffentlichen, sind in erster Linie die Witwe, die Kinder
und die frühere Ehefrau des verstorbenen Beaaten zu verstehen. Manwird
aber auch anderen FaJlilienangehörigen, wie z.B. den Eltern, wenn sie bei
.inu für den Beuten günstigen Ausgangdes Disziplinarverfahrens ein be-

rechtigtes Interesse an der Veröffentlichung des DisziplinarerkenntDisses
haben, diese zubilligen können. Die &at.verschwiegenheit ist 111§ 49 bzw.
111Art. 20 Abs. 3 B-VGgeregelt. Der AusschluB von der Veröffentlichung

kann vo. Beschuldigten angefochten werden.

......

Zu I 144:

Wurdeüber den Beaaten eine Geldstrafe oder GeldbuBeverhängt, so hat die
Dienstbehörde die Hereinbringung zu veranlassen. Die Einbringung der Geld-
strafen durch Abzug vo. Monatesbezugbzw. vo. Ruhebezug soll erst dann

Platz ergreifen, wennder Bestrafte trotz Aufforderung durch die Dienstbe-

hörde die Geldstrafe nicht entrichtet.

.-

Welche Veranlassung die Dienstbehörde zur treffen hat, wenn über den Be-
.. ten die Disziplinarstrafe der Entlassung verhängt wurde oder wennder Be-
aate in seiner bisherigen Verwendunguntragbar geworden ist, ist zu I l1S

ausgeführt.
Hat das Disziplinarverfahren durch Einstellung, Freispruch oder durch Ver-
hängung der Strafe des Verweises oder der GeldbuBegeendet, so hat die
Dienstbehörde die lIachzahlung der aufgrund der Suspendierung
zurückbehaltenen Monate.bezüge zu veranla .. en. Dies gilt nicht, wenn der
Beaate straf gerichtlich verurteilt wurde oder während eines gegen ihn lau-
fenden Disziplinarverfahrens aus du Dienstverhältnis ausgetreten ist. Auf
§ 13 Aha. 1 und 2 GGin der ~assung der 35. GG-IIovelle, &GB1.Kr.561/1979,

in der für Landesbeaate geltenden fassung, wird verwiesen.
Die oben genannten HaSnahllen, die die Dienstbehörde zu treffen hat, sind

vo. Senatsvorsitzenden zu veranlassen.
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Zu § 145:

Das Institut der Löschungder Disziplinarstrafe im Standesausweis wurde be-
reits durch die 29. Erqänzung zua LBGin zwei Punkten geändert:
a) die Löschungerfolgt von ats wegen;

b) die ZUständigkeit zur Löschungwird aus Gründender Verwaltungsvereinfa-
chung der Dienstbehörde übertragen.

Zu I 146:

Die Disziplinarverfügung ist der Strafverfügung des § 49 VStGnachgebildet,
d.h. sie kann ohne weiteres Verfahren, also ohne Durchführung eines Ermitt-
lungsverfahrens, aufgrund eines Geständnisses des Beschuldigten vor dem
Dienstvorgesetzten oder vor der Dienstbehörde von der Dienstbehörde er-
lassen werden. Die Disziplinarverfügung soll vor allem dazu beitragen, ge-
ringfügige Dienstpflichtverletzungen einer schnellen Ahndungohne qroSen
Verwaltungsaufwandzuzuführen.

Ein einfaches Tatsachengeständnis berechtigt die Dienstbehörde noch nicht
zur Erlassung einer Disziplinarverfügung . Die Dienstbehörde auß vielaehr
dem Beamtenvor Augenführen, daS er durch eine Handlungoder Unterlassung
Dienstpflichten verletzt hat; erst wennder Beante dies ausdrücklich zugibt
(Schuldgeständnis) , ist der Weg freifUr die Erlassung ...einer

Disziplinarverfügung . Bezüglich der Begriffe "Honatesbezug" und "Haus-
haltszulage" wird auf die Ausführung zu I l1S verwiesen.

Zu I 147:

Durch die Erhebung des Einspruches tritt die Disziplinarverfügung aUSer
Itraft. Die Disziplinarkouission hat sodann zu entscheiden, ob ein DiSZi-

plinarverfahren einzuleiten ist. Es handelt sich somit hier nicht ua einen
Instanzenzug zur Entscheidung Uber den Einspruch.
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Zu § 148:

Bezüglich der Pflichten des Beaaten des Ruhestandes siehe die Ausführungen

zu I 63.

Zu I 149:

Unter de. der lraittlung der Geldstrafe zugrunde zu legenden Ruhe~ezugsind
zunächst geaäS I 3 Abs. 2 PG in der für Landesbeamtegeltenden Fassung des
Landesbeaaten-Pensionsgesetzes, LGBl.Nr. 22/1966, in der Fassung LGBl.Nr.
92/1991, der RubegenuBund die nach dem PG gebührenden Zulagen zu verste-
hen. Bei diesen Zulagen handelt es sich WI die RuhegenuBzulage(I 12 PG),
die Ergänzungszulage (I 26 PG) und die Teuerungszulage (§ 41 PG). Aber
auch die Nebengebühr ZWI RuhegenuSgilt als Bestandteil des Ruhebezuges

(I 4 Abs. 2 des 0.0. Nebengebührenzulagengesetzes), LGBl.Nr. 27/1978.
Durch die Verhängung der Disziplinarstrafe des Verlustes aller aus dem
Dienstverhältnis flieSenden Rechte und Ansprüche erlischt der Anspruch auf
RuhegenuB(I 11 lit. e PG). oe. ehemaligen Bea.ten des Ruhestandes, dessen
Anspruch auf RuhegenuBinfolge disziplinärer Verurteilung erloschen ist,
gebührt aber nach I SOAbs. 1 PGein .onatlicher Unterhaltsbeitrag in Höhe

75 % des Ruhegenusses und der RuhegenuSzulage, auf die der ehemalige Beamte
Anspruch hätte, wenn er nicht verurteilt worden wäre. Für die Hinterblie-
benen eines eheaaligen Beaaten des Ruhestandes ist ia I SI Pe vorgesorgt.
I. übrigen wird auf die Bestiaaungen des I SOAbs. 2 und 3 und die ge.ein-

... en Bestiamungendes I 52 Pe hingewiesen.
I. ralle der Verurteilung eines Beaaten des Ruhestandes zur
Disziplinarstrafe des Verlustes aller aus de. Dienstverhältnis flieBenden
Rechte und Ansprüche ko_en weder die Gewährungvon Überbrückungshilf en
nach du BUD4esgesetzBGBl.Hr. 174/1963 noch die Leistung eines Überwei-

.ungsbetrages nach I 311 ASVGin Betracht. Diese HaSnahaen sind nialich
unter bestt-ten Voraussetzungen nur ia ralle des Ausscheidens aus c1e.

Diu.s ts t.anc1 vorgesehen.
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Zu § 150:

Eine Rezeption der i.JI Abs. 2 angeführten Bundesgesetze in der jeweils gel-

tenden Fassung wäre als dynaJli.sche Verweisung verfassungswidrig. Diese

Bundesgesetze werden daher in ihrer letzten Fassung übernoamen. Dies bedeu-

tet allerdi.Dqs, daS jede Bovellierung dieser Bundesgesetze auch eine Anpas-

sung dieser Verweisungsvorschrift an den letzten Stand erfordern wird.

Zu I 152:

Die Regelung über die Vollziehung berücksichtigt den Uastand, daS zur

Wahrnehmung der Angelegenheiten des inneren Dienstes 18 Aat der Landesre-

gierung, bei den Bezirkshauptaannschaften und den Agrarbezirksbehörden ge-

üS Art. 106 B-VG, I 1 Abs. 3 des Bundesverfassungsgesetzes VOll 30. Juli

1925 betreffend Grundsätze für die Einrichtung und Geschäftsführung der

hter der Land.sregierungen aUSer Wien, BGBl.Hr. 289/1925, § 8 Abs. 5

lit. a und b des Übergangsgesetzes 1920, BGBl.Kr. 269/1925, sowie Art. 53

Abs. 2 und Art. S4 Abs. 1 L-VG 1991, LGBl.Hr. 122, I 3 Abs. 1 O.ö. Agrarbe-

zirksbehördengesetz, LCBl.Kr. 35/1955, der Landes .. tsdirektor unter der un-

aittelbaren Aufsicht des Landeshauptaannes zuständig ist.

Für Beute in denjenigen Anstalten und Einrichtungen, die nicht Teil des

btes der Landesregierung sind (z.B. Krankenanstalten), ist die Landesre-

gierung auch für die Angelegenheiten des inneren Dienstes zuständig.

Unter den weisungsfreien Verwaltungsbehörden sind insbesondere die

Diszipl1narkoaaission, die Diszip11naroberkoaaission und die Dienstbeurtei-
lungskoaaission zu verstehen.

Zu I 153:

Abi. 2; Aus budqetären und orqani.satorischen GriiDden, insbesondere der An-

pasaung der Dienstpläne an den geänderten Schlüssel für den Freizeitaus-

gleich, erfolgt die Einführung der neuen Regelung wie 18 Sundelrecht in
zwei Etappen, näJü.ich
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ab Jänner 1993 mit einem Freizeitausgleich~n 1
- ab Jänner 1995 .it einem Freizeitausgleich VOll 1

1,25 und
1,5.

Das AusaaS des Freizeitausgleichs hängt VOR Zeitraua ab, in dea die Über-
stunden geleistet werden. Überstunden, die vor dea 1. Jänner 1993 geleistet
werden, sind ia Verhältnis 1 : 1 auszugleichen, auch wenn der Freizeitaus-
gleich erst ia Jahr 1993 konsWliert wird. Uberstunden, die in der zeit VOll
1. J"änner 1993 bis ZWI 31. Dezuber 1994 geleistet werden, sind 111 Verhält-
nis 1 : 1,25, überstunden, die nach dea 1. Jänner 1995 veleistet werden,
aber ia Verhältnis 1 : 1,5 auszugleichen.

AbS. 3: Die bisherigen gesetzlichen Grundlagen werden inbaltlich unverän-
dert übernoaaen, sodaS die bisherigen Verordnungen unverändert weitergelten
können.

Zu § 154:

Ab •. 4: Die Kodifikation des Landesbeaaten-Dienstrechts wird erst dann ab-

gesChlossen sein, wenn auch das Besoldungsrecht und das Pensionsrecht durch
vollständige Landesgesetze neu gefaSt sind. Bis dahin .uB in diesen beiden
Bereichen die bisherige Rechtssetzungsllethode der Rezeption von Bundesrecht
ait den erforderlichen Änderungen durch Landesrecht beibehalten werden.

Aufgehoben werden können daher vorläufig nur diejenigen als Landesgesetz
weiterqeltenden bundesrechUichen Vorschriften (ait den entsprechenden lan-
desveseUlichen Anpassungen), die das Dienstrecht ia engeren Sinn betreffen
und durch das ia Entwurf vorliegende Landesbeutenqesetz neu geregelt wer-
den.

BiDgegen aassen die Vorschriften des Besoldungsrechtes (siehe das Gehalts-
gesetz 1956 in der ia ZUge der 29 Ergänzungen zua IMdesbeutengesetz
rezipierten und veränderten la ..ung) sowie die Vorschriften dei Ober-
brückungshilfengesetzes, BGBl.Hr. 174/1963 i.d.I. BCBl.lr. 22/1964, in der
für Landesbeute geltenden Fassung weiterhin aufrecht bleiben.

;.
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Unberührt bleibt das O.ö. Objektivierungsgesetz 1990, LGBl.Nr. 96/
iod.F. 3/1993.

I. n t r a q

Der AusschuB für Verfassung und Verwaltung beantragt, der Hohe Landtag .öge
das Landesgesetz über das Dienstrecht der Be••ten des Landes' olS. (o.ö.
Landesbeaatengesetz 1993 - o.ö. LBG) beschließen.

Linz, am 18. November 1993
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L • n des g e set ~

va. . .
über das Dienstrecht der Bea.ten des Landes OÖ.

(O.ö. Landesbea.tengeset~ 1993 - O.ö. LBG)

Der o.ö. Landtag hat beschlossen:
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fordernisse für die Ver-
Wendungsgruppe 51 (Hö-
herer Schulaufsichts-
dienst)

I 35: Besondere Ernennungs er-
fordernisse für die Ver-
Wendungsgruppe S2 (Geho-
bener Schulaufsichts-
dienst)

§ 36: utstitel
§ 37: Verleihung desutstitels
§ 38: Funktionstitel

5. ABScmrITT: Besondere Bestim-
aunqen für Lehrer

§ 39: Verwendung
I 40: Besondere Ernennungs er-

fordernisse
§ 41: Vorübergehende Verwendung

bei einer Dienststelle
der Verwaltung oder zu-
sätZliche Verwendung an
einer anderen Schule

§ 42: Dienstbeurteilung und be-
sondere Meldepflichten

I 43: Lehrverpflichtung
§ 44: btstitel
§ 45: Ferien und Urlaub

G. ABSCBlITT: pienstpflicbten des
Beaaten

I 46: Allgeaeine Dienat-
pflichten

I 47: Dienstpflichten qegenUber
Vorgesetzten

I 48: Dienstpflichten des Vor-
gesetzten und des Dienst-
stellenleiters

I 49: btsvenchwiegenhe1t
I SO: Befangenheit
§ 51: Persönliches Verhalten

des Beuten
§ 52: Dienstverhinderung
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§ 53: Ärztliche Untersuchung
§ 54: Meldung strafbarer Hand-

lungen
§ 55: Sonstige Meldepflicht
§ S6: Dienstweg
§ 57: Wohnsitz und Dienstort
§ 58: Nebenbeschäftigung
§ S9: Gutachten
t 60: Ausbildung und Fortbil-

dung
t 61: Geschenkannahae
§ 62: Dienstkleidung, Dienstab-

zeichen und . sonstige
Sachbehelfe

t 63: Pflichten des Beuten des
Ruhestandes

7. ABSCHRITT: pienstzeit, Urlaub
§ 64:
§ 65:
§ 66:

Dienstzeit
Überstunden
Bereitschaft und Journal-
dienst

§ 67: Herabsetzung der Wochen-
dienstzeit bis zur Hälfte

§ 68: Diensteinteilung
§ 69: Überschreitung der Wo-

chendienstzeit
§ 70: Vorzeitige Beendigung
§ 71: Anspruch auf Erholungsur-

laub
§ 72: Aus.aB des Erholungsur-

laubes
§ 73: Festlegung des Erholungs-

urlaubes in Stunden
§ 74: Berücksichtigung von Ver-

tragsdienstzeiten und des
Erholungsurlaubes aus
einem Vertr&gsbediensten-
verhältnis

I 7S: Verbrauch des Erholungs-
urlaubes

I 76: Unterbrechung
lungsurlaubes
derung des
trittes

§ 77: Verfall des Erholungsur-
laubes

t 78: Vorgriff auf künftige Ur-
laubsansprüche

I 79: Erkrankung während des
Erholungsurlaubes

§ 80: Erhöhung des Urlaubsaus-
aaSes für Invalide

§ 81: Sonderurlaub

des Erho-
und Verhin-

Urlaub8an-



§ 82: Karenzurlaub
I 83: Karenzurlaub zur Pflege

eines behinderten Kindes
I 84: Pflegefreistellung
§ 85: Dienstbefreiung für Kur-

aufenthalt

8. &BSCBlITT: Sonstige Rechte des
Bu.ten

I 86: Bezüge
I 87: Krankenfürsorge

Landesbeaate
I 88: Dienat-

Naturalwohnung

für O.ö.
und

9. ABSCBIIITT: Verwendung des Be-
uten

§ 89: Aufgaben
§ 90: Nebentätigkeit
§ 91: Dienstzuteilung
I 92: Veraetzung
§ 93: Verwendungs änderung
§ 94: Entsendung
§ 95: Verwendungsbeschränkungen
§ 96: Verwendungsbeschränkung

für EWR-Bürger

10. ABSCHRITT: pienstbeurteilung

§ 97: Allgeaeines
§ 98: Durchführung der Dienst-

beurteilung
§ 99: llitglleder der Dienstbe-

urteilungskoaaission und
der Dienstbeurteilungs-
oberkoaaiasion

I 100: Entscheidung; Senate
I 101: Dienstbeschreibung als

Crundlage für die Dienst-
beurteilung

I 102: aesaatbeurteilung
I 103: llitteilunq an den Beuten
I 104: Berufung an die Dienstbe-

urteilungsoberkoaa1ssion
I lOS: InUassung weqen an-

gelnden Arbeitserfolges

11. lBSClDfITT: Ruhestand
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§ 106: Übertritt in den Ruhe-
stand

I 107: Versetzung in den Ruhe-
stand auf Antrag oder von
Aats wegen

I 108: Versetzung in den Ruhe-
stand durch Erklärung

I 109: WiederaufnahJae in den
Dienststand

12. USClllfITT: AuBerdienststellunq

I 110: AUSerdienstste11ung,
Weiterverwendung von Mit-
gliedern des National-
rates, des Bundesrates
oder eines Landtages

I 111: Gewährung von Freizeit
zua Zweck der Bewerbung
ua ein Man4at

I 112: AUSerdienststellung der
Inhaber höchster Funktio-
nen in Bund und Ländern

I 113: AUSerdienatstellung von
llitgliedern des unabhän-
gigen Verwalungssenates
des Landes Oberästerreich
als llitglieder des
Nationalrates, des
Bundesrates oder eines
Landtages

13. J.BSCBRITT: Disziplinarrecht

I 114: Dienatpflichtverletzung
I 115: Disziplinarstrafen
§ 116: Strafbeaessung
I 117: Verjährung
§ 118: Zusauentreffen von ge-

richtlich oder verwal-
tungsrechUich strafbaren
Handlungen ait Dienst-
pflichtverletzung

I 119: Diszipli.narbehörden
I 120: Disziplinarkoaaission
I 121: llitgliedschaft zur

Dis ziplinarkoaais sion
I 122: DisziplinarBenate
I 123: Disziplinaroberkoamission
I 124 : Disziplinaranwalt '



§ 125: Anwendung des Allgemeinen
Verwa1tungsverfahrensge-
setzes 1991 und des
Zustellgesetzes ia Diszi-
plinarverfahren

§ 126: Parteien
§ 127: Verteidiger
I 128: ZUstellungen
I 129: Diszipl1naranzeige
I 130: Selbstanzeige
I 131: Suspendierung
I 132: Einleitung des Diszipli-

uarverfahrens
I 133: Einstellung des Diszip1i-

uarverfahrens
I 134: Verhand1ungsbeschluB und

.ündliche Verhandlung
I 135: Unterbrechung oder Verta-

gung bzw. Wiederholung
der mündlichen Verhand-
lung

§ 136: Disziplinarerkenntnis
§ 137: Bedingte Strafnachsicht
I 138: Berufung des Beschul-

digten
I 139: Verfahren vor der

Disziplinaroberkoamission
I 140: AuBerordent1iche Rechts-

aitte1
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I 141: Kosten
§ 142: Ratenbewilligung, Verwen-

dung der Strafgelder
I 143: Mitteilung an die Öffent-

lichkeit
I 144: Vollzug des

Disziplinarerkenntnisses
I 145: Löschung der

Diszip1ina rstrafen im
Standesausweis

I 146: DisZiplinarverfügung
I 147: Einspruch
f 148: Disziplinäre .Verantwort-

lichkeit der Beamten des
Ruhestandes

I 149: Disziplinarstrafen für
Beamte des Ruhestandes

I 150: Gnadenrecht

14. USClDfI'n': SchluB- und tJber-
gangsbestimmungen

§ 151: Verweisungen
I 152: Vollziehung
I 153: ÜberqangsbestillJllungen
§ 154: Inkrafttreten
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1. ABSCHNITT

lllgeaeine Bestiaaungen

I 1

Anwendunglbereich

(1) DieleI Landesgesetz ist auf alle Bediensteten anzuwenden, die in einem
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu. Land Oberösterreich stehen.
Sie werden ia folgenden als "Beute" bezeichnet.

(2) Ausgeno_en vo. Geltungsbereich dieses Landesgesetzes sind die iJI § 1

des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes - LOG 1984 und die 18 I 1 des Land-
und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Oienstrechtsgesetzes - LLDG 1985 ge-
nannten Personen.

(3) Die 11 3, 16 bis 25, 38 und 110 bis 113 sind auch auf Bedienstete des
Landes Oberösterreich anzuwenden, die nicht Beaate sind.

I 2
Sprachliche GleichbehaDdlunq

Personenbezoqene Bezeichnungen in dieseIl Landesgesetz gelten jeweils auch
in ihrer weiblichen !'OrJI.

I 3
Dienstpoltea.plan

• I

(1) Die Landesreqierung hat alljährlich einen Dienstpostenplan zu verfassen
wM! du LaDdtag zus ... en ait dea Voranschlag du Landes vorzulegen. Dieser
legt die I.nzahl der Dienstposten durch Beschluß fest.

(2) Der Dienstpoltenplan besteht aus einea allgeaeinen und eineJI besonderen
~eil. Der allgeJIeine Teil enthält allgeaeine Richtlinien und besondere'Er-
llächtiqungen für die Dienstpostenbewirtschaftung , der besondere Teil ein
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Verzeichnis der für die Erfüllung der Aufgaben der Landesverwaltung benö-
tigten Dienstposten.

(3) Ein Dienatposten ist ein Arbeitsplatz in der Landesverwaltung, der Von
einer bzw. ia lall der Teilzeitbeschäftigung von aehreren physischen Per-
sonen besetzt wird, ua die der Verwaltung des Landes obliegenden Aufgaben

durchzuführen. Die betreffende Person lIU8die erforderlichen Vorausset-
zungen erfüllen.

(4) Ia Dienatpostenplan dürfen Dienstposten für Beaate, Vertragsbedienstete
und sonstige Bedienstete nur in der Art und Anzahl vorgesehen werden, die
zur Bewältigung der Aufgabendes Landes zwingendnotwendig sind.

(5) (Verfassungsbestiuunq) Der Landtag kann die Landesregierung ermäch-

tigen, iJI lalle einer Inderung der Organisation der Landesverwaltung den
Dienstpostenplan i.JI unbedingt erforderlichen AusaaS der Organisationsände-
rung anzupassen, soweit diese KaSnaluaen111Ge.a.tpersonalaufwand des Voran-
schlages des Landes Oberästerreich für das betreffende Verwaltungsjahr
Deckungfinden.

2. ABSCHNITT

Beginn und Ende des Dienstverhältnisses dar Be •• ten

I 4
Aufnahae in üs aeut.eDCIieutverhältnis

(1) Die Aufnahae in das Beutendienatverhältnis erfolgt durch Ernennung auf

einen ia Dienstpostenplan für Beute vorgesehenen Dienstposten
(Pra9Jl8tisierung). &in Rechtsanspruch auf Pragutisierung besteht nicht.

(2) Die VerwendungsgruppeuafaSt gleichwertige Verwendungenbzw. Verwen-
dungen ait gleichartiger Vor(AUS)bildung.

(3) Die VerwendunguafaSt Dienstposten innerhalb einer Verwendungsgruppe
ait ähnlicher facheinschlägiger Vor(Aus)bildung und weist auf die fachliche
Tätigkeit des Beamtenhin.
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(4) Die Dienstklasse stellt dienst- und besoldungsrechtliche Merkmaledes

BeaJIten fest.

(5) Es aind zugeordnet:
1. Der VerwendungsgruppeA (höherer Dienst) die Dienstklassen UI bis IX,

2. der VerweadUDgsgruppeB (gehobener Dienst) die Dienstklassen II bis VII,
3. der VerweDduDgsgruppeC (I'achdienst) die Dienstklassen I bis V,
4. der VerweadungsqruppeD (lIitUerer Dienst), die Dienstklassen I bis IV
5. der VerwendungsgruppeE (Hilfsdienst) die Dienstklassen I bis 111

1 S

Allgeaeine Pragaatisierungs.rfordernisse

(1) Allgeaeine Pragaatisierungserfordernisse sind
1. die österreic:hische Staatsbürgerschaft,
2. die volle Bandlungsfähigkeit,
3. die persönliche, insbesondere gesundheitliche, und fachliche Eignung für

die Erfüllung der Aufgaben, die llit der vorqesehenen Verwendungverbun-

den sind, und
4. ein Lebensalter von aindestens 19 und höchstens 4S Jahren zum Zeitpunkt

der Pragaatisierung und von höchStens 40 Jahren bet. Eintritt in den

Landesdienst .

(2) Wenn es sich nicht ua Verwendungenhandelt, die österreichischen

Staatsbürgern (Inländern) vorbehalten sind (I 96), wird das Erfordernis des
Abs. 1 Z. 1 auch durch die Staatsangehörigkeit eines Landes erfüllt, dessen
An9ehörigen o.terreich aufgrund des Abko_ens über den europäischen Wirt-
achaftsraua (EWR) dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie

Inländern.

(3) Das Erfordernis der fachlichen &i.gnunggeaäS lba. 1 Z. 3 UJlfaSt auch
die Beherrschung der deutschen Sprache ·in Wort und Schrift. Bei Verwen-

dWlgen, für deren Ausübungdie Beherrschung der deutschen Sprache in ge-

ringere. Uafang genügt, ist ihre Beherrschung in dea für diese Verwendung

erforderlichen AusaaSnachzuweisen.
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(4) Nicht pragaatisiert werdendarf:

1. wer aufgrund einer gesetzlichen Bestiamung kein öffentliches Amt
bekleiden darf;

2. wer durch Aatsverlust ia Sinne des Strafgesetzbuches aus eine. öffentl.
Dienstverhältnis ausgeschieden ist;

3. wer aufgrund eines Disziplinarerkenntnisses aus einea öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnia entlassen wordenist;

4. wer bereits in einea öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu. Land

Oberösterreich gestanden ist, aUSer wenndazwischen nur Dienstzeiten zu
einer anderen inländischen Gebietskörperschaft bzw. einer Institution
der Europäi.achenGeaeinachaft( en) lagen;

s. wer in eineiI öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu einer anderen
inländischen Gebietskörperschaft steht.

(5) Vonaehreren Bewerbern, die die Pragaatisierungserfordernisse erfüllen,
darf nur der pragaaUsiert werden, von dea aufgrund seiner persönlichen und

fachlichen Eignung anzunehaen ist, daS er die ait der Verwendungauf de.
Dienstposten verbundenen Aufgabenin bestaöqlicher Weise erfüllt.

(6) Darüber hinaus kann die Landesregierung ia Hinblick auf die budgetären
AUSWirkungen,die für Beaate zur Verfügungstehenden Dienstposten sowie die
Wirtschaftlichkeit und ZweckJläBigkeitder Verwaltung weitere Vorausset-
zungen für die Pragaatisierung (insbesondere höheres Mindesulter, beson-
derer Arbeitserfolg, erforderliche Landesdienstzeit, BeschäftigungsausaaS)
festsetzen. Die besonderen Erfordernisse für die Pragaatisierung ergeben
sich aus de. 4. und 5. Abschnitt dieses Landesgesetzes.

(7) Die Ifachaicht vo. Höchsulter des Abs. 1 Z. 4 und vo. Abs. 4 Z. 4 und

von besonderen PragaaUsiel'\m9serfordernissen für einzelne Verwendungen
(I 26 und I 40) kann aus besonderen dienstlichen Gründenerteilt werden.

(8) Eine geaä8 Abs. 7 erteilte Ifachsicht von eine. bestiuten Erfordernis
gilt auch für spätere Ernennungendes Beaaten.
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§ 6
Pragaatisierungsdetret

(1) Ober die Pragaatisierung ist ein Bescheid (Pragaatisierungsdekret) aus-

zufertigen .

(2) I. Pragutisierungsdekret sind jedenfalls anzuführen:

1. der Tag, an du die Pragaatisierung wirks.. wird;
2. die feststellung, cla8 es sicl\ WI die Aufnahllein das Beutenverbältnis

handelt;
3. die Verwendungsgruppe,die Verwendungund die Dienstklasse, denen der

Dienstposten angehört;
4. der &atstitel;
5. die Gehaltsstufe und der Zeitpunkt der nächsten Vorrückung.

(3) Das Pragaatisierungsdekret ist deDI Beaaten spätestens an de. im

Pragaatisierungsdekret angeführten Tag der Wirksukeit der Ernennungzuzu-
stellen. Ist dies aus Gründennicht .öqlich, die nicht vo. Beaaten zu ver-
treten sind, so gilt die ZUstellung als rechtzeitig, wenn.ie innerhalb von
zwei Wochennach Wegfall des Hindernisses nachgeholt wird. Erfolgt die Zu-
stellung nicht rechtzeitig oder 1st iJI Pragaatisierungsdekret kein Datum
angeführt, so wird die Ernennungabweichendvo. Abs. 2 Z. 1 ait deDITag der

Zustellung wirksaa.

I 7
Be9riD4U1l9des Dienstverhältnisses

(1) I. ralle der Pragaatisierung einer Person, die bereits in ein .. Dienst-
verhältnis ZWI Land steht, beqinnt das öffenUich-recht11che Dienstverhält-

nis ait d.. 1a Pragutisierunqsdekret festgesetzten Tag.

(2) I. rall der PraguUsierung einer Person, die nicht bereits in eine.
Dienstverhältnis zua Land steht, beginnt das öffenUich-rechUiche Dienst-
verhältnis abweichend von Abs. 1 frühestens ait d.. Tag des Dienstan-

trittes • Wird der Dienst nicht binnen ein.. Monatangetreten, so tritt das

Pragaatisierungsdekret rückwirkendaUSerKraft.
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(3) Der Dienst gilt auch dann an einem Monatsersten als angetreten, wenn
der Dienst am ersten Arbeitstag des Monatesangetreten wird.

§ 8
bqelobaDg

(1) Der Beute hat anlä8lich seiner Pragutisienmg dea zuständigen Vertre-
ter der Dienstbehörde oder einea von ihJI Beauftragten zu gelo~, die Ver-
f... ung und die übrigen Geaetze zu beachten und die Pflichten eines Landes-
~ten treu und gewissenhaft zu erfüllen. Ober diese Angelobung ist eine
Niederschrift .Ufzunehaen.

(2) Wenn der Beute die Angelobung verweigert, ist die Pra~tisierung
rechtsunwirksu.

§ 9
Definitiv.s seuten-Dienstverhältnis

(1) Das Dienstverhältnis wird bei den Hitgliedern des unabhängigen Verwal-
tungssenates des Landes Oberösterreich bei der Pragmatisierung definitiv.
Bei den übrigen Beuten, wennsie neben den Ernennungserfordernissen

1. die für ihre Verwendungvorgesehenen Defi.ni.tivstellungserfordernisse
(U 26 und 40) erfüllt und

2. eine Dienstzeit Von vier Jahren, soweit sie für die Festsetzung des
Vorrückungsstichtages berücksichtigt wurde, vollendet haben.

(2) Wurdedas Dienstverhältnis provisorisch (I 10) begründet, dann ist bei
Vorliegen der Voraussetzungen des lba. 1 zweiter Satz Ober Antrag des Be-
.. ten der Eintritt der Definitivstellung ait Bescheid festzustellen.

(3) Bei du Bea.aten, der anlä811ch seiner Pragutis1erung unaittelbar

1. auf einen höheren als den für ihn in Betracht to_enden Dienstposten er-
nannt oder
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2. in eine höhere als die aufgrund des Vorrückungsstichtages in Betracht

kouende Gehalt.sstufe eingereiht
wird, kann die Zeit nach Abs. 1 Z. 2 verkürzt werden.

(4) Bei der Verkürzung geaäe Abs. 3 ist auf die bisherige Berufslaufbahn

und die vorgesehene Verwendungdes Beaaten Bedacht zu nelulen.

(5) Wurde das Dienstverhältnis provisorisch beqründet, tritt die
Definitivstellung während eines Disziplinarverfahrens und bis zu drei Mo-
nat.e nach dessen rechtskräftigea AbschlUSnicht ein. Wird jedoch das Diszi-
plinarverfahren eingestellt. oder der Beaate freigesprochen, t.ritt die

Definit.ivst.ellung rückwirkend ein. J

(6) Endet.das Disziplinarverfahren anders als durch Einstellung oder Frei-
spruch und sind aUSerdea die Voraussetzungen des Abs. 2 erfüllt, so kann
die Dienstbehörde aus berücksichtigungswürdigen Gründen schon während des

dreiaonatigen Zeitrauaes eine Definitivstellung vornelulen.

..

...

(7) Die Hicht.erfüllung eines Definitivst.ellungserfordernisses kann von der
Landesregierung aus diensUichen Grllnden nachgesehen werden, wenn ein
qleichgeeigneter Bewerber, der allen Erfordernissen entspricht, nicht vor-
handen und nicht in besonderen Vorschriften die Nachsicht ausgeschlossen

ist.

I 10
Provisorisch.. • ... tau-Dienstv.rhältni.

(1) Das Dienstverhältnis wird nur dann provisorisch, soweit sich aus I 9

nichts anderes ergibt.

(2) Das provisorische Dienstverhältnis kann ait Bescheid gekündigt werden.

Die Kündigungsfrist beträgt
1. während der enten sechs Honate des Dienstverhältnisses (Probezeit) ein

Kalenderaonat;
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2. nach Ablauf der Probezeit zwei Kalendermonate;
3. nach Vollendung des zweiten Dienstjahres drei Kalendermonate.
Die Kündigungsfrist hat .it Ablauf eines kalenderaonates zu enden.

(3) Während der Probezeit ist die lCündigung ohne Angabe von Gründen, später
nur ait Angabe des Grundes aöqlich. Die Bestiaaungen über die Probezeit
sind nicht anzuwenden auf den Beaaten, der unaittelbar vor Beginn des
Dienstverhältnis.es aindestens ein Jahr in eine. privatrechtlichen Dienst-
verhältnis zu. Land Oberösterreich in gleichwertiger Verwendung zugebracht
hat.

(4) Kündigungsgrlinde sind insbesondere:
1. Nichterfüllung von Definitivstellungserfordernissen,
2. Hangel der körperlichen oder geistigen Eignung,
3. unbefriedigender Arbeitserfolg,
4. pflichtwidriges Verhalten,
5. Bedarfsaangel.

111
Beförderung

(1) Der BeaJIte kann durch Ernennung auf einen Dienstposten der nächsthö-
heren Dienstklasse seiner Verwendungs gruppe befördert werden.

(2) Die Landesregierung hat die Voraussetzungen für die Beförderung von Be-
.. ten festzusetzen. Sie hat dabei auf die Dauer der Dienstzeit, auf die Be-
urteilung der Dienstleistung und erforderlichenfalls auch auf die Art der
Verwendung (Dienstposteabewert.unq) Bedacht zu ne1ulen. Ein Rechtsanspruch
auf Beförderung besteht nicht.

(3) Beförderungen .ind nur zu. 1. J"änner und 1. Juli zulässig. Eine rück-
wirkende Beförderung ist aUSer 1a Falle des Abs. 6 rechtsunwirks ...

(4) Eine Beförderung' auf einen i.JI Dienstpostenplan nicht vorqesebenen
Dienstposten ist unzulässig, aUSer wenn dafür ein i.JI Dienstpostenplan vor-



134 -

gesehener Dienstposten einer höheren Dienstklasse derselben Verwendung un-

besetzt bleibt.

(5) Die Beförderung ist unzulässig, solange der Beaate

1. vom Dienst suspendiert ist oder
2. gegen ihn ein Disziplinarverfahren oder strafgerichUiches Verfahren

läuft.

(6) Die nach Abs. 5 unzulässige Beförderung kann innerhalb von 6 Monaten ab

rechtskräftiges &bschlUS des Verfahrens rückwirkend vollzogen werden, wenn

1. die Suspendierung W1d die Einleitung eines Disziplinarverfahrens aufge-

hoben wird oder-
2. das strafgerichUiche Verfahren durch Einstellung, Zurücklegung oder

gleichwertige Rechtsakte oder durch Freispruch endet oder

3. das Disziplinarverfahren ait Freispruch endet oder nur ein Verweis oder

eine Geldbuße ausgesprochen wird.

..

§ 12

UberstellWlg in an4ere VerweDdUlL9sgruppen

oder Verwu4W1gen

(1) Der Beaate kann durch Ernennung auf einen Dienstposten

1. einer anderen Verwendungs~ppe oder

2. einer anderen Verwendung in dieser -Verwendungsqruppe

überstellt werden, wenn er die dafür erforderlichen besonderen Ernennungs-
erfordernisse erfüllt. Ein Rechtsanspruch auf Obersteilung besteht nicht.

(2) Die Oberstellung in eine niedrigere Verwendunqsgruppe 1st nur ait

achrifUicher ZUsti.aauDg des Beaaten zulässig.

(3) § 11 Abs. 5 und 6 gilt sinngeaäS.
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§ 13
Personalstandsverzeichnis

(1) Über alle Beamten ist ein Personalstandsverzeichnis zu führen, das zum
1. Jänner jedes Jahres abzuschlieSen ist.

(2) Die 8eaaten sin4 iJI PeraOllabtandsverzeichn1s getrennt nach Verwen-
dungsgruppen, VerwendungenUDd, soweit dies in Betracht kout, innerhalb
der Verwendungsgruppennach Dienstkla.sen zu fOhren.

(3) Im Personalstandsverzeichnis sind folgende Personaldaten anzuführen:
1. Haae und GeburtsdatWl,
2. Vorrückungsstichtag,

3. '1'agder WirksaJlkeit der Ernennung in die Verwendungsgruppe oder, sofern
dies in Betracht kout, in die Dienstklasse, der der Beaate angehört
(Rangstichtag) ,

4. Gehaltsstufe und '1'ag der Vorrückung in die nächsthöhere Gehaltsstufe
oder der Erlangung der Dienstalterszulage,

S. Aatstitel und Funktionstitel,
6. Dienststelle des Beamten.

(4) Ausfertigungen des Personalstandsverzeichnisses sind dem Beallten auf
Verlangen gegen Kostenersatz auszufolgen.

I 14
Auflö.ung d.. Dienstv.rhältni ••••

(1) Das Dienstverhältnis wird aufgelöst durch

1. tJbernahae in ein Vertrag.bedienstetenverhältnis ZUII Land Oberösterreich,
.oweit dieses Dicht eine Ifebenbeschäftigung ZUII Inhalt hat,

2. Austritt,

3. Kündigungdes proVisorischen Dienstverhältnis. es ,

4. Beqrün4ungeines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses zu einer an-
deren Gebietskörperschaft,



136

5. Entlassung, (§ 105 wegen aangelnden Arbeitserfolges, § 115 Abs. 1 Z. 5

als Disziplinarstrafe),
6. Aatsverlust geaäS § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches,
7. a) Verlust der österreichischen Staatabürgerscbaft, wenn nicht die

Staatsangehörigkeit eines anderen, vo. § 5 Aba. 2 erfaSten Landesge-

geben ist, oder
b) Verlust. der Staatsangehörigkeit eines vo. I 5 Abs. 2 erfaSten Landes,

wennDicht die Staatsangehörigkeit eines anderen vo. I 5 Abs. 2 er-
faBten Landes oder die österreichische Staatabürgerscbaft gegeben

ist,
8. 'l'od.

(2) Bei einea Beaaten, der auf einea Arbeit.splatz verwendet wird, der
ländern vorbehalten ist (I 96), wird das Dienstverhältnis au8erdea drei
nat.e nach Verlust der österreichischen Staat.sbürgerschaft aufgelöst, es

In-
Mo- '!'

sei
.-.

denn,
1. der Beaate wird von seiner bisherigen Verwendungabberufen und

2. es wird iha innerhalb der Dreiaonatsfrist eine neue, Inländern nicht

vorbehaltene Verwendungzugewiesen.

(3) BeiJI Beaaten des Ruhestandes wird das Dienstverhältnis aUSerde. aufge-

löst durch die
1. Verhängungder Disziplinarstrafe des Verlustes aller aus dea Dienstver-

hältnis flieBenden Rechte und Ansprüche(1149 Z.3) .oder ---_.
2. Verurteilung durch ein inländisches Gericht wegen einer oder .ehrerer

aitVorsatz begangener strafbarer Handlungenzu einer .ehr als einjäh-
rigen E'reiheitsstrafe. Das Dienstverhältnis wird jedoch Dicht aufgelöst,
wenndiese Rechtsfolge der Verurteilung bedingt nachgesehenwird, es sei

denn, daS die .achsicht widerrufen wird.

(4) Durch die Auflösung 4es Dienstverhältnisses erlöschen, soweit gesetz-
lich nicht anderes bestiaat ist, alle aus 4e. Dienstverhältnis sich erge-
benden bwartschaften, Rechte und Befugnisse des Beuten und seiner Angehö-

riqen. Ansprüchedes Beuten, die sich auf die Zeit vor der Auflösung des

Dienstverhältnisses beziehen, bleiben unberührt.
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(5) Ein Beamter hat dem Land im Fall der Auflösung des Dienstverhältnisses
nach Aba. 1 Z. 2 bis 7 die Ausbildungskosten nach MaBgabeder folgenden Be-
stiaaungen zu ersetzen:

1. einzubeziehen sind Ausbildungen in jeder Art von Dienstverhältnis zum
Land Oberösterreich;

2. Ausbildungskosten sind zu ersetzen, soweit sie für die betreffende Ver-

Wendungaa Tag der Beendigung dieser Ausbildung das Dreifache des Mo-
natsgehaltes eines Beaaten der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V zuzüg-
lich allfälliger Teuerungszulagen übersteigen;

3. der Ersatz der Ausbildungskosten entfällt, Wenn das Dienstverhältnis

.ehr als fünf Jahre nach der Beendigungder Ausbildung geendet hat oder
das Dienstverhältnis aus den Gründendes § 9 Abs. 4 Z. 2 und 5 gekündigt
Wordenist;

4. bei der Eraittlung der Ausbildungskosten sind
a) die Kosten einer Grundausbildung,

b) die Kosten, die demLand aus AnlaS der Vertretung des Beamtenwährend
der Ausbildung erwachsen sind,

c) die de. Beamtenwährend der Ausbildung zugeflossenen Bezügeund

d) die durch die Teilnahae an der Ausbildung verursachten Reisegebühren
nicht zu berücksichtigen.

(6) Oie demLand geaäB Abs. 4 zu ersetzenden Ausbildungskosten sind von der
Dienstbehörde, die ia Zeitpunkt des Ausscheidens des Beuten aus dem
Dienstverhältnis zuständig gewesen ilt, ait Bescheid festzustellen. Der An-
spruch auf Ersatz der Ausbildungkolten verjährt nach drei Jahren ab der
Auflösung dei Dienstverhältnis.es. Die 11 13a AbIS.2 und 13b Abi. 4 dei Ge-

haltsgeletzel 1956 in der für Landesbeaate geltenden rassung sind sinngeaäB
~uwenden.

(7) Wird ein Vertrag.bediensteter pragaaUsiert, so gelten die Abs. 5 und 6

ait der tlaBgabe, daS Zeiten als Vertragsbediensteter wie ia Beutendienst-
verhältnia zugebrachte Zeiten zu behandeln sind.
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§ 15
Austritt

(1) Der Beute kann .chriftlich .einen Austritt aus dea Dien.tverhältnis

erklären.

(2) Die Austrituerklinmq wird llit Ablauf des Tages wirk ... , den der Be-
ute be.ti.ut, frOhestens jedoch llit Ablauf des Tages der Einbrinqung.
Bat der Beaate keinen oder einen früheren zeitpunkt der Wirkaukeit be-

.t~t, so wird die Austritts erklärung ait Ablauf des Tages der Einbrinqung

wirk ....

3. ABSCHNITT

DienstaobildunC) und l'ortbildunC)

I 16
Ziel anc:! Arten der diensUichen

1.0- und I'ortbildung

(1) Durch HaSnahaender Dienstausbildung und Fortbildung werden die zur Er-
füllung der dienstlichen Aufgabender Bediensteten erforderlichen Kenntnis-
se, Fertigkeiten und Verhaltensweisen veraittelt, erweitert und vertieft.

(2) Zu. Bereich der Dienstausbildunq gehören folgende Zweige:
1. EiDführung neuer Bediensteter I Diese hat ZUJI Ziel, neu in den Landes-

dienst ei.nqetretenen Bediensteten qrun4legende lCenntni.sse insbesondere

über btaorgani.ation und Dienatbetrieb zu veraitteln;
2. Prüfung.vorbereibmq: Di... hat &WI Ziel, den Bediensteten die Kenntnis-

se und I'ähigkeiten zu veraitteln, die zur Ablegungder vorge.chriebenen
Dienat.pr(1fUDgenerforderlich .ind; die Gestaltung von Dienatausbildungs-
lehrgänqen zur PrilfUDgsvorber.itunq ist auf die in den Prüfungsordnungen

(I 19) vorg.sehenen racbqebiete abzustellen;

3. "ach1iche Ausb1ldUDgIDi•• e hat zu. Ziel, Bediensteten für bestiaate
Aufgaben grundlegeDde lCenntniase und I'äbigkeiten zu veraitteln, 'die

nicht durch die Prüfungsvorbereitung veraittelt werden.
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(3) ZumBereich der Fortbildung gehören insbesondere folgende Zweige:

1. Fachliche Fortbildung: Diese hat zum Ziel, Kenntnisse und Fähigkeiten
von Bediensteten für bestiaate Aufgabenzu erweitern und zu vertiefen;

2. Fortbildung i.II persönlichen Bereich: Diese hat zum Ziel, die Persön-
lichkeitsbildung und -entwicklung zu fördern;

3. !'ortbildung für Führungskräfte: Diese hat zu. Ziel, Bediensteten neue
Organ1saUonsforaen, Planunqs- und Entacheidunqstechniken sowie aoderne

I'ührunqsVerhaltensweisen zu Verai.tteln, die zur zielgerichteten und öko-
noaischen Führung der öffentlichen Verwaltung erforderlich sind.

§ 17
Zustäncügkeit

Soweit sich die folgenden Bestiaaungen dieses Abschnittes auf privatrecht-
liehe Dienstverhältnisse beziehen, tritt an die Stelle der Dienstbehörde
das zuständige Organ des Dienstgebers .

§ 18
Ziel der Dienstprüfung

(1) Ziel der Dienstprüfung ist es, festzustellen, daS der Bedienstete für
die Verwendungbenötigten grundlegenden Kenntnisse und !'ähigkeitenauf-
weist, vor alle. die !'ähigkeit, diese Kenntnisse in der praktischen Auf-

gabenatellung anzuwenden. Auf die voraussichtliche künftige Verwendungdes
Bediensteten ist nach Höqlichkeit Bedacht zu nehaen. Wennin der Verwen-
dung aehrere Verwendungsarten (Facbrichtunqen) zusaaaengefaSt sind, die we-
sentlich verschiedene Anforderungen an die Kenntnisse und !'ähigkeiten des
Bediensteten stellen, sind die grundlegenden kenntnisse nachzuweisen, die
für den Bediensteten nach seiner Verwendungsart in Betracht koaen.

(2) Die Dienatprüfung bat sich jedenfalls auf die erforderlichen Kenntnisse

aus den Gegenständen österreichisches Verfa.. ungsrecht, Behördenorqanisa-
tion sowie Dienst- und Besoldungsrecht der Landesbediensteten (einachlieS-

lich des Personalvertretungs- bzw. Betriebsverfassungsrechtes ) zu er-
strecken.
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(3) In der Prüfungsordnung kann bestiaat werden, daß die Dienstbehörde
1. aus einer Mehrzahl von Fachgebieten eines oder aehrere als Prüfungsge-

genstände auszuwählen hat oder
2. bei einzelnen Fachgebieten die Prüfung auf Teile des Fachgebietes einzu-

schränken hat oder
3. anstelle von in der Prüfungsordnung angeführten Fachgebieten andere als

Prüfungsgegenstände festzusetzen hat,
wenn dies iII Hinblick auf das Prüfungsziel notwendig ist.

(4) In der Prüfungsordnung kann bestiut werden, daß der Prüfungswerber aus
einer Mehrzahl von Fachgebieten eines oder aehrere als Prüfungsgegenstände

auszuwählen hat.

I 19
PrüfW1gsordnW1gen

(1) Die Dienstprüfungen sind für jede Verwendungdurch Verordnung der Lan-
desregierung zu regeln. Dabei ist in besonderer Weise auf das jeweilige

Prüfungsziel (§ 18 Ahs. 1) abzustellen.

(2) In der Prüfungsordnung sind jene Fachgebiete besonders zu bezeichnen,
von denen in der Prüfung eine eingehende Kenntnis oder eine Kenntnis der

Grundzüge oder ein fachlicher Überblick nachzuweisen ist.

I 20
Prüfuaqstoaais.ionaD

(1) Die Prüfungen sind von PrüfungskolUlis.ionen durchzuführen, die beia Aat
der 0.5. Landesregierung einzurichten sind. für jede Verwendungist eine

Prüfungskoaaission einzurichten

(2) Der Vorsitzende, sein (seine) Stellvertreter und die übrigen Hitglieder
jeder Prüfungskoaaission sind für die Dauer von fünf Jahren zu bestellen;
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(3) Oie Voraussetzungen für die Bestellung zum Mitglied einer Prüfungskom-

ai&5ion sind in der Prüfungsordnung unter Bedachtnahme auf die Erfordernis-

se der Prüfung festzusetzen. Die Vorsitzenden der Prüfungskoaaissionen und

ihre Stellvertreter aüssen der Verwendungsgruppe A oder einer gleichwer-

tigen Besoldungs- oder Verwendungsgruppe oder - wenn solche Beallte nicht

zur Verfügung stehen - der höchsten Verfügbaren Verwendungsgruppe angehö-
ren.

(4) Die Mitgliedschaft zu einer PrüfungskOaaission ruht

1. bei Einleitung eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen rechtskräftigem
Abschluß,

2. während einet SusPendierung VOllDienst,

3. während einer Außerdienststellung ,

4. während eines Urlaubes von aehr als drei Itonaten,

5. während der Ableistung des Präsenz- oder Zivildienstes.

(S) Mitglieder einer Prüfungskoaaission sind vor Ablauf ihrer Bestellungs-
periode abzuberuf en, wenn

1. sie es verlangen oder

2. ihre geistige oder körperliche Eignung nicht aehr gegeben ist oder

3. sie trotz Aufforderung unentschuldigt. an drei Prüfungen nicht teilgenoll-
aen haben oder

4. die Voraussetzungen für ihre Bestellung nicht aehr bestehen.

(6) Die Mitgliedschaft zu einer Prüfungskoaaission erlischt, wenn

1. über das ltitqlied durch rechtskräftiges Erkenntnis eine
Disziplinarstrafe verhängt wurde oder

2. das ltitglied aus du Dienststand ausscheidet, sofern nicht die Dienstbe-

hörde ait Zustiaaung des Beuten fesUegt, daS die ltitgliedschaft für

den Rest der l'unktionsperiode der lCoais.ion aufrecht bleibt, oder
3. das Dienstverhältnis aufgelöst wird.

(7) Scheidet ein ltitqlied aus einer Prüfungstoamssion aus oder ist es aus

anderen Gründen notWendig, eine Prüfunqskoaiss10n zu ergänzen, so sind die

neuen ltitgliederfür den Rest der runJctionsclauer zu bestellen.
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(8) Für die Abhaltung der Dienstprüfungen hat der Vorsitzende der Prüfungs-

ko_ission nach Bedarf prüfungssenate zu bilden. Jeder Prüfungssenat hat

aus dea Vorsitzenden der Prüfungsko~ssion oder seinem Stellvertreter

(einem seiner Stellvertreter) als Senatsvorsitzenden und aus aindestens

zwei weiteren Mitgliedern zu bestehen. Soweit die 1I 22 und 23 auf die Prü-

fungsko.aissionen bzw. deren Vorsitzende verweisen, sind sie auf Prüfungs-

senate bzw. deren Vorsitzende sinngedS anzuwenden.

(9) (V.rfa •• ung.be.~) Die Mitglieder der Prüfungsko~.sionen sind in

Ausübung dieses btes selbständig und unabhängig.

I 21
Zulassung zur Dienstprüfang

-;.,

(1) Als VoraussetzWlgen für die ZulassWlg zur Dienstprüfung können in der

Prüfungsordnung vorgesehen werden:

1. die ErfüllWlg von Ernennungserfordernissen für die Verwendung, für die

die PrüfWlg bestiaat ist;

2. die Verpflichtung zur vorherigen Absolvierung eines Diensuusbildungs-

lehrganges zur PrüfWlgsvorbereitung sowie allfällige Gründe für eine

Nachsicht von dieser VerpflichtWlg;

3. Verwendungs- oder Praxiszeiten von aindestens einem Jahr;

4. falls die Ablegung aehrerer PrüfWlgen erforderlich ist, die Reihenfolge---

der Ablegung dieser Prüfungen.

(2) Prüfungsteraine sind von der Dienstbehörde nach Bedarf festzusetzen;

pro Kalenderbalbjahr soll zuaindest ein Prüfungsterain anberaWit werden

(Halbjahresterain) • Zwischen den Halbjahresterainen 1st ein zeitraWl von

a1ndest.ens vier Monaten vorzusehen. Die Dienstbehörde hat die Prüfungster-

aine aiDdestens zwei Monate vor dea ersten Tag der Prüfungen in geeigneter

Weise bekanntzugeben.

(3) Wird ein Prüfungsterain nicht aindestens alljährlich anberaWlt, so 1st

nach Einlanqen eines -Antrages auf ZulassWlg zur Prüfung ein PrüfWlgster.in~-

derart festzusetzen, daS der Prüfungswerber die Prüfung spätestens sechs

Monate danach abgeschlossen haben kann.
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(4) Die Zulassung zur Prüfung ist i.JI Dienstweg bei der Dienstbehörde bis

spätestens sechs Wochenvor der Prüfung zu beantragen. Hat der Prüfungswer-

ber nach der Prüfungsordnung die Wahl zwischen aehreren Fachgebieten, so

hat er das qewählte Fachgebiet bzw.die qewählten Fachgebiete ia Antrag an-
zuführen.

(5) Die Dienstbehörde hat über die Zulassung zu eine. bestiaaten Prüf'ungs-

terain zu entscheiden. In diesea Verfahren ist das Allge.eine Verwaltungs-
verfahrensgesetz 1991 (AVG)anzuwenden.

(6) Wird der Dienstbehörde in der Prüfungs ordnung

1. die Wahl zwischen aehreren Fachqebieten oder

2. die Einschränkung der Prüf'unq auf Teile eines Fachgebietes oder
3. die Festsetzung anderer Fachgebiete oder

4. die Entscheidung darüber, ob eine schrifUiche oder praktische Prüfung
abzuhalten ist,

eraöqlicht, so ist die qetroffene Ka8nahae de. Prüfunqswerber in der Ent-

scheidung über die Zulassung - sofern diese positiv ist - bekanntzuqeben.

(7) Die Dienstbehörde hat der Prüfungskoaaission bekanntzugeben:
1. die Zulassung I

2. die qewählten und die von der Dienstbehörde festgesetzten Gegenstände,

3. die Einschränkung der Prüfung auf den Teil eines Fachgebietes sowie

4. die Entscheidung I ob eine schrifUiche oder eine praktische Prüfung ab~
zuhalten ist.

Gleichzeitig ist ihr ein Bericht über alle bei der Prüfung zu berücksich-

tigenden persönlichen und diensUichen Uastände zu überaitteln. Darin ist

insbesondere die vorauasichUiche künftiqe Verwendung nach Möglichkeit zu
beschreiben.

(8) Die Prüfung darf nicht früher als zwei Wochennach der Itrlanung des
Bescheides über die Zulassung zur Prüfung stattfinden.
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§ 22
Prüfung. verfahren

(1) Dienstprüfungen sind zuerst schriftlich und dann .ündlich abzuhalten.

Wenn es für die betreffende Verwendung erforderlich ist, kann in der Prü-

fungsordnung bestiaat werden, daS an Stelle, neben oder in Verbindung ait

der schriftlichen Prüfung eine praktische Prüfung abzuhalten ist.

(2) In den Prüfungsordnungen ist je nach dea Prüfungszweck zu bestiaaen, ob

und inwieweit schriftliche und praktische Prüfungen als Klausurarbeiten ab-

zuhalten sind. Sofern in den Prüfungsordnungen nichts anderes bestiamt

wird, sind die Theaen der schriftlichen und der praktischen Prüfung von dem

.it der .ündlichen Prüfung des betreffenden Gegenstandes betrauten Prüfer

einvernehAlich .it deJI Vorsitzenden der Prüfungsko_ission zu bestiJmen.

Der Prüfer hat bei .Klausurarbeiten die für die Behandlung der Theaen zuläs-

sigen Behelfe festzulegen. In den Prüfungsordnungen ist unter BedachtnahDe

auf den Prüfungszweck zu bestiaaen, zu "elcheJI Zeitpunkt dea Prüfungswerber

diese Behelfe bekanntzugeben sind.

."

...

(3) Mündliche Prüfungen sind vor der Prüfungsko_ission abzulegen. Der

Vorsitzende der Ko_i1Ssion hat aindestens einen Gegenstand selbst zu prü-

fen. Er hat das Recht, Fragen aus aUen Gegenständen zu stellen. Bei der

.ündlichen Prüfung sind öffentlich Bedienstete des Dienststandes als Zuhö-

rer zugelassen.

(5) Ist ein Prüfungswerber aus einea wichtigen Grund auSerstande, zur fest-

gesetzten Zeit zu einer Prüfung zu erscheinen, diese fortzusetzen oder zu

beenden, so hat. der Vorsitzende der Prüfungskoui.uion auf Ansuchen des

Prüfungswerbers die &blegung oder Fortsetzung der Prüfung zu einea späteren

Zeitpunkt, wenn dies jedoch nicht .öglich ist, zu. nächsten Prüfungsterain, ..

zu gestatten. Ia Falle einer Unterbrechung der Prüfung aus eine. wichtigen

(4) Bis zu. Beginn des ersten Prüfungsteiles (schriftliche bzw. praktische

Prüfung) kann der Prüfungswerberseinen Rücktritt von der Prüfung erklären.

In diesea Fall kann er frühestens zua nächsten Terain zur Prüfung zuge-

lassen werden.
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Grund ist der Prüfungsteil (schriftliche, praktische oder lIündliche Prü-

fung), in deli die Prüfung unterbrochen wurde, zur Gänze zu wiederholen.

(6) Ist ein Prüfungswerber ohne wichtigen Grund zur festgesetzten Zeit zum

ersten Prüfungsteil nicht erschienen, 150 gilt dies als Rücktritt von der

Prüfung. Wenn der Prüfungswerber eine Prüfung ohne wichtigen Grund nicht

fortsetzt oder nicht beendet, gilt der betreffende Prüfungsteil als nicht
bestanden.

(7) Bei Durchführung der Prüfung ist auf die in der Person des

Prüfungswerbers gelegenen Behinderungen so weit Rücksicht zu nehmen, wie
dies .it deli Prüfungszweck vereinbar ist.

(8) Über das Ergebnis der Prüfung hat die Prüfungskollllission in nicht öf-

fentlicher Beratung zu beschließen. Die Prüfung ist bestanden, wenn die

Mehrheit der Ko_issionsaitglieder feststellt, daß der Prüfungswerber die

erforderlichen Kenntnisse bzw. Fertigkeiten besitzt. Stellt die Mehrheit

der Koaaissionsaitglieder darüber hinaus fest, daS der Prüfungserfolg ins-

gesallt als ausgezeichnet zu bewerten ist, so sind der Angabe des Prüfungs-

erfolges die Worte "Ilit Auszeichnung" beiZufügen. Bei StiJlJlengleichheit
gibt die Stiaae des Vorsitzenden den Ausschlag.

(9) Hat der Bedienstete die Prüfung nicht bestanden, so kann die Prüfung

frühestens nach vier Monaten Wiederholt werden. Hat der Bedienstete illl

ersten Prüfungsteil (schriftliche bzw. praktische Prüfung) ausreichende

Kenntnisse und. Fähigkeiten aufgewiesen und liegen seit der erfolgreichen

Ablegung des ersten Prüfungsteil.s nicht .ehr als zwei Jahre zurück, so hat

sich die Wiederholung auf die lIÜndliche Prüfung zu beschränken. Eine .ehr

als zweiJlalige Wiederholung derselben Prüfung (desselben Prüfungsteiles)
1st unzulässig.

(10) Ober die bestandene Prüfung ist du Bediensteten ein Zeugnis auszu-

stellen, in de. der Prüfungstag und der Prüfungserfolg angeführt werden und

das von allen Mitgliedern der PrüfungskOaaission zu unterfertigen ist.

(11) Wennes der Bedienstete 1a Antrag auf Zulassung zur Dienstprüfung ver-

langt hat, hat an die Stelle des Zeugnisses eine inhaltlich gleichge-
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staltete schriftliche Mitteilung an die Dienstbehörde bzw. den Dienstgeber

des Bediensteten zu treten.

I 23

Teil- UD4&i.Ilzelprif'UIL9eJ1

(1) In den Prüfungsordnungen kann abweichendvo. I 22 die Ablegungder Prü-

fW1g in !'ora von Teilprüfungen festgelegt. werden, wenndies de•. Prüfungs-
zweck besser entspricht. !'ür die Teilprüfungen gelten die Bestiaaungen des

I 22, soweit anwendbar, sinngeaä8.

(2) In den Prüfungsordnungen kann aus Gründender Verwaltungsvereinfachung

auch bestiaat werden, daS aündliche 'le1lprüfungen abweichend vomI 22 vor
Einzelprüfem .abzuhalten sind. Die 111I 18 Abs. 2 genannten Gegenstände
und die Gegenstände, in denen iJI Sinne des I 19 Abs. 2 eine eingehende
Kenntnis nachzuweisen ist, sind jedoch auf jeden !'all vor der Prüfungskoa-
aission zu prüfen. Der 'lerain dieser Prüfung vor der Prüfungsko_ission

ist nach den Terainen der übrigen Teilprüfungen anzusetzen.

(3) I 22 ist auf Einzelprüfungen ait der Ha8qabe anzuwenden,daS
1. Einzelprüfungen auch vor der schrifUichen Prüfung abgehalten werden

können, sofern der betreffende Gegenstandunaittelbar vor der Einzelprü-
fung in einem Diensuusbildungslehrqang zur· Prüfungsvorbereitung , den

der Prüfungswerber besucht, abgeschlossen wird;
2. der jeweilige Einzelprüfer entscheidet, ob und ait welchemKalkül die

betreffende Einzelprüfung bestanden wurde;
3. eine Wiederholung nur 111Rahaen der Prüfung vor der Prüfungskoaai.ssion

stattf1Dd.en kann;

4. die PrüfUDeJskoaaissiondas Erqebn1s der ces.. tprüfung festzustellen hat

und nur darüber ein Zeugnis auszustellen ist;
5. eine ZUla.. ung zu Einzelprüfungen Dicht erforderlich ist.
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§ 24

Ablegung der Dienstprüfung Vor Prüfungstoaais.ionen

des Bundes, Anrechnung auf die Dienstprüfung

(1) Landesbedienstete dürfen die Dienstprüfung vor einer Prüfungskommission
des Bundes ablegen, wenn die Prüfung durch keine Prüfungsordnung des Landes
geregelt ist.

(2) Hat der Prüfungs werber bei einer Körperschaft des öffentlichen Rechts
eine Ausbildung erfahren oder eine Prüfung erfolgreich abgelegt, ait der
zuaindest gleichwertige Kenntnisse und Fähigkeiten wie bei der Dienstprü-
fung nachgewiesen werden, so ist auf Antrag des Prüfungswerbers zu bestim-
aen, daS die Prüfung bzw. der entsprechende Teil bzw. der entsprechende Ge-
genstand der Prüfung als erfolgreich abgeschlossen gelten.

(3) Die Prüfungs ordnung kann aUSerd .. Dienstprüfungen, Teile von Dienstprü-
fungen oder andere Erfordernisse anführen, bei deren Erfüllung die Prüfung
oder ein bestiamter Teil derselben als erfolgreich abgeschlossen gilt, wenn
daait ein gleichwertiger Nachweis der für die Verwendung des Bediensteten
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten erbracht wird. Ebenso kann be-
stiamt werden, daS der Nachweis bestiaater Fähigkeiten, der nicht zuautbar
ist, durch den Nachweis von Kenntnissen oder Fähigkeiten anderer Art er-
setzt werden kann.

I 2S

Best.i.aaungen betreffend Bundes- und

C.. eiDdebe4ienstete

(1) Bundes- und Geaeindebedienatete' sind auf Vorschlag ihrer Dienstbehörde
bzw. ihres Dienstqebers zu D1enstprilfungen zuzulassen, wenn
1. sie die Zulassungsvoraussetzungen f(1r die betreffende Dienstprüfung

sinngeaäB erfüllen,
2. die Ablequng der Prüfung für ihre derzeitige oder angestrebte Verwendung

vorgeschrieben und
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3. die Prüfung nicht nach den für sie geltenden Rechtsvorschriften zwingend

vor einer anderen Prüfungskommission abzulegen ist.

Ihre Dienstbehörde bzw. ihr Dienstgeber hat zu bestätigen, daß diese

Voraussetzungen erfüllt sind.

(2) Wird in der Prüfungsordnung

1. die Wahl zwischen .ehreren Fachgebieten oder

2. die Einschränkung der Prüfung auf Teile eines Fachqebietes oder

3. die Festsetzung anderer Fachgebiete oder

4. die Entscheidunq darüber, ob eine schriftliche oder praktische Prüfung

abzuhalten ist,
ei.ngeräumt (I 21 Ahs. 6), so hat sich der Vorschlag der in Betracht kom-

.enden Dienstbehörde bzw. des Dienstgebers auch darauf zu erstrecken.
• 'LI

(3) Die Bestiaaungen über die Zulassunq zur Dienstprüfunq (I 21 Ahs. 4 bis

7) sind ait der HaSgabe anzuwenden, daß dabei an die Stelle der in Betracht

koaaenden Dienstbehörde bzw. des Die~stqebers die Landesreqierunq tritt.

4. ABSCHNITT

Besondere Bestiaaungen für Beaate

der allgeaeinen Verwaltung

o 26
Besondere Erfordernisse für

einzelne Verwendungen

ZUSätzlich zu den allqeaeinen Erfordernissen (I 5) kann die Landesreqierung

durch Verordnung besondere Ernennunqserfordernisse fesUegen. Dabei ist

insbesondere auf die lrt. der Verwendung, die du.i.t verbundenen Aufgaben so-

wie die Ausbildung (wie Hochschulstudiua, Reifeprüfung, rachdienstausbil-

dWlg entsprechend den Berufsbildern, Dienstprüfungen) Bedacht zu netuaen.

',,;.
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§ 27
.achweil5e

Ausbildungen und Prüfungen sind durch staatsgiiltige Zeugnisse, die
Erlemung eines Lehrberufes ist nach den Bestiuungen des Berufsausbil-
dungsgesetzes nachzuweisen.

I 28
Cleichstellung ait Inländern

(1) Für Personen lli.t der Staatsangehörigkeit eines Landes, dessen Angehö-
rigen ÖSterreich aufgrund des Abkoaaensüber den europäischen Wirtschafts-
raum (EWR)dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie Inlän-
dern, gelten hinsichtlich der besonderen Ernennungserfordernis se ergänzend
die Bestiaaungen der Abs. 2 bis S.

(2) Personen ait einem Diplom, das zumunmittelbaren Zugang zu einem Beruf
i.a öffentlichen Dienst des Herkunftslandes berechtigt, erfüllen die ent-
sprechenden besonderen Ernennungserfordernisse für eine Verwendung, die
diesen Beruf ia wesentlichen entspricht, wenn

1. diese Entsprechung geaäB Abs. 4 festgestellt worden ist und

2. a) eine AnerkennunggemäB Abs. 4 ohne Festlequng zusätzlicher Erforder-
nisse ausgesprochen worden ist oder

b) die in der AnerkennunggeaäB Abs. 4 festgelegten zusätzlichen Erfor-
dernisse erbracht worden sind.

(3) Diploae nach Aha. 2 sind Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befä-
hi9Ungsnachweise geaä8 Art. 1 Buchstabe ader RichUinie des Rates vom
21. Dezeaber 1988 Ober eine allgeaeine Regelung zur Anerkennung der
Hochachuldiploae, die eine aindestens c1reijährige Berufsausbildung ab-
schlieBen (89/48/EWG,ABL.Kr.L 19/1989, 16).

(4) Die Dienstbehörde hat über Antrag eines Bewerbers (Abs. 1) um eine In-
ländern nicht VorbehalteneVerwendung i.a Einzelfall zu entscheiden,
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1. ob ein iJl Ab6. 2 genannter Beruf ia öffentlichen Dienst des Herkunfts-
lande6 der angestrebten Verwendungia wesentlichen entspricht und

2. ob, in welcher Weise und in welcheJl Uafang es die BedachtnahJle auf die
Erfordernine der verwendung verlangt, für die Anerkennung des DiploJls
zusätzliche Erfordernisse nach Art. 4 der iIl Abs. 3 genannten Richtlinie

fesUulegen.

(S) Auf das Verfahren gesäß Abs. 4 ist das AVGanzuwenden. Der Bescheid ist
abweichend von § 73 Abs. 1 AVGspätestens vier Konate nach Vorliegen der

vollständigen Unterlagen des Betreffenden zu erlassen.

§ 29
Besondere ErDennungserforc:lernisse

für die Vervendungsqru.ppe1
(Jröherer Dienst)

(1) Als Beaater der VerwendungsgruppeA (höherer Dienst) darf erninnt wer-
den, wer ein der Verwendungentsprechendes HochschulstudiUJI abgeschlossen
und die nach den Prüfungsordnungen (I 19) vorgesehene Dienstprüfung abge-

legt hat.

(2) Ein Hochschulstudiua iIl Sinne dieses Gesetzes hat abgeschlossen, wer

den Diploagrad nach Hochschulstudienrecht erworben hat. lrzte .üssen das

Doktorat der Medizin erworben haben.

I 30
"sondere ErDeDAungserforc:lernisse

für die Vervu4ungsgruppe B

(Gehobener Dieut)

(1) Als Beuter der Verwendunqsqruppe B (gehobener Dienst) darf ernannt

werden, wer die Reifeprüfung an einer höheren Schule und die nach den Prü-

fungsordnungen (I 19) für die Verwendungvorgesehene Dienstprüfung abgelegt

hat, sofern nicht in der Verordnung über die besonderen Erfordernisse für

einzelne Verwendungenabweichende Regelungen getroffen wurden.
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(2) Die Reifeprüfung wird ersetzt durch

1. das Diplom einer Akademie für Sozialarbeit,

2. eine abgeschlossene Hochschulbildung, wenn mit dieser auch das Ernen-

nungserfordernis für die Verwendungsgruppe A oder für eine der Verwen-

dungsgruppe A gleichwertige Verwendungs- oder Besoldungsgruppe erfüllt
wird oder

3. die erfolgreiche &blegung der Beuten-Aufstiegsprüfung, wenn die Prüfung

vor dea 1. August 1988 abgelegt wurde und der Beamte auBerdem nach der

Vollendung des 18. Lebensjahres acht Jahre im Dienst zu einer inlän-
dischen Gebietskörperschaft zurückgelegt hat.

§ 31
Besondere Ernennungserfordernisse

f"ür clie VerveD4ungsgruppe C

(I'achdienst)

(1) Als Beamter der Verwendungsgruppe C (Fachdienst) darf ernannt werden,

wer i.JI öffentlichen Dienst nach der Vollendung des 18. Lebensjahres min-
destens

1. drei Jahre Aufgaben ia aitUeren Dienst erfüllt hat, die der Verwendung
verwandt sind, für die er angestellt wird, oder

2. ein Jahr Aufgaben des Fachdienstes erfüllt hat, die der Verwendung ent-
sprechen, für die er angestellt wird,

und die nach den Prüfungs ordnungen (§ 19) für die Verwendung vorgesehene
Dienstprüfung abgelegt hat.

(2) Die Ernennungserfordernisse des &bs. 1 Z. 1 und Z. 2 werden durch die

geaeinsaae Erfüllung folgender Voraussetzungen ersetzt:

1. LehrabschluB nach dea Berufsausbildungsgeletz und

2. erfolgreiche &blegung der Meisterprüfung oder der Werkaeisterprüfung.

(3) Eine einschligige Meisterprüfung oder Konzessionsprüfung ersetzt fol-
gende Anstellungserfordernisse:
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1. Abschluß der Fachschule,

2. Verwendung in verwandten Aufgaben des aittleren Dienstes oder in ent-

sprechenden Aufgaben des Fachdienstes nach Abs. 1.

I 32
Besondere Ernennungserfordernisse

für die VerweadUl1gsgruppe D
(Mittlerer Dienst)

(1) Als Beaater der Verwendungsgruppe D (aittlerer Dienst) darf ernannt

werden, wer nach der Vollendung des 18. Lebensjahres vier Jahre im öffent-

lichen Dienst Aufgaben erfüllt hat, die der Verwendung entsprechen, für die

er angestellt wird, und die nach den Prüfungsordnungen (I 19) für die Ver-

wendung vorgesehene Dienstprüfungabgelegt hat.
'.

(2) Eine Meisterprüfung oder Konzessionsprüfung ersetzt die Verwendung in

entsprechenden Aufgaben nach Abs. 1.

I 33
Besondere Ernennungserfordernisse

für die Verweadungsgruppe I
(Bi.lfsdienst)

Us Beaater der Verwendungsgruppe E darf ernannt werden, wer nach der Voll-

endung des 18. Lebensjahres vier Jahre im öffentlichen Dienst stand.

134
"sondere ErneDDUDgserfordernisse

für die VerweD4UDgagruppe 51
(ROll.rer Schulautsichtsdienst)

(1) Als Beaater der VerwendungsgrupPe SI darf ernannt werden, wer eine 'der

Verwendung entsprechende abgeschlossene Hochschulausbildung (Lehramt) auf-

weist und hervorragende pädagogische Leistungen erbracht hat.
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(2) VOll Erfordernis der abgeschlossen Hochschu1ausbildung kann aus beson-

deren dienstlichen Gründen Nachsicht erteilt werden.

§ 35
Besondere Ernennungserfordernisse

für die Verwendung. gruppe S2
(Gehobener Schulaufsicht.dienst)

(1) Als Beallter der Verwendungsgruppe S 2 darf ernannt werden, wer die

Reifeprüfung an einer höheren Schule aufweist und hervorragende päda-

gogischen Leistungen erbracht hat.

(2) VOllErfordernis der Reifeprüfung kann aus besonderen dienstlichen Grün-

den Nachsicht erteilt werden.

§ 36
bt.titel

(1) Oie Beallten der Allgemeinen Verwaltung haben das Recht, Amtstitel zu

führen. Diese sind durch Verordnung der Landesregierung festzulegen. Dabei

ist auf die Abstufung nach Verwendungsgruppen, . Dienstklassen bzw. Gruppen

von Dienstklassen und auf die Verwendungserfordernisse Bedacht zu nehmen.

Der Beallte kann durch schriftliche Erklärung gegenüber der Dienstbehörde

auf das Recht zur Führung des AIItstitels verzichten.

(2) Beaate führen die AIItstitel, soweit dies sprachlich möglich ist, in der

jeweils geschlechtsspezifischen Fora.
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§ 37
Verleihung des Aatstitels

(1) Eine. Be..tenkann der &.tstitel der nächsthöheren Dienstklasse seiner
Verwendungsgruppe verliehen werden, der seiner Verwendung entspricht. Ein
Rechtsanspruch auf eine solche Verleihung besteht nicht.

(2) Die Landesregierung hat die Voraussetzungen für die Verleihung der
btstitel festzusetzen. Sie hat dabei auf den Dienstposten, die Verwendung
oder Funktion und die besoldungsrechtliche Stellung Bedacht zu nehaen.

I 38

I'UDktiOIlStitel

(1) Zusätzlich zu den durch Gesetze festgelegten Bezeichnungen für Inhaber
best~ter Funktionen (z.B . Landesutsdirektor, Bezirkshauptllann) können
weitere Funktionstitel durch Verordnung festgelegt werden. Diese Verord-
nung erläBt die Landesregierung, soweit es sich jedoch UD Funktionen inner-
halb des &.tes der Landesregierung, der Bezirkshaupt.annschaften und Agrar-
bezirksbehörden handelt der Landeshauptaann (Landesaatsdirektor).

(2) Funktionstitel dürfen nur für die Dauer der Innehabung der damit zusam-
aenhänqenden Funktion geführt werden.

(3) Be_te führen die E'unktionstitel, soweit dies sprachlich möglich ist,
in der jeweils geschlechts spezifischen rora.
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5. ABSCHNITT

Besondere Best1aaungen für Lehrer

I 39
Verwendung

(1) Für Lehrer gelten vo. 2. Abschnitt I 4 Abs. 3 bis 5 und § 11 nicht.

(2) Für Lehrer gibt es folgende Verwendungsgruppen:
L PA, L 1, L 2a2, L 2al, L 2bl, L 2b2, L 2b3, L 3.
Die Einreihung hat durch Verordnung der Landesregierung unter Bedachtnahae
insbesondere auf die absolvierte Ausbildung und Verwendung zu erfolgen.

§ 40

Besondere Ernennungserfordernisse

(1) Die in den U 26 bis 28 enthaltenen besonderen BestiJlJlungen für Beamte
der allgemeinen Verwaltung sind sinngeaäB auf Lehrer anzuwenden.

(2) Eine Berufspraxis, die ia Zusaaaenhang ait einer abgeschlossenen schul-
aäSigen Ausbildung oder einer sonstigen Berufsausbildung für Lehrer vorge-
schrieben ist, ist - vorbehalUich des I 26 - nach Abschluß der vorge-
schriebenen Ausbildung zurückzulegen.

(3) Lehrer an zweisprachigen Schulen oder lC.lassen sowie an Schulen oder
Klassen ait einer anderen als der deutschen Sprache als Unterrichts sprache
haben die der Schulart entsprechende Befähigung zur Erteilung des Unter-
richtes auch in der betreffenden Unterrichts sprache nachzuweisen, sofern
sie in dieser Unterrichts sprache tatsächlich Unterricht zu erteilen haben.

(4) Religionslehrer und Lehrer für Religionspädagogik haben die kirchlich
(religionsgeseUschafUich) erklärte Befähigung und Eraächtigung für die
Erteilung des entsprechenden Unterrichtes an der betreffenden Schulart nach
den hiefür geltenden kirchlichen (religionsgesellschafUichen) Vorsc~iften
nachzuweisen. Eine Nachsicht von diese. Erfordernis 1st ausgeschlossen.
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§ 41

VorübergehendeVerwendungbei einer Dienststelle
der Verwaltungoder zusätzliche Verwendung

an einer anderen Schule

(1) Der Lehrer kann bei Bedarf ait seiner ZUstiaaung unter Freistellung von
der Unterrichtserteilung einer Dienststelle der Landesverwaltungvorüberge-

hend zur Dienstleistung zugewiesenwerden.

(2) Der Zustiaaung des Lehrers bedarf es nicht, wenn die vorübergehende
Verwendungbei einer Dienststelle der Schulverwaltung und. für einen Zeit-
raWl erfolqt, in dell der Lehrer aufqrund eines aatsärzUichen Zeuqni.sses
wegen seines gesundheitlichen oder die Gesundheit der Schüler gefährdenden .
Zustandes zwar für den Schuldienst, nicht aber für den Verwaltungsdienst

ungeeignet ist.

.',

(3) Der Lehrer unterlieqt für die Dauer einer solchen Verwendung,soweit
sie nicht in der Ausübungdes Lehrutes besteht, den für die Beaaten dieser
Dienststelle geltenden Bestiaaungen über die dienstliche Tätigkeit, die

Pflichten, die Feiertagsruhe und den Urlaub.

(4) Der Lehrer kann aus wichtigen dienstlichen Gründen a Auftrag der
Dienstbehörde bis zur Dauer eines Sellestera pro Schuljahr auch an einer an-

deren Schule verwendet werden.

I 42
Dienstbeurteilunq und besondere Beldepflichten

(1) Die Besti.aaungenüber die Dienatbeurteilung .ind auf Lehrer ait der Ab-

weichung anzuwenden,daS an die Stelle des Kalenderjahres das Schuljahr und

an die Stelle des IIonates Jänner der MonatOktober treten.

(2) Die lufenthaltnahae aUSerhalb des Wo~itzes, wennder Lehrer gerecht-

fertiqt vo. Dienst abwesendist, und. die Adresse, unter der de. beurlaubten
Lehrer ia kürzesten Wega.Uiche Verständiqungen zukouen können, sind der

unmittelbar vorgesetzten Dienststelle zu .elden.
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(3) Der während der Schulferien beurlaUbte Lehrer hat die Adresse, unter
der ihm ia kürzesten Weg amtliche Verständigungen zukommen können, nur für
die Zeit der Hauptferien zu .elden. Leiter haben diese Meldung auch für die
Zeit der Weihnachts-, Semester- und Osterferien zu erstatten.

1 43

Lehrverpflichtung

(1) Der Lehrer ist zur Erteilung regelaäSigen Unterrichtes (Lehrverpflich-
tung) sowie zur g'en&uen Erfüllung der sonstigen aus seiner lehramtlichen
Stellung sich ergebenden Obliegenheiten verpflichtet. Er hat die vorge-
schriebene Unterrichtszeit einzuhalten.

(2) Das AusaaS der dem Lehrer obliegenden Lehrverpflichtung ist von der
Landesregierung durch Verordnung unter BedachtnahJae auf die Erfordernisse
des Schulbetriebes so festzusetzen, daS sich unter Berücksichtigung der für
den Unterricht erforderlichen Hilfstätigkeiten wie Vorbereitung und Korrek-
tur einerseits und der Dauer des Urlaubs andererseits eine der 40-Stunden
Woche der Beamten der Allgemeinen Verwaltung vergleichbare Jahresarbeitsbe-
las tung ergibt.

(3) Aus wichtigen dienstlichen Gründen kann der Lehrer Vorübergehend auch
zur Erteilung des Unterrichtes in Unterrichtsgegenständen verpflichtet wer-
den, für die er nicht lehrbefähigt ist.

(4) Die 1I 67 bis 70 sind auf Lehrer ait den Abweichungen anzuwenden, die
sich aus den Absätzen 5 bis 10 ergeben.

(5) Die Zeit der Herabsetzung der Lehrverpflichtung endet unbeschadet des
I 70 ait Ablauf du Schuljahres, in dea oder ait dessen Beginn die iJI I 67
Aha. 3 festgelegte Frist abläuft. Dies gilt jedoch nicht für solche Zeit-
riuae, an die .ohne Unterbrechung ein weiterer ZeitraWl der Herabs etzung der
Lehrverpflichtung nach 1 67 anschlieSt.

(6) Zeiträuae nach 1 67 Abs. 3 um die infolge der Anwendung des Abs. 5
Jahresfristen überschritten werden, sind auf den im § 67 Abs. 3 angeführten
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Cesaatzeitraum anzurechnen. Soweit es die Einhaltung des Ahs. 5 erfordert,
ist eine Überschreitung dieses Cesamtzeitrauaes um höchstens ein Jahr zu-

lässig.

(7) Die Verpflichtung des Lehrers zur TeilnahJle an Fortbildungsveranstal-

tuDgen wird durch die 1I 68 W1cl 69 nicht berührt.

(8) Für Kehrdi.ensUeistunqen nach I 69 kout bei Lehrern ein Freizeitaus-

gleich nicht in Betracht.

(9) Eine Anwendungdes 1 70 ist in den letzten vier Monatendes Schuljahres

ausgeschlossen.

(10) Auf Lehrer, die eine Leitungsfunktion ausüben, ait einer Schulauf-
aichtafunktion .betraut sind und auf Klassenlehrer sind die 1I 67 bis 70

nicht anzuwenden.

144
&at.titel

Die Lehrer und Leiter haben das Recht, btstitel zu führen. Diese sind
durch Verordnung der Landesregierung festzulegen. Dabei ist auf die
Abstufung nach Verwendungsgruppen,Dienstkla .. en bzw. Gruppen von Dienst-·

klassen und Verwendungserfordernisse Bedacht zu nehaen. I 36 Abs. 1 dritter

Satz und Abs. 2 gelten sinngeaäB.

I 45
leriell UD4Urlaub

(1) Der Lehrer ist während der Schulferien vo. Dienst beurlaubt, soweit
Dicht besondere Verpflichtunqen (Vertretung des Schulleiters, Abhaltung von

Prüfungen u. dgl.) entgegenstehen.
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(2) An den sonstigen schulfreien Tagen besteht keine Verpflichtung zur

Dienstleistung, wenn nicht besondere dienstliche Verhältnisse entgegenste-
hen.

(3) Der Leiter ist verpflichtet, die ersten und letzten drei Werktage der

Hauptferien .. Dienatort anwesend zu sein.

(4) I_ übrigen hat der Leiter für die Wahrnehaung von unaufschiebbaren Lei-

tungsgeschäften während der Schulferien zu sorgen, wobei er auch die seiner

Schule zugewiesenen Lehrer unter tunlicher Berücksichtigung berechtigter

Wünsche in _öglichst gleiche_ MaSheranziehen kann.

(5) Der Lehrer kann aus wichtigen diensUichen Gründen während der Schulfe-

rien und der sonstigen schulfreien Tage zur Dienstleistung zurückberufen

werden. Sobald es der Dienst gestattet, ist die Rückberufung zu beenden.

(6) I 84 ist auf Lehrer ait folgenden Abweichungen anzuwenden:

1. Oie Pflegefreistellung ist in vollen Unterrichtsstunden zu verbrauchen.
2. Durch den Verbrauch

a) der Pflegefreistellung nach § 84 Abs. 1 dürfen je Schuljahr nicht
_ehr als 20 Wochenstunden,

b) der Pflegefreistellung nach I 84 Abs. 4 dürfen je Schuljahr nicht

_ehr als 20 weitere Wochenstunden

ia Sinne der Verordnung nach I 43 Aba. 2 an DienaUeistung entfallen.

3. Diese zahl veI'llindert sich entsprechend, wenn die Wochendienstzeit des

Lehrers herabgesetzt oder eraä8igt ist. Oie zahl erhöht sich entspre-

chend, wenn das AusaaS der Lehrverpflichtung aus den iJI I 61 Abs. 1 des

Gehaltsgesetzes 1956, in der für Landesbeaate geltenden Fassung, ange-
-führten Gründen überschritten wird.

4. Entfallen durch die Pfleqefreistellunq Zeiten einer Verwaltungstitig-

keit, die in die Lehrverpflichtunq einzurechnen ist, so ist jede Stunde

ab halbe Wochenstunde auf die Jr'öchstdauer nach den Z. 2 und 3 anzurech-
nen.

s. Bei der Anwendungdes I 84 Ibs. 6 Satz 1 und Abs. 7 tritt an die Stelle
des Kalenderjahres das Schuljahr.
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6. § 84 Abs. 6 Satz 2 und Abs. 8 sind nicht anzuwenden.

6. ABSCHNITT

Dienstpflichten des Beaaten

146
&.1lq.. eiDe Dieutpflichten

Der Beute ist verpflichtet, seine dienstlichen Aufgaben unter Beachtung
der geltenden Rechtsordnung und ,der.innerdienstlichen Regelungen treu, ge.~
wissenhaft und unparteiisch ait den iha zur Verfügungstehenden Kitteln aus
eigenea zu besorgen. Er hat sich hiebei von den Grundsätzen gröStmöglicher
ZweckaäSigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis leiten zu las-

sen.

,h

I 47
Dienstpflichten gegenüber Vorgesetzten

(1) Der Beaate hat seine Vorgesetzten zu unterstützen und ihre Weisungen,

soweit verfassungsgesetzlich nicht anderes bestiaat ist, zu befolgen.

(2) Der Beaate kann die Befolgung einerWeisunq ablehnen, wenn dieWeisunq---
von einea unzuständigen Organ erteilt wordenist. Er hat die Befolgung der
Weisung abzulehnen, wenn sie gegen strafgesetzliche Vorschriften vers toSen

würde.

(3) Hält der Beute eine Weisungeines Vorgesetzten aus einea anderen Grund
für rechtswidrig, so kann er, wenn.s sich nicht wegenGefahr iJI Verzug UD

eine unaufschiebbare HaSnahaebaDdelt, vor Befolgung der Weisung seine Be-
denken dea Vorgesetzten aitteilen. Solange der Vorgesetzte die Weisung

nicht schriftlich wiederholt, gilt sie als zurückgezogen.
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§4S
Dienstpflichten des Vorgesetzten und des Dienststellenleiters

(1) Der Vorgesetzte hat darauf zu achten, daB seine Mitarbeiter ihre

dienstlichen AufgabengesetzaäBig und in zweckaäBiger, wirtschaftlicher und
Sparsoer Weise erfüllen. Er hat aeine llitarbeiter dabei anzuleiten, ihnen
erforderlichenfalls Weiaungenzu erteilen, aufgetretene fehler und MiBstän-

de abzustellen und für die EiDhaltung der Dienstzeit zu aorgen. Er hat das
diensUiche fortJcoaaen aeiner ltit.arbeiter nach 1la8gabe ihrer Leistungen zu
fördern und ihre Verwendungso zu lenken, daS sie ihren rähigkeiten weitge-
hend entspricht. Der Vorgesetzte darf keine gegen atrafgesetzliche Bestim-
aungen vers toBende Weiaungenerteilen.

(2) Der Leiter einer Dienststelle oder eines Dienststellenteiles hat aUSer-
dem für ein geordnetes zuaaaaenwirken der einzelnen iha unterstehenden Or-
ganisationseinheiten zu. Zweckder Sicherstellung einer gesetzmäBigenVoll-
ziehung sowie einer zweckaäBigen, wirtschaftlichen und aparsaaen Geschäfts-
gebarung zu sorgen.

I 49

latsverschwieqenheit

(1) Der Be.ute ist zur Verschwiegenheit über alle iha ausschlieBlich aus
seiner utl!chen Tätigkeit bekanntgewordenenTatsachen, deren Geheiahaltung
ia Interesse der Aufrechterbaltunq der öffentlichen Ruhe, Ordnungund Si-

cherheit, der Wlfassenden Landesverteidigung, der auswärtigen BeZiehungen,

ia wirtschaftlichen Interesse einer Körperschaft des öffentlichen Rechts,
zur Vorbereitung einer Entscheidung oder ia Uberwiegenden Interene der
Parteien 9eboten iat, gegenüber jederaann, du er Ober solche Tatsachen
nicht eine utliche ltitteilung zu .. ehen hat, verpflichtet (&ataverschwie-
genheit).

(2) Die Pflicht· zur Aatsverschwiegenheit besteht auch nach Beendigungdes
Dienstverhältnisses.
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(3) Eine Ausnahme von der Pflicht zur AAtsverschwiegenheit tritt nur inso-
weit ein, als ein Beallter für einen bestiaaten Fall oder für lIehrere
g1eichartige Fälle von dieser Verpflichtung entbunden wurde. Bei der Ent-
scheidung darüber, ob der Beute von der Pflicht zur Aatsverschwiegenhei t
zu entbinden ist, ist das Interesse an der Geheiahaltung gegen das Interes-
se an der Aussage abzuwägen, wobei der Zweck des Verfahrens sowie der deli
8e&IIten allenfalls drohende Schaden zu berücksichtigen sind. Die Entbindung
von der Aatsverschwiegenheit kann unter der Voraussetzung ausgesprochen
werden, daS die Öffentlichkeit von du Teil der Aussage, der den Gegenstand
der Entbindung bildet, ausgeschlossen wird.

(4) 111 Disziplinarverfahren
Disziplinarbehörde oder der
schwiegenheit verpflichtet.

ist weder der Beschuldigte noch die
Disziplinaranwalt zur Wahrung der AIItsver-

'.
I SO

Befangenheit

Der Beaate hat sich der Ausübung seines Amtes zu enthalten und seine Ver-
tretung zu veranlassen, wenn wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind,
seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen. Bei Gefahr im Verzug hat,
wenn die Vertretung durch ein anderes organ nicht sogleich bewirkt werden
kann, auch der befangene BeaJIte die unaufschiebbaren Amtshandlungen selbst
vorzunehaen. I 7 AVG und sonstige die Befangenheit regelnde Verfahrensvor-
schriften bleiben unberührt.

I 51
Per.öDlich.. Verhalten de. aeaaten

(1) Der Beute hat in seine. gesaaten Verhalten darauf Bedacht zu nehaen,
daS das Vertrauen der Allgeaeinheit in die sachliche Wahrnehaung seiner
diensUichen Aufgaben erhalten bleibt.

(2) Der Beallte hat die Parteien, soweit es .it den Interessen des Dienstes
und deli Gebot der Unparteilichkeit der Amtsführung vereinbar ist, im Rahmen
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seiner dienstlichen Aufgaben zu unterstützen und zu informieren (Bürgernä-
he).

I 52

Dieu t.'1arbi.D4anmg

(1) Eine Dienstverhinderung liegt vor, wenn ein Beaater infolge Erkrankung

oder aus anderen wichtigen Gründenan der Ausübungseines Dienstes verhin-
dert ist.

(2) Ist ein Beamter an der Ausübungseines Dienstes verhindert (Abs. 1), so
hat er dies unter Angabedes Verhinderungsgrundes und nach Möglichkeit auch
der voraussichtlichen Dauer der Verhinderung dem zuständigen Vorgesetzten
unverzüglich zu melden.

(3) Bestehen Zweifel hinsichtlich des Verhinderungsgrundes, so hat der Be-
aJlte über Aufforderung des zuständigen Vorgesetzten den Grund für die
Dienstverhinderung glaubhaft zu aachen und sich über Aufforderung durch die
Dienstbehörde einer ärztlichen Untersuchung zu unterziehen (I 53).

(4) Ist der Beamte durch Krankheit, Unfall oder Gebrechen an der Ausübung
seines Dienstes yerhindert, so hat er innerhalb eines zuautbaren Zeitrauaes
dea zuständigen Vorgesetzten eine ärztliche Bescheinigung über den Beginn

der Krankheit und nach Möglichkeit über die voraussichtliche Dauer der
Dienstverhinclerung vorzulegen, wenn er dea Dienst länger als drei Arbeits-

tage fernbleibt oder der Vorgesetzte oder der Leiter der Dienststelle es
verlangt.

(S) Kout der Beute den in den Abs. 2 bis 4 festqelegten Verpflichtungen
nicht nach, entzieht er sich einer zuautbaren lCrankenbehand1ungoder ver-

weigert er die zuautbare Mitwirkung an einer ärztlichen Untersuchung, so
gilt die Abwesenheit vomDienst nicht als gerechtfertigt.
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§ 53

Irztliche Untersuchung

(1) Der Beute hat sich einer Untersuchung durch einen AJltsarzt oder Ver-

trauensarzt der Dienstbehörde zu unterziehen
1. zur feststellung der gesundheitlichen Eignung anläBlich der

Praqutisierung,
2. zur feststellung der Dienstfähigkeit t. falle der Dienstverhinderung,
3. zur feststellWlg der körperlichen und geistigen Eignung für seine Ver-

wendung,wennberechtigte Zweifel daran bestehen oder
4. zur FeststellWlg der Dienstunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit aus Anlaß

der Ruhestandsversetzung.

(2) Die Dienstbehörde hat die ärztliche Untersuchungzu veranlassen.

(3) Die ärztliche Untersuchung hat, wenndies zur Abklärung des Falles er-
forderlich ist, auch eine fachärztliche Begutachtung einzuschließen. Die
Kosten dieser Untersuchungen und Begutachtungen trägt das Land Oberöster-

reich.

I S4

Meldungstrafbarer BaDdlunqen

Wird dea Beuten bei der Ausübungseines Dienstes der Verdacht einer ge-
richtlich strafbaren Handlung bekannt, die von bts wegenzu verfolgen ist,

&0 hat er dies unverzüglich dea Vorgesetzten zu .elden.

I 5S
Sonstige .eldepflichten

Soweit nicht in anderen Rechtsvorschriften weitere Meldepflichten festge-

legt sind, hat der Beute seiner Dienstbehörde zu .elden:
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1. Namensänderung,
2. Standesveränderung,
3. jede Veränderung seiner Staatsbürgerschaft oder Staatsangehörigkeit(en),
4. Änderung des Wohnsitzes,
S. Verlust einer für die Ausübung des Dienstes erforderlichen behördlichen

Berechtigung oder Befähigung, der Dienstkleidung, des Dienstabzeichens,
des Dienstausweises und sonstiger (aUSer bagatellwertiger) Sachbehelfe,

6. Besitz eines Bescheides nach I 14 Abs. 1 oder 2 des Behinderten-
einstellungsgesetzes,

7. Einberufung zu Zivildienst oder Präsenzdienst.

(1) Der Beute hat Anliegen, die sich auf sein Dienstverhältnis oder auf
seine dienstlichen Aufgaben beziehen, bei seinem Vorgesetzten einzubringen.
Dieser hat das Anliegen unverzüglich an die zuständige Stelle weiterzulei-
ten.

(2) Von der Einbringung iA Dienstweg darf bei Gefahr im Verzug sowie dann

abgesehen werden, wenn die Dienstbehörde dies ausdrücklich vorsieht oder
wenn die Einhaltung des Dienstweges dem Beamten billigerweise nicht zumut-
bar ist.

(3) In Dienstrechtsangelegenheiten und in Disziplinarangelegenheiten können
ohne Einhaltung des Dienstweges eingebracht werden:
1. Rechtaaittel,
2. Anträge auf Übergang der Entscheidungspflicht ,
3. Anträge auf Wiederaufnahae des Verfahrens Wld auf Wiedereinsetzung in

den vorigen StaDd und

4. Beschwerden an den Verfassungsgerichtshof Wld den Verwaltungsgerichts-
hof.
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§ 57

Wohnsitz und Dienstort

o.

(1) Der Beaate hat seinen Wohnsitz so zu wählen, daS er bei der Erfül-

lWlg seiner dienstlichen Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. Aus der La-

ge seiner Wohnungkann der Be•• te, soweit gesetzlich nicht anderes be-

sttaat ist, keinen Anspruch auf dienstliche Begünstigungen ableiten.

(2) Wennes die diensUichen Aufgaben des Beuten erfordern, hat er eine

i.ha von seiner Dienstbehörde zugewiesene und ihIII zuautbare WOhnWlg

(DienstwOhnWlg) zu beziehen.

(3) Wenn besondere dienstliche Verhältnisse es erfordern, darf der Be-

.. te auf AnOrdnWlgseinen Dienstort oder sein AAtsgebiet nicht verlas-

sen.

§ se
lebenbeschäftiqung

(1) Nebenbeschäftigung ist jede Beschäftigung, die der Beamte auBerhalb

seines Dienstverhältnisses Wld einer allfälligen Hebentätigkeit ausübt.

(2) Der Beute darf keine Nebenbeschäftigung ausüben, die ihn an der Er-

füllWlg seiner diensUichen Aufgaben behindert, die Vel1lutWlg der Befan-

genheit in Ausübung seines Dienstes hervorruft oder sonstige wesentliche

dienstliche Interessen gefährdet.

(3) Der 8eaJlte hat seiner Dienstbehörde jede erwerbsllä8ige Nebenbeschäf-

tiqung unverzüglich zu .elden, wenn sie die SchaffWlg von Einkünften in

Geld- oder GQterfora bezweckt, die i.a ICalenderjahr SO % des Monatsge-

haltes eines Landesbeuten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, oder iJI

Kalenderaonat ein Zwölftel davon übersteigen.

(4) Der Beamte,
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1. dessen Wochendienstzeit nach § 67 herabgesetzt worden ist oder
2. der eine Teilzeitbeschäftigung nach § lSc Muterschutzgesetz 1979 (MSchG)

bzw. § 13 O.ö. Mutterschutzgesetz 1993 oder nach § 7 O.Ö. Eltern-Karenz-
urlaubsgesetz (O.Ö. EKUG) in Anspruch niaat oder

3. der sich in einem Karenzurlaub befindet,
darf eine erwerbslläSige Nebenbeschäftigung nur ausüben, wenn und insoweit
die Dienstbehörde dies genehaigt. Die Nebenbeschäftigung darf dem Grund
der nach Z. 1 bis 3 getroffenen Ma8nah3e nicht widerstreiten.

(S) Eine Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem
sonstigen Organ einer auf Gewinn gerichteten juristischen Person des pri-
vaten Rechts hat der Beaate jedenfalls zu .elden.

(6) Die Dienstbehörde hat jede Nebenbeschäftigung zu untersagen, wenn diese
den Bestiaaungen des Abs. 2 widerspricht.

§ 59
Gutachten

Der Beamte bedarf für die außergerichtliche Abgabe eines Sachverständigen-
gutachtens über Angelegenheiten, die ait seinen dienstlichen Auf'gaben im
Zusaaaenhang stehen, der Genehmigung der Dienstbehörde. Die Genehaigung ist
zu verweigern, wenn nach Gegenstand und Zweck des Gutachtens dienstliche
Interessen gefährdet werden.

§ 60
Aubildanq und fortbildung

Der Beute hat, wenn es die dienstlichen Intere.sen erfordern, an Aus- und
fortbildungsveranstaltW1qen teilzunehaen, in denen die für die Wahrnehaung
seiner dienstlichen Aufgaben erforderlichen Kenntnisse und fähigkeiten ver-
Ilittelt, ergänzt und erweitert werden beziehungsweise in denen er die für
seine Tätigkeit notwendige praktische Unterweisung erhält.
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§ 61
Geschenkannahae

(1) Dea Beaaten ist es untersagt, ia Hinblick auf seine aatliche Stellung
für sich oder einen Dritten ein Geschenk, einen anderen Veraöqensvorteil
oder einen sonstigen Vorteil zu fordern, anzunehaen oder sich versprechen
zu lassen.

(2) Orts- oder landesübliche Aufaerksaakeiten von geringem Wert gelten
nicht als Geschenk ia Sinne des Abs. 1.

(3) Ehrengeschenke darf der Beaate entgegennehmen. Er hat den zuständigen
Vorgesetzten hievon in Kenntnis zu setzen. Wird die Annahme innerhalb
eines Monates untersagt, so ist das Ehrengeschenk zurückzugeben.

'.
I 62

Dienstkleidung, Dienstabzeichen
und sonstige Sachbehelfe

(1) Wenn es dienstliche Interessen erfordern, ist der Beamte im Dienst zum
Tragen einer Dienstkleidung oder eines Dienstabzeichens verpflichtet.

(2) Der Beute hat ihJI beigestellteDienstkleidung, 'Dienstabzeichen und
sonstige Sachbehelfe sorgsam zu behandeln.

I 63
Pflichten des "aaten des .ab.standes

(1) Die in I 49 und I 5S Z. 1 bis 4 genannten Pflichten obliegen auch dem
Beuten des Ruhestandes.

(2) Hat der Beaate des Ruhestandes das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet,
so obliegen ihJI aUSerde. die in I 58 Abs. 3 und 5 und § 59 genannten
Pflichten.
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7. ABSCHNITT
Dienltzeit, Urlaub

164
Dienstzeit

(1) Der Beaate hat die ia Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden einzu-
halten, wenner nicht vomDienst befreit oder enthoben oder gerechtfertigt
vomDienst abwesendist.

(2) Die rege1JläSige Wochendienstzeit des Beuten beträgt 40 Stunden. Die
Wochendienstzeit ist unter Berücksichtigung der dienstlichen Erfordernisse
und der berechtigten Interessen der Beuten durch einen Dienstplan mög-

lichst bleibend auf die Tage der Wocheaufzuteilen (Horaaldienstplan). So-
weit nicht zwingende dienstliche oder lonstige öffentliche Interessen
entgegenstehen, lind Sonntage, gesetzliche Feiertage und Samstage dienst-
frei zu halten.

(3) Soweit nicht dienstliche oder sonstige öffentliche Interessen entgegen-
stehen, kann die gleitende Dienstzeit eingeführt werden.

(4) Bei Schicht- oder Wechseldienst ist ein Schicht- oder Wechseldienstplan
zu erstellen. Dabei darf die regelaäSige Wochendienstzeit ia mehrwöchigen

Durchschnitt nicht über- oder unterschritten werden. Schichtdienst ist jene
Fora der Dienstzeit, bei der aus organisatorischen Gründen an einer Ar-

beitsstätte der Dienstbetrieb über die Zeit des Horaaldienstplanes hinaus
aufrechterhalten werden aus und ein Beaater den anderen ohne wesentliche

zeiUiche Überschneidung an der Arbeitsltätte ablöst. Bei wesentlichen
zeiUichen Überschneidungenliegt Wechseldienst vor.

(S) Ist ia Rahaen eines Schicht- oder wechaeldienstplanes oder eines
Noraaldienstplanes regelaäSig an Sonn- und Feiertagen Dienst zu leisten und

wird der Beaate zu lolchen Sonn- und Feiertagsdiensten eingeteilt, so ist
eine entsprechende Ersatzruheze1t festzusetzen. Der Dienst an Sonn- und

Feiertagen gilt in diese. Fall als Werktagsdienst. Wird der Beamtewährend

der Eraatzruhezeit zur DiensUeiltung herangezogen, so gilt dieser Dienst
als Sonntagsdienst.
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(6) Für BeiUllte, in deren Dienstzeit aufqrund der Eigenart des Dienstes
regelaäBig oder in erhebliche. Ullfang Dienstbereitschaft bzw. Wartezeiten
fallen und diese durch organisatorische tlaBnahaennicht veraieden werden
können, kann durch Verordnungbesu.-t werden, daB der Dienstplan eine län-
gere als die in den Abs. 2 und 4 vorgesehene Wochendienstzeit uafaBt (ver-

längerter Dienstplan) •

.~

§ 65

ÖberstUDden

(1) Der Beute hat auf Anordnungüber die 111Dienstplan vorgeschriebenen
Dienststunden hinaus Dienst zu versehen (Überstunden). Den auf Anordnung

geleisteten Überstunden sind Überstunden gleichzuhalten, wenn
1. der Beaate einen zur Anordnungder Oberatunde Befugten nicht erreichen

konnte,
2. die Leistung der Überstunde zur Abwehr eines Schadens W1verzüglich not-

wendig war,
3. die Notwendigkeit der Leistung der Überstunde nicht auf U.stände zurück-

geht, die von dea Beaaten, der die Oberstunde geleistet hat, hätten ver-

ai eden werden können, und
4. der BeiUlltediese Oberstunde spätestens innerhalb einer Wochenach der

Leistung schriftlich aeldet; ist der Beaate durch ein unvorhergesehenes
oder unabwendbares Ereignis ohne sein Verschulden verhindert, diese

Frist einzuhalten, so verlängert sie sich ua die Dauer der Verhinderung.

(2) Überstunden sind je nach Anordnung
1. 111Verhältnis 1 : 1,5 in h'eizeit auszugleichen oder
2. nach besoldungsrechUichen Vorschriften abzugelten oder
3. 111Verhältnis 1 I 1 in freizeit auszugleichen und zusätzlich nach besol-

dUDgsrechUichen Vorschriften abzuqelten.

(3) Dea Beaaten ist bis zua Ende des auf die Leistung der Überstunden fol-

genden Konates aitzuteilen, auf welche Obentunden welche der lbgeltungs-

arten des Abs. 2 angewendet wird. Diese Iristkann ait Zustiaaung des Be-

aaten erstreckt werden.
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(4) Auf Zeiten einer zusätzlichen Dienstleistung nach § 69, nach § ISc

KSchGbzw. I 13 O.Ö. KSchGund nach § 7 o.ö. EKUGist, soweit sie die volle

Wochendienstzeit nicht überschreiten, Abs. 2 nicht anzuwenden. Diese
Zeiten sind

1. ia Verhältnis 1 : 1 in Freizeit auszugleichen oder

2. nach besoldungsrechtlichen Vorschriften abzugelten.

Soweit jedoch Zeiten einer solchen Dienstleistung die volle Wochendienst-
zeit überschreiten, ist Abs. 2 anzuwenden.

(5) Überstunden auBerhalb der Nachtzeit sind vor Überstunden in der Nacht-

zeit (22.00 bis 6.00 Uhr) auszugleichen. Überstunden an Sonn- und Feier-

tagen sind nicht durch Freizeit auszugleichen.

(6) Ein Freizeitausgleich ist bis ZWI Ende des sechsten auf die Leistung

der Überstunden folgenden Konates zulässig. Soweit nicht dienstliche Inter-

essen entgegenstehen, kann die Frist für den Freizeitausgleich auf Antrag
des Beamten oder ait dessen Zustiaaung erstreckt werden.

(7) Folgende Zeiten gelten jedenfalls nicht als Überstunden:

1. Zeiten einer vo. Beaaten angestrebten Einarbeitung von Dienstzeit (z.B.

ia Fall eines Diensttausches oder einer sonstigen angestrebten Verlegung
der Zeit der Dienstleistung) und

2. Zeitguthaben aus der gleitenden Dienstzeit bis zu der iJI betreffenden

Dienstplan für die Übertragung in den Nacbaonat zulässigen Höhe.

Diese Zeiten sind auaschlieBlich ia Verhältnis 1 : 1 in Freizeit auszu-
gleichen.

I 66

Bereitschaft aD4 Jounaalclienst

(1) Der Beute kann aus dienstlichen Gründen verpflichtet werden, sich

auBerhalb der ia Dienatplan vorgeschriebenen Dienststunden in einer Dienst-

stelle oder an einu besti.uten anderen Ort aufzuhalten und bei Bedarf oder

auf Anordnung seine dienstliche Tätigkeit aufzunehaen (Bereitschaft, Jour-
naldienlSt).
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(2) Soweit es dienstliche Rücksichten zwingend erfordern, kann der Beamte

fallweise verpflichtet werden, in seiner dienstfreien Zeit seinen Aufent-

halt so zu wählen, daS er jederzeit erreichbar und binnen kürzester Zeit

zua Antritt seines Dienstes bereit ist (Rufbereitschaft). Rufbereitschaft

gilt nicht als Dienstzeit. Wird ein Beaater ia Rahaen einer Rufbereitschaft

zua Dienst herangezogen, so gilt die Zeit, während der er Dienst zu verse-

hen hat, als Dienstzeit.

I 67
•• rahsetzung der Wochendi.nstzeit bis zur Hälfte

(1) Die Wochendienstzeit des Bea.ten ist auf seinen Antrag zur Pflege

1. eines eigenen Kindes oder

2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder

3. eines sonstigen Kindes, das deli Haushalt des Beuten angehört und für

dessen Unterhalt überwiegend der Beamte und (oder) sein Ehegatte auf-

ko_t,

bis zur Hälfte herabzusetzen.

(2) Die Wochendienstzeit des Beallten kann auf seinen Antrag bis zur Hälfte

herabgesetzt werden, wenn:

1. berücksichtigungswürdige Gründe - ausgeno_en gesundheitliche Gründe -

vorliegen und diensUiche Interessen nicht entgegenstehen oder

2. dies aus gesundheiUichen Gründen notwendig 1st und dadurch die Dienst-

fähigkeit des Beaaten voraussichtlich erhalten bleibt oder

3. dies der fortbildung des Beuten dient und die fortbildung im

dienstlichen Interesse liegt.

(3) Die Wochendienstzeit darf

1. 111I'all des Aba. 1 bis zua Ablauf von sieben Jahren nach der Geburt des

Itincles

2. 111I'all des Aha. 2 Z. 1 1nsgesaat für höchstens sechs Jahre,

3. 111fall des Aha. 2 Z. 2 insgesut für höchstens fünf Jahre,
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4. iA Fall des Abs. 2 Z. 3 insgesamt für höchstens fünf Jahre,
5. nach Z. 2, 3 und 4 zusammen jedoch insgesamt für höchstens zehn Jahre
herabgesetzt werden.

(4) Die Wochendienstzeit darf nicht herabgesetzt werden, wenn
1. sich der Be .. te in den vorangegangenen drei Jahren nicht ununterbrochen

in eine. Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft oder
iIl Lehrberuf an einer inländischen öffentlichen Schule oder an einer ait
ÖffenUichkeitsrecht ausgestatteten inländischen Privatschule befunden
hat oder

2. der Be .. te infolge der Herabsetzung der Wochendienstzeit aus wichtigen
dienstlichen Gründen weder iIl Rahaen seines bisherigen Arbeitsplatzes
noch auf einem anderen seiner dienstrechtlichen Stellung zumindest ent-
sprechenden Arbeitsplatz verwendet werden könnte.

(5) Der Antrag auf Herabsetzung der Wochendienstzeit ist iIl Fall des Abs. 2
z. 2 und 3 spätestens zwei Monate vor dem gewünschten Wirksaakeitsbeginn zu
stellen.

I 68
Dienateinteilung

Bei der stundenaäBigen Festlegun9 der Zeiträume, in denen der Beaate Dienst
zu versehen hat, ist auf c:tiepersönlichen Verhältnisse des Beuten, insbe-
sondere auf die Gründe, c:tiezur Herabsetzung der Wochenc:tienstzeit nach I 67
geführt haben, soweit Rücksicht zu nehaen, als nicht wichtige c:tienstliche
Interessen entgegenstehen.
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I 69
UberschreitUDg der WocbeDdienatzeit

Ein BeaJIter, dessen Wochendienstzeit nach I 67 herabgesetzt worden ist,
darf über die für ihn aaSqebende Wochendi.enstzeit hinaus zur Dienstleistung
nur herangezogen werden, wenndie DiensUeistung zur Veraeidung eines Scha-
dens unverz\iglich notwendig ist und ein Bediensteter, dessen Wochendienst-

zeit Dicht herabgesetzt ist, Dicht zur Verfügung steht.

I 70
Vorzeitige BeuuSigung

(1) Die Dienstbehörde kann auf Antrag des Beuten die vorzeitige Beendigung

der Herabsetzung der WocheDdienstzeit verfügen, wenn
1. der Grund für die Herabsetzung wegqefallen ist,
2. das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten Dauer der Herabsetzung für

den BeaJIteneine Härte bedeuten würde und
3. keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen.

(2) Die Dienstbehörde bat auf Antrag des Beuten die vorzeitige Beendigung
der Herabsetzung der Wochendienstzeit nach I 67 zu verfügen, wenn der Be-
.. te eine Teilzeitbeschäftigung nach I 15c HSchGbzw. I 13 O.ö. HSchGoder
nach I 7 o.ö• EKUGin Anspruch niaat oder es iII ralle des I 67 Abs. 2 der

Beaate vorzeitig begehrt.

(3) Zeiten, \DI die sich dadurch ein ursprünglich vorgesehener ZeitraWl der
Herabsetzung der Wochendienstzeit nach I 67 Aba. 2 verkürzt, bleiben für
eine neuerliche Herabsetzung der Wochendienstzeit gewahrt.

(4) Die Wochendienstzeit 1st Veaä8 I 67 &bs. 1 neuerlich herabzusetzen,
wenn die Voraussetzungen dafür wieder gegeben sind.
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171
Anspruchauf Erholungsurlaub

(1) Der Beaate hat in jedea ICalenderjahr Anspruchauf Erholungsurlaub.

(2) Der Anspruch auf Erholungsurlaub entsteht in den ersten sechs Honaten
des öffentlich-rechtlichen Dienatverbiltnines ait Beqinn des jeweiligen
Kanates ia AuslIaBvon je einea Zwölftel des jährlichen AusaaBes. Nach
einer ununterbrochenen Dauer des Dienstverhältnisses von sechs Monaten ent-
steht der Anspruch in IfOhedes DOchfür das laufende Kalenderjahr gebühr-

enden restlichen UrlauhsausaaBes. Ab dem nachfolgenden Kalenderjahr ent-
steht der Urlaubsanspruch jeweils ait Jahresbeginn in voller Höhe.

(3) Die Erhöhung des Urlaub.ausaaBes Dach I 80 (Invalide) bleibt beia Ent-

stehen des Urlaubsanapruches währendder ersten sechs Monatedes Dienstver-
hältnisses aUSer Betracht.

I 72
Auaaa des Erholungsurlaubes

(1) Das UrlaubsausaaB beträgt in jedell Kalenderjahr

1. 30 Werktage bei eine. Dienstalter von weniger als 2S Jahren
2. 36 Werktagen

a) bei eins Dienstalter von 2S Jahren,

b) für den Beaaten, der das 51. Lebensjahr vollendet und aindestens zehn
Jahre ia bestehenden Dienstverhältnis zurückgelegt hat,

c) für den Beuten, denen Gehalt zw:üqUch der ruhegenuBfähigen und der
einen Anspruch auf eine ZUlage zu. RuheqenuBbegründenden Zulagen,

in der VerwendungsgruppeC oder einer vergleichbaren Verwendungsgrup-
pe den Betrag des Gehalts der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V,
in der VerwendungsgruppeB oder einer vergleichbaren Verwendung.grup-
pe den Betrag des Gehalts der Gehaltsstufe 4 der Dienstkla.se V,

in der VerwendungsgruppeA oder einer vergleichbaren Verwendung.grup-
pe den Betrag des Gehalts der Gehaltsstufe 5 der Dienstklasse V, er-
reicht hat oder UII höchstens S 25,-- unter diesem Betrag liegt.
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(2) Gilt für einen Beaaten die Fünftagewoche, so ist das AusmaSdes gebühr-
enden Erholungsurlaubes in der Weise UJlzurechnen, daS anstelle von sechs
Werktagen fünf Arbeitstage treten. Ergeben sich bei der UarechnungTeile
von Arbeitstagen, so sind diese auf ganze Arbeitstage aufzurunden.

(3) In den ersten sechs lIonaten des öffentlich-rechtlichen Dienstverhält-
nisses beträgt das UrlaubsausuS für jeden begonnen 1I0nat des Dienstver-
hältnisses ein ZWölftel des jährlichen AusaaSes; § 71 Abs. 2 zweiter und

dritter satz qilt sinnqeaäS.

(4) Indert sich während des laufenden Urlaubsjahres das Beschäftiqungsaus_~__
.. S des BeaJlten, so indert sich auch das AusaS des noch nicht verbrauchten
Erholungsurlaubes entsprechend demneuen BeschäftiqungsausaaS.

(5) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten eines Karenzurlaubes (11 82 und 83)

einer Suspendierung oder einer ungerechtfertigten Abwesenheit vom Dienst,
so qebührt ein Erholungsurlaub, soweit er noch nicht verbraucht worden ist,
in dem AussaS, das dem UJIdie Dauer des Karenzurlaubes, der SusPendierung
bzw. der Abwesenheit verkürzten Kalenderjahr entspricht. Wennjedoch die
Suspendierung aufgehoben wird und das Disziplinarverfahren nicht ZUJI Aus-
spruch einer Disziplinarstrafe führt, gebührt der Erholungsurlaub rückwir-

kend iIl ungekürzten AusaaS.

(7) Unter Dienstalter 1JI Sinne des Abs. 1 ist die Zeit zu verstehen, die
für die Vorrilckunq in höhere Bezüge lI&8qebend ist. ZUJI Dienstalter zählt
für die BrIIi.tUung des UrlaubsausuSes auch eine vor dem 18. Lebensjahr in
eiDem Dienstverhältnis zu einer 1nlänc1i.schenGebietskörperschaft zurQckge-

leqte Zeit. Zeiten, die du aeaaten wegen der Ubentellunq in eine höhere
Verwendungsgruppe nicht anqerecbnet wurden, sind für den Urlaub in demAus-
aa8 anzurechnen, in dem .ie in einer niedrigeren Verwendungsgruppe anre-
chenbar wären. Dea 8eaaten, der ein &bqeschlo.. enes HochschulstudiUJIauf-

weist und einer Verwendungsgruppe angehört, für die die volle Hochschulbil-

dung vorgeschrieben ist, ist die Zeit dieses StudiUJIsfür die Bemessungdes
UrlaubsausmaSesbis zu einem HöchstausmaSvon fünf Jahren anzurechnen. Der ..

(6) Stichtag für die Ermittlung des UrlaubsaussaBes ist jeweils der

30. SepteJlber.
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für das Studium angerechnete Zeitraum veraindert sich insoweit, als dem Be-
amten die Zeit des Studiuas bei der reststeilung des Dienstalters berück-
sichtigt wurde.

I 73
WestleguDg des Irbolungsur-

laubes in Staa4en

(1) Die Dienstbehörde kann das UrlaubsausuS in Stunden bzw. wenn erforder-
lich in Bruchteilen davon ausdrücken, wenn dies ia Interesse des Dienstes
geboten ist und den Interessen der Beaaten nicht zuwiderläuft.

(2) Das UrlaubsausaaS ist auf der Grundlage von Arbeitstagen zu berechnen.
Eine. Arbeitstag entsprechen acht Urlaubsstunden. Wenn die Sechstagewoche
gilt oder wenn ia ralle eines unregelaäSigen Dienstes ein Sa.stagfeiertag
die zahl der Tage veraindert, an denen der Bea.te Dienst zu leisten hat,
sind jedoch keine Stunden aufgrund des Samstagfeiertages dazuzurechnen.

(3) Die Stundenzahl (Abs. 1 und 2)
1. erhöht sich entsprechend, wenn der Beaate einem verlängerten Dienstplan

unterliegt,
2. veraindert sich entsprechend, wenn die Wochendienstzeit des Beamten nach

§ 67 herabgesetzt worden ist.

(4) Dea Beaaten, dessen UrlaubsausaaS in Stunden ausgedrückt ist, sind für
die Zeit seines Erholungsurlaubes so viele Urlaubsstunden bzw. Bruchteile
davon als verbraucht anzurechnen, als er in dieselI Zeitraum nach dem
Dienstplan Dienst zu leisten hätte.

(5) Bei Wegfall der Voraussetzungen für die Uarechnung des Erholungsur-
laubes geaäB Abs. 1 ist ein noch ausstehender Urlaubsrest von Stunden auf
Werktage (Arbeitstage) WlZurechnen. Ergeben sich bei dieser Uarechnung
Bruchteile eines Werktages (Arbeitstages), so ist diser Teil des Erholungs-
urlaubes weiter nach Stunden zu verbrauchen.
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§ 74

Berücksichtigung von Vertragsdienstzeiten und des
Erholungsurlaubes aus eine. Vertragsdienstverhältnis

(1) Für die E'eststellung des ersualigen Anspruches auf Erholungsurlaub
(I 71 Abs. 3) und für die Berechnungdes UrlaubsausaaSes iJI ersten Kalen-
derjahr des öffenUich-rechtlichen Dienstverhältnisses (I 72 Abs. 3) ist
die Zeit eines unaittelbar vorangegangenenVertragsdienstverhältnisses zum
Land Oberösterreich dea öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis voranzu-
setzen. Ein Urlaub, der in eine. solchen Vertragsdienstverhältnis für das-
selbe Kalenderjahr bereits verbraucht wurde, ist auf das deli Beuten ge-
bührende UrlaubsausaaS anzurechnen.

(2) Hat der Beute aus dea ia Abs. 1 genannten Vertragsdienstverhältnis ein
Urlaubsquthaben aus früheren Kalenderjahren, so darf er den Erholungsurlaub
i.II öffenUich-rechtlichen Dienstverhältnis verbrauchen. Dieser Erholungsur-
laub verfällt, wenner auch bei E'ortbestand des Vertragsdienstverhältnisses

verfallen wäre.

1 7S
Verbrauch des Erholungsurlaubes

(1) Der Erholungsurlaub kann nur nach Tagen oder nach eine. Vielfachen von
Tagen, bei stundenweiser E'estlequng auch stundenweise bzw., wenn erforder-
lich auch in Bruchteilen davon gewährt und verbraucht werden.

(2) Die kalenderaäBige E'esUequng des Erholungsurlaubes ist unter Berück-
sichtigung der dienstlichen Interessen vorzunehaen, wobei auf die persön-
Lichen Verhältnisse des seaaten angeaessen Rücksicht zu nehaen ist. Soweit
nicht zwingendedienaUiche Gründe entgegenstehen, hat der Beaate Anspruch,
die Hälfte des ErbolUDgsurlaubesungeteilt zu verbrauchen.
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§ 76

Unterbrechung des Erholungsurlaubes und

Verhinderung des Urlaubsantrittes

(1) Die kalenderaäBige Festlegung des Erholungsurlaubes schlieBt eine aus

besonderen dienstlichen Rücksichten gebotene abändernde Verfügung nicht
aus. Der Antritt oder die Fortsetzung des Erholungsurlaubes ist, sobald es
der Dienst zuläBt, zu enaäglichen.

(2) Konnte ein Beaater wegen einer solchen abändernden Verfügung den Erho-
lungsurlaub nicht zum festgesetzten Tag antreten, oder ist der Beaate aus
du Urlaub zurückberufen worden, so sind iJua die hiedurch entstandenen un-
venaeidlichen Mehrauslagen zu ersetzen, soweit sie nicht gelläB § 12 der
O.ö. Landesreisegebührenvorschrift zu ersetzen sind. Die Ersatzpflicht um-
faBt auch die entstandenen unvenaeidlichen tlehrauslagen für die ait ihJI i.JI

gueinsuen Haushalt lebenden nahen Angehörigen (§ 84 Abs. 2), wenn ihnen
ein Urlaubsantritt oder eine fortsetzung des Urlaubes ohne den Beallten
nicht zumutbar ist.

I 77
Verfall des Erholungsurlaubes

(1) Nach Ablauf von zwei Jahren ab dea Ende des Urlaubsjahres, in du-.er
entstanden ist, verfällt die Hälfte des noch nicht verbrauchten Urlaubsan-
spruchs, der Rest nach Ablauf von drei Jahren ab du Ende des Urlaubsjah-
res , in du er entstanden ist.

(2) Hat der Beute einen ltarenzurlaub nach den U lS bis lSb und 1Sd tISchG
bzw. U 10 bis 12 und 14. O.ö. IIScbGocler nach den 1I 2 bis S und 8 O.Ö.
EKtJGin Anspruch geno_en, so vi.rd der Verfallsterain UII jenen Zeitraum
hinausgeschoben, UII den dieser Karenzurlaub das lusaaB von zehn Monaten
übersteigt.

(3) Hit dea Enden des DienstVerhältnisses, der Versetzung oder dea Über-

tritt des Beaaten in den Ruhestand erlischt der Anspruch auf einen allfäl-
ligen Urlaubsrest.
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§ 78
Vorgriff auf künftige Urlaub.ansprüche

Oe. Bea.ten kann bei Vorliegen besonders berücksichtigungswürdiger Ullstände
auf seinen Antrag der Verbrauch des ganzen oder eines Teiles des ill
nächsten Kalenderjahr gebührenden Erholungsurlaubes gestattet werden.

I 79
ErkraDkullgwährenddes Erhol111l9surlaubea

(1) Erkrankt ein Beallter während des Erholungsurlaubes, ohne dies vorsätz-
lich oder grob fahrlässig herbeigeführt zu haben, so sind auf Werktage (Ar-

beitstage) fallende Tage der ErkranJamg, an denen der Beaate durch die Er-
krankung dienstunfähig war, auf das UrlaubsausuS nicht anzurechnen. Ist
das UrlaubsausaaS des Beamten in Stunden ausgedrückt, so sind SO viele
Stunden auf das UrlaubsausuS nicht anzurechnen, wie der Beamte wilbrendder

Tage seiner Erkrankung Dienst zu leisten hätte.

(2) Der Beaate hat der Dienststelle, die den Erholungsurlaub festlegt, nach
dreitägiger Krankheitsdauer die Erkrankung unverzüglich aitzuteilen. Ist
dies aus Gründen, die nicht VOll Beamtenzu vertreten sind, nicht .öglich,
so gilt die Mitteilung als rechtzeitig, wenn sie unaittelbar nach Wegfall
des Hinderungsgrundes nachgeholt wird. Beia Wiederantritt des Dienstes hat

der Beute ohne schuldbafte Verzögerung ein irztliches Zeugnis oder eine
Bestätigung des zuständigen Itrankenversicherungstrigers oder der ltrankenan-
atalt über Beginn und Dauer der Dienstunfähigkeit vorzulegen. lto_t der

Beaate diesen Verpflichtungen nicht nach, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden.

(3) Erkrankt ein Beaater, der während eines Erholungsurlaubes eine dea Er-

holungszweck des Urlaubes widersprechende Erwerbatätigkeit ausübt, so ist
&b6. 1 nicht anzuwenden, wenndie ErkranJamg ait dieser Erwerbstätigkeit in

ursächlichea ZUSaaaenhangsteht.

(1.,

(4) Die Bestiaaungen der Abs. 1 bis 3 gelten auch für den Beaaten, der in-

folge eines Unfalles dienstunfähig war.
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§ 80
Erhöhung des UrlaubsausaaSes für Invalide

(1) Der Beaate hat ab dem der Feststellung folgenden Kalenderjahr Anspruch
auf Erhöhung des UrlaubsausaaBes ua zwei Werktage, wenn eine der folgenden
Voraussetzungen geqeben ist:
1. Bezug einer Rente aufgrund des Krieqsopferversorqungsgesetzes 1957, des

OpferfürBorgeqesetzes oder des Heeresversorgungsgesetzes wegen Minderung
der Erwerbsfähigkeit;

2. Bezug einer Rente als Folge eines Dienstunfalles oder einer Berufs-
krankheit i.a Dienst einer -Gebietskörperschaft;

3. Besitz eines Bescheides geaäS § 14 Abs. 1 oder 2 des Behindertenein-
stellungsgesetzes

4. Besitz einer Gleichstellungsbescheinigung geaäB § 13 Abs. 2 des Invali-
deneinstellungsgesetzes 1953, BGB1.Kr. 21, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl.Kr. 55/1958 oder gemäS I 13 Abs. 2 des Invalideneinstel-
lungsgesetzes 1969, in der Fassung vor dem Inkrafttreten des Bundesge-
setzes BGB1.Nr. 329/1973.

(2) Das im Abs. 1 genannte AusaaS von zwei Werktagen erhöht sich bei einer
Minderung der Erwerbsfähigkeit von aindestens
1. 30 v.H. auf 3 Werktage,
2. 40 v.H. auf 4 Werktage,
3. SO v.H. auf 5 Werktage,
4. 60 v.H. auf 6 Werktage.

(3) Der blinde Beute hat jedenfalls Anspruch auf Erhöhung des Urlaubsaus-
aaSes ua sechs Werktage.
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§ 81
SoDderur1auh

(1) oe. 8eaaten kann auf sein Ansuchenaus wichtigen persönlichen oder fa-
Ililiären Gründenoder aus eine. sonstigen besonderen AnlaS ein Sonderurlaub

vewährt werden.

(2) für die Zeit des Sonderurlaubes behält der Beaate den Anspruch auf die

vollen Bezüge.

(3) Der Sonderurlaub darf nur gewährt werdenI wenn keine zwingenden
dienstlichen Erfordernisse entgegenstehen I und darf die dem AnlaS angemes-

sene Dauer nicht übersteigen.

(4) Sonderurlaub kann auch stundenweise gewährt und verbraucht werden.

§ 82
ltarenzurlauh

(1) oe. BeaJIten kann auf sein Ansuchenein Urlaub unter Entfall der Bezüge
(Karenzurlaub) gewährt werdenI sofern nicht zwingende dienstliche Gründe

entgegenstehen .

(2) Die Zeit des Karenzurlaubes ist für RechteI die von der Dauer des
Dienstverhältnisses abhängenI nicht zu berücksichtigen, soweit in den Be-

soldunqsvorschriften nicht anderes bestiaat ist.

(3) Sind für die Gewährungeines ltarenzurlaubes andere als private Interes-
sen des Beuten aa8gebend oder lieqen berück.sichtigunqswürdige Gründe vor I
so kann die Dienstbehörde verfi1qenl daS die qUÄS u.. 2 Il1t der Gewährung
des lCarenzurlaubes verbundenen !'olgen nicht oder nicht 1a vollen Uafang
eintreten; dies gilt auch insbesondere für den Dienst bei internationalen

OrganisationenI bei denen österreich Hitglied 1st.
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§ 83
Karenzurlaub zur Pflege eines behi.nderten Kindes

. :(l)e'Dea Beuten ist auf sein Ansuchen ein .Urlaub 'Unter Entfall der Bezüge

zu gewähren (Karenzurlaub) , wenn er sich der Pflege eines i.JI gemeinsamen

Haushalt lebenden behinderten Kindes wi~et, für das erhöhte FaJlilienbei-

hilfe ia Sinne des I 8 Abs. 4 des Fuilienla.tenausgleichsgesetzes 1967,
gewährt wird, und seine Arbeitskraft aus diesea Crund gänzlich beansprucht

wird (Abs. 2), längs tens jedoch bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres des

Kindes. Der geaeinsue Haushalt besteht weiter, wenn sich das behinderte

ltind nur zeitweilig wegen Hei1behandlung auBerhalb der Hausgemeinschaft
aufhält.

(2) Eine gänzliche Beanspruchung der Arbeitskraft i.JI Sinne des Abs. 1 liegt
vor, solange das behinderte Kind

1. das Alter für den Beginn der allgemeinen Schulpflicht (§ 2 des Schul-

pflichtgesetzes 1985) noch nicht erreicht hat und ständiger persönlicher
Hilfe und Pflege bedarf oder

2. während der Dauer der allgeaeinen Schulpflicht wegen Schulunfähigkeit

(I 15 des Schulpflicbtgesetzes 1985) entweder von der allgemeinen Schul-

pflicht befreit ist oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege bedarf
oder

3. nach Vollendung der allg~aeinen Schulpflicht und vor Vollendung des

30. Lebensjahres dauernd bettlägerig ist oder ständiger persönlicher
Hilfe und Pflege bedarf.

(3) Der Beute hat den Antrag auf Gewährung des ltarenzurlaubes spätestens

zwei Monate vor dea gewollten Wirksaakeitsbeqinn zu stellen.

(4) Der Beute hat den Wegfall einer der Voraussetzungen für die

ICarenzierunq (Abs. 1 und 2) innerhalb von zwei Wochenzu aelden.

(5) Die Zeit des ltarenzurlaubes zur Pflege eines behinderten lCindes gilt

als ruhegenuBfähige Dienstzeit ist aber für Rechte, die von der Dauer des

Dienstverhältnisses abhängen, nicht zu berücksichtigen, soweit in den Be-

soldungsvorschriften nicht anderes bestiaat ist.
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(6) Die Berücksichtigung als ruhegenuBfähige Dienstzeit endet mit dem Ende

des Kalenderaonates / in dem eine der Voraussetzungen gemäB Abs. 1 und 2

weggefallen sind.

(7) Die Dienstbehörde kann auf Antrag des Beamten die vorzeitige Beendigung

des ltarenzurlaubes verfügen, wenn

1. der Grund für die Karenzierung weggefallen ist,

2. das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten Dauer des Karenzurlaubes für

den Beaaten eine Härte bedeuten würde und

3. keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen.

I 84

Pfleqefreistel1ung

..

(1) Der Beaate hat- unbeschadet des I 81 - Anspruch auf Pflegefreistellung,

wenn er aus ein.. der folgenden Gründe nachweislich an der Dienstleistung

verhindert ist:
1. wegen der notwendigen Pflege eines ia geaeinsuen Haushalt lebenden er-

krankten oder verunglückten nahen Angehörigen oder

2. wegen der notwendigen Betreuung seines Kindes, Wahl- oder Pflegekindes,

wenn die Person, die das Kind ständig betreut hat/ aus den Gründen des

I lSb Abs. 2 Z. 1 bis 4 MSchGbzw. I 12 Abs. 2 Z. 1 bis 4 O.ö. MSchGfür

diese Pflege ausfällt.

(2) Als nahe Angehörige sind der Ehegatte und Personen anzusehen, die .it

dea Beaaten in gerader Linie verwandt sind, ferner Geschwister / Stief- /

Wahl- und Pflegekinder sowie die Person, ait der der Beute in Lebensge-

aeinschaft lebt.

,.

(3) Die Pflegefreisteilung Dach Abs. 1 darf :iII ICalenderjahr das AusaaB der

auf eine Woche entfallenden dienstplanaäSigen Dienstzeit des Beuten nach

I 64 A.bs. 2 oder 6 oder nach den 11 67 bis 69 nicht übersteigen.

(4) Darüber hinaus besteht - unbeschadet-desl-81 _. Anspruch auf Pf-lege-'-

freistellung bis zua KdchstAusaaS einer weiteren Woche der ia Abs. 3 ange-

führten Dienstzeit iJI Kalenderjahr, wenn der Beamte
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1. den AnSPruch auf Pfleqefreistellung nach Abs. 1 verbraucht hat und
2. wegen der notwendigen Pflege seines ia gemeinsamen Haushalt lebenden er-

krankten kindes, Wahl- oder Pflegekindes, das das 12. Lebens jahr noch
nicht überschritten hat, an der Dienstleistung neuerlich verhindert ist.

(5) Die Pflegefreistellunq kann tageweise, halbtageweise oder· in vollen
Stunden in Anspruch geno .. en werden. Verrichtet der Be..te jedoch Schicht-
oder Wechseldienat oderunrege1aäSigen Dienst, ist die Pflegefreistellung
in vollen Stunden zu verbrauchen.

(6) Indert sich das Aus.. S der dienatplanaäSigen Wochendienstzeit des Be-
.. ten während des Kalenderjahres, so ist die in diese. Kalenderjahr bereits
verbrauchte Zeit der Pflegefreistellung in dem AusaaS uazurechnen, das der
Inderung des Ausaases der dienstpl8lUläSigen Wochend.i.enstzeit entspricht.
Bruchteile von Stunden sind hiebei auf volle Stunden aufzurunden.

(7) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten einer Pflegefreistellung in einem dem
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis unmittelbar vorangegangenen ver-
traglichen Dienstverhältnis zum Land, so ist diese ia vertraglichen Dienst-
verhältnis zum Land bereits verbrauchte Zeit der Pflegefreistellung auf den
ia öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis bestehenden Anspruch auf Pflege-
freisteilung anzurechnen. Hat sich das AusaS der auf eine Woche
entfallenden dienstplanaäBigen Dienstzeit geändert, ist dabei auch Abs. 6
anzuwenden.

(8) Ist der Anspruch auf Pflegefreistellung erschöpft, so kann zu einem in

Abs. 4 genannten ZWeck noch nicht verbrauchter Erholungsurlaub ohne vorhe-
rige kalenderaäSige Feltlequng angetreten werden.



166

§ 65
Dienstbefreiung für Kuraufenthalt

(1) oell Beaaten ist auf Antrag für die Dauer eines Kuraufenthaltes Dienst-

befreiung zu gewähren, wenn
1. ein Sozialversicherungsträger oder ein Landesinvalidenaat die Kosten der

Kur trägt oder einen Iturkostenbeitrag leistet und
2. die Kur in der Benützung einer Kineralquelle oder eines Moorbadesoder

iJI Aufenthalt in ein.. vorgeschriebenen Kliaa oder in der
therapeutischen Anwendungvon kalteIl Wasser (soqenannte "Kneipp-Kuren")

besteht und ärztlich überwacht wird.

(2) Bei der zeitlichen Einteilung der Dienstbefreiung ist auf zwingende

diensUiche GründeRücksicht zu nehJlen.

(3) Dem Beaaten ist auf Antrag auch für die Dauer der Unterbringung in

eine. Genesungsheia Dienstbefreiung zu gewähren, wennder Beaate zur völ-
ligen Herstellung der Gesundheit von einem Sozialversicherungsträger oder
eine. Landesinvalidenaat nach ein.. chirurgischen Eingriff oder nach einer
schweren Erkrankung in ein GenesungsheiJIeingewiesen wird und die Kosten
des Aufenthaltes i.JI Genesungsheia VOll Landesinvalidenaat oder VOll Sozial-

versicherungsträger getragen werden.

",

(4) Für den Beaaten, der iJI Ausland bei einer österreichischen Dienststelle
oder als Vertret.er (Beobacht.er) ÖSterreichs bei einer zwischenstaatlichen
organisation seinen Dienst versieht, gelt.en die Voraussetzungen der Abs. 1
und 3 auch dann als erfüllt, wennnach de. Gutacht.eneines Sozialversiche-
rungsträgers die aedizinischen Voraussetzungen fürcüe Gewährungeines Kur-
aufenthaltes oder für die Einweisung in ein GenesungsheiJIvorlieqen.

(5) Eine Dienstbefreiuog nach lbs. 1 und 3 gilt als eine durch Krankheit.

verursachte Abwesenheitvo. Dienst..
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8. ABSCHNITT

Sonstige Rechte des Be •• ten

I 86
Bezüge

Der Beaate hat nach HaSgabe besonderer landesgesetzlicher Vorschriften An-
spruch auf Bezügeoder Ruhebezüge.

I 87
lCrankenfürsorge Eür o.ö. Lanc1esbea.te

(1) Das Land hat durch eine Einrichtung ohne eigene Rechtspersönlichkeit
für Landesbeaate Krankenfürsorge aindestens in jene. AusaaS aicherzustel-
lenl dAs der Gleichwertigkeit ia Sinne des I 2 des Beaaten-Kranken- und Un-
fallversicherungsgesetzes (B-KUVG)entspricht. Diese Einrichtung hat die

Bezeichnung "Krankenfürsorge für oberösterreichische Landesbeamte" zu füh-
ren.

(2) Nähere Bestiaaungen über Organisation und Tätigkeit der Krankenfürsorge
für oberösterreichische Landesbeaate sowie über den Kreis der Mitglieder
sind in einer Satzung so zu regeln I daS die Gleichwertigkeit i.Jl Sinne des
Abs. 1 für den erfaSten Personenkreis gewährleistet ist.

(3) Die Mittel zur Bestreitung der Aufwendungender Krankenfürsorge für

oberösterreichische Landesbeaate werden durch Beiträge des Dienstgebers und
der Dienstnehaer aufgebracht.

(4) Die Höhedes allgeaeinen Beitrages ist in der Satzung entsprechend den

Anforderungen einer auareicheD4enlCrankenfünorge (einschlieSlich eines an-
geaeuenen Maßes an freiwilligen Leistungen) in Prozenten der Beitrags-
grundlage festzusetzen.

(5) Die Beitrag. grundlage ist in der Satzung unter Beclachtnahae auf die

entsprechende Regelung für die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter
festzusetzen. Eine allfällige ~ochstbeitragsqrundlage ist jedoch höher
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festzusetzen als die für die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter
geltende.

(6) Von den Sonderzahlungen sind Sonderbeiträge ait dea gleichen Bundert-
.atz wie für die allgeaeinen Beiträge zu leisten. Biebei sind die in einem
Kalenderjahr fällig werdenden Sonderzahlungen bis zu. doppelten Betrag der
für Jänner dieses Jahres geltenden ~öchstbe1tragsgrundlage (Abs. 5) zu be-
rücksichtigen.

(7) Von den nach den Abs. 4 bis 6 festgesetzten Beiträgen entfallen je die
Hälfte auf den Dienstgeber und den Dienstnehaer, sofern nicht aufgrund be-
.onderer Uastände für bestiaate Fälle in der Satzung Sonderregelungen ge-
troffen werden.

(8) In der Satzung sind folgende Arten von Beitragszuschlägen festzusetzen:
1. ein Beitragszuschlag des Dienstgebers zur Bestreitung von Auslagen der

erweiterten Heilbehandlung und der aedizinischen Maßnahmen der Rehabili-
tation,

2. ein Beitragszuschlag der Mitglieder oder bestiJmter Gruppen von Mit-
gliedern, wenn dies zur Deckung der Kosten der Krankenfürsorqe erforder-
lich ist.

Für diese Beitragszuschläge gilt Abs. 6 sinngemäB.

(9) Soweit die Kosten der Krankenfüraorqe für oberösterreichische Landesbe-
_te nicht durch Beiträge gedeckt sind, trägt die Kosten das Land.

..
I 88

Dieut- und .aturalwohllung

(1) DelI Beuten kann 1a Rahaen des Dienstverhältnisses eine Dienst- oder
lIaturalwohnung zuqewiesen werden. Dienstwohnung ist eine Wohnung, die der
Beaate zur Erfüllung .einer diensUichen Aufgaben beziehen aUS .
Haturalwohnung ist jede andere Wohnung.
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(2) Die Dienst- oder Naturalwohnung wird durch Bescheid der Dienstbehörde

zugewiesen oder entzogen. Durch die Zuweisung wird kein Bestandverhältnis
begründet.

(3) Jede bauliche Veränderung der Dienst- oder Naturalwohnung, die sich

nicht aus du gewöhnlichen Gebrauch ergibt, bedarf der Zusti_ung der
Dienstbehörde.

(4) Die Dienstbehörde kann die Dienst- oder Naturalwohnung entziehen, wenn

1. der Beaate an einen anderen Dienstort versetzt wird oder aus deli Dienst-
stand ausscheidet oder

2. die Benützung zur Erfüllung der dienstlichen Aufgaben des Beamten nicht
.ehr erforderlich ist oder

3. ein Verhalten gesetzt wird, das einen lCündiqungsqrund nach Hietrecht
darstellen würde oder

4. die Wohnungauf eine Art verwendet werden soll, die in höherem HaSe der

Interessen der Verwaltung dient als die gegenwärtige Verwendung oder

5. der Beaate die Dienst- oder Haturalwohnung oder Teile derselben dritten
Personen überlassen hat.

(5) Ist eine Dienst- oder Haturalwohnung entzogen worden, so hat sie der

Beamte innerhalb der ortsüblichen Frist zu räuaen. Die Räuaungsfrist kann,

wenn es das dienstliche Interesse erfordert, bis auf einen Monat herabge-

setzt werden. Eine Verlängerung der Räuaungsfrist bis auf insgesallt ein

Jahr ist zulässig, wenn der Beaate glaubhaft aacht, daS es ihm nicht gelun-

gen ist, innerhalb der Räuaungsfrist eine andere Wohnaäqlichkeit zu erhal-
ten.

(6) Die Abs. 2 bis 5 gelten sinngeaä8 auch für die Grundstücke, Hausgärten,

Garagen und Abstellplätze, es sei denn, daS für die Benützung eine privat-
rechtliche Vereinbarung .. 8qebend 1st.

(7) Die Dienstbehörde kann du 8eaaten, der an einen anderen Dienstort ver-

setzt WUrde, du 8eaaten des Ruhestandes oder den Hinterbliebenen des Be-

aaten, die llit diesea bis zu dessen Tod 1a gueinsuen Haushalt gelebt ha-

ben, so lange die tatsächliche Benützung der Naturalwohnung gestatten, als
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diese nicht für einen Bea.ten des Dienststandes dringend benötigt wird.
Abs. 2 zweiter Satz und Ahs. 3 bis 6 gelten sinngeaäB.

9. ABSCHNITT
VerweDdunq des .... ten

(1) Jeder Be.. te, der nicht vo. Dienst freigestellt, aUSerDienst gestellt
oder suspendiert ist, ist in einer Dienststelle ait der WahrnehJIungvon
Aufgaben zu betrauen, die qrundsätzlich seiner Verwendungsgruppeund

Dienstklasse entsprechen.

(2) Mit seiner ZustiJuaungund wenner die Eignunghiefür aufweist, kann der
Beaate zur Besorgung von Aufgabenherangezogen werden, die regelaäBig von
Bea.ten einer höheren Verwendungsgruppeoder einer höheren Dienstklasse
ausgeübt werden, falls entsprechend eingestufte, für diese Verwendungge-

eignete Beaate nicht zur Verfügungstehen.

(3) Der Beute ist verpflichtet, vorübergehend auch Aufgaben zu besorgen,
die nicht zu den Dienstverrichtungen der betreffenden Dienstklasse oder
Verwendungsgruppegehören, wennes ia Interesse des Dienstes notwendig ist.

(4) Der Beute 1st verpflichtet, die in seinen Aufgabenkreis fallenden
D1ensUeistungen iJmerhalb der Grenzendes Landes Oberästerreich sowie bei

allen Dienststellen des Landes zu verrichten.
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§ 90

.ebentätigkeit

(1) Dea Beaaten können ohne unaittelbaren Zusaaaenhang ait den dienstlichen

Aufgaben, die ihII nach dies.. Landesgesetz obliegen, noch weitere Tä-

tigkeiten für das Land in einu anderen Wirkungskreis übertragen werden.

(2) Eine lIebentätigkeit liegt auch vor, wenn der Beute auf Veranlassung

seiner Dienstbehörde eine Funktion in Organen einer juristischen Person des

privaten Rechts, deren Anteile ganz oder teilweise ia Eigentua des Landes

stehen, oder in Organen einer juristischen Person des öffentlichen Rechts
ausübt.

(3) Der BeaJIte,

1. dessen Wochendienstzeit nach den f 67 herabgesetzt worden ist, oder

2. der eine Teilzeitbeschäftigung nach § lSc KSchGbzw. § 13 O.ö.MSchGoder

nach f 7 O.ö. EKUGin Anspruch niaat, oder

3. der sich in ein .. Karenzurlaub befindet,

darf eine Nebentätigkeit nur ausüben, wenn und insoweit die Dienstbehörde

dies genehaigt. Die Hebentätigkeit darf dem Grund der nach Z. 1 bis 3 ge-
troffenen MaBnahmenicht Widerstreiten.

(4) Soweit für diese Hebentätigkeit nicht Bestiuungen eines anderen Lan-

desgesetzes oder Bundesgesetzes oder eines privatrechtlichen Vertrages aaB-

geblich sind, kann du Beuten eine gesonderte Entschädigung gewährt wer-

den, die ia Einzelfall Wlter Bedachtnahae auf den Uafang (insbesonders

aUSerhalb der Regeldienstzeit) und die Bedeutung der Rebentätigkeit festzu-
setzen ist.
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§ 91
Dienstzuteilung

(1) Eine Diensuuteilung liegt vor, wennder ,Beaate,vorübergehend einer an-
deren Dienststelle zur Dienstleistung zugewiesen wird und für die Dauer
dieser ZUWeisungait Aufgabendieser Dienststelle betraut wird.

(2) Eine Dienstzuteilung ist nur aus dienstlichen Gründen zulässig. Sie
darf ohne schrifUiche ZUStiaaungdes Beuten höchstens für die Dauer von
1nsges.. t 90 'lagen in einea Kalenderjahr ausgesprochen werden.

(3) Eine darüber hinausgehende Dienstzuteilung ist ohne Zustimmungdes Be-

aaten zulässig
1. wenn der Dienstbetrieb auf andere Weise nicht aufrechterhalten werden

kann, bis zur Dauer von eine. Jahr, oder
2. zu. Zweckeiner Ausbildung.

(4) Bei einer Dienstzuteilung ist auf die bisherige Verwendungdes Beamten
Bedacht zu nehaen, bei einer Dienstzuteilung an einen anderen Dienstort
aUSerdea auf seine persönlichen, familiären und sozialen Verhältnisse.

(5) Die Abs. 2 bis 4 sind auch bei einer Verwendungin einer AuBenstelle,
die au8erhalb des Dienstortes liegt, anzuwenden.

I 92
Verset.zung

(1) Eine Versetzung liegt vor, wenn der Beute nicht nur vorübergehend
(I 91) einer anderen Dienstst.elle zur Dienst.leistung zugewiesenwird.

(2) Eine Versetzung von bts wegen 1st zulässig, wenn ein wichtiges

diensUiches Interesse daran besteht. Vährend des provisorischen Dienstver-
hältnisses iat eine Versetzung auch ohne ein wichtiges dienstliches Inter-
e8l5ezulässig.
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(3) Bei einer Versetzung an einen anderen Dienstort von Amts wegen ist auf
die persönlichen, faailiären und sozialen Verhältnisse des Beaaten Bedacht
zu nehaen. Eine Versetzung ist unzulässig, wenn sie für den Beuten einen
wesentlichen wi.rt.achafUichen Nachteil bedeuten würde und ein anderer ge-
eigneter Beaater, bei dea dies nicht der Fall ist, zur Verfügung steht.

(4) Ist die Versetzunq des Beaaten von bts wegen in Aussicht genouen, so
1st er davon schriftlich unter Bekanntgabe seiner neuen Dienststelle und
Verwendungait du Beifügen zu verständigen, daS es ihII freisteht, gegen
die beabsichtigte IlaSnahaebinnen zwei Wochennach Zustellung Einwendungen
vorbringen. Werden innerhalb dieser rrist keine EinWendungenvorgebracht,
so gilt dies als Zustiaaung zur Versetzung.

(5) Die Versetzung ist ait Bescheid zu verfügen.

I 93

Verwendungs änderung

(1) Die Abberufung des Beuten von seiner bisherigen Verwendungunter Zu-
weisung einer neuen Verwendungist einer Versetzung gleichzuhalten, wenn

1. durch die neue Verwendungin der Laufbahn des Beaaten eine Verschlechte-
rung zu erwarten ist, oder

2. die neue Verwendungder bisherigen Verwendungdes Beaaten nicht ain-
destens gleichwertig ist.

(2) Einer Versetzung ist ferner die Abberufungdes Beaaten von seiner bis-
herigen Verwendunqohne gleichzeitige ZUweisung einer neuen Verwendung
gleichzuhalten.

(3) .lbs. 1 gilt Dicht für die ZUweisung einer vorübergehenden Verwendung,

soweit ihre Dauer 90 ltalendertage nicht übersteigt. Ab•. 1 gilt ferner

nicht für die Beendigungder vorläufigen lusübung einer höheren Verwendung
zur Vertretunq eines an der Dienstausübunq verhinderten oder zur proViso-

rischen l"ührung der !'unktion an Stelle des aus dieser !'unktion ausgeschie-
denen Beuten.
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(4) Endet der Zeitraum einer befristet zugeordneten leitenden Funktion im
Sinne des I 8 bzw. I 12 des O.ö. Objektivierungsgesetzes 1990, LGBl.Nr.96,
ohne Weiterbestellung und verbleibt der Beaate i.JI Dienststand, so ist er
auf einen aindestens gleichwertiqen Dienstposten zu ernennen wie den,
welchen er vor seiner Betrauunq ait der leitenden Funktion innehatte.

(3) Für die Dauer einer solchen Entsendunggilt die betreffende Einrichtung

als Dienststelle.

r,

(5) Unterbleibt eine solche Ernennung, so gilt er als auf einen gleichwer-
tigen Dienstposten wie den, welchen er unaittelbar vor seiner Betrauunq lli.t
der leitenden Funktion iIl Sinne des I 8 bzw. I 12 des O.ö.

Objektivierungsgesetzes 1990 innehatte, ernannt.

.j

(1) Die Dienstbehörde kann den Beaaten ait seiner ZustiJmung zu einer Ein-

richtung iJa Inland oder ia Ausland entsenden.

(2) Der Beaate kann ia Sinn des Abs. 1
1. zu Ausbildungszweckenoder
2. als zugeteilter Bediensteter oder
3. als Nationaler Experte
entsendet werden.

(4) Sofern der Beaate für die '1'ätiqkeit, zu der er entsandt worden ist,
oder 111zuaaaaenhang ait dieser '1'"ät1qkeitZUWendungenvon Dritten erhält,

bat er diese dea Land Oberösterreich abzuführen.
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§ 95
Verwendungsbeschränkungen

(1) Sind für die Ausübungeiner Tätigkeit Erfordernisse vorgeschrieben, so
darf der Beute, der diese Erfordernisse nicht erfüllt, zu dieser Tätigkeit
nur herangezogen werden, wenn von der Nichterfüllung dieser Erfordernisse
nach diese. Landesgesetz .achsicht erteilt werden kann und die Ausübungder
Tätigkeit nicht nach anderen Rechtsvorschriften unzulässig ist.

(2) Beute, die aiteinander verheiratet sind, die zueinander in eine. Wahl-
kindschaftsverhältnis stehen oder die aiteinander in auf- oder absteigender
Linie oder bis einsch1ieBlich ZWIdritten Grad der Seitenlinie verwandt
oder verschwägert sind, dürfen nicht in folgenden Naheverhältnissen verwen-
det werden:

1. Weisungs- oder Kontrollbefugnis des einen gegenüber dea anderen Beaaten,
2. bei der Verrechnungoder Geld- oder Haterialgebarung.

(3) Ausnahaenvon den Verwendungsbeschränkungendes Abs. 2 können genehmigt
werden, wenn aus besonderen Gründen eine Beeinträchtigung dienstlicher In-
teressen nicht zu befürchten ist.

I 96
Verwendung.beschränkungfür EWR-Bürger

Beute, die nicht die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, dürfen
nicht auf Arbeitsplätzen verwendet werden, die ein Verhältnis besonderer
VerbWldenheit sowie die Gegenseitigkeit von Rechten und Pflichten voraus-
setzen, die der österreichiachen Staatsbürgerschaft Zugrundeliegen• Solche
Verwendungens1n4 inabesonclere jene, die

1. die unaittelbare oder aittelbare Teilnahae an der Besorgung hoheitlicher
Aufgabenoder

2. die Wahrnehaungallgeaeiner Belange des Staates beinhalten.
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10. ABSCHNITT

Dienstbeurteilung

I 97
Ulge.eilles

(1) Beaate der Dienstklas.e I der Verwendung.gruppeE, D und C, der Dienst-
k1a.se 11 der Verwendungsgruppe B, der Dienstklasse III der Verwendungs-
gruppe A sowie alle ia provisorischen Dienstverhältni. befindlichen Beaaten
und jene Beaaten, deren letzte Gesaatbeurteilung nicht llindestens auf "gut"
lautet, sind alljährlich für das vergangene ICalenderjahr zu beurteilen.

(2) Beaate der Dienstklasse III der Verwendungsgruppe E, der Dienstklasse
IV der Verwendungsgrupp0, der Dienstklasse V der Verwenc1W1gsgruppeC, der
Dienstklasse VII der Verwendungsgruppe B und der Dienstklassen VIII und IX
der VerwendungsgruppeA sowie die nicht zu dies.. Personenkreis gehörenden
Beaaten, hinsichtlich derer die ZUständigkeit zur Abfa.. ung der Dienstbe-
schreibung iJI I 101 Abs. 2 Z. 4, 5 und 6 geregelt ist, sind nur in denE'äl-
180 - und zwar für das jeweils letzte Kalenderjahr - zu beurteilen, in
denen die Dienstbeurteilung für eine dienstrechtliche Ha8nalulevon Bedeu-
tung ist.

(3) Die übrigen Beaaten sind alle drei Jahre für das letzte Kalenderjahr zu
beurteilen. Beaate der Verwendungsgruppe C sind in der Dienstklasse IV, Be-
aate der Verwendungsgruppe B in der Dienstklasse VI und Beaate der Verwen-
d\mgsgruppe A in der Dienstklasse VII nur eimaal zu beurteilen. Oie Bestia-
aungen der Abs. 4 und 5 bleiben unberührt.

."

(4) Beaate, die nicht für jedes Kalenderjahr zu beurteilen sind (Abs. 2 und
3), sind zusätzlich für das Kalenderjahr zu beurteilen, für das die Dienst-

behörde eine "eststellung nach I 10 Abs. 3 des Gehaltsgelet.zes1956 in der
al. landesgesetzliche Vorschrift für Landesbeaate geltenden fassung benö-

tigt oder für das die Dienstbehörde eine feststellung, ob die Gesa;atbeur-
teilung gegenüber der letzten zu ändem sei, für notwendighält.

(5) Der Beaate ist auf seinen Antrag zu beurteilen, wenner geltend .acht,
daS für ein Kalenderjahr, für das er nach den Abs. 2 und 3 nicht zu beur-
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teilen ist, eine bessere als die letzte Gesaatbeurteilung angemessensei.
Der Antrag ist bis spätestens 31. Jänner des auf dieses Kalenderjahr fol-
genden Jahres a Dienstwege einzubringen; der Beute hat anzugeben, in
welchen Punkten der Dienstbeschreibung (I 101) er eine Abänderungbegehrt,
die zu einer anderen Gesutbeurteilung führen könnte.

(6) Werdendienst- und besoldungsrechtliche Vorschriften geändert, so kann
der Beaate innerhalb von drei Honaten nach Inkrafttreten dieser lnderung
eine Dien.stbeurteilung beantragen, wenn diese für die Anwendungder ge-
änderten dienat- W1dbelo1duncJarechtlichen Vorschriften auf den Beuten von
Bedeutung ist. Hit Ausnahaeder !'rist ist auf diesen Antrag Ahs. 5 sinnge-
üB anzuwenden.

(7) Bei Vorliegen eines besonderen Anlasses kann die Dienstbehörde ab-
weichend von den Abs. 1 bis 6 auch für eine ICalenderhalbjahr ein Dienstbe-
urteilungsverfahren einleiten; unter denselben Voraussetzungen hat sie ein
solches auf Antrag des Beaaten einzuleiten.

I 98
Durchführungder Dienstbeurteilung

(1) Die Durchführung der Dienstbeurteilung obliegt der Dienstbehörde, so-
weit iII Ahs. 2 nichts anderes vorgesehen ist.

(2) ZUr Durchführung der Dienstbeurteilung in den Fällen des I 103 Abs. 3
und 4 und des I 104 werdenbeill bt der Landesregierung eine Dienstbeurtei-
lungskoaaission und eine Dienstbeurteilungsoberkoaaission errichtet.

(3) Die DienstbeurteilUDqskolUlission besteht aus dea Vorsitzenden, dessen
Stellvertreter und der erforderlichen InZ8h] von weiteren Hitgliedern

U 100). Der Vorsitzende, dessen Stellvertreter und die weiteren Mit-
glieder der Dienstbeurteilungskoaission sind von der Landesregierung aus

de. Kreis der definitiven Landesbeuten ait Wirkungvo. 1. Jänner eines Ka-

lenderjahres für die Dauer von drei Jahren zu bestellen; vor der Bestellung
jener Hitglieder, die ia Sinne des I 100 Abs. 1 der beruflichen Vertretung
der Landesbeaaten angehören .üssen, hat die Landesregierung die berufliche
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Vertret.ung der LandesbeaJlt.en zu hören und ihr Gelegenheit zur Erstattung
von Vorschlägen zu geben. Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter Jlüssen
rechtskundig sein.

(4) Die DienstbeurteilungsoberkoJlJlission best.eht.aus fünf Mitgliedern. Die
Mitglieder .ind von der Landesregierung ait Wirkung VOJl 1. Jänner eines Ka-
lenderjahres für die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. Gleichzeitig hat
die Landesreqierung ein Hitglied als Vorsitzenden zu bestiaaen und für je-
des Hitglied ein Er ••tzaitglied zu bestellen. Die lütglieder und ErsatzJlit-
glieder aüssen definitive Landesbeaate .ein. Zwei Hitglieder und deren
Er••tzaitglieder .üssen der beruflichen Vertretung der LandesbeaJlten ange-
hören. Vor der Bestellung der Mitglieder und Ersatzaitglieder hat die Lan-
desregierung die berufliche Vertret.ung der Landesbeamten zu hören und ihr
Gelegenheit zur Erstattung von Vorschlägen für die Bestellung von zwei Mit-
gliedern und deren Ersatzaitglieder zu geben. Der Vorsitzende, das für
diesen bestellte Ersatzaitglied und wenigstens zwei weitere Mitglieder so-
wie deren ErsatZJlitglieder aüssen rechtskundig sein.

I 99
Kitglieder der Dienstbeurteilunqskoaaission

und der Dienstbeurteiluogsoberkoaaislion

(1) Die Mitglieder der Dienstbeurteilungskoaai.ssion dürfen nichtgleichze.i-----
tig Mitglieder (Ersatzaitglieder) der Dienstbeurteilungsoberkoaaission
sein.

(2) Zu Mitgliedern (Ersatzaitgliedern) der DienstbeurteilungskoJlJlission
bzw. Dienatbeurteilungsoberkoaaission (ill folgenden: ltoJlJlissionen)dürfen
nicht bestellt werden:
1. Beute, über die rechtskräftig eine Diazipllnaratrafe verhänqt worden

ist, .olange diese iII StandesausWeis nicht gelöscht ist;
2. 8eaate, deren Mitgliedschaft nach den Bestillaungen der Abs. 3 bzw. 4 ru-

hen oder enden würde;
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3. Beaate, deren letzte Gesaatbeurteilung nicht auf "ausgezeichnet" lautet.

(3) Die Mitgliedschaft (Ersatzaitgliedschaft) zu den Koaaissionen ruht in
den Fällen

1. der Betrauung ait Personalangelegenheiten des zu Beurteilenden,

2. der Einleitung eines Disziplinarverfahrens wegeneines Dienstvergehens
bis zu dessen rechtskräftigea lbachlUS,

3. der Suspen4ierungvoa Dienst,
4. der AUSerdiensts teIlung ,

5. der Erteilung eines Urlaubes von aehr als drei Monatenund

6. der Ableistung des ordentlichen oder aUSerordentlichen Präsenzdienstes .

(4) Die Mitgliedschaft (Ersatzaitgliedschaft) zu den Koaaissionen endet mit
1. dea Ablauf der Bestellungsdauer,

2. der Beendigungdes Dienstverhältnisses,

3. der rechtskräftigen Verhängungeiner Disziplinarstrafe,
4. der Versetzung in den zeitlichen oder dauerndenRuhestand,
5. dea Übertritt in den dauerndenRuhestandsowie
6. der Austrittserklärung (I 15).

(5) Scheiden lütglieder (Ersatzllitglieder) währendihrer Funktionsdauer aus
einer Koaaission aus, so sind, falls erforderlich, für den Rest der Funk-
t10nsdauer neue lütglieder (Ersatzaitglieder) zu bestellen.

(6) (VerfassUDgsbestiaaunq) Die lütglieder (Ersatzaitglieder) der Koaais-
sionen sind in Ausübungdieses Aates selbständig und unabhängig.

(7) Alle zur lütwirkung ia Dienstbeurteilungsverfahren berufenen Beamten

haben bei Ausübung ihrer lunktion strenge Gewissenhaftigkeit,
Unparteilichkeit und Verschwiegenheit zu beobachten. Die Itoaaiasionen haben

insbesondere auch auf die aöglichate CleichaiSigkeit in der Beurteilung der
Beuten bedacht zu sein.

(8) Die Mitglieder (Ersatzaitqlieder) der Kouiasionen sind berechtigt, un-

aittelbar vor den .Sitzungen .in.die Beurteilungsunterlagen Einsicht.zu ..neh'"!
aen.
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(9) Die Mitglieder (Ersatzaitglieder) der KOlIDissionenhaben Anspruch auf
Funktionsgebühren. Die Funktionsgebühren sind von der Landesregierung nach
Maßgabe der Art und des AusaaSesder Aufgabenfestzusetzen.

(10) Geschäftsstelle der Koaaissionen ist das Aat der Landesregierung. Die
Geschäftsstelle bat für die Sitzungen ..der··Ko_issionen UDdSenate (I 100)_

Protokollführer beizustellen. Die Protokollführer haben Anspruch auf Funk-

tionsgebühren. Der zweite Satz des Abs. 9 gilt sinngelläS.

I 100

Entscheidung, Senate

(1) Die DienstbeurteilungskollDission entscheidet in Senaten, die aus drei
llitgliedern bestehen, von denen eines den Vorsitz führt. Der Vorsitzende
aUS rechtskundig sein; ein Mitglied aUSder beruflichen Vertretung der Lan-

desbeaJlten angehören.

(2) Die Landesregierung hat für die Dauer der Funktionsperiode der Dienst-
beurteilungskoaaission die Senate zusauenzusetzen und die Geschäfte unter
den Senaten zu verteilen. Die Zusauensetzung der Senate und die Verteilung
der Geschäfte hat unter Bedachtnahae auf die ZUgehörigkeit der Beaaten zu
den verschiedenen Verwendungsgruppenund Verwendungenso zu erfolgen, daS
die Senate nach ihrer Zusaaaensetzung·zur Durchführung der ihnen übertra--

genen Geschäfte geeignet sind. ZUgleich ist für jeden Senat der Vorsit-
zende, dessen Stellvertreter und die Reihenfolge zu bestiDen, in der die
übrigen Koaaissionaaitglieder bei Verhinderung eines Senatslli.tgliedes in
den Senat eintreten.

.w

(3) Die Hitql10der eines Senates dürfen nicht Beaate einer D1e4rigeren Ver-
wendungsgruppesein als die Beuten, die va. Senat zu beurteilen sind. Je-
des Hitglied der Itoaai.ssion kann aehreren Senaten angehören. Das die

Dienstbeschreibunq verfa.sende Orqan (I 101 Abs. 2) und die Leiter der iJI

Dienstweg ei.DcJescbaltetenDienststellen (I 101 Abs. 6) können den Sitzungen
zur Auskunft.serteilung beigezogen werden.
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(4) Die Senate fassen ihre Beschlüsse mit absoluter -St-iJllllcnaehrheit. Eine
Stimmenthaltung ist unzulässig.

(5) Teilen sich die Stiaaen in aehr als zwei verschiedene Meinungen, so daß

keine dieser Meinungen die erforderliche Mehrheit für sich hat, so hat der

Vorsitzende zu versuchen, ob sich durch Teilung der Fragen und Wiederholung

der Uafrage eine absolute Hehrheit erzielen läBt. Bleibt dieser Versuch er-

folglos, so werden die dem zu beurteilenden Beaaten nachteiligsten Stimmen

den zunächst minder nachteiligen so lange zugezählt, bis sich eine absolute
Sti_enaehrhei t ergibt.

(6) Die Bestiaaungen der Abs. 4 und 5 gelten für die Dienstbeurteilungs-
oberkoaaission sinngemäß.

I 101

Dienstbeschreibw:lg al. GruDd.lage

für die DienstbeurteilWlq

(1) Als Grundlage für die Dienstbeurteilung ist eine ait der erforderlichen

Begründung versehene Dienstbeschreibung zu verfassen, welche auf die nach

I 102 Abs. 1 und 2 bei der Dienstbeurteilung zu berücksichtigenden Umstände
abzustellen ist.

(2) Die Abfassung der Dienstbeschreibung obliegt

1. dem Dienststellenleiter, soweit sich aus den folgenden Bestimmungen
nichts anderes ergibt;

2. dem technischen Leiter der AgrarbeZirksbehörde für die dieser Behörde

zugeteilten Beamten des agrartechnischen Dienstes;

3. dem ärzUichen Leiter der Itrankenanstalt für die lrzte und Apotheker und

das aediZinisch-technische Personal; dea Pfleqedienstleiter für das

Pflegepersonal (eiDachlieBlich der Hebaaaen); dem Verwaltungs leiter der

Itrankenanstalt für das übrige Personal;

4. dea LandesbaUctirektor für die Abteilungsleiter der Abteilungsgruppe Lan-
desbaudirektion;
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s. deli Landesalltsdirektor für die übrigen Abteilungsleiter des btes der
Landesregierung, die BezirkshauptJlänner, die btsvorstände und die tech-

nischen Leiter der Agrarbezirksbehörden;
6. dea Leiter der UIUIittelbar UbergeorclnetenDienststelle für die Leiter

der Anstalten, Betriebe und sonstigen Einrichtungen des Landes.

'1

(3) War der Beute während des Jahres, für das die Dienstbeschreibung zu
verfassen ist, bei zwei oder aehreren Dienststellen ZWi Dienst zugewiesen
oder hat der Beute während dieses Jahres verschiedene !'unktionen beklei-
det, so ~t jenes Organ die Dienstbeschreibung zu verfanen, welches nach
den Voraussetzungen u Ende des Jahres, für das die Dienstbeschreibung
gi.lt, nach den Bestiaaungen des Abs. 2 hiezu berufen ist. Die übrigen für
eine Dienstbeschreibung in Betracht kouenden Organe haben die für die
Dienstbeschreibung aaBgebendenUastände deli beschreibenden Organ auf dessen
'Ersuchen zur Kenntnis zu bringen. Dieses Ersuchen ist jedenfalls dann zu
stellen, wenn die Dienstzuteilung zu einer anderen Dienststelle oder die
Ausübungder anderen Funktion Ober drei Kanate gedauert hat. Diese Bestia-
aungen sind sinngemäB1a Falle der Versetzung eines Beaaten anzuwenden.

(4) Tritt in der Person des für die Dienstbeschreibung zuständigen Organs
ein Wechsel ein, so hat das bisher für die Dienstbeschreibung zuständige
Organ alle für die Dienstbeschreibung aBgebenden Uastände aus deli Be-
schreibungszeitraWl seinea Hachfolger zur Kenntnis zu bringen. Ist dies
nicht aöglich, ISO hat das für die Dienstbeschreibung zuständige Organ alle

für die Dienstbeschreibung aaBgebendenUastände zu erkunden.

(5) Ist das für die Dienstbeschreibung zuständige Organ verhindert, so hat
die Dienstbeschreibung der Vertreter des Organs, das die Dienstbeschreibung
durchzuführen gehabt hätte, zu verfassen. Ist das für die Dienstbeschrei-
buDg zuständige Organverhindert und ist eine Dienstbeschreibung für dessen

Vertreter zu verfassen, so gelten AbIS.2 Z. 4 bis 6 si.nngeJläB.

(6) Die Dienstbeschreibung ist ia Dienstweg bis spätestens 15. februar des
dea Kalenderjahr, für das die Dienstbeurteilung erfolgen soll, folgenden

Jahres, in den fällen des I 97 Abs. 4 und 5 aber ohne unnötigen Aufschub,
an die Dienstbehörde zu leiten. Die Leiter der i. Dienstweg eingeschalteten
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Dienststellen haben sich über die Dienstbeurteilung - ia Falle einer abwei-
chenden Heinung .it Angabe der Gründe - zu äuSern.

(7) Das für die Dienstbescbreibung zuständige Orqan hat vor Weiterleitung

der Dienstbeschreibung an die Dienstbehörde diese in Durchschrift deli Be-

uten zur Kenntnis zu bringen, sie .it iM zu besprechen und i.hJa Gele-

genheit zu geben, binnen einer Woche zur Dienstbescbreibung Stellung zu
nehaen.

(8) Hat bei alljährlich zu beurteilenden Beamten das für die Dienstbe-

schreibung zuständige Organ festgestellt, daS keine lnderung gegenüber der

letzten Dienstbeschreibung eingetreten ist, so kann sich die Dienstbe-

schreibung auf einen Hinweis auf die letzte Dienstbeschreibung beschränken;

ein solcher Hinweis ist jedoch nur zweiaal nacheinander zulässig.

(9) Dienstbeschreibung und Dienstbeurteilung haben - unbeschadet der Be-

stiaaunqen des I 97 Abs. 4 - zu entfallen, wenn der Beaate in eineJI der

Dienstbeschreibung unterliegenden Kalenderjahr länger als sechs Honate

keinen Dienst bei derselben Dienststelle versehen hat. In diesem Falle ist

der Beaate für jenes nächstfolgende Kalenderjahr zu beschreiben und zu be-

urteilen, in dem die Voraussetzungen für den Entfall der Dienstbeschreibung

und Dienstbeurteilung nicht gegeben sind. Der Dienstbeurteilungskoaaission

ist an Stelle der Dienstbeschreibung ein Bericht über den Entfall derselben
vorzulegen.

(10) Von einer Dienstbeschreibung und Dienstbeurteilung ist weiters Abstand

zu nehaen, wenn sich die Dienstleistung des Bea.ten ausschlieSlich aus

nicht in seinu Verschulden gelegenen Gründen vorübergehend verschlechtert

hat. Der zweite \md der dritte satz des Abs. 9 gelten in diese. "alle sinn-
geäS.

(11) Das zur Dienstbeschreibung zuständige Organ hat den Beuten, dessen

DiensUeistung in einer die Dienstbeschreibung beeinflussenden Weise nach-
gelassen hat, nachweislich zu eraahnen.

(12) Dienststellen ia Sinne dieses Gesetzes sind die Abteilungen und son-

stigen Gliederungen des btes der Landesregierung, die Bezirkshauptaann-
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schaften und die Aqrarbezirksbehörden sowie die Anstalten, Betriebe und

sonstigen Einrichtungen des Landes, die nach ihrem organisatorischen Aufbau

eine verwaltungs- oder betriebstechnische Einheit darstellen.

I 102
oe.aatbeurteilUDg

(1) Bei der Gesaatbeurtei1ung sind zu berücksichtigen:

1. die fachlichen Kenntnisse, insbesondere der zur btsführung notwendigen

Vorschriften;

2. die Fähigkeiten und die Auffassung;

3. FleiS, Ausdauer, Gewissenhaftigkeit, VerläSlichkeit, Verantwortungsbe-

wuBtsein und ArbeitsteIlpo;

4. die Bereitschaft zur Fortbildung;

S. Bewährung iJI Parteienverkehr und AUSendienst;

6. Ausdrucksfähigkeit (schrifUich und aündlich) in der deutschen Sprache

und, sofern es für den Dienst erforderlich ist, die Kenntnis von Fremd-

sprachen;

7. Verhalten iJI Dienst, insbesondere Benehmen gegenüber Vorgesetzten und

Hitarbeitern, sowie Verhalten aUSerhalb des Dienstes, Bofern Rückwir-

kungen auf den Dienst eintreten;

8. bei Beuten, die sich auf eine. leitenden Dienstposten befinden oder

deren Berufung auf einen solchen Posten in Frage kOllDt, die Eignung

hiezu;

9. Bewährung als Vorgesetzter;

10. Erfolg der Verwendung;

(2) Besondere für die Dienstbeurteilung entscheidende Uastände sind aus-

drücklich anzuführen.

(3) Die Ges.. tbeurteilung hat zu lauten:

1. ausgezeichnet, bei hervorragenden Kenntnissen, fähigkeiten und Lei-

stungen;
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2. sehr gut, bei überdurchschnittlichen Kenntnissen, Fähigkeiten und Lei-
stungen;

3. gut, bei durchschnittlichen Kenntnissen, Fähigkeiten und Leistungen;
4. entaprechend, wenndas zur ordnungsgeaäSenVersehungdes Dienstes uner-

läSliche HindestaaS an Leistung ständig erreicht wird;

s. nicht entaprechend, wenndas zur ordnungsgeäSen Veraehungdes Dienstes
unerläSliche KindestaaS an Leistung nicht erreicht wird.

(4) Lautet die Gesutbeurteilung llindestens auf "gut", so gilt die für den
Eintritt der Zeitvorrückung erforderliche Durchschnittsleistung als er-
bracht.

(5) Ist gegen den Beuten wegeneines in den Beurteilungszeitraum fallenden
Verhaltens ein Disziplinarverfahren wegenVerdachtes eines Dienstvergehens
eingeleitet worden, so kann das Verfahren vor der Dienstbeurteilungskoaais-
sion bis zur rechtskräftigen Beendigungdes Disziplinarverfahrens unterbro-
chen werden, wenndies für die Dienstbeurteilung von Bedeutungist.

§ 103
ftitteilung an den Beaaten

(1) Die Dienstbehörde hat aufqrund der Dienstbeschreibung und der allfäl-
ligen Stellungnahaen sowie erforderlichenfalls sonstiger ErhebungendemBe-

aaten binnen drei MonatenschrifUich aitzuteilen, welche Gesutbeurteilung
sie für gerechtfertigt hält. Der Lauf dieser hiat beginnt ait dea 'lag des
Binlangens der Dienstbeschreibung bei der Dienstbehörde.

(2) Die Mitteilung der Dienstbehörde geaäS Abts. 1 ist kein Bescheid. Die
aitgeteilte Gesaatbeurteilung wird endgültig:

1. wenn die Dienatbehörde der vo. Beuten beantragten Gesutbeurtei1ung
Rechnungträgt;

2. in den übrigen fällen, wennder Beute nicht innerhalb der vorgesehenen
hilt die Dienatbeurtei1ungskoaaission anruft.

(3) Ist der Beute ait der von der Dienstbehörde aitqeteilten Gesutbeur-

teilung nicht einverstanden, 10 steht ihm das Recht zu, binnen zwei Wochen
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nach Zustellung dieser Mitteilung bei der Dienstbeurteilungskomaission
einen Antrag auf Festsetzung der Ges ..tbeurteilung einzubringen.

.,,'

(4) Hält die Dienstbehörde die 111 Abs. 1 genannte frist nicht ein, so hat
der Beaate das Recht, nach Ablauf dieser Frist bei der Dienstbeurteilungs-
ko.-i.ssion einen Antraq auf festsetzunq der eesaatbeurteilunq einzubrinqen.

1104
.enafUDg All die

DieastbeurteilUDgsoberkoaaissioD

(1) Gegen Bescheide der Dienstbeurteilunqskoaaission können sowohl der Be-
aate als auch die Dienstbehörde Berufung an die Dienstbeurteilunqsoberkom-
aission erheben. Gegen Bescheide der DienstbeurteilunqsoberkoDDi.ssion ist
kein ordentliches Rechtsaittel zulässig.

(2) Im Falle der Verletzung der Entscheidungspflicht durch die Dienstbeur-
teilungsoberkomaission ist I 73 Abs. 2 und 3 AVe nicht anzuwenden.

1 lOS
EDtlassUDq W89en UDgelDden Arbeitserfolges

Der Beaate, dessen Dienstbeurteilunq durch zwei aufeinanderfolgende Kalen-
derjahre auf "nicht entsprechend" gelautet hat, ist ait Rechtskraft der
Dienstbeurteilung für das zweite ltalenderjahr entlassen. Der Rechtskraft
der Dienstbeurteilunq ist die IDlSq(lltiqkeit des Beurteilunqsergebnisses 111
Sinne des I 103 Abs. 2 gleich zu balten.

•
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11. ABSCHNITT

Ruh.. t.aDd

I 106
Ubertritt in den Ruhestand

Der Landesbeaate tritt .it Ablauf des Jahres, in welchemer das 65. Lebens-
jahr vollendet, von Gesetzes wegen in den Ruhestand.

I 107
Vers.tzung in den Ruhestand

auf Antrag ocIer von bts wegen

(1) Der Beaate ist von Aats wegen oder auf seinen Antrag in den Ruhestand
zu versetzen, wenner

1. dauernd dienstunfähig oder

2. infolge Krankheit, Unfalls oder Gebrechens ein Jahr vomDienst abwesend
und dienstunfähig ist.

(2) Der Beamte ist dienstunfähig, wenn er infolge seiner körperlichen oder
geistigen Verfassung seine diensUichen Aufgaben nicht erfüllen kann und
ihII kein gleichwertiger Arbeitsplatz zugewiesen werden kann, dessen Auf-
gaben er nach seiner körperlichen und geistigen Verfassung zu erfüllen im-
stande ist und der ihII ait Rücksicht auf seine peraönlichen, faailiären und
sozialen Verhältnisse billigerweise zugeautet werden kann.

(3) Die einjährige Dauer der Abwesenheit vo. Dienst wird durch einen Urlaub

sowie durch eine ungerechtfertigte Abwesenheit va. Dienst nicht unterbro-
chen. Eine dazwischenliegende DienaUeistung ist nur dann als Unterbrechung
anzusehen, wennsie llindestena die halbe Dauer der WUli.ttelbar vorhergegan-
genen Zeit der Abwesenheit va. Dienst erreicht. In diese. lall ist das Jahr

erat voa Ende dieser DiensUeistunq an zu rechnen. Bei einer dazwischenlie-
genden DiensUeistung von kürzerer Dauer sind bei Berechnung der einjäh-

rigen Dauer der Abwesenheit vo. Dienst die einzelnen Zeiten der Abwesenheit
zusaaaenzurechnen.
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(4) Der Beamte, auf den § 110 oder § 114 anzuwendenist, ist in den Ruhe-
stand zu versetzen, wenner dies beantragt hat.

(S) Ein Beaater kann auf seinen Antrag in den Ruhestand versetzt werden,
wenn dies iJI Zusa_enhang ait einer lnderung in der Organisation des

Dienstes oder aus sonstigen wichtigen dienstlichen Uaständen iJI Landesin-

teresse liegt..

(6) Eine Versetzung in den Ruhestand nach den Abs. 1 bis 4 ist während
einer Suspendierung oder vorläufigen Suspendierung gesäS § 131 nicht zuläs-

sig.

(7) Der BeaJlte kann, wenndie letzte Dienstbeurteilung auf "nicht entspre-
chend" lautet, innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Kalenderjahres, auf
das sich die Dienstbeurteilung bezieht, aus dienstlichen Gründen in den
Ruhestand versetzt werden. Der Rechtskraft der Dienstbeurteilung ist die
Endgültigkeit des Beurteilungsergebnisses 1a Sinne des I 103 Abs. 2 gleich

zu halten.

(8) Der invalide Beaate des Dienststandes, dessen Erwerbsfähigkeit umain-

destens 80 % geaindert 1st, ist auch ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit
auf seinen Antrag in den Ruhestand zu versetzen, wenner das SS. Lebensjahr

vollendet hat.

(10) Die Versetzung in den Ruhestand wird ait Rechtskraft des Bescheides
oder dea darin festgesetzten späteren Tag wirb ...

(9) Der invalide Beaate des Dienststandes, dessen Erwerbsfähigkeit ua ain-

destens 70 % geaindert 1st und dessen Behinderung ihn bei Ausübungdes
Dienstes besonders schwer behindert, 1st auf seinen Antrag in den Ruhestand
zu versetzen, wenn er das SS. Lebensjahr vollendet hat und eine Verbesse-
rung der BehiDderungausgeschlossen ist.
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§ 108
Versetzung in den auhestand

durch Erklärung

(1) Der Beaate kann durch schrifUiche Erklärung seine Versetzung in den

Ruhestand frühestens ait Ablauf des Konates bewirken, in de. er das .60. Le-
bensjahr vollendet.

(2) Ein Be.. ter, der eine Funktion innehat, die nach de. O.ö.

Objektivierungsgesetz 1990 auszuschreiben ist, hat die Erklärung spätestens

6 Konate vor du beabsichtigten zeitpunkt der Ruhestandsversetzung einzu-

bringen. Eine spätere Erklärung verschiebt den Zeitpunkt entsprechend, so-

weit nicht die Dienstbehörde einer Verkürzung zustiaDt.

(3) Die Versetzung in den Ruhestand wird vorbehaltlich des Abs. 2 ait Ab-

lauf des ltalenderaonates wirks .. , den der Be.. te bestiaDt, frühestens je-

doch ait Ablauf des Kalenderaonates, der der Abgabe der Erklärung folgt.

Hat der Beaate keinen oder einen früheren Zeitpunkt bestiamt, so wird die

Versetzung in den Ruhestand vorbehalUich des Abs. 2 ebenfalls .it Ablauf

des Kalenderaonates wirks .. , der der Abgabe der Erklärung folgt.

(4) Während einer SusPendierung kann eine Erklärung nach Abs. 1 nicht wirk-

saa werden. In diesea Fall wird die Erklärung frühestens ait Ablauf des Mo-

nates wirksaa, in de. die SusPendierung bzw. vorläufige Suspendierung geen-
det hat.

(5) Der Be.. te kann die Erklärung nach Abi. 1 bis spätestens einen Monat

vor du Wiruaawerden widerrufen. Diese frist erhöht sich auf drei Monate,

wenn der Be .. te eine ~t1on innehat, die nach de. 0.0.
Objektivierungsgesetz 1990 auszuschreiben 1st. Ein späterer Widerruf wird

nur wiru .. , wenn die Dienstbehörde ausdrücklich zugestiaat bat.
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I 109

Wiederaufaahaein den Dienst.tand

(1) Der Beaate des Ruhestandes kann aus dienstlichen Gründendurch Ernen-
nung wieder in den Dienststand aufgenoaen werden, wenner
1. in den I'ällen des I 107 Abs. 1 seine Dienstfähigkeit wiedererlangt hat

oder
2. iII rall des I 107 I.bs. 4 die den AnlaS'der Ruhe.tandsvenetzung bildende

!'unktion nicht .ehr ausübt und die Wiederaufnahaein den Dienststand be-

antragt oder
3. 18 rall des I 107 Abs. 5 die Wiederaufnahaein den Dienststand beantragt

und eine geeignete Verwendungvorhanden ist.

(2) Die WiederaufnahJleist nur zulässig, wennder Beute das 60. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat und es wahrscheinlich ist, daS er noch durch ain-

destens fünf Jahre seine diensUic:hen Aufgabenveneben kann. Ein Rechts-
anspruch auf Wiederaufnahae in den Dienststand besteht nicht.

(3) Der Beaate bat den Dienst spätestens zwei Wochennach Rechtskraft des
Bescheides, ait dea die WiederaufnahJlein den Dienststand verfügt wird I an-

zutreten.

'..

12. ABSCHNITT

~u8erdienst.tellUDg

I 110
~u.aerd.ieutatel1UDg Weiterverweadung 'Rn llitglled.ern

des .aUoa.alrat •• , de. 8uDcI •• rates od.r eiD.. LaDdtag.a

(1) Dea Beaaten, der lütg'lied de. Nationalrate., des Bundesrates oder eines
Landtages ist, ist die zur ~usübungdes Handate. erforderliche freie Zeit
zu gewähren.

(2) Ist eine Weiterbeachäftigung des Beuten, der Kitg'lied des Hational ,

rates, des Bundesrate. oder eines Landtages i.t, auf seinea bisherigen Ar-
beitsplatz nicht .öglicb, weil
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1. aufgrund der besonderen Gegebenheiten die Tätigkeit auf dem bisherigen
Arbeitsplatz neben der Ausübungdes Mandates nur unter erheblicher Be-
einträchtiqung des Dienstbetriebes -öqlich wäre oder

2. ein weiterer Verbleib auf du Arbeitsplatz wiederholte und schwerwie-
gende Interessenkonflikte zwischen den Dienstpflichten des Beamten und
der freien Ausübungseines Kandates erwarten liSt oder

3. seine Tätigkeit als Kitglie4 eines Organs der Gesetzgebung und der Um-

fang seiner politischen Funktionen lli.t der Tätigkeit auf seinem Arbeits-
platz unvereinbar ist,

80 ist iha ein seiner bisherigen Verwendungaindestens gleichwertiger, zu-
autbarer Arbeitsplatz zuzuweisen, auf den keiner der in den Z. 1 bis 3 an-
geführten U.stände zutrifft. Die GA 91 und 92 sind in diesem Fall nicht
anzuwenden.

(3) Ist eine Weiterbeschäftiqung des Beaaten auf seine. bisherigen Arbeits-
platz aus den ia Abs. 2 angeführten Gründennicht _öqlich und kann demBe-
_ten ein den Erfordemissen des Abs. 2 entsprechender Arbeitsplatz nicht
zugewiesen werden, so ist er für die Dauer der tlandatsausübung aUSer Dienst
zu stellen.

(4) Wird hinsichtlich der Zuweisung eines anderen Arbeitsplatzes (Abs. 2)
oder der AuBerdienststellung (Abs. 3) ein Einvemehaen _it deli Bea.ten
nicht erzielt, so ist hierüber lli.t Bescheid zu entscheiden. Zuvor ist, wenn
es sich

1. um einen Abgeordneten ZUJI Nationalrat handelt, der Präsident des
Nationalrates,

2. ua ein Kitglie4 des Bundesrates handelt, der Präsident des Bundesrates,

3. ua ein Kitglie4 des o.ö. Landtages handelt, der Erste Präsident des o.ö.
Landtages,

4. ua ein Kitqlie4 des Landtages eines anderen Bundeslandes handelt, der
Präsident dieses Landtages

zu hören.
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1111
Gewährungvon freizeit zua Zweck

der Bewerbungua ein Mandat

Dea Beaaten, der sich ua das Aat des Bundespräsidenten oder ua ein Mandat
111Hationalrat oder in einea LaDdtagbewirbt, ist ab der Einbringung des
Wahlvorschlages bei der zuständigen Wahlbehördebis zur Bekanntgabe des
aaUichen Wahlerqebni.ssesdie erforderliche freie Zeit zu gewähren.

I 112
AuBerdienatstellang der IDhaber höchster

runktionen in Bundund. Ländern

Der Beute, der Bundespräsident, ltitqlied der Bundesregierung, Staatssekre-
tär, Präsident oder Vizepräsident des Rechnungshofes,Hitglied der Volksan-
waltacbaft, Mitglied einer Landesregierung oder aatsführender Präsident
oder· Vizepräsident eines Landesschulrates ist, ist für die Dauer dieser

Funktion aUSer Dienst zu stellen.

I 113
AuBerdienatatellung von Kitgliedern des un.bhängigen

VArwaltunqssenatesdes Lande. Oberö.terreich als

Kitglieder des .ationalrate., des Bunde.rates
oder eine. Landtages

Beaate, die Hitglieder des unabhängigenVerwaltungssenats des Landes Ober-
österreich sind und zu Kitgliedern des .ationalrates, des Bundesrates oder
eines Landtages gewählt werden, sind abweichend von I 110 für die Dauer

dieser Funktion aUSerDienst zu stellen.
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13. ABSCHNITT

Disziplinarrecht

§ 114

Dienstpflichtverletzungen

Der Beute, der schuldhaft seine Dienstpflichten verletzt, ist nach den
folgenden Beatiaaungen zur Verantwortung zu ziehen. HaSnahaeni.II Rahaen der
Dienstaufsicht bleiben davon unberührt.

I 115
Disziplinara trafen

(1) Disziplinarstrafen sind
1. der Verweis,

2. cüe Geldbuße bis zu einer Höhevon 10% des Monatsbezugesunter Ausschluß
der Haushaltszulage,

3. cüe Geldstrafe bis zur Höhe von fünf Itonatsbezügen unter Ausschluß der
Haushalts zulage ,

4. die Versetzung in den Ruhestand ait geainderteJl Ruhebezug unter Aus-
schluß der Haushaltazulage und des Pflegegeldes,

S. die Entlassung.

(2) In den Fällen des Abs. 1 Z. 2 und Z. 3 ist von dea Monat.bezug auszuge-

hen, der dea Beuten aufgrund seiner besoldungsrechtlichen Stellung ia

Zeitpunkt der Fällung des erstinstanzlichen Disziplinarerkenntnisses ge-
bührt. Allfällige Kürzungen des ltonatsbezuqes sind bei der Strafbeaessung
nicht zu berücksichtigen.

(3) Die Versetzung in den Ruhestand kann entweder für einen bestiaaten

Zeitraua oder daUernd erfolgen. Der Abzug vo. Ruhebezug (der Abfertigung)
ist .it höchstens 2S % festzusetzen.
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§ 116

Str.fbe .... ung

(1) Das KaB für die Höheder Str.fe ist die Schwereder Dienstpflichtver-
letzung . Die nach dem Str.fgesetzbuch für die Strafbemessung .aBgebenden
Gründe sind dea Sinne nach zu berücksichtigen; weiters ist .uf die persön-

lichen Verhältnisse des Beuten Bedacht zu nehaen.

(2) Hat der Beute durch eine t.t oder durch .ehrere selbständige taten
.ehrere Dienstpflichtverletzungen beqangen und wird über diese Dienst-
pflichtverletzungen gleichzeitig erkanntl so ist nur eine Strafe zu verhän-
genI die nach der schwersten Dienstpflichtverletzung zu be.essen istl wobei
die weiteren Dienstpflichtverletzungen .ls Erschwerungsgrund zu werten

sind.

§ 117
V.rjährung

(1) Der Beamtedarf wegeneiner Dienstpflichtverletzung nicht mehr bestraft

werden, wenngegen ihn nicht
1. innerhalb von sechs Monaten, gerechnet von dea Zeitpunkt, zu deli der

Disziplinarkouission die Dienstpflichtverletzung zur Kenntnis gelangt

ist, oder
2. innerhalb von drei Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der Beendigungder

Dienstpflichtverletzung,
eine Disziplinarverfügung erlassen oder ein Disziplinarverfahren vor der

Disziplinarkoaaission eingeleitet wurde.

..

(2) Der Lauf der in lbs. 1 genannten fristen wird für die Dauer eines
atrafgerichtlichen Verfahrens oder eines Verw.ltung.. trafverfahrens ge-
beaatl wenn der der DienatpfllchtverletzUDg zuqnmdeliegende Sachverhalt

Gegenstandeines solchen Verfahrens 1st.

(3) Hat die Dienstbehörde geaäB I 84 der StrafprozeBordnung 1975 (StPO)

vorzugehen, so wird der Lauf der ia lbs. 1 genannten Frist schon ait der
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Erstattung der Strafanzeige an den Staatsanwalt gehemmt.Ab diesem Tag sind
in die Fris t nicht einzurechnen:

1. Die Zeit bis zur Kenntnisnahmeder Zurücklegung der Strafanzeige gemäß

§ 90 Abs. 1 St.POdurch die Dienstbehörde in die Frist nach Abs. 1 Z. 1
und

2. die Zeit bis zur Verfügung der ZUrücklegungder Strafanzeige in die
Friat nach Abs. 1 Z. 2.

(4) Hat der Sachverhalt, der einer Dienstpflichtverletzung ZUgrundeliegt,
zu einer atrafqerichtlichen Verurteilunq qeführt und iat die atrafrecht-
liche Verjährungsfrist länqer als die ia Abs. 1 Z. 2 qenannte Frist, so
tritt an die Stelle dieser Frist die strafrechtliche Verjährungsfrist.

§ 118

Zusa.. entreffen von geric:bUic:b oc1erverwaltUDqabehörcUich
atrafbaren 8aDdlWlgenait DiaatpflichtverleUWlgen

(1) Wurde der Beamte wegen einer gerichtlich oder verwaltungsbehördlich
strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt, und erschöpft sich die
Dienstpflichtverletzung in der Verwirklichung des strafbaren Tatbestandes,
so ist von der Verfolgung abzusehen, wennanzunehmenist, daß die Verhän-
gung einer DiSZiplinarstrafe Dicht erforderlich ist, UD den Beamtenvon der
Begehungweiterer Dienstpflichtverletzungen abzuhalten.

(2) Die Disziplinarbebörde ist an die dea Spruch eines rechtskräftigen Ur-

teils zU9rundegelegte TatsachenfestatellWlg eines Strafgerichts (Strafer-
kenntnis einer Verwaltungsbehörde)gebunden. Sie darf auch Dicht eine Tat-
sache als erwiesen annehaen, die daa Gericht (die Verwaltungsbebörde) als
nicht erweisbar angeno.. en hat.

(3) Wird von der Verfolgunq nicht abgesehen, dann 1st, wenn sich eine
atrafgerichUiche oder verwaltungsbehördliche Verurteilung auf denselben

Sachverhalt beZieht, eine Strafe nur auszusprechen, wenn und soweit dies
zusätzlich erforderlich ist, ua den Beuten von der Begehung weiterer
Dienstpflichtverletzungen abzuhalten.
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I 119

DiszipliDarbehörden

(1) Zur Durchführungdes Disziplinarverfahrens gegen Landesbeamtewird beim
Aat der Landesregierung eine Disziplinarkoaaission und als Rechtsmittelin-
a~ eine Disziplinaroberko.-i.sion eingesetzt. Gegen Entscheidungender
Disziplinaroberko-.ission ist kein ordentliches Rechts.ittel zulässig.

(2) (VerfassungsbesU-ung) Die llitglieder der Disziplinarko.nssion und
Diazipltnaroberko-.ission aind in Ausübungihres btes selbständig und un-

abhängig.

(3) Geschäftsstelle der Disziplinarbehörden ist das AJatder Landesregie-
rung. Die Geschäftsstelle hat für die Sitzungen der Disziplinarbehörden

rechtskundige Schriftführer beizustellen .

(4) Zur vorläufigen Suspendierung und zur
Disziplinarverfügungen ist die Dienstbehörde zuständig.

Erlassung von

I 120
DiszipliDarko.-ission

(1) Die DisziplinarkoaJIission besteht aus du Vorsitzenden, dessen Stell-
vertretern sowie der erforderlichen Anzahl weiterer Mitglieder (Beisitzer).

Der Vorsitzende und die Stellvertreter .üssen rechts kundig sein.

(3) Die Bestellung obliegt:
1. h1naichUich des Vorsitzenden, seiner Stellvertreter sowie der weiteren

Kitglieder .tt Ausnahlleder 111 I 122 Abs. 2 venannten: der Landesregie-

rung;

(2) Die llitglieder der Disziplinarkoaaission sind aus du Stande der defi-
nitiven LandesbeaJltenauf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen.
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2. hinsichtlich der im § 122 Abs. 2 genannten Mitglieder: der zuständigen
Dienstnehaervertretung.

, (4) Bestellt die zuständige Dienstnehaervertretung innerhalb eines Monates

nach Aufforderung durch die Landesregierung keine oder zu wenige Mitglieder

für die Disziplinarkoaai. .. ion oder entsprechen die von der zuständigen

Dienstnehaervertretung bestellten Kitgl1eder Dicht den Bestiuungen dieses

Landesgesetzes , so hat die Landesregierung die erforderlichen Mitglieder
selbst zu bestellen.

I 121

ftitgliedschaft zur DisziplinarkoaaissioD

(1) Zu Mitgliedern der Disziplinarkoaaission dürfen nur Beamte des Dienst-

standes bestellt werden, gegen die kein Disziplinarverfahren anhängig ist.

(2) Der Beaate hat der Bestellung zu. Mitglied der DisziplinarkoJlJlission
Folge zu leisten.

(3) Die Mitgliedschaft zur DisziplinarkollJli.ssion ruht VOll ZeitPUnkt der

Einleitung eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen rechtskräftigem Ab-

schluß, während der Zeit der (vorläufigen) Suspendierung, der AuBerdienst-

stellung, der Erteilung eines Urlaubes von .ehr als drei Monaten und der

Ableistung des Präsenzdienstes oder des Zivildienstes.

(4) Die Kitgliedschaft zur Diszip11narkoaaiasion endet ait deli Ablauf der

Bestellungsdauer, ait der rechtskräftigen Verhängung einer

Disziplinaratrafe sowie ait du Ausscheiden aus de. Dienstatand.

(5) I. Bedarfsfalle ist die Diaziplinarkolllli.ssioD durch Keubestellung von

Itoaaissionsaitqliedern für den Rest der I"\mkUonadauer zu erqänzen.

(6) Alle zur lütwirkung ia Disziplinarverfahren berufenen Personen haben

bei Ausübung ihre.hte.-,strenge~GeWi •• enhaftigkeit, .Unparteilichkeit.und
Verschwiegenheit zu beobachten.
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§ 122
DiszipliDarsenate

(1) Die Disziplinarkoaaission entscheidet in Senaten, die aus dea Vorsit-

zenden der Ito_ission oder eine. seiner Stellvertreter als Senatsvorsit-

zenden \m4 vier weiteren llitgliedern zu bestehen haben. AUSerdea Senats-

vorsitzenden aus llindestena ein weiteres llit.qlied rechtskundi.g sein. Jedes

Itoaai.sionaaitglied darf aehreren Senaten angehören.

(2) Ein lütglied des Senates aUS von der zuständigen Dienstnelulervertretung

oder qeaä8 I 120 Abs. 4 bestellt worden sein.

(3) Die Landesregierung hat für die Dauer der Funktionsperiode der

Disziplinarkoaaission die Senate zusaaaenzusetzen und die Geschäfte auf die

Senate zu verteilen. Zugleich ist für jeden Senat der Vorsitzende, sein

Stellvertreter und die Reihenfolge zu bestiaaen, in der die übrigen Koaais-

.1onsaitglieder bei Verhinderung eines Senatsaitgliedes in den Senat ein-

treten.

(4)Der Senat hat ait Stiaaenaehrbeit zu entscheiden. Die

Disziplinarstrafe der Entlassung darf nur einstiaaig verhängt werden. Eine

Stiaaenthaltung ist unzulässig. Der Vorsitzende gibt seine Stiaae zuletzt

ab.

I 123
DiszipliDaroberkoaais sion

(1) Die Disziplinaroberkoaai.ssion bestebtaus fünf lütgliedern:

1. einea recbtskundigen Landesbeuten als Vors1t.zendea;

2. einea rechtakundigen Landesbeaaten als Stellvertreter des Vorsitzenden

und ein .. weiteren Landesbeaaten;

3. zwei weiteren Landesbeuten .

(2) Die lütglieder der Disziplinaroberkoaaission sind auf die Dauer von

fünf Jahren ZU bestellen.
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(3) Oie Bestellung obliegt:

1. hinsichtlich der Mitglieder nach Abs. 1 Z. 1 und 2: der Landesregie-
rungi

2. hinsichtlich der Mitglieder nach Abs. 1 Z. 3: der zuständigen Dienst-
nehaervertretung.

(4) Für die llit9lieder der Disziplinaroberko_ission sind ErsatZllitglieder

zu bestellen. Für die Bestellung qilt Abs. 3.

(5) I 120 Abs. 4 und I 121 gelten sinngeaäß.

(6) Oie DisziplinaroberkollJlission hat ait StiaelUlehrheit zu entscheiden.

Die Diaziplinarstrafe der Entlassung darf nur einstiJmig verhängt werden.

Eine StiaJlenenthaltung ist unzulässig . Der Vorsitzende gibt seine StillJlle
zuletzt ab.

§ 124

Disziplinaranwalt

(1) Zur Vertretung der dienstlichen Interessen ia Disziplinarverfahren ist

für die Dauer der Funktionsperiode der Disziplinarkoaaission aus dem Kreis

der definitiven rechtskundigen Landesbeuten ein Disziplinaranwalt sowie
ein Stellvertreter zu bestellen.

(2) Auf den Disziplinaranwalt ist I 121 sinngemäß anzuwenden.

(3) Der Disziplinaranwalt

Oisziplinarbehörde zu hören.

ist vor jeder BeschluBfassung der

(4) DelI Oisziplinaranwalt wird geaäS Art. 131 Abs. 2 B-VGdas Recht einge-

räuat, gegen Entscheidungen der Oiaziplinaroberkoaiasion Beschwerde an .den
Verwaltungsgerichtshof zu erheben.
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§ 125
Anwendunq des Allgeaeinen Verwaltungsverfahrensgeset%es 1991

und des Zustellgeset%es i. Dis%iplinarverfahren

Soweit in diesem Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Dis-
ziplinarverfahren
1. das Allgeaeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 ait Ausnahme der §§ 2,

3, 4, 12, 42 Ahs. 1 und Ahs. 2, 44, 51, 57, 63 Ahs. 1 und Ahs. 5 erster
Satz zweiter Halbsatz, 64 Ahs. 2, 64a, 67a bis 67g, 68 Ahs. 2 und
Ahs. 3, 75, 76, 77, 78, 79, 79a und 80 sowie

'2. das 'Zustellgesetz ,(ZuStellG) anzuwenden.

§ 126
Parteien

Parteien im Disziplinarverfahren
Disziplinaranwalt.

sind der Beschuldigte und der

§ 127
Verteidiger

(1) Der Beschuldigte kann sich selbst verteidigen oder durch einen Rechts-
anwalt, einen Verteidiger in Strafsachen oder einen Beamten verteidigen
lassen.

(3) Abgesehen von deli ia Ahs. 2 genannten Fall ist der Beamte zur Ubernahme
einer Verteidigung nicht verpflichtet. Er darf in keinem Fall eine Beloh-

(2) Auf Verlanqen des Beschuldigten ist ein Beaater des Dienststandes als
Verteidiger zu bestellen, wenn nicht zwingende dienstliche Gründe entgegen-
stehen. Ein Anspruch auf Bestellung eines bestiaaten Beaaten besteht nicht;
der Beschuldigte hat jedoch das Recht, einaal den von der Dienstbehörde be-
stellten Verteidiger bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, der geeignet
ist, die volle Unbefangenheit des Verteidigers in Zweifel zu ziehen, abzu-
lehnen.
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nung annehmen und hat gegenüber deli Beschuldigten nur Anspruch auf Vergü-
tung des ill Interesse der Verteidigung notwendigen und zweckDäBigen Auf-
wandes.

(4) Der Verteidiger ist über alle i.hD in dieser Eigenschaft zukollDenden
Mitteilungen zur Verschwiegenheit verpflichtet.

(5) (Verfa ••ung.be.tiaaung) Landesbeaate, die ait der Verteidigung betraut
werden, sind in Ausübung dieses Amtes selbständig und unabhängig.

(6) Die Bestellung eines Verteidigers schlieBt nicht aus, daB der Beschul-
digte im eigenen Nallen Erklärungen abgibt.

§ 128
Zustellungen

(1) Zustellungen an die Parteien haben zu eigenen Randen zu erfolgen.

(2) Sofern der Beschuldigte einen Verteidiger hat, sind säatliche Schrift-
stücke auch deli Verteidiger zu eigenen Randen zuzustellen. Ist der Vertei-
diger zustellungsbevollllächtigt, so treten die Rechtswirkungen der Zustel-
lung für den Beschuldigten ait deli Zeitpunkt der Zustellung an den Vertei-
diger ein.

I 129
Diaziplinaranzeige

Ergibt sich der begründete Verdacht einer Dienstpflichtverletzung, so ist
nach Durchführung der allenfalls zur vorläufigen Klarstellung des Sachver-
haltes erforderlichen Erhebungen Disziplinaranzeige an den Vorsitzenden der
Disziplinarkollllission zu erstatten, wenn eine Belehrung oder Eraahnung ait
Rücksicht auf die Art und Schwere der Verfehlung, auf die ait ihr verbun-
dene Gefährdung oder Schädigung öffentlicher Interessen, auf ihre Wiederho-
lung oder auf andere erschwerende Ullstände nicht ausreicht und auch eine
Disziplinarverfüqung (§ 146) nicht erlassen wird.
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§ 130
Selbstanzeige

(1) Jeder 8eaate hat das Recht, bei der Dienstbehörde schriftlich die Ein-
leitung eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst zu beantragen.

(2) Hat der Beaate Selbstanzeige erstattet, so ist nach I 129 vorzugehen.
Auf Verlangen des 8eaaten ist die Selbstanzeige unverzüglich dea Vorsit-

zenden der Diszip1inarkoaaission zu überaitteln.

(3) Der 8eaate kann die Selbstanzeige zurückziehen, solange das Diszipli-
narverfahren noch nicht eingeleitet ist (I 132). Die Zurückziehung
schlieSt die aatsweqige Einleitung eines Disziplinarverfahrens nicht aus.

1 131
suspeD4ierung

(1) Wird über den 8eamtendie Untersuchungshaft verhängt oder würdendurch
die 8elassung des 8eaaten iJa Dienst wegender Art der iJuI zur Last gelegten
Dienstpflichtverletzung das Ansehendes btes oder wesentliche Interessen
des Dienstes gefährdet, so ist die vorläufige Suspendierung zu verfügen.
Gegendie vorläufige SusPendierungist kein Rechtsaittel zulässig.

(2) Jede vorläufige Suspendierung ist unverzüglich der Disziplinarkom-

aission aitzuteilen, die über die SusPendierung zu entscheiden hat. Die
vorläufige Suspendierunq endet spätestens ait dea Tag dieser Entscheidung.
Ist jedoch ein Disziplinarverfahren bei der Disziplinarko.nss ion

(Disziplinaroberkoaaission) bereits anhängig, so hat diese bei Vorliegen
der 111Abs. 1 venannten Voraussetzungendie SuspeDdi.erungzu verfügen.

(3) Jede durch BeschlUS der Disziplinarkoaaission (Disziplinaroberkom-

aission) verfüqte Suspendierung hat die Kürzungdes Konatsbezuges des Be-

aaten - unter AusschlUSder Haushaltszulage - auf zwei Drittel für die Dau·
er der SuspeDdi.erung .zur' folge. Die Disziplinarkoaaission

(Disziplinaroberkoaaission) kann auf Antrag des 8e.. ten oder von bts wegen

die Kürzungveraindern oder aufheben, wennund soweit dies zur Aufrechter-
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haltung des notwendigen Lebensunterhaltes des Beamten und seiner Familien-

angehörigen, für die er sorgepflichtig ist, unbedingt erforderlich ist.

(4) Die SUlpendierung endet spätestens ait dea rechtskräftigen AbschlUß des

Disziplinarverfahrens. Fallen die Uastände, die für die SUSpendierung des

Beaaten aaBgebend gewesen sind, vorher weg, so ist die Suspendierung von

der Diaziplinarkoaai.ssion unverzüglich aufzuheben. Ist ein Disziplinar-

verfahren bei der Disziplinaroberkoaaission anhängig, so ist diese zur Auf-
hebung der SUSPendierung zuständig.

(5) Die Berufung gegen .eine. SusPendierung bzw• gegen .eine .Entscheidung -über

die Verainderung (Aufhebung) der Bezugskürzung hat keine aufschiebende Wir-

kungi über die Berufung hat die DisziplinaroberkollJlission ohne .ündliche
Verhandlung zu entscheiden.

(6) Wird die Bezugskürzung auf Antrag des Beaaten veraindert oder aufge-

hoben, so wird diese Verfügung ait dem Tage der Antragstellung wirksam.
- I

§ 132
Einleitung des Disziplinarverfahrens

(1) Der Vorsitzende der Disziplinarkoamission hat nach Einlangen der

Disziplinaranzeige und nach Anhörung des Disziplinaranwaltes unverzüglich

die Disziplinarkoaaiasion zur Entscheidung darüber einzuberufen, ob ein

Disziplinarverfahren einzuleiten ist. Notwendige lraittlungen sind von der

DiszipliDarkoaaission oder 1a Auftrag der Disziplinarkoaaiasion von der Ge-
schäftsstelle durchzuführen.

(2) Die Entscheidung der Disziplinarkoaaiaaion ist dea BeschUldigten, dem

Diaziplinaranwalt und dea Aat der Landesregierung zuzustellen. Gegen die

Einleitung des Disziplinarverfahrens iat kein Rechtaaittel zulissig.

(3) Ist der Sachverhalt - allenfalls nach Durchführung der notwendigen Er-

aittlungen - ausreichend geklärt, 80 kann die Disziplinarkoaaission anstatt

des Beschlusses auf Einleitung des Disziplinarverfahrens sofort den Be-
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schlu8 auf Durchführungder aündlichen Verhandlung (Verhandlungsbeschlu8)

fassen.

(4)Kout -die DiszipliDarbehörde zur'lnsicht,da8 "-eine--v~nAIIts wegen zu
verfolgende gerichtlich oder verwaltungsbehördlich strafbare Handlungvor-
liegt, so hat sie der zuständigen Staatsanwaltschaft bzw. der zuständigen
VerwaltungsbehördeStrafanzeige zu eratatten, falls eine solche nicht be-

reits von anderer Stelle erstattet wurde.

(5) Bis ZWI Abschluß des gerichUichen oder verwaltungsbehördlichen Straf-
verfahr~ ist ein Disziplinarverfahren nicht einzuleiten bzw. ein einge-

leitetes Disziplinarverfahren zu unterbrechen.

§ 133
Einstellung des Disziplinarverfahrens

(1) Das Disziplinarverfahren ist ait Bescheid einzustellen, wenn sich noch

vor der aündlichen Verhand1ungherausstellt, da8
1. der Beschuldigte die iha zur Last gelegte Dienstpflichtverletzung nicht

begangen hat oder Uastände vorliegen, die die Strafbarkeit ausschlie8en

oder
2. die des Beschuldigten zur Last gelegte Tat nicht erwiesen werden kann

oder keine Dienstpflichtverletzung darstellt oder
3. Uastände vorliegen, die die Verfolgung ausschlieSen oder
4. die Schuld des Beschuldigten gering ist, die Tat keine oder nur unbedeu-

tende rolgen nach sich gezogen hat und überdies eine Bestrafung nicht
geboten ist, ua den Beschuldigten von der Verletzung der Dienstpflichten
abzuhalten oder der Verletzung von Dienstpflichten durch andere Beaate

entgegenzuwirken.

(2) Das Disziplinarverfahren gilt als eingestellt, wenn das öffentlich-

rechtliche Dienstverhältnis des Beschuldigten endet.
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§ 134
VerhandlungsbeschluB und .ündliche Verhandlung

(1) Ist nach Durchführung der notwendigen Eraittlungen der Sachverhalt aus-
reichend geklärt und liegt kein Grund für eine Einstellung des Disziplinar-
verfahrens vor, so hat die Disziplinarko .. ission den BeschluBauf Durchfüh-
rung der aüDdlichen Verhandlung (VerhandlungsbeschluB) zu fassen. Zur aünd-
lichen Verhandlung sind die Parteien sowie die in Betracht kouenden Zeugen
und Sachventineügen zu laden. Sie ist so anzuberauaen, daS zwischen ihr

und der ZUstellung des Beschlusses ein Zeitraua von aindestens zwei Wochen
liegt.

(2) Ia VerhandlungsbeschluB sind die Anschuldigun9spunkte bestiJmt anzufüh-
ren; weiters ist dem Beschuldigten ia VerhandlungsbeschluBdie Zusammenset-
zung des Senates bekanntzugeben. Der Beschuldigte hat das Recht, binnen
einer Wochenach Zustellung des Verhandlungsbeschlusses ein Mitglied des
Senates ohne Angabevon Gründenabzulehnen. Auf Verlangen des BeschUldigten
dürfen bei der aündlichen Verhandlungbis zu drei Landesbeaate als Vertrau-
enspersonen anwesend sein. Die aündliche Verhandlung ist ansonsten nicht
öffentlich. Erscheint der Beschuldigte trotz ordnungsgeaäB zugestellter
Ladung unentschuldigt nicht zur .ündlichen Verhandlung, so kann diese in
seiner Abwesenheit durchgeführt werden.

(3) Gegen den VerhandlungsbeschluB ist kein ordentliches Rechtsaittel' zu-
lässig.

(4) Die Beratungen und Abstiaaungen des Senates sind vertraulich.

(5) Die aüncUiche Verhandlung bat ait der Verlesung des Verhandlungsbe-
schlusse. zu beginnen. Sodannist der Beschuldigte zu vernehaen.

(6) Bach der Vernehaung des Beschuldigten sind die Beweise in der vo. Vor-
sitzenden bestilulten Reiheniol;e aufzunehaen. Ober die Berücksichtigung
von Beweisanträgen der Parteien bat der Vonitzende zu entscheiden; die üb-

rigen Mitglieder des Senate. haben jedoch das Recht, eine BeschluBfassung

des Senates über die Berücksichtigung der Beweisanträge zu verlangen. Ge-



226

gen die Entscheidung des Vorsitzenden und die des Senates ist kein abgeson-

dertes Rechts.ittel zulässig.

(7) Der .Beschuldigte darf zur Beantwortung der an ihn gestellten Fragen

nicht gezwungen werden.

(8) .ach Abschluß des Beweisverfahrens ist dea Disziplinaranwalt das Wort

ZU erteilen. Der Disziplinaranwalt bat .b1erauf die Ergebnisse der Beweis-

führung zusauenzufassen sowie seine Anträge zu stellen und zu begründen.

(9) Nach du Disziplinaranwalt ist de. Beschuldigten das Wort zu erteilen.

~indet der Disziplinaranwalt hierauf etwas zu erwidern, so hat der Beschul-

digte jedenfalls das SchluBwort.

(10) Nach SchluB der .ündlichen Verhandlung hat sich der Senat zur Beratung

zurückzuziehen.

(11) Unaittelbar nach dem BescbluB des Senates ist das Erkenntnis samt den

wesentlichen Gründen .ündlich zu verkünden.

(12) Ober die aündliche Verhandlung ist eine vom Vorsitzenden und vom

Schriftführer zu unterfertigende Verhandlungsschrift aufzunehmen. Oie Auf-

nahae der Verhandlungsschrift in Kurzschrift oder auf Schallträger ist zu-

lässig. Der wesentliche Inhalt einer in Kurzschrift oder auf Schallträger

aufgeno_enen Verhandlungsschrift ist· spätestens bis zua Zeitpunkt der Zu-

stellung der schrifUichen Ausfertigung des Disziplinarerkenntnisses in

Vollschrift zu übertragen. Der Schalltriger ist bis aindestens vier Wochen

nach rechtskräftigea AbscblUS des Disziplinarverfahrens aufzubewahren. Ein-

wendungen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der Ver-

bandlungsschrift können innerhalb von nei Wochen nach ZUstellung des

DisziplinarerkenntDisses erhoben werden. Auf die VerhaDdlunqSlSchrift ist

.I 14 Abs. 3 und 5 AVGnicht anzuwenden.

(13) Über die Beratungen des Senates ist ein vo. Vorsitzenden und vom

Schriftführer zu unterfertigendes Beratungsprotokollaufzunehaen.

---_. ---_._.
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§ 135
Unterbrechung oder Vertagung bzw.

Wiederholungder .ündlichen Verhandlung

Der Vorsitzende ist berechtigt, bei Vorliegen besonderer Gründe die .ünd-
liche Verhandlung zu unterbrechen oder zu vertagen. Wurdedie Verhandlung
vertagt, ao hat der Vorsitzende bei der Wiederaufnahae der Verhandlung die
wesentlichen Vorgängeder vertagten VerhancUungnach dea Protokoll und den
aonst zu berücksichtigenden Akten .ündlich vorzutragen. Die Verhandlung ist
jedoch zu wiederholen, wenn aich die Zus.aaensetzung des Senates geändert
hat oder aeit der Vertagung .ehr als drei Monateverstrichen sind.

I 136
Disziplinarertenntnis

(l) Die Disziplinarbehörde hat
Disziplinarerkenntnis nur auf das
lichen Verhandlungvorgekoaaen ist.

bei der BeschlUSfassung über das
Rücksicht zu nehJIen, was in der aünd-

(2) Das Disziplinarerkenntnis hat auf Schuldspruch oder Freispruch zu lau-

ten und iJI Falle eines Schuldspruches die Strafe festzusetzen. Wird die
verhängte DisZiplinarstrafe bedingt nachgesehen (§ 137), so ist auch dies
ia Disziplinarerkenntnis auszusprechen;

(3) Eine achriftliche Ausfertigung des Disziplinarerkenntnisses ist demAmt

der Landesregierung und den Parteien längstens innerhalb von zwei Wochen
zuzustellen.
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§ 137
Bedingte Strafnachsicht

(1) Die --Disziplinarbehörde .kann den Vollzug einer verhängten Geldstrafe
unter Bestiaaung einer Bewährungsfrist von llindestens einem und höchstens
drei Jahren bedi ngt nachsehen, wenn dadurch dienstliche Interessen nicht
beeinträchtigt. werden UD4 nach den Uaständen des I'alles angeno_en werden
kann, daS die bloSe Androhung des Strafvollzuges ausreichen wird, WI den
8eaaten von weiteren Dienstpflichtverletzungen abzuhalten.

(2) Die Bewährungsfrist beginnt ait der Rechtskraft des Disziplinarerkennt-
Disses. Wird gegen den Beamten innerhalb der Bewährungsfrist neuerlich ein
Disziplinarverfahren eingeleitet, so verlängert sich die Bewährungsfrist
bis ZWi rechtskräftigen Abschluß des Disziplinarverfahrens.

Aufgrund einer vom Beschuldigten erhobenen Berufung darf
Disziplinarerkenntnis nicht zu seinen Ungunsten abgeändert werden.

das

(3) Wird über den Beamten wegen einer innerhalb der Bewährungsfrist began-
genen Dienstpflichtverletzung neuerlich eine DisZiplinarstrafe verhängt und
lautet diese nicht auf Entlassung, so ist die bedingt nachgesehene Strafe
zu vollziehen.

, 138
Berufung d... Beschuldigten

I 139
Verfahren vor d.er DiszipliDarobarkoaaission

(1) Auf das Verfahren vor der Disz.iplinaroberkoaaission sind die Vor-
achri.ften über das Verfahren vor der Disz.iplinarkoaaission sinngemäB anzu-
wenden, soweit in diesem Landesgesetz nichts anderes bestiaat ist.

(2) Von der Durchführung einer .ündlichen Verhandlung vor der
Disz.iplinaroberkollJli.ssionkann Abstand genollJlenwerden, wenn der Sachver-

-----------------------
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halt nach der Aktenlage hinreichend geklärt ist und die Parteien nicht aus-

drücklich in der Berufung die Durchführung einer aündlichen Verhandlung be-
antragt haben.

(3) Ungeachtet eines Parteienantrages kann die Disziplinaroberkollllission
von einer aündlichen Verhandlung absehen,

1. wenn die BerufWlg zurückzuweisen oder

2. die Angelegenheit an die erste Instanz zu verweisen oder

3. ausschließlich über eine Berufung gegen die Auferlegung eines Kostener-
satzes

zu entscheiden ist.

(4) Ein VerhandlungsbeschluB der Disziplinaroberkollllission ist nicht erfor-

derlich. Die Anberawaung der aündlichen Verhandlung obliegt dem Vorsit-
zenden der Diszipl1naroberkoamission.

I 140
Außerordentliche aechtsaitte1

(1) Vor der Entscheidung über die Wiederaufnahae des Verfahrens oder die

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sind die Parteien zu hören.

(2) I 69 Abs. 2 und 3AVG istait der !!aBgabe anzuwenden, daS die aitdrei

Jahren festgesetzten Fristen ia Disziplinarverfahren zehn Jahre betragen.

(3) Die Wiederaufnahae eines Verfahrens zwa Hachteil des Beschuldigten ist

nur innerhalb der ia I 117 festgelegten Fristen Zulässig. Ia Falle der Wie-

deraufnahae des Verfahrens auf Antrag des Beschuldigten und ia Falle der

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand darf über den Beschuldigten keine

strengere als die bereits verhängte Strafe ausgesprochen werden.

(4) Hach du Tod des Beuten können auch Personen die Wiederaufnabae des

Verfahrens und die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragen, die

nach du bestraften Beaaten.einen Versorgungsanspruch nach dem O.ö...Lan-

desbeuten-pensionsgesetz, LGBl.Hr. 22/1966, besitzen. Hat das Erkenntnis
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auf Entla&&ung gelautet, so steht dieses Recht den Personen zu, die bei

Hichtvorliegen dieser Strafe einen Versorgungs anspruch besäBen.

(S) Durch die Verfügung der Wiederaufnahae des Verfahrens und die Bewilli-

qung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wird der frühere Bescheid

nicht aufgehoben.

I 141
Kosten

(1) Die Kosten des Verfahrens einschlieBlich der Reisegebühren und der Ge-

bühren für Zeugen, Sachverständige und DolJaetscher sind VOll Land zu tragen,

wenn

1. das Verfahren eingestellt wird oder

2. der Beaate freigesprochen wird oder

3. gegen den Beuten eine Disziplinarverfüqung erlassen wird.

(2) Wird über den Beaaten eine Disziplinarstrafe verhängt, so ist i.JIl Er-

kenntnis auszusprechen, ob und inwieweit er Ili.t Rücksicht auf den von ihm

verursachten Verfahrensaufwand, seine persönlichen Verhältnisse und seine

wi.rtschaftliche Leistungsfähigkeit die Kosten des Verfahrens zu ersetzen

bat. Die aus der Beiziehung eines Verteidigers erwachsenden Kosten hat in

allen Fällen der Beaate zu tragen.

I 142
IateDbevillivunq I VerweadUD9der Strafgelder

(1) Der Vorsitzende der Diazipl1narkoais.ion kann auf Antrag des Be-

straften die lbatattunq einer Geldstrafe in höchstens 36 Konatsraten bewil-

~igen. Hiebei ist auf die persönlichen Verhältnisse und die wirtschaftliche

Leistungsfähigkeit des Beuten Bedacht zu neMen.

(2) Gegen die Entscheidung des Vorsitzenden ist kein ordentliches Rechts-

aittel zulässig.
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(3) Die eingegangenen Strafgelder flieBen dem Land zu und sind für Zwecke

der Krankenfürsorge für Landesbeamte zu verwenden.

§ 143

IlitteUv.ngell an die Öffentlichkeit

(1) Mitteilungen an die Öffentlichkeit über den Inhalt der aünd1ichen Ver-
handlung sind untersagt.

(2) Der BeUlte, auf den sich das Disziplinarverfahren bezogen hat, und des-

sen Hinterbliebene dürfen den Inhalt eines rechtskräftigen DisZiplinarer-

kenntnisses insoweit veröffentlichen, als eine Bolche Veröffentlichung von

der Disziplinarkoaaission im Spruch des Disziplinarerkenntnisses nicht des-

halb ausgeschlossen wird, weil er der Verschwiegenheitspflicht unterlieqt.

(3) Abs.2 gilt sinnqeaäB für rechtskräftige Entscheidungen, ait denen die

Einleitung eines Disziplinarverfahrens abgelehnt oder das Disziplinar-
verfahren eingestellt wurde.

§ 144

Vollzug des Disziplinarerkenntnisses

(1) Rechtskräftiqe Disziplinarerkenntnisse sind von der Dienstbehörde zu

vollziehen, sofern die verhänqte Disziplinarstrafe nicht bedingt nachgese-
hen wurde.

(2) Die Geldstrafen und GeldbuBen sind erforderlichenfalls hereinzubringen:

1. beill Beaaten des Dienststandes durch Abzug vo. Honatsqehalt und

2. beill Beuten des Ruhestandes durch Abzug vo. Ruhebezug•

(3) Disziplinarstrafen sind in den Standesausweis einzutragen.

(4) Ia Falle des Ablebens des Beaaten oder des Austrittes aus dea--Dienst-

verhältnis erlischt die Vollziehbarkeit der Disziplinarstrafe.
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§ 145

Löschungder DiszipliDarstrafen ia Standesausweis

Die ia Standesausweis eingetragenen Disziplinarstrafen sind von der Dienst-
behörde zu löschen, wennder Beaate innerhalb von drei Jahren nach Rechts-
kraft des Diaziplinarerkenntnisses keine von der Disziplinarko_ission zu
ahndende Dienstpflichtverletzunq begangen bat und die verhängte
Disziplinaratrafe - sofern sie nicht bedingt nachgesehen wurde - verbüBt

ist.

I 146
DisziplinarverfüguDg

(1) Hat der Beaate vor dea Dienstvorqesetzten oder vor der Dienstbehörde
e.ine Dienstpflichtverletzung qestanden, so kann die Dienstbehörde hinsicht-
lich dieser Dienstpfl1chtverletzung ohne weiteres Verfahren durch Bescheid
eine Disziplinarverfiiqung erlassen. Die Disziplinarverfüqung ist auch deli

Disziplinaranwalt zuzustellen.

(2) In der Disziplinarverfüqung darf nur der Verweis ausgesprochen oder
eine GeldbuSebis zur }fähevon 10 % des Monatsbezuges- unter Ausschluß der
Haushalts zulage - , auf den der Beute 111 Zeitpunkt der Erlassung der

Disziplinarverfüqung Anspruchhat, verhängt werden.

I 147
Eiupruch

Der Beschuldigte und der D1sziplinaranwalt können qeqen die

DisziplinarverfüguDg imlerbalb von zwei Wochennach ZUstellung Einspruch
erheben. Der rechtzeitige EinsPruch setzt die Disziplinarverfüqung aUSer

Kraft; die Diaziplinarkoaai.ssion hat zu entscheiden, ob ein Verfahren ein-

zuleiten ist.
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§ 148

DiszipliDäre Verantwortlichkeit
der Beaaten des Ruhestandes

Beaate des Ruhestandes sind wegeneiner ia Dienststand begangenen Dienst-
Pflichtverletzung oder wegengröblicher Verletzung der ihnen ia Ruhestand
obliegenden Verpflichtungen zur Verantwortungzu ziehen.

I 149
Disziplinarstrafen für B•• ate des Ruh.standes

Disziplinarstrafen für Beaate des Ruhestandes sind
1. der Verweis,

2. die Geldstrafe bis zur Höhe von fünf Ruhebezügenunter AusschluB der
HaushaltsZulage und des Pflegegeldes,

3. der Verlust .ller aus du Dienstverhältnis flieSenden Rechte und Ansprü-
che.

I 150
GIladenrecht

Der Landesregierung steht das Recht zu, von den Disziplinarbehörden rechts-
kräftig verhängte Disziplinarstrafen zu erlassen oder zu aildern, deren
Rechtafolgen nachzusehen sowie. anzuordnen, daS ein Disziplinarverfahren
nicht eingeleitet oder ein eingeleitetes Disziplinarverfahren wieder einge-
stellt wird.
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14. ABSCHNITT
SchlUS- und Öberganglbesti_ungen

I 151

(1) Soweit in diese. Landesgesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird,
sind diese in der jeweils geltenden fassung anzuwenden. Wird in anderen
landesgesetzlichen Vorschriften auf Bestt.aungen verwiesen, die durch
dieses Landesgesetz geregelt. werden, so sind diese Hinweise auf die ent-
sprechenden Deuen Bestiaaungen zu beziehen.

(2) Soweit in diese. Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind
diese in folgender Fassung anzuwenden:
- Allgeaeines Hochschul-Studiengesetz, BGB1.Kr. 177/1966, zuletzt geändert

durch das Bundesgesetz BGB1.Kr. 341/1993;
- Allgeaeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBl.Kr. 51/1991, zu-

letzt geändert durch des Bundesgesetz BGB1.Kr. 866/1992;
- lrztegesetz 1984, BGBl.Nr. 373, in der FassWlg der KundlIlachWlgBGBl.Nr.

851/1992;
- Beuten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, BGBl.Nr. 200/1967, zu-

letzt geändert durch das BWldesgesetz BGB1.Nr. 110/1993;
- Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl.Nr. 22/1970, zuletzt geändert durch

das Bundesgesetz BGB1.Kr. 111/1993;
- Berufsausbildungsgesetz BGB1.Nr. 142/1969, zuletzt geändert durch das

Bundesgesetz BGB1.Kr. 23/1993;
- Faailienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.Kr. 376, zuletzt geändert durch

das Bundesgesetz &GB1.Kr. 246/1993;
- Gewerbeordnung 1973, &GB1.Kr. 50/1974, zuletzt geändert durch das BWldes-

gesetz BGB1.Kr. 29/1993;
- Heeresversorgungsgesetz, BGBl.Nr. 27/1964, zuletzt qeändert durch das

.Bundesgesetz &GB1.Kr. 110/1993;
- Kriegsopfervenorqunqsgesetz 1957, BGBl.Kr. 152, zuletzt qeändert durch

das Bundesgesetz BGB1.Kr. 110/1993;

"

('
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- Landeslehrer-Oienstrechtsgesetz 1964 BGBl.Nr. 302, zuletzt geändert durch
das BundesgesetzBGBl.Nr. 519/1993;

- Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer-Oienstrechtsgesetz, BGBl.Nr.
296/1985, zuletzt geändert durch das BundesqesetZBGBl.Nr. 873/1992;

- Mutterschutzgesetz 1979, &GBl.Kr. 221, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz &GBI.Kr. 833/1992;

- Opferfürsorgegesetz, BGBI.Kr. 183/1947, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz &GBI.llr. 335/1993;

- Reisegebührenvorschrift 1955, BGBI.Kr. 133, Zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz &GBI.Kr. 518/1993;

- Schulpflichtgesetz 1985, &GBl.Kr. 76 zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl.Kr. 456/1992;

- Strafgesetzbuch, &GBI.llr. 60/1976, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz &GBI.Kr. 628/1991;

- StrafprozeBordnung 1975, &GBI.llr. 631/1975, Zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBI.Kr. 526/1993;

- Stwüenberechtigungsgesetz, BGBI.Kr. 292/1985, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl.Kr. 624/1991;

- Zustellgesetz, &GBl.Kr. 200/1982, Zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
&GBl.Kr. 357/1990.

1 152
Vollziehunq

(1) Die Vollziehung dieses Landesgesetzes obliegt - unbeschadet der Zustän-
digkeit weisungs freier Verwaltungsbehörden und Organe - der Landesregie-
rung, soweit nicht ia Bereich des inneren Dienstes (insbesondere der 1I 16,
46 bis 52, 54, 56, 57 Ibs. 2 und 3, 60 bis 62, 64 Abs. 2 zweiter und
dritter Satz sowie Abs. 3 und 4, 66, 68, 76 Abs. 1, 89 bis 93, 94 Abs. 2
Z. I, 129, 130 und 131 Abs. 1 und 2 erster und zweiter Satz beiJI bt der
LaDde sregierung , bei den Bezirkabaupt·.nnschaften und den Aqrarbezirksbe-
hörden) die Zuständigkeit dei LandelbaUPtaannes (Landesaatsdirektors ) gege-
ben ist.
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(2) Dienstbehörde ist unbeschadet der Zuständigkeit weisungsfreier Verwal-
tungsbehörden und des Landeshauptaannes (Landesamtsdirektors) die Landesre-
gierung.

§ 153
Ubel'9'aIlqsbesU-UI1qeJ1

(1) Die Priifungsko_issionen, die Diszipllnarkoaission, die
Diszip1inaroberko-.ission, die Dienstbeurteilungsko_ission und die Dienst-
beurteilungsoberkoaaission, die nach den bisher geltenden Rechtsvor-
schriften bestellt wurden, gelten als Koamissionen nach diesem Gesetz für
den Rest ihrer Funktionsperiode weiter.

~..

(2) I 65 Abs.2 Z. 1 gilt für Überstunden, die nach Ablauf des
31. Dezeaber 1994 geleistet werden. E'ür Überstunden, die in der Zeit von
1. Jänner 1993 bis ZWI 31. DezHber 1994 geleistet werden, gilt I 65 Abs. 2
Z. 1 ait der Abweichung, daS sie im Verhältnis 1 : 1,25 in Freizeit auszu-
gleichen sind. Überstunden, die vor dem 1. Jänner 1993 geleistet wurden,
sind abweichend von § 6S Abs. 2 entweder im Verhältnis 1 : 1 in Freizeit
auszugleichen oder nach besoldungsrechtlichen Vorschriften abzugelten.

(3) Die nach , 4 des Gesetzes über die Dienstausbildung und Fortbildung so-
wie über die Dienstprüfung von Landesbediensteten, LGBl.Rr. 80/1978 i.d.F.
LGBl.Rr. 48/1992, erlassenen Verordnungen gelten als Verordnungen nach
diesem Landesgesetz weiter.

(4) Dienstprüfungen, die aufgrund der bis ZWI InJtrafttreten dieses Landes-
gesetzes geltenden Recht.slage abgelegt wurden, gelten als Dienstprüfungen
nach diesem Landesgesetz.

(5) 1. bt.stitel aufgrund der bis ZWI Inkrafttreten dieses Landesgesetzes
geltenden Rechtslage können solange weitergefOhrt werden, bis sich
aufgrund einer Beförderung oder Überstellung ein neuer Aatstitel er-
gibt.
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2. Der Beallte hat jedoch das Recht, anstelle des ADltstitels im Sinne

der Z. 1 den nach diesem Landesgesetz oder aufgrund dieses Landesge-

setzes erlassener Verordnungen vorgesehenen Aatstitel zu führen.

I 154

%Dkrafttreten

(1) Dieses Landesgesetz tritt ait dea auf die Kundaachung ia Landesgesetz-

blatt für Oberästerreich folgenden !tonatsersten in Kraft; die I§ 71 bis 81
des 7. Abschnittes treten ait 1. Jänner 1994 in Kraft.

(2) Verordnungen zu diesem -Landesgesetz können bereits ab dem auf seine

Kundllachung folgenden Tag erlassen werden. Sie treten jedoch frühestens

gleichzeitig ait dieseJI Landesgesetz in Kraft. Ia Laufe des Jahres 1994

können Verordnungen rückwirkend ait deli Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Landesgesetzes in Kraft gesetzt werden.

(3) § 5 Abs. 2 und 3, § 14 Abs. 1 Z. 7, zweiter Halbsatz und Abs. 2, § 28

und I 96 treten mit Inkrafttreten des AbkoDliensüber den Europäischen Wirt-

schaftsraum in Kraft, sofern dieser Zeitpunkt nach deli im Abs. 1 bezeich-
neten Zeitpunkt liegt.

(4) Mit dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes treten aUSer Kraft:•
1. das Landesbeaatengesetz, LGBl.Kr. 27/1954, zuletzt geändert durch das

Landesgesetz LGBl.Kr. 63/1993, ausgeno.. en
a) der § 2 Abs. 2,

b) das Gehaltsgesetz 1956, &GBl.Kr. 54, soweit es als landesgesetzliche

Vorschrift für Landesheaate in Geltung steht, Zuletzt geändert durch

die 29. Ergänzung zu. Landesbeutengesetz, LGBl.Kr. 63/1993, und

c) U 1 bis 3 und 9 des Überbrückungshilfegesetzes, BaBl.Kr. 174/1963,

soweit es all landesgesetzliche Vorschrift für Landesbeute in Gel-I

tunq steht, zuletzt geändert durch die 10. Ergänzung ZWI Landesbe-
utengesetz, LGBl.Kr. 48/1964;
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2. das Gesetz über die Dienstausbildung und 'Fortbildung sowie über die
Dienstprüfungen von Landesbediensteten, LGB1.Nr. 80/1978, zuletzt geän-
dert durch das Landesgesetz LGB1.Hr. 48/1992;

3. "die Landesdienstzweigeverordnung, LGB1.Hr,. 41/1967, zuletzt geändert
durch das Landesgesetz LGB1.Hr. 36/1989.

(5) Die aufgrund der bis zua Inkrafttreten dieses Landesgesetzes geltenden
landesgesetzlichen Vorschriften ergangenen Bescheide werden durch dieses
Landesgesetz nicht berührt.


